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Vorwort 



„Förderang der materiellen Interessent^ das war unstreitig 

eine der Hauptaufgaben der Regierung Napoleons III., 
und eben so eines der Hauptmittel, auf das dieselbe ihr 
Ansehen stützte. 

Wer die Enfwickelung Frankreichs in den letzten 
20 Jahren unbefangen betrachtet, kann denn auch nicht 
bestreiten, du» es der kaiserlichen Regierung gelungen, 
dieselbe zu einer in materieller Beziebuug günstigen zu 
gestalten. Insbesondere für die Landwirtlischai't hat Napo- 
leon's Regierung viel, sehr viel gethan und zum Theil i*echt 
erhebliclie Erfolge erzielt; übrigens dail' man, um nicht 
ungerecht zu sein, nicht verkennen, dass bereits unter 
der Regierung Louis Philipps und frtüier die Keime zu 
dieser glücklichen Rntwickelung gelegt worden waren und 
die kaiserliche Regierung es nur besser verstand, durch 
äussere Mittel, wie theilweise Einführung des Freihandels, 
Einrichtung von Konkursen und Ansstellnngen mit hohen 
Prämien, geräuschvolle Anbahnung von Meliorationen, 
Errichtung von kaiserlichen Musterwirthschaften, Ver- 
besserung der Wege etc., der Landwirthschaft einen mehr 
in die Augen fallenden Impuls zu geben, « 
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Trotz aller dieser Bemühungen bildete sich eine so- 
genannte landwirthschaftliche Krisis aus, es erhoben sich 
zahlreiche Klagen und Wünsche, wie dies ja bekanntlich 
fast gleichzeitig auch in Deutschland der Fall war. Ohne 
uns hier Ober die Bedeutung und die Begründung jener 
überall gehörten Klagen näher auszusprechen, konstatiren 
wir nur, dass die veränderte Lage der Landwirthschaft 
aus den durch Eisenbahnen, Handelsverträge etc. durch- 
aus veränderten wirthschattliclien Verhältnissen hervor 
ging und naturgemäss, bis eine veränderte Wirthschafbs- 
weise denselben gerecht geworden, der Landwirthschaft 
schwierige Aufgaben stellte, die zu jenen Klagen Ver- 
anlassung gaben. Die kaiserliche Regierung beeilte sich, 
vielleicht nicht ohne den Hintei-gedanken, sich selbst eine 
Verherrlichung zu bereiten, eine grossartige Untersuchung 
aller auf die Landwirthschaft bezüglichen Verhältnisse 
anzuordnen "und zur Ausführung zu bringen, wobei ein 
möglichst grosser Apparat zur Anwendung kam und höchst 
bedeutende Geldmittel aufgewendet wurden. 

Das Ergebniss der Enquete wurde behufs der Be- 
rathung durch eine General - Kommission (Commission 
sup^rieure) in einem in Rücksicht auf- das vorliegende 
gewaltige Material verhaltnissmässig kurzen Berichte zu- 
sammengefasst, der den Gegenstand der nachfolgenden 
Bearbeitung bildet« 

Von der Erwägung geleitet, dass dieser Bericht ein 
höchst schätzbares Material enthalte, welches auch bei 
dem Studium der diesseitigen landwirthschafÜichen Ver- 
hältnisse einer eingehenden Beachtung werth erscheine, 
zumal viele der Klagen der Landwirthe diesseits und 
jenseits des Rheines auf gleiche oder ähnliche veran- 
lassende Ursachen zurückzuführen seien, stellte der Ge- 
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neral<* Sekretär des königlich preussisclieu Landes -Oeko- 
nomie-EoUegiums, Geheimer Regierongsrath v. Salviati, 

in der letzten Sitzungsperiode des genannten Kollegiums 
unter anderen den Antrag, bei dem Herrn Minister für 
die landwirthschaftlichen Angelegenheiten es za befür- 
worten, dass durch eine Unterstützung der erwähnte Be- 
richt in einer deutschen Bearbeitung dem landwirthschaft- 
liehen Publikum zugänglich gemacht werde. (Vergl. 
Aniialen der Landwirthschaft, Mouatsblatt 1870, April- 
Mai-Heft, S. 197 ff. u. S. 205). 

Auf die Empfehlung des Kollegiums hat denn auch 
der Herr Minister für die landwirthschattlicbon Angele- 
genheiten eine Unterstützung bewilligt, und ist der Un- 
terzeichnete in Gemeinschaft mit dem Rittergutsbesitzer 
Dr. Max Bauer und dem Dr. Wolfgau g Rawack 
beauftragt worden, den „Rapport ä son Exceilence Monsieur 
le Ministre Secr^taire d'Etat au d^partement de Fagricul- 
ture, du commerce et des travanx pu blies, par le direc- 
teur de Tagriculture, Gomnüssaire gönöral de Tlinqu^te'^ 
in deutscher Sprache zu bearbeiten. 

Die Bearbeitung, welche hiermit dem Publikum vor- 
gelegt wird, hat sich in d^r Hauptsache darauf beschränkt, 
eine möglichst getreue Uebersetzung mit Weglassung der 
ganz unwesentlichen Abschnitte zu liefern. Bei den 
mannigfachen Uugenauigkeiten und Flüchtigkeiten, die 
der Bericht enthält, bei dem offenbaren Streben, Alles in 
einem möglichst günstigen Lichte erscheinen zu lassen 
und besonders die kaiserliche Verwaltung in nach allen 
Seiten vorsorglicher Thätigkeit zu zeigen, legte den Be- 
arbeitern die Versuchung nahe, eine eingehende Kritik 
zu üben. Da eine solche Kritik indebseu bedeutende 
Vorstudien und eine mindestens gleich umfangreicJie 
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Ausführung, wie sie der Bericht selbst bietet, erforderte, 
so haben sich die Bearbeiter damit begnügt, in kurzen 
Noten die auffidlendsten Unrichtigkeiten zu berichtigen 
und auf analoge Verhältnisse bei uns hinzuweisen, viel- 
fach auch zum leichteren Verständniss die französischen 
Masse etc. in deutsche zu übersetzen. 

Im Anhange ist der Bericht des Ackerbauministors 
Louvet an den Kaiser (Rapport ä TEmpereur sur les 
travaux de la Gommission sup^rieure de Fenqudte agricole) 
mitgetheilt worden, ein Bericht, von dem man in der 
That sagen kann: „Viel Geschrei und wenig WoIle^S da 
er eigentlich Alles beim Alten zu lassen empfiehlt und 
fast keine fruchtbaren Schlüsse aus dem ungeheuren 
Material zieht, da« durch die Enqudte aufgehäuft worden 
ist. Die Enttäuschung ist auch in Frankreich eine ziemlich 
allgemeine, und wurde dem Missmutbe darüber in der 
unabhängigen französischen Presse sehr energisch Aus- 
druck gegeben. So äussert sieh Emile Jacquemin, 
Redakteur des Jomnals „La vie des Champs'' in genanntem 
Journal wie folgt: 

„Wunderbares Ding; dieser Bericht enthält keine 
Lösung. Ohne Zweifel werden Vir sie später haben. Er 
beginnt damit, sehr wichtige, in der Enquete erhobene 
Fragen bei Seite zu schieben, indem er erklart, dass sie 
bereits gelöst seien, oder dass sie binnen Kurzem gelöst 
werden würden, oder dass sie über die Kompetenz der 
Kommission hinausgingen. An Stelle der von den Land- 
wirthen ausgesprochenen Wünsche, die in den 40 Bänden 
Druckschriften der Enquete enthalten sind, welche letztere 
sich das grosse Publikum nur schwer zur Einsicht ver* 
schaffen kann, haben wir die Ansichten der Gommission 
superieure. — Beschränken wir uns darauf, zu konstatiren, 
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dass die Kommission der Regierung kerne Lösung vor- 
schlägt, dass sie vielmehr die grösste Rückhaitang in 
Bezug auf die von der Verwaltung zu ergreifenden Mass- 
regeln zeigt." 

Schärfer noch spricht sich der. Chefredakteur des 
Journal d^Agriculture pratique^S E. Lecouteux, in der 
Nummer des genannten Journals» vom 2. Juni aus. „Nach 
vier Jahren von Verhandlungen und eingehenden Unter- 
suchungen, heisst es daselbst, sei das Resultat, nämlich 
der Schlussbericht an den Kaiser, weiter Nichts, als eine 
Staatsschrift, die fast in jedem Punkte den Forderungen 
der Landwirthe ausvreiche oder entgegentrete. Sie sei 
eine grosse Negirung. Die Regierung antworte auf 
Alles: Non possumus. In der Kommission hätten Rück- 
sichten auf die Finanzen und auf die Industrie über^ 
wogen, sie sei voll von Achtung für die Tradition, für den 
Code Napoleon, für die Finanzverwaltung, für das Militär 
regime und habe sich übermässig konservativ und so 
furchtsam erwiesen, dass man glauben sollte, die I<age 

der Landwirthschaft lasse Nichts zu wünschen übrig. 

Man müsste sagen, dass viele Versprechungen nicht ge- 
halten seien. Es scheine, als ob der Minister der 

Ansicht huldige, das Budget sei eines der schönsten Mo- 
numente, der Nerv aller Reformen, in jeder Beziehung 
ein unantastbares Kleinod," 

Schliesslich sei noch bemerkt, dass die Kapitel IL, 
m. u. IV. von Dr. Bauer, Kapitel VI., VIL u. VIII. von 
Dr. Kawack, der Rest vom Unterzeichneten bearbeitet 
worden ist. 

Berlin, den 20. November 1870. 

Carl FiUy. 
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Bericht des Ministers für Ackerbau und Handel an den Kaiser über dii> 
Arbeiten der Commission superieure der Aclterbau- Enquete 287 



Einleitung. 



Herr Minister ! 

Um den Vorschriften des Artikels 9 der Verfügung v<Hn 
28. Marz 1866, durch welche die Enquete über den Zustand und 

die Bedürfnisse der liandwirthschaft angeordnet wurde, nachzu- 
kommen, liabe ich in meiner Eigens( liuft als Ueneral-Eomroissarius 
einen allgemeinen- ]3ericht über die Gesammtheit der von der Comr 
missian aupMevref von den Departements-Komroissionen und von der 
Verwaltung gesammelten Schrifltst6cke und Nachweisungen jeder Art 
zu erstatten. Diese Arbeit, welche ich hiermit die Ehre habe, Euer 
Excelienz zu unterbreiten, wird ausserdem die Fragen bezeichnen, 
welche aus der Enquete sich ergeben/) und fiber welche die Com* 
mÜM&n sttpirieure berufen sein wird zu berathen, Fragen, welche 
Euer Excellenz nach der kaiserlichen Verordnung vom 28. März 18(36 
endgültig festzustellen haben. 

Schon in einem vorläufigen Berichte, welchen ich am 7. März 
d* J. (1868) erstattete, hatte ich die Ehre, Euer Excellenz Rech- 
nung zu legen über das bisher Gescliohene. 

Obgleich jener Bericht nothwendiger Weise noch unvollständig 
war, so gestattete er doch zu erkennen, dass die Enquete Dank 
dem Geiste und der Ergebenheit der hervorragenden Männer, welchen 
die Sorge der Leitung der Arbeiten bei der Ausführung einei»- so 

*) Wir babon geglaubt, diese Fragen ubergeheo za dnrfen, zumal irir den 
inzwischen erschieneoen Bericht des Aekerbauministers am Sebloss als Anbang 
mittbeilen. Filly. 

1 
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umffiHsrndcii uiicl iiniliev-ilk'n Unternelmicns anvertraut worden war — 
überall mit solcher Unparteilich kelt, mit einem so gewiäseu haften 
Bestreben, die Wahrheit za erforschen, durchgeführt worden ist, dass 
Niemand unter denjenigen, welche sich ernstlich mit den landwirth- 
sciiaftlichen Interessen beschäftigen, verfehlen wird, die Art und 
Weise anzuerkennen, mit welcher die Absichten der Regierung er- 
kannt und ausgeführt worden sind. Jener Bericht stellte die nach- 
stehenden Thatsachen fest, welidie ich hier gane kurz wieder- 
holen will. 

Die Ackerbau-Enquete war verfügt worden durch eine Ver- 
ordnung vom 28. März 1866, welche eine Commtsaiim m^Meure 
einsetzte, unter deren Leitung die Enquete durchgeführt werden sollte. 

Nach Beendigung der unvermeidlichen Vorarbeiten, namentlich 
der Vorberathung eines Entwurfs zm einem allgemeinen Fragebogen 
und zu einem Reglement für die schriftlichen und mündlichen Er^ 
hebungen, welche in den verschiedenen Thetlen des Reiches gemacht 
werden sollten, versammelte sich die Kommission im Juni 1866 
und berieth in ihren ersten Sitzungen die bei den lokalen Erhe- 
bungen zu verfolgende Methode. 

Ihre Berathungen erstreckten sich zunächjst auf das l\ei,'leinent 
und auf den aligemeinen Fragebogen, welchen sie mit einigen Ver- 
änderungen annahm. 8ie beschloss, behu£i der Erhebungen in den 
Departements, die Theilung des Landes in 28 Kreise, in welche die 
89 Departements derart eingeordnet wurden, dass jeder Kreis die 
einander benachbarten und so weit möglich in ihren Kulturverhält- 
nissen ähnlichen Departements umfasst. In jedem Kreise wurde die 
Leitung der Arbeiten einem Präsidenten anvertraut, welcher aus der 
Zahl der Mitglieder der Commission supirieure erwählt wurde. Es 
wurde ihnen in Rücksicht auf die nothwendig sehr verschiedenen 
Verhältnisse, welche die einzelnen Kreise darlM>ten, die grösste Frei- 
heit in der Art des Vorgehens gelassen. Dieselben setzten sich so- 
fort mit den Prafekten in Verbindung behufs der Bildung von De- 
partements-Kommissionen, welche an Ort und Stelle selbst zu operiren 
hatten. Mehr als 20,000 Exemplare des für die schriftlichen Er- 
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hebuilgeü als Grundlage dienenden Fragebogen:^ wurdeu au die Prä- 
lekturen gesendet und in ausreichendem Masse an die Laudwirtli« 
schaftskammeni) an die landwlrthachaftliclien Vereine, an die Mit- 
glieder der General- nnd Arrondissementsräthe nnd an alle diejenigen 
Personen verthoilt welche geeignet erschienen, eine nützliche schrift- 
liche Angabe zu machen. Vor dem iiegiun der Erhebungen seitens 
der Loked-Kommissionen mussten genügende Fristen gelassen werden, 
damit die schriftlichen Antworten rechtzeitig geliefert werden konn- 
ten, um ilmcn vorgelegt zu werden; etwa 6000 Fragebogen sind mit 
Autworten eingegangen. 

In Folge dieser und deijenigen Verzögerungen, welche durch 

die Konstituirnng und Vereinigung der Departements-Kommissionen 
nöthig wurden, detigleichen durch die A^erhältnisse und Bedürfnisse 
der Landwirtkschaft bedingt waren, haben die Erhebungen etwa um 
die Mitte des September» begonnen. Fast üfoorall wurden sie wah- 
rend des Oktobers und Novembers durchgeführt und in allen Theilen 
des Reiches in der ersten Hälfte des Dezembers beendet. 

Die Departements-Kommissionen, welche für das ganze Reich 
aus 1000 bis 1100 Personen bestanden, also im Mittel aus 10 bis 
12 Personen fQr jedes Departement, hatten an 270 Orten gearbeitet, 
d. h. nicht allein iu alleu Hauptstädten der Departements, sondern 
auch in fast 200 anderen Städten; die durch dieselben entgegen- 
genommenen mündlichen Aussagen belaufen sich auf 3500 bis 4000. 

Die Präsidenten der Departements-Kommissionen haben sieh 
sofort damit beschäftigt, Euer Excellenz Kenntniss zo geben von den 
durch die Enquete in den einzelnen Kreisen erlangten Ergebnissen. 
Sie haben nach und nach ihre Berichte eingereicht, und sobald sich 
eine bestimmte Zahl derselben in den Händen der Verwaltung be- 
fand, wurde die CoTnmcäsio?i superieure am 7. März 1867 wiederum 
versammelt, um befragt zu werden, welche Richtung ihren Arbeiten 
au geben sei. In dieser Sitzung hatte ich die Ehre» den hier in 
der Kürze wiederholten Bericht zu erstatten. 

Seitdem bat die Commission supSrieure ihre Arbeiten ohne 
Unterbrechung und mit grossem Eifer bis Endo Juni fortgesetzt. 



Um ihr Urtheil befragt, welche der zahlreichen Schriftstüclre 
gedruckt werden aoliien, liat sie zuerst ihre Ansicht dahin ausge- 
gesprochen, dass es rathsam erscheine, die Berichte der Präsidenten 
der Departements-KooimissioneQ zum Druck za geben; sie hat 
ausserdem geglaubt, dass es nützlich sein wärde, aUe schriftiioh und 
mündJich gomachten Erhebungen einer Prüfung zu unterziehen, und 
hat sich zu diesem Zwecke in Sektionen getheilt, deren jede diese 
Arbeit für eine bestimmte Zahl von Kreisen auszuführen hatte. 

Die siel)en Sektionen machten sich unmittelbar aus Werk. 
Jede derselben bestand aus 6 bis 7 Mitgliedern der Commission 
9vpkieuire^ unter dem Vorsitze eines derselben} und besass in der 
Person eines Auditors vom Staatsrath einen Sekretair, welcher be* 
auftragt wurde, einen Auszug aus sämmtlichen J'chriftstückon an- 
zufertigen, iusbeäoudere auch alle Wünsche, welche in Betreff der 
verschiedenen Gegenstände der £nquete laut geworden, zusammen 
zu stellen. Diese nothwendiger Weise sehr lange Arbeit wurde von 
den Beauftragten mit eben so viel Sachkenntniss als Eifer aus- 
geführt und sehr schnell beendet 

Jede Sektton hat mehrere Sitzungen gehalten, die in den ver- 
schiedenen Departements erhobenen Wünsche verlesen lassen und 

darüber lieachlus;? gefasst, welche derselben als Basis einer Berathung 
dienen sollten. Eine gewisse Anzahl der Wünsche ist mit Still- 
schweigen übergangen, weil es unnütz schien, die Motive der Ab- 
lehnung anzugeben. Es ist übrigens zu bemerken, dass die Ent- 
scheidung der Sektion nur eine berathendc sein konnte, weil es 
Sache Eurer Excellenz war, diejooigeu Fragen deßnitiv zu bestimmen, 
Über welche die CommiMsion tupiriewre zu berathen berufen sein 
sdllte. 

Von der Commission sup4rieure beauftragt, zu prüfen, welche 
Schriftstücke ausser den Berichten der i.okal-Ausschüsse zu drucken 
sein würden, haben die Sektionen den Wunsch ausgesprochen, es 
müge Alles publizirt werden, was die mundlichen Erhebungen und 
die Arbeiten der Departements- Ausschüsse angeht, also die Proto- 
kolle ihrer Sitzungen, die Aussagen der vernommenen Personen und 



Digitized by Google 



— 5 — 



die Fragebogen, welche die Mebnahl der KommiBsioneD auf Gnind 

ihrer Berathungen ausgefüllt hatte. Die Bedöutung dieser Schrift- 
Stücke ist je nach den Kreisen von verschiedenem Werthe, denn 
die grosse Freiheit in der Art des Vorgehens der einsdnen Präsi- 
denten hatte znr Folge, dass man auf verschiedenen Wegen die Auf- 
gabe zu (riüllcn strebte. Der Vorschlag der Sektionen, alle münd- 
lichen Erhebungen zu drucken, fand die Zustimmung der Camtnü^ 

Was die schriftlich beantworteten Fragebogen betrifft, so ist 
ihre Zahl und Ausdehnung sehr bedeutend. Es waren 161 Fragen 
gesteilt uudy wie oben gesagt, 5000 bis 6000 Fragebogen eingeliefert 
worden. Die Kommission hat beschlossen, dass es jedem ihrer Mit- 
glieder, welche den Departements-Enqueten prasidirt hatten, uber- 
lassen bleiben sollte, darüber zu befinden, was in Betreff jedes 
Kreises zu ihun sei. Im Allgemeinen haben die genannten Präsi- 
denten nicht geglaubt, dass es am Platze sei, die schriftlichen Er- 
hebungen 2u drucken. Ihre Zahl und die Entwickelungen , welche 
einige unter ihnen darbieten , würden der schon erheblichen Publi- 
kation, welche die Enquete nöthig mache, oine zu grosso Autedehnung 
geben und die aufzuwendenden Kosten massloa vermehren. Für die 
Mehrzahl der Departements hat mau sich darauf beschränkt, am 
Schluss der gedruckten Schriftstücke eine Liste über die eingegan- 
genen Fragebogen und andere schriftliche Mittlieilungen anzufügt ii : 
dieselben verbleiben im Ministerium für Ackerbau, Handel und 
öffentliche Arbeiten » um nach Bedürfniss von denjenigen Personen 
eingesehen zu werden, welche dies wünschen sollten. Indessen haben 
einige Präsidenten ein Rcsume der in den Fragebogen enthaltenen 
Antworten über die wichtigsten Punkte verfasst, und andere haben 
diejenigen unter den Fragebogen bezeichnet, welche zu drucken 
nfitaslich sein könnte. 

Andererseits hatte der Artikel 9 der Verordnung vom 281 
März 1866 angedeutet, dass es wänschenswerth wäre, dass Mit- 
theilungen über den Zustand der Landwirthschaft im Auslande ge- 
sammelt würden, Mittheil ungeu, welche der in Frankreich gemachten 
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Enqudte zur notzliohen Krgänzang und za inteieBsantoa Ver^eichea 
dienen könnte. 

Um diesen Gedanken zur Ansführnng zu bringen, haben siok 
Euer Excellens mit dem Minister der anewärtigen Angelegenheiten 

in Verbindung gesetzt, um durch seine Dazwischenkunft derartige 
Informationen durch unsere diplomatischen Agenten und Konsuln zn 
erlangen. Zahlreiche und intereeeante Berichte sind aua den ver- 
schiedenen Ländern Europa^s und auch von mehreren wichtigen 
Punkten Asien's, Afrika's, der vereinigten Staaten und Südamerika'^ 
eingegangen. Die Commission mphieure hat die Prüfung dieser 
Berichte einem Ausschusse übertragen, welcher sich wiederholt ver- 
sammelt hat, um etwa hundert solcher Schriftstücke in Empfang zu 
nehmen. Sie hat die Arbeit derart unter ihre Mitglieder vertheilt, 
das» jedes Mitglied diejenigen Berichte erhielt, die entweder sich auf 
ein oder auf mehre benachbarte Länder bezogen, oder die unter sich, 
sei es vom politischen, sei es vom landwirthschafUichen Standpunkte 
betrachtet, in einer gewissen BeziehuDg standen. Sie hat endlich 
auf den Bericht der einzelnen Mitglieder beschlusscn, der Commis- 
non supdrieure vorzuschlagen, den grössten Theii dieser Schriftstücke 
drucken zu lassen, welcher Vorschlag angenommen worden ist 

Ein anderer Ausschuss hatte die Aufgabe, die verschiedenen, 
der Verwaltung ausserhalb der Enquete zugegangenen Dokumente 
einer Prüfung zu unterziehen. 

Endlich hat die CimmisMion avpirimßite Ende Mai und während 
des ganzen Juni sich einer Reihe mündlicher Erhebungen unter- 
zogen, wie dies durch die A'erorduung vom 28. März 1866 in Ar- 
tikel 8 verfügt worden war; sie hat nach und nach 37 französische 
und ausländische Landwirthe, Volitswirthe und verschiedene andere 
Personen, von welchen sie glaubte, dass sie über gewisse Speziol- 
fragen Aiiskunlt geben könnten, vernommen. Alle Aussagen sind 
stenographisch niedergeschrieben worden, wie es die ^ erordnung von 
1866 vorschrieb; die Niederschriften sind alsdann den Vernommenen 
zur Revision vorgelegt und darauf zum Dnick gegeben, um der 
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Conmuaüm mpMßure uaterbteitot und mit den aaderen Doka- 
znenteB veröffentlicht zu werden. 

Der Druck ist, soweit es die Zahl iiud Grösse der einzelaeu 
Stücke gestattete, möglichst beschleunigt worden. Die Pablikation 
wird vier Reihen umfossen. Die erste Keihe, welche aber erat zn* 
letzt veröffentlicht werden kann, wird aus den allgemeinen Berichten, 
den Berichten, die auf die Verwaltung IJczug haben, den \'crord- 
uungen, den Berichten und Protokollen der Comnusaion mphieure, 
sowie aas ihren Berathungen und Besprechungen bestehen. Die 
zweite Reihe wird die auf die departementalen Erhebungen bezGglichen 
Stücke iiirilasson, welche zum Druck bestiiiiiiit sind, und welche für 
jeden Kreis in eineui bcäundereii Bande vereinigt werden sollen, um 
in reichlicher Anzahl in den bezuglichen Departements zur Ver* 
theilung gelangen zu können. In der dritten Reihe werden die vor 
der Commission siipSrieare gemachten mnndKchen Aussagen eine 
Stelle iindeu; endlich soilcn die aus dem Auslände gekommenen 
Mittheilungen, nach liändern geordnet, eine vierte Reihe bilden. 

Derart ist der Weg, welcher bisher verfolgt worden ist. Die 
eigentliche Enquete, d. h. die Vereinigung der Erhebungen, welche 
sie über die Lago und die Bedürfnisse der Laudwirtlischaft zu 
sammeln die Aufgabe hatte, ist gegenwärtig beendet. Es ist nun 
Aufgabe der Commisnm mpirieure^ diejenigen Schlüsse zu ziehen, 
welche aus der Gesammtheit derselben zu ziehen sind. Die Prüfiug 
der sü verschiedenen und wichtigen Fragen , welche darin angeregt 
sind, eröffnet ihren Berathungen das umfassendste und inhaltreichsto 
Feld, welches sich den Untersuchungen erleuchteter und kompetenter 
Manner darbieten kann. 

Es wird endlich nns noch übrig bleiben , dem Kaiser den all- 
gemeinen General- Bericht zu unterbreiten, in welchem Euer Excell. 
Seiner Majestät Rechnung zu logen haben werden über die der 
Cammission 9iq>4rigure vorgelegten Fragen, über die von der Kom- 
mission ausgesprochenen Ansichten und folglich darüber, was diese 
Ansichten zu thun gestatten.*) 

*) Dieser iuswiBchen eraiattete Bericht folgt am Schlnss <les Osaxeii. Filly. 
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Die Aufgabe, die ich gegenwärtig zu lösen habe, besteht darin, nach 
und nach die veraehiedenen Fragen, über welche vielleicht die CommU^ 

sion sup^rieure zu berathen haben wird, zu prüfen, ihren augenblick- 
lichen Stand auseinander zu setzen und die Wünsche kennen zu lehren, 
welche laut gewörden sind^ sowie die Lösungen derselben, welche 
vorgeschlagen worden sind. Es kann in diesem Berichte nicht davon 
die Rede sein, ein Urtheil über die verschiedenen zu behandelnden 
Punkte abzugeben, noch meine persönliche Meinung auszudrücken, 
sondern nur diejenigen Ansichten kennen zu lehren, welche über 
jeden dieser Punkte bei der Enqoete laut geworden sind, sowie alle 
dfejeniflFen Thatsachen su sammeln , welche im Stande sind , die 
Diskussion zu erleichtern. Dies zu thun , habe ich mich überall 
bemüht, und ich halte es für gut zu betonen, dass die in diesem 
Berichte in dem einen oder in dem andern Sinne entiiaUenen Be- 
trachtungen der Enqn^te entlehnt sind und nicht als der Ausdruck 
meiner her,uiuleren Ansiclit betrachtet werden dürfen. 

Um das Studium und die Diskussion der zu prüfenden Fragen 
an erleichtern, hat es mir gut geschienen, sie nach gewissen Kapiteln 
SU ordnen, indem dabei so ziemlich die in dem Fragebogen bofolgte 
Anordnung eingehalten wurde. 
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Ikapitel i 

HgiiflimMTtrkiltiliM. TerUitllinii 4m UctittiBi. Art dtr Vebw- 

traguug. Kataster. Breaz-Vefkältiisse. Art der lutiung. 

In Bezug auf das Eigenthum ist mit beBonderem Nachdruck her- 
vorzuheben die tiefe und beständige Veränderung, welche in der Vcr- 

theilimg des Hodens unter den verschiedenen Arten der Eigenthümer 
vor sich gegangen ist. 

Die grosfien Guter sind, mit seltenen Ausnahiiuvti, zerstückelt; 
solche von 100 Hektaren (400 Morgen) könnton in jedem Departement 
mit ieichter Mühe gezahlt worden, sie bilden nur einen kloinen 
Bruchthcil des gesammten Kulturlandes. Indessen ist es unmöglich, 
das Verhältniss in Zahlen anzugeben, da dasselbe von Departement 
zu Departement wechselt; nur so viel läast sich feststell ea, dass im 
Westen und Süden mehr grosse Güter sich erhalten haben, als im 
Norden und Osten. 

Uebrigens muss bemerkt werden, dass sich seit einigen Jahren 
eine Bewegung geltend macht, die dahin gerichtet ist» daa nnthätige 
Lebeu der Stadt mit dem Landleben zu vertauschen und das im 
Handel und in der Industrie erworbene Kapital in Landbesitz anzu- 
legen. Dadurch wird die seit 60 Jahren herrschende Richtung, die 
Guter zu zerstückeln, gemässigt. 

Gleiches gilt aber nicht für die Oüter mittlerer Grösse, deren 
Zahl sich mehr und mehr vermindert. Die Schwierigkeiten der 
BewirthsciialLung und der Mangel an Arbeitern sind nicht ohne 
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£iDflusfi auf diese Erscheinung; die Ursache derselben ist sher he- 
sonders zu suchen in der Zunahme des Luxus, in dem Bestreben, 
Kapitalien mittlerer Grösse in industriellen Unternehmungen, welche 
hohe Zinsen gewähren, unterzubringen, da die bescheideneren, aber 
weniger unsicheren Erträge des Grund und Bodens immer weniger 
genügen. 

Was der grosse Grundbesitz verloren hat, was der iniiileiö 
täglich verliert, Alles uimmt der Kleinbesitz auf. 

Der Ihäne Eii/mthnmer rundet niolit nur alljährlich seinen Be- 
sitz ab, teonderu neben ihm ist der liindliclic Arbeiterstand durch 
die Erhöhung der Löhne wohlhabender geworden und erhebt sich 
seinerseits zum Besitzer; in den meisten Departements sind min- 
destens 75 pCt. der ländlichen Arbeiter Eigenthümer geworden. Der 
Kleinbesitz hat einen ansehnlichen Theil des Grund und Bodens 
inne, und dieser Theil vergrössert sich ohne Aulhören *) 

Zu dieser Erscheinung kann man sich nur Glück wünschen;, 
sie isi gleichseitig ein Beweis des zunehmenden. Wohlstandes und 
ein Unterpfand für die Sicherheit der Gesellschaft. Aus dieser 
Thatsache, welche für die ganze Frage entscheidend ist, ergeben 
sich zwei Folgen, deren eine den PreU der Grundstücke, deren 
andere die BodenprodtMan betrifft. 

Indem der Kleinbesitzer ununterbrochen erwirbt, erhöht sich 
der Preis solcher Parzellen, welche seiner Arbeitskraft und seinen 
Mitteln entsprechen, in merklicher Weise. Die Konkurrenz der 
Käufer ist lebhalt, und die Parzellen verkaufe sind für den \ trkauler 
einträglich, wenn die Zeitabschnitte, die zwischen den einzelnen Par- 
zelliruugen vergehen, genügend sind, um die Ersparnisse anzu- 
sammeln. 

Dagegen haben die im Ganzen verkauften Grundstücke und 
soh ho. weiche wegen ihrer Lage nur für den grossen oder mittleren 
Betrieb sich eignen, eine gewisse Preisminderung erfahren; diese 
Preisminderung wechselt je nach den verschiedenen Departements, 
aber man übertreibt sie, wenn man das Jahr 1846 oder 1847 
zum Vergleiche heranzieht; denn man kommt allgemein darin 
überein, dass um diese Zeit die Preise in Folg» von Kapltalüberfluss, 
welchem nur eine beschränkte Zahl von industriellen Unternehmun- 
gen offen stand, übermassig hoch waren. 



•) Aehnlichc Verhältnisse walten in der preuasischeo RheinproTitiü ob, wo 
eio Gut von 800 Morgen lu den grö-täten gehört. ?iDy. 
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Was die Prodaktion betrifft, so ist es zweifellos, dass die Zer- 
stückelung des Eigenthums derselben im Allgemeinen günstig ge- 
wesen ist. Der Wirtii, der für sich selbst sein Land bearbeitet, 
leistet mehr, als der T.ohnarbeiter ; seine eifrigen Bemühungen ver- 
mehren die Menge der Erzeugnisse.*) 

Diese Vortheile haben indessen auch ihre Naclitli 'iie, und die 
Enquete zeigt überall einen betrübenden Erfolg, wie ihn jedes zum 
Extrem getriebene Gute erzeugt: es ist dies die ZerbröckeUmg dea 
Bodens. In vielen Departements geht die mittlere Grosse der Par- 
odien hinab bis auf 20, 15 und 10 Aren (^/j, ^/^ und 2/. Morgen) 
and oft selbst noch darunter: in den meisten Fällen, besonders im 
Osten, sind die Parzellen einer WirLhachaft nooh Yon einander ge- 
trennt durch eine Entfernung von mehreren Eüometein/*) Uebrigene ' 
datirt föi diesen Tbeil Frankreichs jener Znstand schon aus' sehr 
alter Zeit; aus einer auf den Grenzen der Departements de la Cdte- 
d'or, de la Haute-Mame und de la Haute-Sadne gelegenen Gemeinde 
habe ich Eaulkontrakte Tor mir, welche von Bauern am Ende des 
sechszehnten Jahrhunderts ober Parzellen von meist weniger als 
20 Aren Grösse abgeschlossen sind.***) 

Die Folgen des Uehermasses der Zerstückelung sind Verluste 
an Zeit und Kraft, Hindernisse in der freien Wahl der Schlag- 
eintheilung und der Kulturen, endlich häufige Prozesse zwischen den 
Nachbarn. Obgleich diese l cbeisüinde lebhaft empfunden werden, 
so nimmt die Zerstückelung doch täglich nocli zu, wozu vielfache 
Umstände beitragen, und zwar zunächst der Ankauf von Parzellen, 
besonders aber die 21/ieüung bei jedem Wedael der Erbeehaß unter 
die Erbberechtigten. 

Die Enquete bietet häufige Kritiken des Gesetzes, welches die 
Erbfolge ordnet, häufiger aber noch der Rechtspflege , welche das 

*) Wir werden im Anhange zu diesem Kapitel uns hierüber etwas ansfähr- 

licber äussern. P, 
**J i Küometer fasst 1/7 pr. Meile. F. 
••*) ]571: Kauf von | Tagewerk (19 Aren 0,4 Cent.) 
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T.etzterer dnrch einpn Herrn von einem Bauern, welcher da? Stück selbst 
früher von einem Herrn gekauft hatte. Qleiche Thatsachen liegen vor vou 1674, 
1675, 1680, 1685. 
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Gwetz handhabt Artikel 836 des Code Napoleon verordnet: „Jeder 
Erbe kann seinen Antheil an den MobUien und Immobilien der Erb- 
schaft in natura fordern.^^ Artikel 832 fügt hinzu: „Bei der Bildung 
nnd Zusammensetzuug der Theile soll man so viel als möglich es 
vermeiden, die Nutzungen (exploitations) zu theilon; es ist zweck- 
mässig, jedem Theile, wenn es sein kann, die gleiche Menge von 
Mobilien, von Immobilien, von Kechten und Forderungen gleicher 
Art und gleichen Werthesj zuzuweisen.*' 

Gestützt auf diese beiden Artikel, hat der Kassationsbui jedes 
Testamenl für umötüssbar erklärt, welches, wenn es auch nnn?. e^leiclie 
Theile festsetzt, diese Theile so bestimmt, dass die einen aus Im- 
mobilien, die andern ans Mobilien oder Geld bestehen. Desgleichen 
hebt derselbe eine Erbiheilung auf, sobald fast sämmtliche Immobilien 
gegen Geldentschädigung einem Theile zugewiesen sind^ wenn die 
Immobilien theilbar sind, und wenn es möglich ist, daraus Theile 
von ziemlich gleichem Werthe zu bilden.*) 

Diese Bechtsprechung des obersten Gerichtshofes macht dem- 
nach die Identität der Theile oUigatorisch, und ich glaube übw 
diese Frage die nachstehenden Auslassungen eines der Berichte über 
eine Departements-Enquete anfuhren zu sollen: 

„Einer der Funkte, auf welchen man in dem Departement (Lot 
et Garonne) den grossten Werth legte, war die Nothwendigkeit einer 
veränderten Gesetzgebung betreffs der Eibtheiiung. 

„Die Erbtheilungeu sind hier sein- zahlieicli, und man hat im 
Allgemeinen den Gedanken des (iosetzgebers von 1803 in dem Sinne 
zur Ausführung gebracht, dass der Familienvater mit einer Art 
häuslicher Rechtspflege bekleidet und demnach bevollmächtigt sei, 
sclion bei Lebzeiten seine (iüter zn theilen und dabei den ver- 
schiedenen Verhältnissen, welche er allein richtig beurtheilen kann, 
Rechnung zu tragen; aber man klagt, dass dieses dem Familien- 
vater verbriefte Recht beeinträchtigt werde durch die öffentliche 
Keclitspflege, welche vor Allem verlangQ, dass die Theile in gleichem 
Verhältniss aus Mobilien und Immobilien bestehen. Thatsächiich 
wählt der Vater in der Regel unter seinen Kindern eines aus, dem 
er die ganze Wirthschaft zuweist; der betreffende Sohn verheirathet 
sich und zahlt mit der Mitgift seiner Frau seinen Geschwistern das- 



*) Kfitscheidnii^on des Ka&satioDShofes vom 10. Dezember 1^4S, 28. Fe- 
bruar 18j6, 7. Januar 1S63. 
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jenige Erbtheil aus, welches sie gesetzlich su fordern berechtig:t sind.*) 
Diese Sitte, welche in dem WuDHcbe des Familienvaters begründet 
ist, sein (Innutt igcntlnuu nicht zu zerstückeln, t?teht mit der Keclitä- 
pflege nicht im Einklänge ujid hat viele Prozesse im (Jffolge. Der 
kaiserliche l'rokurator von Villeueuve sur Lot hat angtgeln'n, dass 
in jedem dor beiden Jahre 1864 und 1865 allein in seinem Arron- 
dissement nicht weniger als 20 Prozesse dieser Art ji^^ofülirt wur- 
den. Es ist überflüssig, auf die traurigen Folgen besonders hinzu- 
weisen, welche für den Bestand und die richtige Nutzung des 
Grondeigenthums darau«^ entstehen. 

^Maii hat sich gefragt, wie diesem Uebelstande abzuhelfen sei* 
Einige haben Yorgeschlageo, dass man den zur freien Verfügung des 
Vaters bestimmten Theil vergrössere, aber sie haben sich beeilt hin- 
zuzufügen, dass durch eine solche Aenderung unsere Gesetzgebung 
Ton erheblichen InkoDvenienzen betroffen werden wurde, und dass 
dies auch nicht der Wille des Landes sei. Die Meisten, besonders 
die Mitglieder des Gerichtshofes zu Agen, waren der Ansieht, das 
Beste, was geseheben könne, bestehe darin, dem Familienvator zu 
gestatten, die einzelnen Erbtheilo den Eigonthiimlichkeiten der ein- 
zelnen Kinder ;iijzu[)as8en, ohne sich darüber zu Iteun. uhigen, dass 
das eine mehr au Mobilien, das andere mehr an Imniubilien erhalte. 
Diese Lösunff der Frage erschiene uui so vernünftiger, -'njnnl der 
Unterscliied zwischen mobilem nnd immobiiem Vermögen heute we- 
niger licdentunpf habe als elienials. 

„Dasjenige der vorgeschlagenen Mittel, das am ehesten zum 
Ziele führen dürfte, wäre, durch Gesetz zu bestimmen, dass Art. 832 
des Code Napoleon nicht Anwendung finde bei Erbtheilungen unter 
Seitenverwandten (ascendents). 

„Man hat aber auch dagegen ßinspruch erhoben, dass im Falle 
einer Klage wegen Verkürzung (der Erbschaft) nach dem Wortlaute 
der gerichtlichen Erkenntnisse die Abschätsung der Erbschaft nach 
ihrem Werthe am Todestage des Erblassers gemacht werden müsse; 
man hat dagegen verlangt , dass diese Abschätzung zur Zeit der 
Theilung erfolge, um zu vermeiden, dass der Mehrwerth, welcher 
durch gute Bewirthschaftung und Arbeit erzielt worden, nicht die 
Folge hätte, die Klagen auf Nullität wegen Verkürzung zu vermehren. 

*) Merkwärdiger Weise ist nirgend erwähnt, daaa in den rein baskiachen üi- 

strikten SpaDiens und Frankreichs noch heute das Recht der Erstgeburt, sei der 
Erste männlichen oder weiblichen Geschlechts» streng aufrecht erhalten und kaum 
jemals angefochten wird. F. 
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„Endlich hat man sich beklagt über die Länge der Fristen bei 
Nullitätsklagen bei Erbtheilungen , welche durch Art 1804 des 
Code Napol4on auf 10 Jahre nach dem Todestage des Erblassers 
festgesetzt werden. Man hat bemerkt, dass diese Frist, oft noch 

durch Minderjährigkeit verläiigort, das Eigeiithum in grosse Un- 
ßiciieilieit versetze, und luan hat deshalb verlangt, dasb sie auf 5, 
ja selbst auf 2 Jahre abgekürzt vverdü." 

Aber die Ki hiäpllcgc ist iiirht die alleinige Ursache dieses 
ZuStandes, Eile r h ii c h t und ^ii s .s t r a u e n der Erben schaden noch 
viel mehr Jeder Erbe verlangt die Naturaltheilung jeder Parzelle 
der Erbschaft in gleiche Theile, und auf diese Weise wird der 
Boden bei jeder neuen Ccneration zerbröckelt.*) 

Gegen diesen Missbrauch, welcher sich täglich wiederholt und 
jede Nutzung uumöglich su machen droht, sind vei^chiedene Mittel 
vorgeschlagen worden. Am weitesten gehen einige der aus dem 
Nievre, dem AUier und dem Puys«de>Döme Vernommenen, indem sie 
volle Testirfreiheit verlangen; nach ihnen soll dem Vater überlassen 
bleiben, seine Habe nnter seine Kinder in ungleiche Theile su thei-^ 
len, und 2war sowohl nach Quantität als nach Qualität 

Ohne gerade so weit zu gehen, haben Andere den Wunsch aus* 
gesprochen, dass der zur freien Verfügung stehende Antheil ver- 
grössert werde. Eerner wünschen die Bewohner des Departements 
Savoyen die ßestimmunn: dos friilier geltenden sardinischen Hechtes 
zurück, Jiacli welcher die abwesenden Geschwister von der Natural- 
theilung ausgeschlossen wurden, daiür aber eine Entschädigung in 
Geld und Mobiiien eriiiellüU. 

Jn den südlichen Provinzen ist das Ifcrkommen stärker als das 
geltende moderne Gesetz; dies hat zur l^'olge, dass der grössere Theil 
oder die Gesanimtlieit oft dem ältesten Sohne verbleibt unter der 
Bedingung, die Miterben zu entschädigen, 

Diese aus einer früheren Zeit stammenden Ansichten und Ge- 
wohnheiten sind aufrechterhalten worden im Namen gesellschaftlicher 
Literessen und nnter dem Einflüsse verschiedener Gefühle; aber da- 
mit hat sich dieser Bericht nicht zu beschäftigen, er hat sich darauf 

*) Es Ist TieUeicht nicht ohne Interesse, zu konstatireo, dass, wenigstens ia 

einzelnen Provinzen, wo man sich über einen Ucbelstand beklagt, den der Code 
Napoleon verschulden soll, ähnliche üeboUtäiulü schon cor 178Ü bestanden. So 
veranlasste im Jahre 1770 Herr v. Galaisiere, Intendant von Lorraine und Herr 
V. Neuville , die Bewohner dieses Dorles zu einer neuen , den Rechten der Ein* 
zelnen entsprechenden Yerthcilung der Länderereo. 
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zn beschräulcen, zu konstatiren, dass diese ÄDsichten unter den Ver- 
fechtern einer Reform nicht die Majorität {gehabt haben. Die Mehrzahl 
hat gezeigt, diLss sie am Prinzip der gleichen Theilung fcstliiilt, aber 
Viele unter ihnen haben im Interesse der ^^utzung gefordert, dass 
gesetzliche Bestimmungen gestatten mögen, der Zerstückelung und 
Auseinanderreissung zu begegnen, at'i es durch gleich werthige Ent- 
schädigung in Mübilien oder in Geld an die Krben, welche ihren 
Antheil nicht an Immobilien erhalten, sei es selbst durch den obli- 
gatorischen Verkauf des Besitzthums. 

Oer praktische Erfolg dieser beiden Vorschläge kann zweifelhaft 
erscheinen, nnd hat man von anderer Seite die Schwierigkeiten her- 
vorgehoben, welche die geforderte Gleich werthigkeit der Entächär 
digung darbieten würde, indem die gleicEe Rente niolit dem gleichen 
Kapital entspreche, ob dies nnn in Immobilien oder in beweglichen 
Werthen bestehe. Die beweglichen Werthe sind übrigens anf dem 
Lande auch Tiel zu wenig Yorhanden, um als ein wesentlicher Tbeil 
des Vermögens unserer Landleute behandelt werden zu können. 

Andererseits würde eine gesetzliche Bestimmung, welche die 
Theilung der Parzellen unter einer gewissen Grösse untersagt, oder 
welche in gewissen Fällen den \eiKaur dcrf unbeweglichen Eigen- 
thums gebietet, Vielen als sehr willkürlich erscheinen, abgesehen 
von der Schwierigkeit der Ausluhiung einer -^(ilclinn Massregel. 
Nach der Iileiaung dieser Leute würde sich das» dtsetz blind an die 
Stelle des Willens der Parteien setzen, welche grossjiilirig sind und 
im Stande, ihre Handlungen selbst abzuwägen, und der Kr folg 
könnte ein für ihre wohlverstandenen Interessen betrübender sein. 

Es haben sich denn auch die meisten der Vernommenen und 
der Kommissionen der Departements gegen diese Vorschläge aus- 
gesprochen, aus Furcht, es möchte aus ihrer praktischen Einiührung 
eine ununterbrochen^ Behinderung im freien Gebrauche des Eigen- 
thums erwachsen, wenn sie nicht gar in eine Verletzung der Gleich- 
heit bei firbschaftstheilungen ausarte. 

Diese Betrachtungen haben dazu geführt, zu untersuchen, durch 
welche mdirekien Mütel ohne Schädigung des Prinzips es möglich 
sein möchte, die übermässige Zerstückelung zu bekämpfen. Ueberall 
hat man einstimmig die Wiederherstellung des Gesetzes vom 16. Juni 
1824, betreffend den Austausch benachbarter Ländereien, gefordert. 
Dieses Gesetz (Artikel 2) unterwarf den Austausch ländlicher Grund- 
stücke einer festen Gebühr von 1 Franc (Ö Sgr.), wenn die aus- 
getauschten Stücke an das Eigenthum Desjenigen grenzten, der sie 
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erhielt Eine der Grösse der Stücke entsprechende Steaer sollte nur 
erhoben werden för die Herausgabe von Stächen sur Ausgleichung 

bei ErbtheiJungen. 

Diese Jicsthnmungou wurden durch das Finauzgesetz vom Jahre 
1834 wieder aufgehoben, und wiirdo fortan bei solchen Geschäften 
wieder eine proportionale vSteuor erliuben*). Zur Stütze dieser Ver- 
änderung hatte der Finaiizmini.ster verwiesen auf die Verluste, welche 
dem Staatsschatze durch die Bestimmung vom 16. Juni 1824 er- 
wachsen, auf die auf Grund des Gesetzes abgeschlossenen betrüge- 
rischen Verträge, auf die Nachtheile der dadurch erleichterten Wieder* 
herstellung von Gütern grösseren Umfanges etc. 

Man ist gegenwärtig der Ansicht, dass durch eine Beschränkung 
' des Beneflziums einer fixen Steuer auf den Austausch von Parzellen, 
welche eine bestimmte Grosse nicht überschreiten und nur für eine 
gute Nutzung nothwendig sind, allen Missbrauchen leicht vorgebeugt 
werden könne* 

Von einigen Seiten ist jedoch hervorgehoben worden, daas das 
wichtigste Hindemiss derartiger Zusammenlegungen in dem Miss- 
trauen zu suchen sei, das durch einen Vorschlag dieser Art bei dem 
liandwirthe entstehe; aber die grosne Majorität der Aussagen geht 
davon aus, dass die proportionale (lebühr sehr hinderlich für die 
Zusammenlet^fiinür durch Parzellentausch ist; die durch das Beispiel 
der verstandigeren Wirthc erlangten guteu Eesuitate würden nicht 
verfehlen, Nachahmer 7a\ gewinnen. 

Wie über die Zerstückelung beklagt man sich über die Luslchcr- 
heit des ßesllzes. Diese Unsicherheit hat zwei Hauptursachen: Die 
ausserordentliche Beweglichkeit der Grenzen^ eine Folge des häufigen 
Besitz wechseis, und die ungenaueH Gröaeenangdben, welche sich 



*) Gesetz vom $4. Mai 1834, Art. 16: «Die Bestimmungen des Art 2 vom 
16. Jqd! 1824, welches die Gebuhr von Einsehreibongen fär TstudiTertTäge, 
bei welchen eine der Parteien Oüter erhält, die den ihrigen angrenzen « anf einen 

Franc festsetzt, sind und bleitieii abgeschafft. 

, Diese P.e.<it/.wechsel geniesi^ori diejenige Steaerermässiirnng. welclie für dca 
Austausch ganz allgemein in der zweiten Bestimmojag desselben Artikels festge- 
setzt sind." 

Diese zweite Bestimmung lautet: ,ln Bezug anf jeden anderu Austausch von 
Inimolnlien, welcher Art sie anch seien, wird die Gebühr von SJK, fioe^setzt dareh 
Artikel 69 des Gesetzes vom 12. Dezember 1798, anf \% ermis^t; sie wird, wie 

ftuher, von dem Werthe eines der Theile erhoben; diejenige von \%, festgesetzt 
durch Art. 54 vom 28. April 1816, wird gloichfalls iinr von dem Werthe eines 
der Theile erhoben,* 
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bisher häufig init oder ohne Absicht in den Verkaufs-, Theilungs- etc. 
Akten finden. Daher denn beständige Eiugrilte in die Kultur^ jürei- ' 
willige oder unfreiwillige Usurpationen, welche häufig eine Veran- 
lassung SU Prozessen unter den Nachbarn geben. 

In Gegenden, wo das Grundeigenthum eine grössere Ausdehnung 
behalten hat, beschränkt sich das Uebel auf unwichtige Beschädi- 
gungen; aber in Provinzen, wo die mittlere Grösse der Parzellen 
einige Aren nicht öberschreitet, wo alle vier Seiten jedes Stückclien 
Landes durch eine luirche von den Nachbar.stückclien geschieden 
werden, erwächst fni den Kigenthümer ein erheblicher Verlust. 

Hieraus eutspiiü^^en die Klagen, und hier liat man nach einer 
Abhülfe gesucht. Insbesondere im Departement de la ]\Ieuse haben 
mehrere Gemeinden eine genaue Vermessimg und Grc7izhniclitigung 
ausführen lassen. Unter Zustimmung aller Grundbesitzer haben von 
einer Lokalkommission ernannte Feldmesser die Operationen aus- 
geführt, indem sie die Besilztitel veritizirt und die in die Akten 
eingetragenen Grössen einer Kontrolle unterzogen haben; die Un- 
genau igketten wurden beseitigt, die Parzellen nen vermessen und 
Grenzsteine gesetzt. Idan kann sich eine Vorstellung von der Be- 
deutung dieser Arbeit machen, wenn man erwägt, dass in einer 
dieser Gemeinden 882 Hektaren (3320 Morgen), welche 270 Eigen- 
thümern gehörten, aus 6,348 Parzellen bestanden. Obgleich in Folge 
dessen die Kosten 21 Francs per Hektare (42 Sgr. pro Morgen) 
betrugen, so ist man doch allgemein von dem Erfolge befriedigt, und 
findet das Beispiel Nachahmung. 

Die hohe Kommission, welche ans dem Alunde der Herren 
Millon und Boussel - Couchot die Einzelnheiten über die vorgenom- 
menen Arbeiten erfahren hat, wird sich erinnern, dass eine der am 
lebhaftesten enipiuudenen, für die Gemeinden aus dem Unternehmen 
erwachsenen Wohlthaten darin besteht , dass man eine Keihe von 
Feldwegen geschaffen hat, welche den Zugang zu den meisten Par- 
zellen erleichtern; zu diesem Zwecke haben die einzelnen Besitaser 
freiwillig kleine Stückchen Landes abgetreten, um sich einen bequemen 
Zugang zu ihrem Acker zu sichern und damit zugleich Freiheit in 
der Fruchtfolge und Fortschritt in der Kultur, was bisher die Lage 
des Feldes verbot. 

Im Osten des Landes und in mehreren Departements, insbeson- 
dere dem der Haute-Vienne, wo das Fehlen natürlicher Grenzen und 
die Zerstückelung den gegenwärtigen Zustand schwer empfinden 
lassen, jiat man verlangt, dass durch Gesetz eine allgemeine Ver- 

8 
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messuDg und Grenzbehchtigung in der Weise vorgeschrieben würde, 
dass bei Zustimmung der Majorität der Widerstand Einzelner die 
Ausführasg nicht verhindern solle. In zweiter Stelle wünschte mao^ 
dass derartige Arbeiten durch die Departements mittelst Zahlung 
von Subventionen ermuthigt würden. Man hat es insbesondere als 
sehr nützlich bezeichnet, dass auf das Departements-Budget die Be- 
soldung für einen Feldmesser gesetzt wOrde, welcher den Gemeinden 
seine Dienste umsonst zur Verfugung stellen und alle Garantieen 
für seine Befähigimg und seine Ehrenhaftigkeit bieten wfirde; indessen 
ist dies Sache der Generalräthe. 

In einem grossen Theile der Departements hat man gewünscht, 
da*!« mit der allgemeinen und obliyaiori selten Grenzberichüyuiuj und 
Alarksteinsetznnrf die Erneuerung des Katasters verbunden würde; 
es wird davon weiter unten bei Gelegenheit der Grundsteuer- Veran- 
lagung die Redö sein, liier kann ich micli darauf besciiränken. an- 
zulüliien, dass die Kommissionen und die von ihnen VernomrneneD, 
indem sie die Hersteilung eines neuen Katasters mit einer Ikrich- 
tigung der Feldgrenzen in Verbindung brachten, im Auge hatten: 

1) die Ausgaben dafür unter den Staat, die Gemeinden und 
die Grundbesitzer zu vertbeileo, um sie weniger drückend 
und leichter realisirbar zu machen; 

2) das Kataster zur Feststellung gewisser Titel für das £igen<* 
thum dienen zu lassen* 

Was bisher über den Grundbesitz gesagt worden ist, lasst er- 
warten, was die Enquete in Bezug auf die Nntzung desselben kon- 
statirt Wenn man die ganze Sachlage zusammenfasst und den un- 
vermeidlichen Ausnahmen Rechnung trSgt, so kann man behaupten, 
dass die Kultur und die Produktion seit 20 Jahren in Frankreich 
erhebliche Fortschritte gemaclii iiabcn. Man kann im grossen ^ 
Ganzen, entsprechend den verschiedenen Arten der Nutzung, ver- 
schiedene Erfol<^e nachweisen. 

Die grossen Hcsitznngon . in der lieget von kenntnissreichen 
Leuten bewirthschaftet, zeigen gewöhnlich gute Ergebnisse. 

In den kleinen Wirthschaften erringt die aufmerksame Arbeit 
des Besitzers , welcher selbst und in der Regel ohne fremde Hülfe 
sein Besitzthum bewirthschaftet, wirkliche Erfolge. 

Die imitieren Besitzungen liegen in der Mitte zwischen beiden; 
sie werden bewirthschaftet durch die Eigenthümer oder durch Pächter, 
oder durch Halbscheidfwchter; ihnen fehlt im Allgemeinen genü- 
gendes Betriebskapital, und sie bedürfen, wie die grossen Guter» 
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wenn auch in geringerem Muse, der Beibulfe von Arbeitern oder 
von Dienstlenten , deren Hangel und liober Lobs überall nacbge- 
wiesen worden ist. 

Trotss alledem steigt im Allgemeinen der J'aehLnnsj selbst in 

Gegenden, wo der Kaufpreis gefallen ist. Zur . Erklärung dieser 
Anomalie iKiben mehrere der von den Knquete-Koninii.ssarieii Ver- 
nommenen sicli dahin •^ciiiis.sert, dass die Besitzer aus ihrem Eigen- 
thnme eine grössere Einnahme ziehen Wullen, um die wachsenden 
Au.sgaben bestreiten r.n können, dnss sie daher nur bei hohem Pacht- 
zins Pachtverl räire absrhiiessen : andt'rer.--<Mf s sind die Pächter ge- 
nöthigt, diese hohen Forderungen zu bewilligen, um nicht der Be- 
scbäitigUDg zu entsagen, die sie allein verstehen. 

Wenn die Thatsacbe wahr wäre, dass die Pächter so lästige 
Bedingungen eingingen, so müsste der Misserfolg häufiger, die Falli- 
mente mussten zahlreicher sein. Indessen ergiebt sich aus den 
Untersuchungen der Enquete -Kommission, dass, wenige Beispiele 
ausgenommen, Nichts darauf hindeutet, dass die Wirthe sich in einer 
ungünstigeren Lage befönden, als ehedem. Weit entfernt davon, hat 
die grosse Mehrzahl der Vernommenen anerkannt^ dass die ganze 
Lebensweise des Landwirthes sich allgemein und in bemorklichem 
Grade verbessert habe: Wohnung, Nahrung, Kleidung, Alles zeigt 
ein vor 30 Jahren unbelcanntes Wohlergehen; Viele, welche andere 
Zeiten uuJ andere, eiiilaelicre Sitten gekannt haben, iialjen nicht 
gezaudert uuiizusagen. dass, wenn eine \\ irtlishalt zuweilen am Ende 
eines Jahres hent zu T;ige einen geringeren Ertrag aufweist, dies 
geschehe, weil die Leljeusweise zu leicht in einen gew^issen Luxus 
ausarte, und dass der l^andbewohner nicht hnmer die Vermehrung 
seiner Ausgaben in Einklang zu bringen wisse mit der Vermehrung 
seiner Einnahmen. 

So viel steht fest, dass trotz des Steigens des Pachtzinses, der 
nur in einzelnen, isolirten Gegenden sich vermindert hat, die Pächter 
sich in besserer Lage befinden, als ehemals. 

Indessen beklagen sich die Pächter allgemein über die kurze 
Dauer der PaefUvetiräge. Diesen Umstand betrachtet man als nach- 
theilig für die Kultur und für eine gute und fruchtbringende Nutzung 
des ländlichen Eigenthums. Die kurze Daner der Pacht verhindert 
den Pächter, Meliorationen vorzunehmen, deren Früchte oft erst nach 
ziemlich langer Zeit zu ernten sind; oder, wenn der Pächter im 
Beginn der Pacht sein Land meliorirt, um daraus den möglichsten 
Vortheil zu ziehen, d. h. um während der letzten Pachtjahre durch 

2* 



Digitized by Google 



— 20 - 

Üebcrmass von Produktion den Boden zu er^diüpfen, so widerstreitet 
dies den Grundsätzen einer riciitigen Landwirtbschaft; man begreift 
leicht den Nachthei], der daraus erwachsen kann, selbst im Interesse 
des Gemeinwohles, wenn die Pacht eine sehr begrenzte Zeit dauert. 

Man hat bei der Enquete deshalb auch vielfach verlangt, dass 
Massregeln ergriffen wfiiden, um die Dauer der Pachtverträge bei 
Landgütern zu verlängern. Man mochte z. B., dass bei fehlendem 
Vertrage die Pachtzeit 12 Jahro dauere, während der Wortlaut dos 
Artikels 1774 des ("ode Napoleon sagt: „Die l^'acht eines Land- 
gutes ohne schriftlichen Kontrakt dauert, so ist auzunehnicn, die- 
jenige Zeit, die nöthig ist, damit der Pächter alle Früchte des ge- 
pachteten Gutes sammele." 

Man verlangte ferner, dass ölTentliche Anstalten, z. B. Kloster- 
güter, das j3eispiei langer Pachten geben möchten; dass solche 
Pachten erlaubt würden für die Besitzungen Minderjähriger und 
Geistesschwacher und für Nutzniesser, und dass in dieser Beziehung 
die Bestimmungen der Artikel 1718 u. 595 und in Verbindung 
damit die Artikel 1429 u, 1430*) abgeändert würden, welche nur 
eine Dauer von nidit mehr als 9 Jahren gestatten. 

Die Yenninderung der Oebültren für Paehiverttäffe oder dn 



*) Attilct'l 14?*J: Die Pacht vcifrägfe, welclic (!cr Fheraann allein abgeschlossen 
liat über die Oüler seiner Frau, wenn sie f Jahre überschreiten, sitid im Falle 
eiiHT Trennunpr der Eheleute nur verpflichieml ^"^ccenfilter der Frau üdcr (\crcu 
Erben für die Zeit, welche noch an d Jahren der ersten Periode fehlt, wenn die 
. Parteien noch dario siDd, oder der zweiteo Periode nod so fort in der Weise, 
dass der Pächter nur das Keebt hat, diejenige Periode von 9 Jalurea im GeouBse 
der Pacht zu bleiben, in ureicher er Bieb eintretenden Falles befindet. 

Artikel 1430: Die Pachtverträge Ton 9 Jahren und darunter, welche der Ebe- 
maun in Betreff der Güter seiner Frau allein geschlossen oder erneuert hat, früher 
als 3 Jahre vor Ablauf des lanfendon Kontraktes, wenn es sich um landliche Be- 
sitzungen handelt, und ft üher ahs 2 Jnhre vor derselben Kf»oche, wenn es sich um 
Häuser handelt, sind ohne Efl'ekt, wenigstens, wecn ihre Äusführuug nicht vor der 
AnflosuDg der Gemeinschaft erfolgt ist. 

Artikel SBö: Der Nutzoiesser kann sein Recht selbst ausfiben, oder datwelbe 
gegen Pacht einem Andern uberlassen, oder dasselbe sogar Terkaufen oder ver- 
schenken. Wenn er es in Pacht giebt, bat er sich in Betreff der Zeit, wo die 
Pachtkontr;ikte ernetirrt werden sollen und für deren Dauer den Regeln lu nnter- 
werfen, welche für den Ehemann bestehen in Rücksicht a\if die Güter seiner Frau. 

Artikel 17IS; Die Artikel des Titels vom Khe-Kontrakte und von den gegen- 
seitigen Herhteu der F-hetratten, welche sich auf die (iütcr der verheiratheten 
Frauen beziehen, sind auf die l*acbtverträge betreffs der Güter von Min<ierjährigen 
ansQwenifen. 
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bemerer Modus der Erhebung derselben wird gleichfalls gewünsclit 
wovon bei dem Kapitel. über die Finanz- Qesetzgebuog. die Rede 
sein soll- 

Um endlich den Dachtheiligeh Folgen zu begegnen, welche die 
Pächter bei za kunse Zeit dauernder Pacht zu förchten haben, wird 
als eine der nützlichsten Massregeln vorgeschlagen, in die Verträge 
eine bindende Klausel aufzunehmen, welche dem abziehenden Pächter 
den Ersatz der nachweisbaren Auslagen sichert, soweit dieselben für 
Bodenmeliorationen aufgewendet worden sind. Es scheint nach den 
gehörten Aussagen in England ein System der Art zu bestehen, 
dessen ausgezeichneter Erfolg feststeht. Wenn ein neuer Pächter 
ein Gut ül)erninnnt, .so wird eine Prüfung diuvii Sachverständigo 
vprgenommcn, um den Zustand des Bodens und der Kultur fest- 
'/nstellen; wenn der Pächter sp«äter die Pacht verlässt , wird eine 
neue Abschätzung^ ausjj:eführt; ergicbt sich ein Mehrwerth. so hat 
der Grundbesitzer den abzieliendcn Pächter dafür zu entschädigen. 
Letzterer hat daher alle Ursache, Meliorationen auszuführen, nicht 
aber den Roden zu erschöpfen, weil er weiss, dass seine Auslagen 
nicht verloren gehen, dass er also das Kapital vermehrt, das er 
seinen Kindern hinterlässt*), 

*) So viel uns bekannt, herrscht keineswegs in dieser Frage in England ein 
allpeiTieiii angeuomraencs System; es scheint die Schätzung und lintschädiguntj 
liir Yum Pachter ansgefilhrte Meliorationen auch dort noch e?ne ungelöste Frage 
zu Bein und nur eine Art Biliigkeitsgefühl die eiozeluen Grundbesitzer zu veran- 
lassen, dam abileliaDiIeD P&ditar für aasgefOhrts Haliomtioiiaii eioe Abfindung zu 
bawilligao. Bs ergiebt sieh dies, wenigstens in Besng auf Dnngnng, aus einem 
Vortrage, den J. B.' Lawes, der bekannte Baiser der Yersncbswirthschaft zu 
Rotbamsted, »in 4. April 1870 im Farmers' Club zu London gehalten hat (Ex- 
haustion of Ihe Soil, in relation to Laudlords' Covenants, and tbe Valnation oi 
Unexhausted Improvements. London, Rogr'^r^^n'i and Tuxfojd'. 

Id diesem Vortrage, der sich mit der Abschät/.ung der nicht ausgenutztep 
Bodenverbesserung bcsthaliigt, sagt der Redner (S, 4 der Druckschrift): „Es ist 
Dicbl minder nberraachend, dass mit der bedentenden Zunahme des Gebrauches 
znnekanften Vlehfutters, dessen Werth nur in der Verbindung des Werthes als 
Nahrung und des Werthes des damit eraeugten Z>tt}i^«r« aoagedrnckt werden kann, 
noch keine allgemein anerkannte Qriutdlage oder ein al^vneine» Stjstem amje- 
nommen ist für die Wrrf/i Schätzung des noch nicht auagenut^tci) (imr.rhiv J' <f 
Dilngers in Rückaicht auf den (ihziehenden Pachter eiaerseits und den Grund- 
besitzer oder den neu anziehenden Pächter andererseits.* 

Es düdte nicht ohne lntf>rf>8se sein, ans seinen auf Grund des sehr inter- 
essanten Vortrages forinnlirten Schlüssen folgende hier anzuführen: 

5, ,Bs kann keine einfache Vorschrift, anwendbar auf die verschiedenen ßo> 
denarten, J^reszeiten, Ernten and Dnnger, gegeben werden zur Abschätzung des 
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Dies System ist nicht ohne Bodcnken; man \mi dazu bemerkt, 
dass es in der Praxis ernBtllche Schwierigkeiten bieten dürfte; aber 
diejenigen Personen, welche es als ein Mittel tat Verbesserung des 
Looses der Pächter und der La|;e des ländlichen Eigenthums empfeh- 
len, meinen, dass diese Schwierigkeiten leicht überwunden werden 
konnten. 



In den Dokuraeiilcn, welche ijelegentlicJi der Enquete seitens 
unserer diplomaiist lien Agenten und Konsuln in verschiedenen fr6ind6]l 
Ländern gesammelt worden sind, finden sich Mittheilungen über den 
Grundbesitz, über seine VertluMlung, über die Art der Uebertragung, 
über Hcine Kutzung, Mittlieliungeü, welche sich wie folgt zusammen* 
fassen lassen : 

In England besteht keine Neigung, die Güter zu theilen; denn 
sie bringen niedrige Zinsen, und die kleinen Ersparnisse zieht man 
vor, in industriellen Unteinehmungcn anzulegen, welche viel höhere 
Zinsen tragen. Uebrigens ist das Prinzip des grossen OrundbetiUea 
in Grossbritannien so festgewurzelt, dass man bei Verkäufen grosser 
Güter unter den grossen und reichen Industriellen immer Personen 
findet, welche das Ganze zu hohen Preisen kaufen, weit über den 
Preisen, welche man darch Parzellenverkauf erhalten würde; auch 
ist die Theilnng des Grundbesitzes sehr selten. Ein englischer 
Schriftsteller, Herr Fawcett, behauptet, dass gegenwärtig die Zahl 
der Grundeigenthümer nur ein Drittheil derjenigen des Jahres 1800 
betrage. Die Landgüter werden gewöhnlich durch Pächter bewutix- 
schaftet. 

Der Verkaufspreis der Landeroien ist um 15 bis ÖC^/q gestiegen, 
desgleichen ist der Pachtzins gestiegen, besonders, wenn die Pachtung 
Weiden besitzt. 

QDaiisgeniitzten, anf den Acker gebrachten Dungers, welcher bereits eine Ernte 
eneagt hat* 

6. «Durch die AbschatEiiog so mancher Stalldünger ond so mancher Dfinger- 
beatandtheile, entstanden aus dem angekanften Futter, soweit eie noch keine Ernte 
erzengt haben , ebenso des Strohes der letzten Ernte, kann eine billige Entschä- 
digung ffir den abziehenden Pächter gefunden \^•erde^, während der anziehende 
Pachter nur verpflichtet ist, dafür zu zahlen, was festgesetzt und leicht in Geld- 
werih auszudrucken ist." 

Dagegen enthält die neue irische Laudbul auf diesen Gegenstand bezügliche 
BestinmuDgeD, die jedoch Im Oberhanae des Parlaments auf heftigeu Widerstand 
Stessen. Filly. 
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Wenn ein Familienvater ohne Testament stirbt, so ^sahou die 
Immobilien auf den ältesten Sohn über. Man bemüht sich, durch 
Substitutionen (Adoptionen) das Eigenthum so lange al^ möglich in 
der Familie zu erhalten. Im Allgemeinen verfügt der Eigenthümer 
über seine Güter testamentarisch in der Weise, dass er dem ältesten . 
8ohne den Grnndbesitz zuweist; keine gesetzliche Bestimmung ver- 
hindert ihn, darüber nach eigenem Befinden an verfSgen; aber die 
Macht des Herkommens beherrscht Alles. Die kleinen Besitzungen 
werden beim Tode des Besitzers ziemlich häufig verkauft oder getheilt 

In SdLOttlaid liegen die Verhältnisse fast gleich. Obgleich der 
Grundbesitz in den Händen einer kleinen Zahl grosser Eigenthümer 
sich beiludet, so haben doch auch hier wie in England Kaufleute 
ii!id Fabrikanten seit einiger Zeit ihr Bestreben daraufgerichtet, das 
im Handel und in der Industrie erworbene Vermögen in iirundbesitz 
anzulegen. Deshalb steigen die Bodenpreise. Bei der Uebertragung 
von Erbschatten giebt es zwei Arten, je nachdem der Grundbesitz 
mit einer nachgesetzten Erbfolge (Substitution) belastet oder im ab- 
solut freien Besitze des Inhabers ist. im letzteren Falle kann der 
Besitzer nach freiem Ermessen darüber verfügen, selbst zum Nach- 
theil seiner Kinder. Dad Gesetz behält ihnen nur einige Ansprüche 
auf das Mobiliar vermögen vor. Stirbt Jemand ohne Testament, so 
verlangt die Landessitte, die man fast niemals verletzt^ dass der 
älteste Sohn den ganzen Grundbesitz erbe; die übrigen Kinder theilen 
unter sich zu gleichen Theilen das Kapitalvermögen und die sonstigen 
llobllien. Wenn der Verstorbene nur Töchter hinterlässt, so theilen 
diese die Erbschaft unter sich zu gleichen Theilen mit der Beschrän- 
kung, dass das Schloss nebst Park und den unmittelbar dazu gehö- 
rigen Aeckem und Wiesen der ältesten Tochter zufallen. Es giebt 
eine Reihe von Besitzungen, über die der Besitzer nicht frei ver- 
fügen kann; es sind dies die sogcnanntea Entailed-Estates. Der- 
jenige, der ein Landgut schafft, hat das Recht, zu bestimmen, auf 
welche Weise dasselbe nach seinem Tode allezeit vererbt werden 
soll. Wenn auf diese Weise über einen Grundbesitz verfügt worden 
ist, so ist eine Parlaments- Akte nöthig, um die Verfügung zu än- 
dern. In diesem Falle ist der l^rbe als Nutzniesser, nicht als Eigen- 
thümer zu betrachten. Die Einrichtung wird als ein Hinderniss der 
Melioration angesehen, und ist der Wunsch allgemein, alles Grund- 
eigenthum von diesem Servitut zu befreien. 

In IrhUld ist der Grundbesitz sehr ungleich vertheilt und wird 
meist von Pächtern bewirthschaftet Die Pacht dauert in der Regel 
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61, 31 oder 21 Jahre. Das Erbe wird gemeiniglich substitnirt und 
geht auf den ältesten Sohn über, (iesetz nn(i Sitte stimmen iu dem 
liestreben iiberein, den Grundbesitz unuctheilt zu erhalten und selbst 
ihn zu vergrössern. Theilung tindet nur bei Zahlaagsuufähigkeit des 
Inhabers und bei Zwangsverkäufen statt. 

In Belgien ist der Grundbesitz sehr zerstückelt und wird immer 
noch weiter zerstückelt. Allgemein herrscht da.s Pachtsystem, die 
Pachten w^xlen allgemein auf 3 Jahre abgescbhiSBen. Seit 1830 
ist der Pachtzins schnell und andauernd gesti^en, und hat sich der 
Güterpreis seit jener Zeit erheblich gesteigert.*} 

Die £rbschafl»verhältnisse sind wie in Frankreich durch den 
Code civil geordnet. 

In den NiedeTludOB wechseln die Verhältnisse des Grundeigen- 
thums mit den Proyinzen. In Limburg, Nordbrabant, Groningen und 
Friesland ist der Grundbesitz zeiiitückelt, in Mittel- und Nordhullcind, 
in Seeland, Utrecht und besonders in Geldern ist der Grundbesitz 
wenig getheilt. Wenige grosse Eigenthümer bewirthschaften ihren 
Grundbesitz selbst. Wenn sie nicht selbst wirthsehatten, so ver- 
pachten sie nach dem Code hnllandais, welcher dem Code Napoleon 
nachgebildet ist. Seit 30 Jahren sind sowohl der Pachtzins als die 
Güterpreise gestiegen. Die Vererbung oriolgt auf Grundlage der 
Landespesetze. Obgleich dieselben den französischen sonst gleich sind, 
ist die Bodenzerstückelung doch weniger möglich. Im Allgemeinen 
erbt der älteste Sohn den^Grundbesitz und entschädigt seine Geschwister 
auf Grundlage einer von den Verwandten vorgenommenen Schätzung. 

In BftmilUUrk herrscht das Bestreben, die Zahl der Grundstücke 
zu vermehren, letzter^ somit selbstverständlich kleiner zu machen. 
Es ist dies eine Folge d^r Abschaffung der Frohndienste, des Fort- 
schrittes der Kultur und der Vermehrung der Bevölkerung. Im All* 
gemeinen bewirthschaften die Eigenthümer ihre Güter selbst Seit 
1850 sind die Güterpreise erheblich gestiegen. 

Was die Erbfolge betrilTt, so ist dieselbe bei Fldoi- Kommiss- 
gütern (Grafschaften, Baronien) durch die Stiftungsurkunden geord- 
net. Bei dem übrigen Grundbesitz hat man üerrengüter von Bauern- 



*) Es muss bemerkt werden, daas es in Beli^ien noch viel grossen (rrundbesitz 
giebt, der aber nicht im üauzeo, boodera iui kleiueii Parcelieu verpachtet wird, wo- 
durch leicht der ADsdieio erweckt wird, als gebe es gar keinen grosseo Onindbesitz. 
In Folge der Erbtheilong wird im Ganzen wenig zerstückelt, sobald dadnrch die 
WirttiBCliaft beeintrlchtigt werden wurde; man zieht es in diesem Falle tor, das 
Gut m verkanfen. (Vergl. Ann. d. Ldw., Honatsbl. Bd, 41, S. 170 --176.) F. 
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gütorn BU unterscheiden. Der DoBitzer eines Herrengutes (Soedegaard) 
kann über mehr als die Hälfte seines Vermögens zu Gunsten doB- 
jenigen Kindes verfügen, dem er das Herrengut hinterlassen will. Ist 
kein Testament vorhanden, so erben die männlichen Nachkommen 
gemeinschaftlich das Herrengnt und haben sich unter sich ausain- 
ander zu setzen; erfolgt eine Einigung nicht, so wird das Out vor- 
kauft Bei den Bauergütern (ßondegaard) kann der Vater dasjenige 
seiner Kinder auswählen, welches den Grundbesitz erben soll, Ist 
kein Testament vorhanden^ so erben sämmtliche Kinder gemeinschaft- 
lich. Erlolgt keine Einigung darüber, welches der Kinder den Grund- 
besit?; iibernphmen und die andern entschädigen soll, so muss das 
Gut verkauft werden. Thoilung ist äusserst selten; sie erfolgt nie 
in mehr als zwei Theile; es ist dazu der Konsens der Regierung 
nöthig, weiciie als Bedingung ihrer Einwilligung verlangt, daas auf 
jedem Theiistücke ein Wohnliaus errichtet werde 

Tn Schweden und Norwegen ist seit 30 Jahren durch Theilung 
die Zahl der Güter um etwa 30^0 vcrgrössert. Im Allgemeinen 
wirtbschaften die Besitzer selbst, andernfalls wird auf kürzere oder 
längere Zeit verpachtet. Die Pacht ist theilä Geldpacht, theils Geld- 
und Naturalpacht. Die Gnterpreise, welche bis 1854 jählings gestie- 
gen waren, sind seit jener Zeit in sehr erheblichem Grade gefallen. 
An das Erbe haben sammtliche Kinder gleiche Anspräche, doch hat 
der älteste Sohn das Recht, zu verlangen, dass ihm gegen massige 
Entschädigung der Geschwister der ganze Grundbesits uberlassen 
werde. Sitten und Gewohnheiten sind überhaupt oft stärker als das 
Gesetz; in einigen Provinzen, z, B in Dalekarlien, ist Theilung die 
Regel', in anderen vermeidet man so viel als moglieh jede Zer- 
stückelung. Ausserdem gicbt es in Schweden noch Majurate, jedoch 
nur in geringer Zalil, die mehr und mehr verschwinden. 

In Prenssen (alten Bestandes) zählt man 1,716,535 kleine Be- 
sitzungen, 391,ö><6 mittlere und 33,300 grosse. Fast sämmtliche 
Güter werden von den Besitzern seihst bewirthschaftet; verpachtet 
werden nur sein- wenige Güter, liauptsächlich Kirchen- und Stiftung«- • 
Güter und Ötaatsdomänen. Güterpreise und Pachtzins sind in Folge 
der WerthTerminderung des Geldes und der Vermehrung und Ver- 
besserung der Kommunikationsmittel auf mehr als das Doppelte ge- 
stiegen.*) Die Vererbung grosser Güter wird gewöhnlich durch 



*) Diel« Angabe schwebt gar sehr io der Luft, da nicht angegeben ist, vou 
welchem Zeitpunkte «a diese Steigerung zq rechnen ist. F. 
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Testament g<-ordnet: kleinere Besitzungen worden nach Massgabe 
der Erbschaftsgesetze vererbt. Das preussische Gesetz sichert jedem 
Kinde einen Minimalantheil an der Erbschaft (Pflichttheil); der 
Pflicbttheil betragt die Hälfte desjenigen , was das Kind erhalten 
würde, wenn der Vater ohne Testament gestorben ist. Trotzdem 
hat eine Theilang des Grondbenitzes nicht in beunruhigendem Grade 
Btatfgefonden. Man theilt deuBelben ao wenig als möglich; in der 
Hegel übernimmt einer der Erben das Gut zu einem massigen Preise 
und zahlt die Eaufsumme in vorher festgesetzten Terminen nach 
und nach ab.*) 

*) Die in Betreff Prensseiw gemaebtai Angtbea sind gleicb denen in Bezog 

auf die übrigen Länder gemachten sehr summarisch nnd pestattea darchacs keinen 
Einblick in die Yerthcilnnj? des Gruri(lcifrcnthuin.s. Wollten wir auf eine spezielle 
Darleguiig der bezüp-lichpn N'erhäituisse eingehen, so würde dies, wie wir glauben, 
über unsere Aufgabe hinausgehen; wir müssen uns deshalb begnügen, auf dea 
II. Hanptabwhnitt d«8 eraton Bandes dea Werkel you ]>r. Meitzen zn Terawaan 
(Dar Boden und die landw Verhlltoisae dea Preoaa. Staates naeh dem Gebiets» 
nmfaDge vor 1866. Berlin, in Eoaiini«8ioQ bei Wiegaodt & Herapel). 

Zur Ergänzung, resp. Erläateraßg der oben in dem Enquete- ßericJite mit' 
getheiltco Zahlen entnehmen wir dem genannten Werke Nachstehendes: 

1!^59 gab es in den 6 östlichen Provinzen Prenssens, aosachliesslicb des Re- 
gieruogs-Bezirks Stralsund und in Westfalen 

344,737 spannfähige bäuerliche Besitzungen mit 33,498,433 Morg. Land, 
aläo jede Besitzung von durchschoittlich 97 Morgen. Ihre Zahl hat sich 
seit 1816 Dar um l,95?o TerniiDdeH;, die darchadanitUidie Grosse derein* 
zelncn Besitzungen ist dieselbe geblieben 
Ansserden gab es 

€04,501 nicht spannfabige Kleinbesitzer mit 4,833,836 Morgen Land, 
also jede BeJ^itzung durchschnittlich fast 8 Morgen. 
Die üesammtfläcbe der 6 östlichen !*rovinzen und Westfalens, ausschliesslich 
des He^.-Bezirkes Stralsund ond der grobsen Strandgewässer betrug in demselben 
Jahre 9a,l81,8i)3 Morgen. Davon kamen auf 

den nicbt Unerliehen und Grossbesito 56,849,634 Mrg. = bd,n%, 
den spannfibigen biaerliehen Besitz 33,498,433 , = 35,>o^ 
den nicht spaDDfihigen Kleinbesitz 4,888,8S6 » 5,or!^ 
Indessen ]iep:en die Yerhättnisse in den verschiedenen Provinzen Prevsaens 
sehr verschieden; die grösste Zerstückdang des Bodens hat io der Rheinprovinz 
stattgeftin-len, die auch noch eines Znsaramen!effnngs-Geset/es entbelirt. Auffällig 
ist, dass der preussisehen sogenannien ^Sopara'ions-Ciesetzgebnng" ntid ihrer höchst 
segeosreicheu Folgen für die Kultur in dem Berichte mit keinem Worte gedacht 
wird, einer Gesetzgebung, die mutatis mutaudis in Frankreich viele der jetzt be^ 
klagten Uebelstande beseitigen wnrde. Freilidi warde sieh der Tesprit de nons 
aatres Fran^ais, der sich angeblich gegen jede Besehrinkang der FMheit. auflehnt, 
gegen eine solche Gesetzgebung sträuben, die zwar nicht die Freiheit, soudern die 
Willkür ein wenig beschrankt, aber gleichzeitig Freiheit fnr die irirthsehaHliidien 
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In Balern giebt es sehr wenig grosse Besitzungen; die meisten 
Besitzer sind selbst praktische Landwirthe, Pachtungen sind äusserst 
selten. Die Güterpreise, welche von 1849—1859 bedeutend ge- 
stiegen vai^en, sind seit ISCO ansehnlich gefallen. Im Todesfalle 
geht der Gmndbesitz in der Regel an das älteste Familianglied über. 
Anf diese Weise wird die Bewirthscbaftung in einer Hand vereinigt 
Die Geschwister werden in Folge dessen meist Dienstboten und be- 
sitzen in der Regel keine Mittel, einen eigenen Hausstand einzu- 
richten und sich zu verheirathen.*) Nach den Aussagen des Baron 
von Morewi. besitzt Baieru ein Gesetz über bäiierlichü FiUci-Kom- 
misse, das den Zweck hat, die Voreinigung des Grundbesitzes zu 
begünstigen. Ein Gesetz vom 28. MhI 1852 verbietet die Zer- 
stückelung der Güter innerhalb gewisser Grenzen und bedroht die 
Verletzung desselben mit Geld- und Gefängnissstrafe. Doch gilt dies 
Gesetz nur für Baiern diesseits**) des Rheines, nicht für Rheinbaiern, 
wo der Code Napol^n noch in Kraft und die Zerstückelung unbe- 
grenzt ist. 

In der Schweiz ist der Grundbesitz sehr vertheilt, und sind 
daselbst grössere Güter sehr selten. Die Besitzer bewirthsohaften 
ihr Land selbst, Pacht bildet eine Ausnahme. Die Bodenpreise sind 
erheblich gestiegen und haben sich in einigen Kantonen seit 30 
Jahren verdoppelt. Die Vererbung erfolgt entweder laut Gesetz oder 
nach dem Willen des Erblassers. In den ürkantouen: Zug, Luzern, 
Schwyz, Unterwalden, verlangt die Sitte, dass der Grundbesitz an 
einen Erben falle, welcher die anderen Erben zu entschädigen hat. 



Interesaen, Dkht bloa der Gesammtheit, sondern jede« eiDMlnen Besitzen acbaffi. 

Statt, wie im Berichte geschebeo, umständlich dar/uthuii, dass eigentlich Nichts 
geschehen soll zur Beseitigung der anerkannlen Uebelstände, hätte man die Er- 
folge der 8eparation?gesetze in Deutschland scbildera sollen. 

iJie im Berichte konstatirte Steigerung der Pacht- und Kaufpreise in Preussen 
ist für die verschiedenen Gegenden doch auch eine sehr verschiedene; in den letzten 
Jahren sind die Kaufpreise, wenn nicht sogar gefallen, in einzelnen Gegenden doch 
anch nicht mehr gestiegen. 

Das Erbrecht ist in den yerscbiedenen Landestheilen nicht nnr darch Sitte 
und Herkommen vielfach modifizirt, sondern es bestehen bekanntlich noch gesetz- 
liche Verschiedenheiten. Was im Roricbte gesagt ist, gilt streng genommen nnr 
dort, wo das Allg;emeine Landrecbt in alleiniger Gültigkeit ist. Filly.. 

*) Dazu kommt die (»i'j'piithümliche Gempinde^csct/^g'fbuni: in liaifrii . 
mehr noch als der Mangel an. Grundbesitz die Bildung eines eigenen Hausstandes 
verhindert. ^ F, 

**) Von deatsdier Seite aus. f. 
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Im K«nton Waadt sind die Hestimmungen des Code Napoleon in 
den Codft vaudois aufgenommen. Indessen kommt es häufig vor, 
dass eines der Kinder den väterlichen Besitz übernimmt und den 
Geschwistern eine jährliche Rente zahlt; die Geschwister gehen in 
Dienste und suchen sich nach und nnch so viel zü sparen, nm 
selbst ein Meines Besitzthum zu kaufen. 

Aus OMtemieh sind keine rechtzeitigen Mittheilungen ein- 
gegangen. Die Aussage eines grossen üil^aiiMkMl Grundbesitsers, 
des Grafen ^Ay, konstatirt, daüs die Grundbesitz-YerluUtnissd seit 
1848 aufs vollständigste verändert worden sin^; die Revolution hat 
die Bauern m EigenthÖmern gemacht, was bis dahin nur der Adel 
und die Geistlichkeit sein konnte. Es giebt in Ungarn Besitzungen 
von hüclist bedeutendem UmfanjEfo, so die Güter des Fürsten Ester- 
hazy^ dessen Gruiulbesitz 100 geograpliisehe Quudratmeilen innlassen 
soll. Früher war in diesem Lande das Pachtsystera ganz unbekannt; 
erst ganz neuerdings haben sehr grosse Grundbesitzer ihre Grund- 
stücke in Halbpacht gegeben. Geldpacht friebt es nur !)ei Staats- 
domänen. Seit 1848 ist der Bodenpreis gefallen, eine Folge der poli- 
tischen Krisen und der bedeutenden Steuern (Ys des Reinertranfes). 

Dem Erbschaftsgesetze fehlt alle Schärfe, und Graf Zichy hat 
erklärt^ dass er in dieser Beziehung nichts Sicheres und Bestimmtes 
angeben könne. Das alte Gesetz war die lex fiduciaris, d. h. die 
GiSter waren nach Massgabe der Lehnbriefe männlichen und 
weiblichen Geschlechtes (sexus masculini oder sexus femiolni). 
Gegenwärtig wird der Grundbesitz nicht, gleichmässig getheilt; 
es giebt Majorate, es giebt, wenn auch ziemlich selten, Herr- 
schaften (Seigneuriats), wo der Aelteste der Familie das Gut besitzt, 
ohne dass der Sohn vom Vater erbt. Man hat auch ein Gesetz 
aufrecht erhalten, welches verbietet, die bäuerlichen Grundstücke in 
mehr als vier Theile zu theilen. 

In Rnssland besteht der Grundbesitz aus grossen und kleinen 
Gütern, mittlere können sich später bilden, aber zur Zeit bestehen 
solche nicht. Die Aufhebung der Leibeigenschaft im eigentüclien 
Rnssland und die gesetzlich gegebene Möglichkeit in den baltischen 
Provinzen, dass Bauern und Stadtbürger Land erwerben können, 
werden 7Air Theilung des bis jetzt wenig zerstückelten Grundeigen- 
thums beitragen.*) Man giebt immer an, dass die Bewirthschaftung 

*) Thatsäcblich sind zur Zeit in den baltischen Provinzen schon viele Bauern 
Gnmdeigenthumer. Vergl. Wocbenbl. der Annalen der Landwirtfascliaft 166d, S. 1, 
28, 43, 192 11. 1870, S. 32 u. 41. F. 
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durch den Eigenthtimer geschehe, aber sie erfolgt allgemein durch einen 
Administrator oder IntcndanteO) dessen unerlaubte Kinnahmen oft 
grösser sind, als die Einnahmen eines Pächters. Kleinere Be- 
sitzungen werden an Banern^^erpachtet; früher bestand der Pacht- 
zins in Frobndiensten, gegenwartig sucht man letzteren durch Geld 
zu ersetzen« Im eigentlichen Russland ist der Bodenwerth nicht 
gestiogen, in den baltischen Provinzen hat er sich verdreifacht. Die 
grossen, dem Adel gehörigen Güter bilden oft ^lajoi atc, die auf den 
Aeltesten der Familie vererbt werden. Diejenigen Grundstucke, 
welche nicht zu Majurateii gehören, werden unter die Kinder ge- 
theilt. Sämintliche Töcliter eihalten in diesem Falle nur einen 
Theil*), Fo gross auch ihre Zahl sei. Aber diese Theilung ist nur 
eine fiktive; der Oniudbesitz bleibt unzertheilt und wird von einem 
Sühne bewirthschaflet, die Ansprüche der übrigen Kinder werden 
hypothekarisch eingetragen ¥ür die Bauern giebt es noch kein 
Erbschaflsgesetz. **) 

Im nördlichen 'i'heile P0Ytll|[ftV8 ist der Grundbesitz sehr zer^ 
stückelt, im Süden trißt man noch grössere Besitzungen, in Aian- 
tejo solche von ungeheurer Ausdehnung, die emer Familie gehören. 
Die kleineren und mittleren Güter werden im Allgemeinen von den 
Eigenthümem bewirthschaftet, die meisten der grossen werden ver- 
pachtet und zwar gegen Geldpacht, wahrend bei kleinen Naturalpacht 
üblich ist Der Pachtzins wird nach dem halben Ertrage bemessen, 
der Kau^reis nach zwanzigjährigem Pachtzins. Letzterer hat sich 
bei kleinen Besitzungen erhöht, nicht aber bei grossen. Nach dem 
portugicisischen Gesetze kann der Besitzer über ^/^ dos Eigenthunis 
nach Belieben verfügen. Früher war es Gebrauch, das älteste Fa- 
milienglied zu bevorzugen; doch schwindet dieser Gebrauch mehr 



*) Das will safren, f^ie frlialteii alle zusammen so viel wie jo ein Sohn. F. 

'*) Ein solches würde aber auch jeder Basis enthehren , so laiiLTo der einyelne 
bäuerliche Wirth eigentlich kein Privateigenthum, souderu üeiueu (iruad und Hoden 
nur iü Gemeinschaft mit den üemeindegeuosiöeu besitzt, ßavor daher niclit der 
Qemeindebesits in Privateigentbum der Qemeindeglieder vervandelt ist, kann von 
einem Erbrecht auf Gnindeigenthnm keine Rede sein. Mit diesem gemeinschaft* 
liciien Besitz, der übrigiens mit der ganzen Asschautmgsveise des russischen Bauern, 
mit seineu Sitten und Gebräuchen so eng verwachsen ist. dass es sogar zweifel- 
haft erscheüit, ob hier Jemals Einzelbesitz vortbeilhaft sein würde, lüiw^t auch die 
Be5:teuonni'T 7.\n Zeit noch ciuj /usammen, die mit lU r Äenderung der Besitzver- 
hriltnisso ijh'ioli/.eiti;:,^ rine (iuicli^reitonde Aenderung erheisehen wnrdf. Es ersclioint 
sehr auffällig, dass der vorlio^a'ude Boriclit dieser, von ilcn iil»riL,'i'ii I.;indern Europas 
so sehr abweichenden Verhältuiäse mit keiner Silbe Erwühuuug Ihut. F. 
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und mehr, insbesondere seit Erlass des Gesetzes vom 19. Mai 1863^ 
welches durch Abschaifang der Majorate viele Ländereien dem ge- 
meinen Rechte unterwarf. Die Vererbung ist wie in Frankreich 
geordnet, mit Ausnahme der gemeinsamen Erbfolge, welche bis 
sehnte Glied Platz greift. Die für drei Menschenalter in Erbpacht 
gegebenen Grundstücke gehen auf die im Erbpacht- Vertrage bezeich- 
neten Personen in der ebenda festgesetzten Reihenfolge fiber. Die 
kleineren und mittleren Besitzungen werden gewöhnlich getheilt, die 
gro^^sen sucht man so viel als roöglicli zusammen in der Hand eines 
Kiüdes zu erhaltcij, iu der Hegel iü der des iilteston. 

In Bjiauicn ist mit Ausnahme einiger Provinzen , z. ß. der 
Insel Majurka, das Grundeigenthum ausserordentlich zerstückeil und 
wird noch immer mehr zerstückelt. Die kleineu Besitzer kultiviren 
in der Regel ihren Besitz selbst, die grossen verpachten denselben 
und zvar auf Grund schriftlicher, vor dem Notar abgeschlos«ener 
Verträge. Seit 30 Jahren ist der Bodenpreis erheblich gestiegen, ja 
hat sich verdoppelt. Die Vererbung erfolgt nach den Bestimmungen 
des Civil -Gesetzbuches, das dem Code Napoleon sehr analog ist; in 
einigen Provinzen jedoch herrschen' noch Lokal -Gebräuche und die 
Bestimmungen des römischen Rechtes. Auch giebt es noch Majo- 
rate, die jedoch mehr und mehr verschwinden/} 

Auch im Norden des Königreichs Italien ist der Grundbesitz 
sehr zerstückelt und wird noch weiter zerstöckelt; im Söden herrscht 
dagegen der Grossbesitz vor, desgleichen in den Marken und in der 
Bomagna; aber mit der Einlubrung des italienischen Gesetzbuches 
beginnt auch hier die Zerstückelung. Ausser in Piemont sind die 
Güterpreise und der Paclitpreis erheblich gestiegen , in einigen Ge- 
genden sogar aui das Doppelte. Nach deui Cis il-Gesetzbuche des 
Königreichs Italien vom "25. Juni 1865, weich es seit dem 1. Januar 
1866 in Kraft getreten ist, kann der Familienvater über die Hälfte 
seines Vermögens, ohne Rücksicht auf die Zahl seiner Kinder, frei 
verfügen, über zwei Drittheiie aber, wenn der Testator keine Kinder, 
sondern nur Seitenverwandte hinterlässt. In einigen Provinzen ist 
man jedoch bestrebt, nach Massgabe der älteren Gesetze die männ- 
lichen Erben zu bevorzugen und die Zerstückelung des Grundbesitzes 
zu beschränken. 

Da der Grundbesitz in der rttlÜfiMslKeil Kampagna in den 



•) "Weit Eingehenderes euüiält ein Artikel im Monatsbl. der Ann. der Landw. 
von Y. Briesen, Bd. 47, S. 148 C F. 



^ j . ^ci by Google 



- 31 



Händen weniger Besitzer und zuin grus^tien Theiie in todtei Hand 
sich befindet , so giebt es dort wenig Besitzwechsel und die Zer- 
Ktüciielung kommt nur ausnaiimsweise vor. Uer Pachtpreis ist in 
den letzten Jahren gestiegen.*) 

in der Tärkei liegen nach den aus der Provinz Trapczunt ein- 
gegangenen Miitbeilungen viele Ländereien brach, sie sind sehr zer- 
stückelt und zu zwei Driltheilen im Besitze von Bauern. Die Be» 
sitzer bebauen ihr Feld selbst mit Hülfe ihrer Verwandten nnd 
Freunde, da sie zu arm sind, Arbeiter zn bezahlen. Pachtungen sind 
ausserordentlich selten. Die Bodenpreise haben sich seit 80 Jahren 
verdoppelt. Der vierte Abschnitt des Koran ordnet die Erbfolge. 

In Aegypten gehört die HSlfte aBer Ländereira dem Yicekönige, 
seiner Familie und den hohen Beamten, mit einem Worte den Er- 
oberern ; die andere Hälfte gehört zum Theil dem Bürgerthum, zum 
Theil den Fellali.s, d. Ii. den eingeborenen Bauern. Die grossen 
Grundbesitzer wirthscliaften selbst , der mittlere Besitz wird den 
kleinen Eigenthiimern m Paclit gegeben, weiclie neben ihrem Eigen- 
tlium die Pachtgrundstücke bebauen. In Ünterägypten variirt der 
Pachtzins von 12 Ys I r- his 150 i*r. für den Hektare (von 25 Sgr. 
bis 10 Thlr. pro Morgen), in Oberägypten von P/jo Fr- bis 60 Fr. 
(von 4'/4 Sgr. bis S'/a Thaler pro Morgen.) Diese Verschiedenheiten 
werden bedingt durch die mehr oder minder günstige La^ einer- 
seits in Bezug auf die Möglichkeit der Bewässerung, andererseits 
in Besug auf die Leichtigkeit des Transportes der Produkte. In 
Folge der seit 10 Jahren betriebenen BaumwoUenkuUur in grosserem 
Hasse ist der Bodenwerth gestiegen. Die Vererbung erfolgt nach 
dem Koran. Alles Eigenthum, mobiles und immobiles, wird unter 
die Erben getheilt. Türke sowohl, als Araber lieben den Grund- 
besitz, deshalb ist eine Zerstückelung desselben, ausser bei Erb- 
theilüDgea, selten. 

In den Vereinigten »Staaten von jS'ordamerika giebt es sehr 
grosse Besitzungen , der Boden ist wegen der grossen , noch nicht 
kultivirten Bodenflächen nicht sehr zerstückelt.**) Die Regierung 
giebt in gewissen Staaten jedem Einwanderer unentgeltlich 10 üek- 

') Ks ist auffällig, da.s» der Bericht des UiUötandes nicht erwidiiif, dass hier 
meist noch Natuialpacbt herrscht \md die grossen Besitzuugeu einer ganzen Reihe 
von Pächtern überhkssen werden, die nueist ein ärmliches Leben führen, yeihSItnisse, 
die zun Tbeil im übrigen civilishten Eniops ganz unerhört sind. F. 

**) In den nördlichen aüaniiacheii Stuten 'ist zum Theil die Zeistfickehiiig luid 
damit die Hohe der Bodenpreise ziemlich weit vorgesdnitten. F. 
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tareü (40 "Morgfii) Landes, und die Bürger küniion , wenn sie die 
Koston der Vermessung und das Setzen der Marksteine übernehmen, 
für 2 Fr, einen Hektar kaufen. Im südlichen Theile wird sowohl 
der grosse als der kleine Besitz von den Eigenthüraern selbst be- 
wirthschaftet , im nördlichen wirtli Schäften die kleineren Besitier 
auch selbst, während die grosseren häufig verpachten. Seit der 
Aufhebung der Negersklaverei gewinnt auch im Säden das Ver- 
pachten an Boden und ist der Pachtpreis gestiegen. In den ein- 
seinen Staaten herrschen besondere Erbrechtsgesetse Der Erblasser 
hat vollkommen freie Verfügung über den Grundbesitz, ausgenommen 
das Witthum seiner Gattin. Jede verhelrathete Frau hat, so lange 
•sie lebt, den Genuss der Zinsen eiues DrittheiLs vom Grundbesitz 
ihie.s (iatten. In der Regel wird der Grundbesitz nach dem Tode, 
des Eigenthümcrs verkauft. 

Auch aus Südamerika «ind einige ^Miltlieilungen eriolgt. In 
der Kepublik Uruf-juay variirt die Grösse des Iksitzcs gemäss der 
Entfernung desselben vou der Hauptstadt Montevideo. Dicht bei 
der Stadt giebt es viele kleine Besitzungen, aber in einer Entfernung 
von 60 Kilometern (8^9 Meilen) giebt es Güter, deren Grösse von 
2 bis 20 und mehr Quadratmeilcn variirt. Die kleinen Besitzungen 
werden vom Eigenthümer bewirthschaflet^ die grossen tbeils durch 
die Eigenthümer, theils durch Pächter. Kaufpreis und Pachtsins 
sind bedingt durch die Entfernung von Montevideo. Die Erbschaft 
wird unter Erben gleichen Grades in gleiche Theilo getheilt ohne 
Unterschied des Geschlechtes, und jeder Erbe verfügt über seinen 
Antheil nach Belieben, so dass eine Zerstückelung des Bodens un- 
ausbleiblich ist. 

In Chili herrschen grosse Besitzungen vor. Mil Ausnahme der 
unmittelbaren Umgebung der Städte giebt es wenig Besitzungen von 
weniger als 12 bis 15 Hektaren (48 — 60 Morgen), aber man trifft 
solche von 10,000 bis 15,000 Hektaren (40,000- 60/)00 Morgen). 
Die Bewirthschaftung geschieht in der Regel durch die Eigenthümer. 
Die Bodenpreise, welche seit der Entdeckung Kaliforniens gestiegen 
waren, sind seit einigen Jahren wieder gefallen. Das die Vererbung 
regelnde Gesetz ist dem Code Napoleon nachgebildet. Das seit einigen 
Jahren geltende neue Gesetzbuch verfolgt den Zweck, die Theilung 
des Grundbesitzes zu erleichtern und den Werth derjenigen Grund- 
stücke zu erhöhen, welche nach dem früheren spsnischen Gesetze in den 
Händen der männlichen Erben vereinigt und meist unbebaut blieben« 
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Anhang zu Kapitel 1. 



Die auf Siite H entwickelten rosigen Anschaiiunjren üWer die ..Vor- 
th eile^' der Zei'»tückeiung des Grundeigenthums, zuuiul weuu sie iu eine 
Atomisirang ansartet, dürften doch nnr selten begründet erscliemen; in 
Rhempreussen befürwortet man zwar eine Zerstückelitngr in dem Sinne, 
dass Jeder iu die Lage versetzt werde, Grandeigentliiiin zu erwerben, aber 
es herrscht doch die Sitte, dass, Avenn durch die Zertheilung eine unwirth- 
schaftliche Zerstückelung droht, die Krlieii in dcrKccrfl Hoher den Verkauf des 
OnmdstfK kos heschlipsseu. Zwar hat die jiroussische Zusammenlegungs- 
GeM.'tZLrol)imi: daselbst aus hier iiiclit zu eröilei-iiden Gründen noch nicht 
Eiugaug gttuudeu; indessen hat muu langst die IS'achtheile der Parzelien- 
Wirthschaft erkannt, nnd täglich m^ren äch die freien Vereinbarungen 
behnfs Anstausches nnd Zusammenlegens der Grundstücke, die übrigens« 
nnserer Meinung nach, nicht das leisten, was eine gesetzlich geordnete 
Zusammenlegung, die die Gesanimtgemeinden umfasst, bewirken würde. 

Auf vortreffliche Weise schildert die Folgen der Zerstückelung der 
Direktor der Gonoral-Kommission zu Kassel, Geh. Kou.-Rath Willielmy^ iu 
seinem Jahresbericlito i)i'o lH(i9. indem er sich ülu r die Verhültnissc im 
Kreise Wetzlar verbreitet. Wii- kruinen es uns uielit versagen, deu be- 
treffenden Theii des erwähuteu Berichtes hier einzufügen. Derselbe lautet: 

„Da in dem Kreise Wetzlar die Zerstückelung des Grundbesitzes 
grosser ist, als in irgend einer andern Gegend des preussischen Staates, 
so sollte man glaubeu. dass dort in gleichem Masse das Bedüi-fiiiss nnd 
das Verlangen nach Zusammenlegung hervortreten würde. Nichts desto- 
weniger ist noch keine einzige Provokntion auf wirthsehaflliehe Zusammen- 
legung einer Gemarkunt: ciujjegangen. Dies inat; um so auflfiilliorer er- 
scheinen, als der Laudrath iles Kreises in hoiiem Grade fort^'esetzt bemüht 
ist, die dortigen Grundbesitzer zur iStellaug von dergleichen Anträgen zu 
veranlassen. Bei einer Reise, die ich voriges Jahr mit dem Landrathe in 
dem Kreise gemacht, habe ich namentlich in dem Kleebachsgrunde bei 
den grösseren Grundbesitzern &8t überall Sinn und auch Verst&ndniss lur 
die grossen wirthsdiaftBchen Vortheile, welche die Zusammenlegungen in 
ihrem Gefolge haben, gefunden, allein, da zur Begründung eines Antrags 
auf Znsamnieüleornnü nach dem Gesetze vom 5. .'Vpril 1KG9 die Znstinunung 
der Besitzer von mehr als der Ihilfte des Grundbesitzes, welclie Ldeieh- 
zeitig mehr als die Hällle des Katastral-Reinertrages repräsenüreu muss, 
gehört, so fällt es eben erstaunlich schwer, eine gesetzlich begründete 
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Provokation zu Stande zu bringen, denn crrosso landwirthscliaftliche Güter 
existiren in tlfiii Kroise Wetzlar f?ar nicht, iiidnm die aus<rede}int**n l^e- 
sitznniren der Fürsten fast nur ans Walduii^ou bestehen, und diejeiugeu 
Grundbesitzer, welche dort zu den grösseren gezählt werden, haben nur 
swiscben 40 und 70 Morgen inne. 

„Bei diesen gesetzliclien Eiscbwenmgen wird es im Kreise Wetzlar nnr 
langsam mit der Ansföbrung desZasammenlegungsoGesetzes vorwärtsgehen. 

„Um dnrcli Beispiel zu wirken, wfinsdit der Landrath, dass eine oder 
ein Paar Geniarkunjren auf Staatskosten konsolidirt werden möchten. Ich 
habe mich indessen stets dnp-ecreTi fniswsproohen, denn einmal würde ein 
solches Beneticiuiii doch nur dann ijewülHi werden krmnen. wenn sämmt- 
ticlie Grundbesitzer einer Gemarkung unter (h-r i^edaditeii Bedingung sich 
mit der Zusammenlegung einvei*i>tanden erklären wollen, was sich event 
anch vielleicht gar nicht einmal erreichen Hesse; und dann, wie wollte 
man es eigentlich vor den GrandsStzen einer gleichmässigen Gerechtigkeit 
rechtfertigen, anderen Gemeinden diese Woblthat blos darum, weil sie 
dieselbe später in Ansprach genommen haben, zu versa^ren. Thut man es 
dennoch, so* wird diese VeiNtJtrunG' mehr wirken, als das Beispiel, d. h. man 
wird dadurch vielleielit sosrar dem sieh aus dem Bedürfniss entwickeln- 
den Dranee entffe'jrenarbeiten. ^\ur wenn das Beispiel eine Frucht des 
nach IS'eufiestaltung aus den unhaUbar gewordenen Zuständen ringenden 
Bedürfnisses ist, wird es wirken, nicht aber, wenn es nnr ein Ergebniss 
ktinstlicher Reizmittel ist Ich kann mich daher nicht entschliessen, den 
Wunsch des Herrn Landraths zu beffirworten. 

„Dass übrigens die landwirthschaftlichen Zustünde im Kreise Wetzlar 
unbaltliar geworden sind, und dass sie demzufolge über kurz oder lang 
von seli>st dazu füliren worden, die betheiligtcn Cntsbesitzer zu veran- 
lassen , Von dem Gesetze Gebrauch zu machen, braucht kaum begründet 
zu werden. 

„Die Zerstückelung des Grund und Bodens ist dem Kreise verderblich 
geworden; trotz seiner im Allgemeinen guten Bodenverhältnisse und trotz 
seines Reichtbums an Bergwerken geht der Kreis von Jahr zu Jahr mehr 

zurück, durch fortgesetzte Theilung sind nicht blos die Stücke, sondern 
auch die AVirthschaften immer kleiner geworden. Ein kräftiger Bauern- 
stand existiit dort fast gar nicht mehr, sondern nur die jiimmerlicliste 
ZwerüfwiHhsebnft. Die Mfinner pehen in die (iruben und überlassen die 
Landwirths. liatt ihren Weihern und Kindern, oder, wenn sie mittlere Be- 
sit/A'r sind und ein Paar Kühe haben, so l»riügeu sie ihr Leben auf der 
Landstrasse zu, wo sie mit Eisensteinfuhren beschäftigt sind, quälen ihr 
Vieh ab und verfollen selbst oft einem liederlichen Lebenswandel Die 
meisten Besitzer müssen eben vom Tagelohn leben. Aber anch diejenigen 
Besitzer, die das CleAverbe der Landwirths<'haft ansschliesslich betreiben, 
befinden sich in der Regel in höchst dürftigen wirthschaftlichen Verhält- 
nissen. ^Venn ein Bauer "iO Morjren hat, so innss er bei der enormen 
Zerstückelung und Zeistreuthfit seiner Par/elhn. die häufig mehr denn 
lUO Stück betnigeu. seine ganze Zeit und Arbeitskraft verwenden, um auf 
der Gemarkung mit seinem Vieh herumzuziehen und seine Stücke zu be- 
stellen. Ausserdem ist eine intensive Wirthsehaft gar nicht mOglich, denn 
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die Parzellen-Wirthscliaft hat zuu4eich den strengsten Fhirzwan^; im Ge- 
folge. Bestellung; und Al)enitun^' ^rcscbehi'u auf Kommando des Geineiude- 
Vorstehers. In dor Zwischenzeit dar! sicii bei »Strafe Niemand auf den ge- 
wöhiilicheii Feldwegen betreffen lassen. Erst mit dem Johannistage darf 
das Gras geschnitten werden, auch wenn es lani;e vorher söhon reif ist 
Alles bewegt sich in althergebrachter Weise, und wie der Boden einmal 
vertheiit ist» kann davon gar nicht abgewichen werden. Alle Fortschritte, 
die die neuere Landwirthschaft gemacht hat, sind davon ausgeschlossen. 

,,Wunder1)ar mag es daher auf den ersten Aui^enbliek erscheinen, 
dass trotzdem, dass der Ackerbau auf einer so nie(b-ii(en Stute der Kultur 
steht, dennoch die Bodeupreise eine so erstaun liclie Höhe liabeu. Auch 
dies erklärt sich aus der übermassigen Zerstückelung und dem jeden 
intensiven Betrieb hindernden Zwange. 

„Weil die Stficke so klein geworden sind, dass Jeder sich so yiel 
sparen kann, um mm kleines Stück zu erwerben, so hat sich dort, wie 
Überali mehr oder minder, wo parzellirter Besitz herrschend ist, die Sitte 
eingewurzelt, dass auch der kleine Mann alle seine Ersparnisse in Grund 
und Boden anlegt. Desgleichen thun die grösseren Besitzt i-. Auf Ver- 
bess<'rung ihres Wvh- und Wirthscliatts-lnventariuins, auf Bodeu-Meliora- 
tioueu etc. können sie bei den einmal obwalteudeu Verhältnissen kaum 
Etwas verwenden, sie legen also alle ihre Ersparnisse wieder in Gruud 
und Boden, nur znr Vergrosserung ihres Besitzthnms an. Stirbt der Be- 
sitzer aber, so fiillt sein Besitzthnm wieder auseinander, denn da Kapitals« 
Ansammlungen nicht geschehen und bei den hohen Anschaffungs-Preisen 
des Besitzthiuns auch nicht geschehen konnten, so kann in TodesföUen 
die Auseinandersetzunir der Erben nicht in Geld erfoliicn, sondern die 
yu^JDnmenuekauften Güter werden immer wieder durch iSaturaltheilung 
y.ci i isst MK und dabei entschei4ßn nicht etwa wirth.schaftliche K in k sichten, 
sondern das Loos. Der fleissige Wirth bringt sein Leben damit zu, sich 
einen grösseren Grundbesitz zusammen zu kaufen, und am Ende seines 
Lebens ist sein Bemühen umsonst gewesen. Die Erben müssen von Neuem 
anfangen, zu kaufen. 

„Die Folge aller dieser Vei liältnisse ist, dass nach der stets feilen und fast 
zu Atomen herabsinkenden Waare des Grundbesitzes ein ausserordentlicher 
Bekehr, eine äusserst lebhafte Nachfraire ist. In Foltre dieser starken Konkur- 
renz hat der Gruud und iicden, der nur nach (^uadratruthen verkauft wird, einen 
ganz ausserordentlicli hohen Kaufwerth. Als ich im vorigen Jalire auf 
meiner Reise durch den Kreis Wetzlar mit dem l.,andratlie das Dorf Nieder- 
kleen berührte, erzShlte uns der dortige Gemeinde-Vorsteher, daas daselbst 
den Tag zuvor ein Gut von 17 Morgen öffentlich verkauft und dafür ein 
Preis von 16,0{K) Gulden gelöst worden sei Die Versteigerung war na- 
türlich im Wirthshause parzellenweise mit möglichst langen Zielen ge- 
schehen. Nach einer alten Gewohnheit ist der Verkäufer gehalten, von 
jedem Gulden des Kaufpreises 1 Heller an die Bietenden zum Vertrinken 
abzugeben. Damit keiuer der Wirthe Sehaden leide, wurden die Gul- 
den in 3 Wiithbhäusem des Orts zu gleioheu Theilen vertrunken. Das 
Protokoll, das der Verkäufer erhält, pflegt derselbe mit 10 und 15Prooeut 
Verlast zu verkaufen; Der Käufer weiss sein- Geld schon zu bekommen, 

8* 
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,.Es sind dies ganz ingeuiöso Reizmittel, welche die 8itto crfuiuleu hat. 
die Kauflust der Ansteigtsrudeu zu belebeu und aiizuieueru. Wie öchwer es 
hält, dergleichen Gewohnlieibaii anszoFotten, bnmehe idi nicht zu sagen. 

ytEomme ich nun auf jenen einzehien Fall zurück, so ergiebt sich das 
Facit, dass pro Morgen 940 Gulden gezahlt worden sind. Es mfissten also 
pro Morgen durchschnittlich 47 Golden od^ 27 Thaler etwa gezogen wer- 
den, wenn die Käufei- ilirt; Rechnung finden wollten. Das übersteigt bei 
"Weitem den Bnitto-Ertrag. Nach diesem aber richtet sich der Kaufpreis 
in Gegenden, wo kein rationeller landwill hsdiaftlicher Betriel> vorbanden 
ist, und die meisten Grundbesitzer nur Tagelöhner sind, denn diese be- 
zahlen in der Regel nicht blos die Bodenrente, sondern zugldch ihre 
dgene Arbeitsrente. Wäre ihre Arbeit nun auf eine fleissige, intensive 
Spatenknltur gerichtet, so wäre die Sache noch allenMls zu erklären; aber 
bei der Kultur, wie sie im "Wetzlar'schen stattfindet, wird diese Arbeit 
doch zu theuer bezahlt, und man kann jene hohen Preise nur als einen 
Krebsschaden betrachteu, der die (»e^end riiiniren innss. 

..Dass ül»rigens das olieii anirefülnte Beispiel nicht etwa blos eine 
Ausnaliine bildet, ereriebt sicli daraus, dass nach einer Versichening des 
Landraths die Ruthe Land dort durchschnittlich 2 Thlr. bis 3 Thlr. kostet. 

„Ich habe mich über diesen Punkt darum so ausführlich ausgelassen, 
weil man von der Zusammenlegung der Grundstücke eine Erschwerung 
der Erwerbung von Grundbesitz und ein Sinken der Kaufpreise fürchtet, 
und diese Furcht ist nicht das kleinste Hindemiss der Konsolidation. 
Diese Besorgnisse scheinen eine gewisse Berechtigung zu haben; allein, 
wenn man erwägt, dass Meliorationen, Verbessennier des Viehstandes, 
fleissigere und bessere Bearbeitung des Bodens, Ahstreifun^^ des Flur- 
zwauges und die ungeheure Ersparniss an Arbeitskraft und Wirtlischafts- 
kosten die Boden- und Arbeitsr^te erst in ein richtiges Verhältniss mit 
dem in dem Boden steckenden Anlagekapitale setzen und demgemäss da- 
hin fuhren werden, dass die hohen Preise nicht mehr als Verschwendung 
des kleinen ^lannes und als das krankhafte Resultat in sich ganz unge- 
sunder Verhältnisse anzusehen sind, sondern in den erhöhten Erträgen 
eine wirkliche Verztusuny; linden werden, so wird man einschen, dass mit 
der BeseitiLiun^' jener ungesunden uud unhaltbaren Zustände die Preise 
nicht siukou, im Gegentheil durch die steigende Kultur, die noch immer 
und überall im Gefolge der Zusammenlegungen eingetreten ist, ein der- 
selben entsprechendes gesundes Wachsthum erhalten werden. Dass die 
Zusammenlegungen und der grosse wirthschaftliche Werth, den sie haben, 
und der sofort mit ihrer Ausführung erkennbar wird, der eingerissenen 
Parzellirungs-Sitte, welche Besitzthümer und Stücke immer wieder will- 
kürlicii zerreisst, einen Damm setzen werden, dessen kann man allerdings 
gewärtig sein; aber bei der Menge von kleinen Besitzthümern und Stücken, 
und bei der gesetzlich fortbestehendeu Theilbari<eit des Grund und Bodens 
ist zu furchten, dass den kleineu Leuten alsdaun uicht mehr ^ ergöuat sein 
werde, sich ein Stück Land zu kaufen, sich sesshsft zu machen oder zu 
einem ordentlichen Ackersmann emporzuarbeiten, das ist eitel VomrtheiL 
„Diese YoreinKenonmienheiten bilden indessen grosse Schwierigkdten, 
die nur langsam besiegt werden wollen.*^ F. 
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Kapitel II. 

■ 

ItpltiL ntl«! iu Knttti. 

Die Thatsache ut.zureichender und ungenügender Kapitalien, 
sowohl für die erste Inangriffnahme landwirthschaftlicher Unter- 
nehmangen, als später des Betriebskapitals, ist in der Kaquete im 
Allgemeinen gekennzeichnet und festgestellt. 

Einige Departementfikommissionen haben versucht, diejenige 
Samme im Mittel festKUstellen, welche pro Hektare für noth wendig 
erachtet wird, und annähernd die Geldquellen zu schätzen, welche 
der Bodenkultur tbatsächlich zugewendet werden. Sie erkannten 
aber wohl, wie sehr die ausserordentlich grossen Verschiedenheiten in 
der Produktion in einem und demselben Departement von der 
Schätzung abwichen. Bs wäre also unmöglich, für ganz Frankreich 
die Zahlen festzustellen, welche einige Wahrscheinlichkeit für Ge- 
nauigkeit bieten könnten. 

Doch die obige Behauptung bleibt ia ihrer Allgemeinheit in 
Kraft 

Welches sind die Gründe für diesen Zustand der Dingo? Wo- 
mit kann dem üebelstande abgeholfen werden? Dies sind die Punkte, 
über welche die Enquete zahlreiche Beobachtungen angestellt hat. 

Die Antwort auf die erste Frage ist überall dieselbe. Einer- 
seits die Entwickelang des beweglichen Vermögens*), die Leichtigkeit, 



*) Valenr quftUt^ relatiTe des objets en v«rta de laqaelle on obtient eo 
•cbangt de rim nna plus on moins grande qutntit^ d« raotrct Moxin. 
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es zu verwalten, und dio vortheiihaften Einkünfte, welche es gewahrt; 
anderseits der Mangel an Menschen, die Schwierigkeit lohnender 
Ausbeate, die Verhältnisse der Hypothekenordnung, die Langsamkeit 
und die Förmlichkeiten, welche bei der Beschlagnahme von Immo- 
bilien und bei gerichtlicheD Verkäufen statt haben. Mio die^^e 
Gründe tragen Kusammen dazu bei, die Kapitalien dem Grundbesita 
und sogar dem Hypothekenmarkte an entziehen. 

Zwei andere, zweifelsohne deshalb weniger allgemein angeführte 
Ursachen, weil sie, da sie alteren Ursprunges, weniger in die Angen 
springen, scheinen indessen, znm Theil wenigstens, auf das bedauer- 
liche Resultat einen mindestens eben so grossen Einftuss zn üben. ' 

Was den kleinen Besitzer betrifft, so ist es das fibermSssige 
Verlangen, seine Resilzung zu vergrösscrn; dieses verleitet ihn, seine 
Ersparnisse auf eine, meist nur Lasten mit sich bringende Erwer- 
bung des Naohbarfeldes zu verwenden, statt sie Früchte tragen zu 
lassen durch Verbesserung des l^oHens, den er schon hat 

Bei dem Pächter ist es ein analoger (Irund: nämlich der Ehr- 
geiz, eine Pachtung zu haben, deren Ausdehnung seine Kräfte über- 
steigt. 

AVelches nun auch die Ursachen des Uobels sein mögen — iat 
Abhülfe möglich? Darüber sind die verschiedensten Meinungen zu 
Tage gefördert worden, und scharfe Denker sind darüber in vollstem 
Widerspruche. 

In einigen Departements, besonders in solchen, welche Paris 
nahe liegen, zeigt man sich von dem Nutz^ überzeugt, welche Kre- 
ditinstitute, eigens geschaffen zur Hilfe für die Landwirthschaft, 
bringen könnten. Von ihrer Oründunjf oder von der Entwiekelung 
derer, welche schon existiren, werden die fruchtbarsten Resultate er- 
wartet; und man glaubt, dass eine intelligent und gut geleitete Land- 
wirthschaft zu einem ebenso hohen Zinsiusso wie die Industrie Geld 
leihen könnte. 

Betretls anderer Punkte indessen hat man den Gedanken aus- 
gesprochen, dass, wenn eme dem Landmanne das (ieldleihen erleich- 
terte nnd die Wege des Kredits bequemer machte, ilitn der AVeg zum 
Untergänge geöffnet würde*). Diese Meinung stützt sich auf die zahl- 
reichen Beispiele von Landleuten, welche, indem sie nur Geld lieben, 

•) Ich erinnere an den bedeutungsvollen Prinzipien-Kampf, den gerade auch 
dien Frage bei um herausrief und äb«r den — twte zahlloser Jonmal*, Zeitnngs- 
trnd Brocfaüren-ATtikel — die Akten woU entscUedeii noeh »icht gMchloaseii 
9ind, Dr. B. 
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um zu kaufen, nicht aber um zu melioriren, endlich, von der Last 
der kontrahirten Schulden erdrückt, untergingen. Man hat gesagt, 
das Ersparte solle dem Besitzer nm die Meliorationen sichern (das 
Ersparte solle die Ausgaben für Meliorationen decken); und der 
Pächter werde stets am sichersten Geld von seinem Verpächter leihen 
können. 

Endlich hat ein Geföhl der Vermittlung in einer grossen An« 
sahl Ton Aussagen vorgeherrscht* 

Da die Lage der Dinge seit langer Zeit beinahe dieselbe ist, 
80 fühlt man kein Bedörfbiss nach Neuerungen; und da viele Leute 

für den Landwirth geborgte Summen nur demn für vortheilhaft hal- 
ten, wenn er sie zu aiissergewöhnlich niedrigem Zinsfusse bekommen 
kanu, 80 hält nian sich nicht bei Schwierigkeiten au^ deren Lösung 
man nicht voraussieht. 

Die Frafren, welche sich an den hmdwirthschaiilichen Kredit 
knüpfen, sind übrigens in der Enqueto von zwei CicsichtÄpunkton 
aus geprüft worden. Unter denjenigen, welche sich über das Thema 
geäussert, haben sich die Einen mit den bis jetzt gemachten (ver- 
suchten) Anstrengungen und den Resultaten, welche durch schon be- 
stehende Kreditinstitute erreicht worden sind, beschäftigt; Andere 
haben gewisse Systeme, welche seit lange in höchst vager Weise 
formulirt waren, vorgeschlagen, oder sie haben gewisse Massregeln 
zur Sprache gebracht, um dem^ was sie in den thatsächlichen Mit- 
teln für ungenügend hielten, zu Hilfe zu kommen. 

Von dem ersten dieser beiden Gesichtspunkte aus sind betreffs der 
Wirksamkeit der beiden Gesellschaften: des CridU foneier und des 
CrSdit atfricoU verschiedene Beobachtungen gemacht werden. Der Credit 
foneier, sagt man, hat seine Wirksamkeit auf atädtiache TAegensehaften 
beschränkt, imdseine Darlehne sind an so unbequeme Förmlichkeiten und 
an so läötige Bedingungen geknüpft, dass der liiudlicho Grundbesitz von 
ihm keine Hilfe erwarten konnte. Der übermässig liohe Werth, den 
mau auf die Untersuchung über die Aechtheit der Bcsitztitcl legt, 
zu hohe Zinsen für die Darlehne, das sind die hauptsächlichsten 
Klagen, welche man gegen diese Gesellschaft vorbringt. 

Die Thätigkeit des Credit agricole ist tiif dem Lande, wo der 
Mangel von Filialen und übertrieben hohe Zinsen der Darlehne die 
Entleiher entfernt haben, noch weniger gefühlt worden. Der Zweck 
also, den sein Name anzeigt, ist verfehlt worden; die Organisation 
eines Specialkredits, bestimmt dem einfachen Landmanne zu Hilf^ 
zu kommen, muas nach guehajfm werden* 
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Die Einwendungen gegen den Credit fonciei und den Credit 
agricole sind aber durch Zahlen und durch Beweise widerlegt 
worden. 

In der General versanamlung seiner Aktionaire hat der Verwal- 
tungsrath des Credit foncier vor einigen Monaten bei der Rechnungs- 
legung der Verwaltuugüthätigkeit von 1866 konstatirt, das am 
Schlüsse von 14 Jahren seines Bestehens für 208,137,864 Francs 
Darlehen, sichergestellt durch Grundbesitz in den Departements 
(das Seine-Departement nicht eingerechnet), bewilligt worden sind. 

Davon sind für 141,242,530 Froa* (37,664,675 Thlr.) auf ländliche 
Besitzer eingetragen worden, sicherlich nicht, weil diese Alle sich mit 
Äckerkultnr abgeben; aber diese Zahlen konstatiren doch, daas die 
Gesellschaft weit entfernt ist, diejenigen Arbutop, welche sich an den 
ländlichen Grundbesitz a^k nöpfen, zu vern^clifässigen. 

Die Herren Vertreter des CM\t foncier haben in ihrer Erklä- 
rung vor der Hanptkommission der Enquete sogar erklärt, dass sie 
diese aufsuchten und gern annähmen, um ihr Risiko nicht in den 
Städtcü auf eiueiii Fleck zu haben. 

Sie haben hinzugefügt, dass die Auführungon, welche über die 
Bedürfuissü des Kredits hinsichtlich der Besit/titel vorgebracht seien, 
nicht genau wären, abgesehen von einigen speziellen Fällen, wie 
etwa Schenkung durch vorgängige Erhtheiiung, wo die (niter wegen 
der Unregelmässigkeit einem besonderen Verfahren*), rapport, un- 
terworfen sein können, und für welche sich folglich wegen der Un- 
gewissheit des Besitzes, in wessen Händen es sich befindet^ ein 
sicheres Pfand nicht feststellen lässt. 

Der Credit agricole hat den in den Statuten ausgesprochenen 
Zweck durchaus und streng erfällt; dieser ist „der Landwirtbsohaft 
oder den sich daran knüpfenden Gewerben KayntaUm oder KtedUe 
XU verachajf eut indem er durch 9eme OarantU den Ditkont oder 
den Handel mit Papieren, weUJte in epdteetene 3 Monaten zahlhair 
eind (exigible), bewirkt oder erUiehert; B^redite zu eröffnen oder auf 
eine längere Verfallzeit, aber nicht fiber 3 Jahre, auf Pfimd oder 
gegen eine andere „specielle Sicherheit zu borgen." (Art. II. der 
Statuten.) Seine Rolle ist sumit die eines Giranten und seit 18G6 
hcU er den Diskont von mehr aU einer Milliarde bewirkt, ohne je ein 



*) Rapport bedeutet in der Jarispr. das HinemwMfen m die Masse, z. R. 
immeuble suhjet ä r. Ich babe keinen anderen Kaostaasdrack dafür, vielleicht: 
„tu die Haue du Erbla$»er8 gtworfoa werden mästen" f Dr« B. 
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laadwirtliBchaftliches UDternehmen aufigeschlagen zu habeo. 62 Mil* 
lloDec bat er auf Unterpfand (Mehl^ Weine eto.) geliehen. Seine 
Thatigkeit hat er nicht in seinen Pariser Bnreanx konzentrirt: er 
hat 11 Filisien (Maneille^ Angonl^me, Peitieis, Lille, Troyes, Limo- 
ges, AvignoQ, Agen, Saint-Jean d^Angely otc.) und hat 423 Korre- 
spondenten in kleineren Orten angestellt Diese Korrespondenten, 
welche er noch m vennehren sucht, sind intelligente' LandUuU, 
welche mit der I.age der Bauern bekannt sind, und deren Thätig- 
keit darin besteht, laudwirthschaitliche Papiere zu übertragen, indem 
sie ihnen die erste Untersclirift geben. 

Mehr riocli. 2 unter dem l'atroiiate des Credit agricole gegrün- 
dete Gesellschaiteü: das Comptoir d agriculture und das Approvision- 
nement helfen ihm bei seinen Arbeiten. 

Seine Vergütung schwankt von '/a ^^/o 
(Tereohte Vergütong für sein Risiko bei den Grarantien. Was die 
Höhe der Zinsen anbetrifft, so wurde es Ton einem Kreditinstitute 
nicht abhängen können, dieselben zu erhöhen oder zu erniedrigen. 
Das Kapital ist eina und kann sieh der Landwirthschaft nicht unter 
günstigeren Bedingungen als dem Handel anwenden. Wenn es ein 
sioheres Pfimd findet, so begnügt es sich mit einem geringeren Zins- 
fusse, wenn es unsicher ist, so will es das Risiko decken, und des- 
halb, da die Landwirthsohaft die kaufmannischen Respektstage (die- 
jenigen 3 Tage Frist, binnen welchen nach VerfUl eines Wechsels 
dieser besahlt werden muss) noch nicht kennen gelernt hat, bieten 
sich ihm noch keine günstigen Bedin|Tungen dar, J)ie8er l'insiand 
spricht sich in dem WiderwlLlen der Bank von Frankreich aus, bei 
welcher schliesslich alle Operationen zusammentreflfen, landwirth- 
schaltiiche Papiere anzunehmen. 

\i\ der zweiten Gedankenreihe, Ajireiche ich eben angeführt habe, 
hat man besonders verlangt, dass oin f/ros.ses Geldirutitut geschaffen 
werde, welches besonders der Landwirthschaft leihen soll, und wel- 
ches ihr diejenigen Dienste leisten könnte, die die Bank von Frank- 
reich den Gewerben (Industrie) leistet; dass man die Entwickelung 
von kooperativen Kreditgenossenschaften unter den Landleuten be- 
günstigen solle; dass Kreditgesellschaften oder kantonale Banken ge- 
gründet würden, welche Pfandbriefe emittiren könnten; dass die 
Freiheit der Emissionsbanken unter der Autorität und der Auf- 
sicht der Regierung gesichert werde; dass man die öffentlichen Land- 
schaftsbank^ und ihre Stiftemittel (Kapitalien) vermehre, sei es 
dadurch, dass man Sparkasseneinlagen an ihre Kassen abliefere^ sei 
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ämch AnlnfTo der 100 Millionen, welche die Drainage nicht be- 
nutzt hat; dass man die Postämter als Depositen- und Sparkassen 
Dutobar maclio, um zu Darlehnen für die Landwirthschaft zu kom- 
men; dass Filialen der Bank von Frankreich in allen Hauptstädten 
der Departements und sogar der Arrondissements errichtet wurden; 
dass die Statuten der Bank in der Weise erweitert wurden, daas sie 
Papiere, welche zu landwirthscbaftlichen Operationen Bexng haben, 
unter denselben Bedingungen annehmen, könne, wie diejenigen von 
Gewerbetreibenden und Eaufleuten; dm man Docks oder allgemeine 
Magazine schaffe, in welchen der Landmann gegen Niederlage von 
Getreide oder an^^erer Lebensmittel Kapitalien bekommen könnte.*) 
Sicherlich haben einige dieser Wünsche einen praktischen Werth 
und können ein ernstliches Nachdenken verdienen. Im Allgemeinen 
aber würde das Resultat, welches man durch diese mannicbfachen 
Kombinationen im Auge hat, welche sich nur als äusserst vage 
Theorien zeigen, meistens nur das sein, der Landwirthschaft Geld 
billig zu verschaffen, d. h. zu einem niedrigeren Preise als den Ge- 
werben und dem Handel, deren beträchtlicherer Gewinn, sagt man, 
drückendere Lasten ertragen könne. Dies aber ist ein Gedanke, 
welchen Sachverständige im Allgemeinen für durchaus unausführbar 
halten, l^ach ihnen kann die Landwirthschaft, welche für längere 
Zeit borgen muss, und welche in der Ausführung ihrer Verbindlich- 
keiten nicht die Genauigkeit und Pünktlichkeit der kaufmännischen 
Gebräuche befolgt, nicht günstigere Bedingungen erwarten, als jeder 
Andere» welcher borgt Nichtsdestoweniger glaubt man, dass, wenn 
die Landwirthschaft ihren Kredit auch nicht anstrengen kann, um 
Land zu kaufen, sie ihn doch bei den landwirthschaftlichen Gewer- 
ben und besonders bei denjenigen verwerthen kann, welche schon 

•) Es ist, vollständig^ nnmncrlich, auf irfjend eine dieser vielen, zum Theil 
frommen, zuiu Tbeil höchst beaciiienswertheii und vortrefTlichen Ideen und Wünsche 
im Gesiehtspnnkte unserer heiiniflchen aoalogen Fordeningea ond 
Bitten einzogehen, ohne damit gleicbzeiti|f abermals in ein Terrain berfibersagrei- 
fen, denen Grenzen dieser Arbeit wenigstens geschlossen bleiben müssen, will 
man nicht ein Buch auf das andre pfropfen. Eine ganze Literatur ^ so darf 
ich es wohl ohne Uebertreibung nennen — hat sich dieser brennenden nnd tief 
in den ganzrn Organismus unsers ländlichen Seins einschneidenden Fragen seit 
Jahr und Tag bemächtigt. Jede einzelne der obenstehenden ist bis ins weiteste 
und breiteste ventilirt worden, und es ruft schou ein lebhaftes Interesse wach, 
wie gleichzeitig aus den verschiedeimten Perspeldiveii Terscbiedener Länder unter 
so vencbiedeDen Vorbedingungen doch immer ein und daseelbe grosse und 
schwer wiegende punctum salieus angestrebt wird. — Dr. B. 
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nach Iraner Verfallzeit Gewinn abwerfen. Unter dieser Bedingung 
kann sie in den bestehenden Instituten oder in denjenigen, welche 
mit diesem besonderen Zweclce ins lieben treten könnten, besonders, 
wenn sie mehr und mehr die Gewohnheit einer grossen Regelmässige 
keit in der Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten annimmt, Krediiquellen 
finden, welche mit ihren Bedfirfnissen in Einklang stehen. 

Das Departement der Seine -et -Marne, in dem die Landwirtb- 
schaft weit vorgeschritten ist, und wo sie sich lifuilig mit der Indu- 
strie verbindet, bietet seit mehreren Jahren ein Beispiel, weiches 
diese Ansicht unterstützt. 

Tn Melnn ist unter der i.eitung bewährter Männer nnd unter 
dem kräftigen Patronate des Credit a<rncole eine riesellsciiart gegründet 
worden ; sie ist zu einem Umsätze (mouvement d'aÜaires) gelangt, 
welcher 18ß7 ungefähr 30 Millionen beträgt, Ihre Thätigkeit besteht 
darin, die Wechsel des Landwirthes, welcher, seiner 'bekannten Zah- 
lungsfähigkeit gemäss, seine, seiner Frau oder eines Dritten Unter- 
schrift leistet oder sogar hypothekarische Sicherheit bietet, zu endos- 
siren, ehe He an die Bank abgehen, deren Dbkont der Normalregu- 
lator fär den Preis des Geldes ist. 

Für sein Conto ineht die Gesellschaft 2 % Gebühren ab, dazu 
kommt noch ^/g ^/o, welches der Cr^it agricole empfangt, so dass, 
wenn derZinsfnss Bank 2VaVo heträgt, die vom Geldentnebmer 
gezahlten Zinsen 5^/^ betragen ; so. wenigstens war es in den ersten 
Monaten des Jahres 1867. Wenn indessen, wie 1864 der Diskont 
der Bank auf 8 — 9 ^/^ steigt, so steigt der Preis des Darlehns auf 
10-11 

Trotz dieser Schwankungen und dieses holien Geldpreises haben 
die Geldentleiher des Seine- et Marne-Departements in der blossen 
Möglickkp.it^ Credit zn erlangen. Vortheil erblickt. Dies beweist die 
fortwährend wachsende Zahl der Ueschäfte der Gesellschaft, welche ' 
sich von 10 Millionen im ersten Jahre allmälig auf 13 Millionen im 
zweiten, bis auf 19,220,000 Francs im dritten gehoben haben und 
welche, wie ich oben mitgetheilt, den vom Direktor der Gesellschaft 
und von einem Mitgliede des l'eberwachungsrathes gemachten Mit- 
theilungen zufolge im Jahre 1867 die Höhe von 30 Millionen 
erreicht haben werden. -— 

Man sieht aber, dass diese Gesellschaft dem Landmanne das 
Geld nicht zu niedrigem Zinsfnsse Tersohalft, sondern dass sie sich 
für ihr Termittleramt auch noch eine ziemlich hohe Gebühr zahlen 
ISsst. Ist dies nun in den Nachbarländern anders und finden sich 
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dort, wie es so oft versichert worden ist, feste Etablissements, welche 
• der Landwirthschalt einen besondeiea Kredit gewähren, und zwar 
zu einem günstigeren Preise und zu annehmbareren Bedingungen, als 
dem Uaudei gewährt wird? 

Die schottischen Banken sind häufig als Muster von landwirth- 
schaftilichen Kreditinstituten angeführt worden: man hat behauptet, 
sie hätten durch das ihnen gewährte NoienemUmonBreeH diesen Kre- 
dit mit Papier begründet; man hat behauptet, sie borgten stets zu 
sehr niedrigen Zinsen und ausschliesslich der Landwirthschaft 

Die neuesten Untersuchungen eines Gelehrten, des durch seine 
Studien über die Bankfrage bekannten Herrn Wolowskit gestatten 
die Bewahrheitung dieser Behauptung durch einige bis dahin unbe- 
kannte Ziffern. 

Aus dem Verzeichniss, welches 1864 auf Refehl des Parlaments 
angefertigt wurde, und welches die Lage dieser Institute in 4 ver- 
schiedenen Zeiträumen dieses Jahrhunderts: 1. Jan. 1819, 1. Jan. 
1830. 1. Jan. 1845 und 1. Jan. 1864 feststellt, sieht man, dass die 
Zahl der Banken mit Notenemission, welche im Jahre 1869 gerade 
30 betrug, sich fortschreitend vermindert hat: im Jahro 1864 waren 
nicht mehr als 13, und ihre Zahl ist heute, weil 2 dieser Institute 
in Eins aufgegangen sind, auf 12 hinabgesunken. 

Aber diese Banken bedecken mit ihren Filialen, mit ihren 
„brauchest, welches die englische Bezeichnung daffir ist, das ganze 
Land, und durch eine Bewegung,- welche der eben erwähnten 
entgegengesetzt ist, haben diese branches, deren es 1819 nur 96 gab, 
im Jahre 1864 die heaekteMwerike Menge von 59i erreicht Man 
sieht, dass bei einer Bevölkerung von ungefähr 37a Million Ein- 
wohnern eine Bank a^f ungefähr 5000 Seelen kommt, und folg- 
lich jede derselben den Interessen, denen sie dienen soll, sehr nahe 
liegt. 

Ihre Interessen "sind weit entfernt, ausschliesslich landwirth- 
schaftliche zu sein; die Darlehne, welche die Landwirthschaft em- 
pfängt, sind im Gegeuthöil nur sehr gering, und die Ersparnisse 
des flachen Landes dienen mehr dem industriellen und kaufmän- 
nischen Krcflit, als die stcädtischen Kapitalien den ländlichen Be- 
dürfnis'^^^n zu Hilfe kommen. 

Die Wirksamkeit der Banken, was man darüber auch hat sagen 
können, ist nicht, Geld mittelst Papier zu schaflFen. Unbegrenzt 
bis 184Ö, hat die Notenemission den MhaUiachen Banken viel Unhml 
ffebroßht, und das Geseta beschränlcte die antorisirte Notenzirkulation ; 
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sie beträgt jetzt 2^149^211 Pfund bterlbg (weniger als 69 Mil- 
lionen Frcs.). 

Der Werth der Noten, welche in ganz Schottland zirkuliren, 
übersteigt gewöhnlich nicht den Gesammtwerth der edeln Metalle, 
welche aufbewahrt werden, um den Forderungen bei Einlösung dieser 
Koten gerecht werden zu können, d. h. der Baarvorrath beträgt 2 Mill. 
Pfd. 8t (50 MUl. Frcs.) 

Am 2. Februar 1867 betrug er sogar 62,500,000 Frcs., aber am 
80. Marz waren es nur 36 Millionen. 

Die schottischen Banken nützen also nicht durch die Menge des 
emittirten Papiers. Ihr Hauptverdienst besteht darin, als Vermittler 
und als ßcgegnungspnnkt zwischen dem Ersparten und dem Unter- 
nehmun^^sgciste zu dienen. Auf allen Punkten des Territoriums 
sammeln sie die Einlagen und schütten sie wiederum, durch offene 
Kredite, in gewerbliche, kaulmumiische und iandwii'tlischaftliche Unter- 
nehmungen ans. 

iJie Einlagen, welche die kolossale Höhe von 1500 Mill. Frrs. 
betragen, werden unter den verschiedenen Bezeiclinungon: deposit ro- 
ceipts oder operating deposit accounts, je nachdem der Einleger sich das 
Recht vorbehält, dieselbe auf Sicht durch Bankscheine (Bankanwei- 
sung) zu erheben, oder ob er sich verbindlich macht, die ganze 
Summe oder einen Theil davon in Person zu erlieben. Da in letz- 
terem Falle das Institut dauerhafter ist und keinen Spielraum iur 
Ausgaben hat, welche durch den Gebrauch von checks verursacht 
werden konnten, so ist der Zinsfuss hoher. Von 1789 bis 1867 hat 
man ihn zwischen 2 und 5 ^/q schwanken sehen. 

In dem ersten Falle, welcher eine laufende Rechnung (Conto 
corrent) darstellt, schwankt der stets geringere Zinsfuss zwischen 1 
und 4 ^/o , wenn er vergütet wird nach den täglichen Schwankungen, 
oder von 2 bis ^'/j'^/oi wenn er nach dem Minimum der monatlichen 
Schwankungen berechnet wird. 

Nachdem nun die Kapitalien in dieser Weise niedergelegt sind, 
eröffnen die Banken den Geldleihern Kredite, dessen Formen und 
Zinsen gleichoiässig schwanken. 

Die „cash accounts" werden unter der Garantie zweier oder 
mehrerer Bürgen erötVnet. Sic bilden die Hauptquelle der der Land- 
wirthschaft offen stehenden Kredite; und nie seit 1822 ist der Zins- 
fuss unter 4^/^ gefallen, lange hat er zwischen 4 und ö^/o geschwankt. 

Die „Over drafts" unterscheiden sich von den cash accounts nur 
durch die Möglichkeiti welche der Klient der Bank erlangt, Wechsel 
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auf sie zu ziehen. In diesem Falle ist der darauf gezahlte Zinsluss 
etwas beträchtlicher: ckr Abzug wird gewöhnlich auf '/gVo angegeben. 

l)a einm;il das Gegentheil behauptet worden ist, so ist es wich- 
tig, zu bemerken, dass die schottischen Banken und alle ihre Inlialeii, 
weit entfernt, einander Konkurrenz zu machen, zu der nämlichen 
Zeit, fi'ir die unter verschiedenen Titeln gegebenen \ oi^^chüsse die^ 
selben Zinsen nehmen, und dass sie für die gemachten Einlagen dU^ 
selben luteressen zahlen. Alle 14 Tage vereinigen sich die Bank- 
direktoren und beschliessen den Tarif für alle Operationen; ein Cir^ 
kular unterrichtet die branches von ihrem Beschlüsse, nach welchem 
* sie sich zu richten haben. 

Alles in Allem sind die eehottuehen Banken keine rein land- 
wirthschaftlichen Kreditinstitute: sie emittiren Papier nur in sehr 
geringem Masse; in ihren Operationen gehen sie ziisammeu und 
modificiren für keinen ihrer Klienten, welches die Art seiner Ope- 
rationen auch sein mae, den Normalpreis, auf welchen das Geld 
durch das natürliche ueseiz von Angel ut und Nachfrage gestiegen 
ist, ein Gesetz, dem die schottischen Landwirthe sich zu unterwerfen 
wissen. 

Anzuerkennen sind die grossen Dienste, welche diese Institute 
und ihre zahllosen Zweige, die das ganze Land bedecken, geleistet 
haben, dadurcli^ dass sie zur Sparsamkeit und Thätigkeit antreiben 
und vor Allem den Laodmann an Pünktlichkeit in den kaufman- 
nischen Gebrauchen gewöhnen* 

Was in Schottland vor sich geht, findet ebenso auf der Insel 
Jersejf statt In den 63 dortigen Banken oder, besser gesagt, Oom- 
toiren, treffen Einlagen und Vorschüsse zusammen, sie emittiren für 
nur 2-3 Millionen Noten und geben doch den Anstoss zu einem 
Kapitalumsatz, welcher 2500 Millionen Frcs. erreicht. 

Ehe wir nun diese specielle I>agc der Kreditinstitute verlassen, 
müssen wir 2 wichtige Einwendungen machen, welche einmal den 
Projekten von Specialbanken mit Notenemission, zum Andern der 
geforderten und thatsüchlich durch die Gesetzgebung autLifisirten 
•Schöpfung von grossen t\llgemeinen Kornmagazinen widorspn eben, 

1) Der erste Artikel des Gesetzes vom 24. Germinai und 4. Elo- 
real des Jahres XI., welches die Schöpfung der Bank von Frankreich 
enthält, bestimmt, dass „die in Paris unter dem Namen der Bank 
von Frankreich gebildete Gesellschaft das aussehUessliehe Privilegium 
haben soll, Banknoten unter den in diesem Gesetze bestimmten Be- 
dingungen KU emittiren,^ und dieser Artikel ist durch die Gesetsse^ 
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welche (las Privilegium dieses grossen Instituts verlängern, wieder- 
holt worden. Es ist wahr, die Frage der Batikfreiheit ist in der 
leteten Zeit viel ventilirt worden. Erst kürzlich hat eine Enquete 
über diesen Gegenstand stattgefunden, aber die Akten sind noch 
nicht geschlossen, und diese wichtige Frage berohrt zu viele Inter- 
essen ausserhalb der Landwirthschaft, als dass es möglich wäre, hier 
n&her darauf einzugehen. 

2) Leute, welche den Getreidehandel genau kennen, nehmen 
keinen Anstand zu behaupten, dass die Anhäufung grosser Mengen 
Getreides in Magazinen sofort eine Eiliil/.ung und eim iialiiuiig ver- 
ursachen würde, welche die Waareu verschlechtern würde. (?) 

I'm die Leichtigkeit dos Kredit« für die Landwirtlischaft zu ver- 
mehren, könnte man noch ^.'inige Modilikalionen in Betracht ziehen, 
welche sicli in die schon bestehende (lesetzgi'bnng einführen Hessen. 
In dieser Hinsicht sind Wünsche ausgesprochen worden, weiche ver- 
schiedene Fragen, die schon vor dieser Enquete in 2 Specialkom- 
missionen 1856 und 18G6 geprüft worden sind, erleichtern würden. 
Aus den Arbeiten der letzten dieser Kommissionen ist ein Gesetzes- 
vorschlag hervorgegangen, über welchen Herr Josseau in einem Rap- 
port Berieht erstattet hat, und welcher der Prüfung des Staatsrathes 
bereits unterbreitet worden Ist 

Folgendes sind die Worte, mit welchen der Berichterstatter 
den Zweck angiebt, welchen sich die Kommission vorgeseichnet 
hatte: 

„Der landwirthschaftliche Kredit ist jetzt und wird ferner- 
hin Ursachen, welche mehr von wirthsclialUicheu und sittlichen 
Gründen (faits) als von gesct/lichen Anordnungen abhängen, unter- 
worfen sein, d. h. also, v ii deni mehr oder weniger grossen L'eber- 
flusse der Kapitalien, den guten Gebräuchen (Gewohnheiten) uu l 
Zahlungsfähigkeit der Landleute, welche ihn in Anspruch nehmen. 
Wie klug und wnnschenswerth uns die Abänderungen in den Ge- 
setzen, welche dies Vorhaben vorschlägt, auch erscheinen mögen, so 
werden wir uns doch hüten, dafür zu bürgen, dass ihre wirkliche 
Ausführung die cldmärtn Jiesultaie habm werde, welche gewisse 
Leute davon erwarten, und dass sie der Landwirthschaft Kapital in 
unbegrenzter Menge und zu einem niederen Preise als dem Handel 
und den Gewerben verschaffen werden. 

„ V<m OetieldtpvaäUe de» Kredits, die Landwiriltsehaft den Be^ 
dmgunffen zu nähern, m welchen sieh die beiden anderen Zweite 
der mmecidiehen ^läÜffkriJt befinden^ das ist das einzig waMiofi 
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jyraJctisrJif' Ziel, das ist das einziyc Problem, deren Ijöaungen durch 
die Vennmff und durch die. Wissenschaft f/ut geheissen werden 
können; und auch das Einzige, welches wir uns zu lösen vor- 
genommen haben/ 

Die in dem von der Kommission vorbereiteten QesetzesTorschlage 
angedeuteten Massregelo, deren Verwirklichung eine grosse Zahl der 
departementalen Kommissionen und derjenigen Herren, weiche in der 
Enquete agricole gehört worden sind, bestehen: 

1) in Abänderungen, welche in den Abschnitt des Code Nap., 
der von der Verpfandung*) handelt, derart einzuführen, dass man 
ein landwirthschaitliohes Faustpfand (gage) schüfe, welches nicht 
dislocirt wlürde; 

2) in einer Erweiterung des den Düngerhändlern im Art. 2102 
des Code zugesicherten Privilegiums; 

3) in einer Anwendung des kaufmännischen Gerichisverfahrens 
auf Landwirthe, welche für ihre Bedürfnisse in einer Jandwirthschaft- 
lichen Unternehmung (exploitatiou i eigene Wechsel (billet a ordre- 
payable» par celui qui le fait ä la personne denomme ou ä son 
ordre Mozin) unterschreiben; 

4) in der Reform der Artikel des Code, welche das Halten des 
Viehes ordnen.**) Ich gedenke, die 3 letzten Punkte, von denen eben 
die Bede gewesen ist, zu prüfen, den einen in dem Kapitel, welches 
von dem Dünger handelt (IV. §. 2), die beiden anderen in dem Ka- 
pitel, in welchem die civile und allgemeine Gesetzgebung ab- 
gehandelt wird (VIII). An dieser Stelle will ich mich darauf be- 
Bchrankeii, nur von dem landwirthachaftlichen Faua^fande zu 
sprechen, welches sich an die Fragen des Kredits unmittelbarer an- 
schliesst, als die übrigen vorgeschlagenen Verbesserungen. 

Bei dem thatsSchlichen Zustande der Gesetzgebung kann der 
Landwirth, welcher ein beträchtliches landwirthschaftliches Material 
besitzt, um! welches oft einen bedeutenden Werth hat, dieses 
als Bürgschait der Verbindlichkeiten^ welche er eingegangen ist, noch 



*) Code Nap. 2072: Le nantissemeDt d'une cbose mobiliere s'appclle gage 
(Faostpfand), celui d'nne ekose immobUi^re s'appelle aotichrese (Verpfänduag des 

JSiessbrauches.) 

*") Cbeptel-contrat par letjuel Vnm des parties donne k l'autre nn fonds de 
betail pour le garder, Ic Qourru , et le soigoer sous oertaiues cooditioDS, chuj/Ui 
donni an fermieiwcoDtnit par lequel on donne nn« metairie k f«nue, k la Charge, 
quh, FexapiratioiL da bail, le fermier oa preoear laiss^ les bestiaox d*ane valeor 
egale oa prix de I'estlmation de eeox qa'il a re^. Dr. B. 
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gnr nicht bestimmen; er kann ihn nicht verplaniien. Art. 2076 des 
Code >iap. lautet nämlich: ^das Privilegium dos Faustpfandes besteht 
nur insoweit, als dieses Faustpfand in den Besitz des Gläubigers oder 
eines Dritten, über welchen die Parteien sich geeinigt haben, öbertragen 
\st und sich noch darin befindet.^ Die AusfübriiDg dieser Bestim- 
mong des Code ist ganz unmöglich, wenn es sich um Material und 
Ackergeräthschaften, welche für die Kultur nothwendig sind und um 
zur Bemriltacfiaftung (des Grundstockes) nÖtbiges Vieh handelt; ebenso 
unmöglich ist sie, wenn von geernteten Fruchten die Rede ist, deren 
Fortschaffung an einen anderen Ort und deren Üebertragung in den 
Besitz des Gläubigers beträchtliche Kosten verursachen und meist 
auf unubersteigUche Schwierigkeiten stossen würde. Diese thatsäch- 
lichc Unmöglichkeit beabsichtigt man durch neuo gesetzliche Bestiiu- 
mungen auttiüreu zu lusacii, und ich werde mich nicht iLuauf ein- 
lassen, eine Frage zu erörtern, welche der Bericht des Herrn Jusseau 
so intercs.^nnt und so vollstän 'ig beleuchtet hat Ich begnüge mich 
zu sagen. Jass bei der münilichen Berichterstattung vor der Kom- 
mission dieselbe Frage durchgi'sproclien worden ist, und das.«, wenn 
die vorgeschlagene Massregel auch vielseitig unterstützt wird, sio 
doch auch sehr unterrichtete Männer, deren massgebendes Lktlieil in 
ähnlichen Gegenständen nicht bestritten we rden kann, zu Gegnern hat 

Unter den Bestimmungen, mittelst welcher man auf den Zustand 
des Kredits zu Gunsten der Landwirthschaft einwirken zu können 
meint, hat man auch Veremfachvng des Verfalatena und Vermm* 
derunff der Kosten für öffenÖicM Verkaufe etc. vorgeschlagen. In 
dem Kapitel über die Civilgesetzgebung (VIU.) werde ich auch diese 
Punkte, über welche dem gesetzgebenden Körper bereits ein Gesetzes- 
vorschlag unterbreitet worden ist, untersuchen. 

In vielen Departements hat man sich über die Leichtigkeit, Geld 
in Effekten anlegen zu können, beklagt, weil dadurch der Land- 
wirthschalt viele Kapitalien entzogen würden; man bedauert leb- 
haft die zu leichte Aui nähme von ausländischen Papieren, Staats- 
papieren und Aktien ir) den BGrsGnk(;iirszettel Seit einigen Jahren 
linden diese Papiere ihren Weg mehr und mehr in die Pro- 
vinzen. Die kleinen Kapitalisten in den Städten haben ange- 
fangen, ihre Ersparnisse zum grossen Theile in solchen Papieren 
anzulegen; allmälig brechen sio sich Bahn auf das flache Land; 
und in einer Provinzialstadt von 50,000 Einwohnern hat man den 
Werth, der fir Rechnung des Departements blos in spanischen 
Papieren angelegt war, auf 12 Millionen schätzen können. Viele 

4 
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dieser Geldanlagen sind für die Inhaber von Aktien oder selbst Obli- 
gationen nicht günstig gewesen. Was nun im Uebrigen das Re- 
sultat auch sein mag, beträchtliche Summen, welche, sagt man, sonst 
in Grund und Boden oder in Hypotheken angelegt worden wären, 
sind darch diese Verwendung der Landwirthschaft entzogen worden. 

Vor Allem aber spricht sich die öffentliche Meinung gegen die 
mit Prämien oder mit LcUeriem veirbwndenen Papiefe ans. Diese 
Wahrscheinlichkeit anf ausserordentliche Gewinne, sagt man, sei eine 
machtige Lockspeise fnr die kleinen Kapitalieo, und aus diesem 
Grunde hat man gefordert, dass der Minister des Innern den Lotterien, 
selbst denjenigen mit wohWiäiigem Zwecke, jede Erlaubniss ent- 
öcliiedeu vertiage.*) 

Diesea Punkt betreffend, muss bemerkt werden, dass in Frank- 
reich die Erlaubniss zai Lotterien nur mit der äusscrsten Vor- 
sicht ertheilt worden ist. J)ie Regierung hat es von Neuem in 
der letzten Sitzungsperiode des gesetzgebenden Körpers erklärt und 
sich verpilichtet, auf dem betretenen Wege fortzufahren. 

Die Ermittelungen, welche im Auslände über die Kapitalfrage 
und die Mittel des Kredits für die Landwirthschaft angestellt worden 
sind, dürften folgendes Gesammtresultat liefern. 

In England haben der Besitzer und der Pächter in der Regel 
genügende Mittel, um dem Boden dae Kapital zuzuwenden, welches 
er braucht ; aber in einem Lande, wo die Kultur weit vorgeschritten 
ist und die Konkurrens ihren höchsten Gipfel erreicht hat, mfisste 
das Kapital manchmal viel bedeutender sein, um dfie gewünschten 
Vervollkommnungen und Verbesserungen ins Leben treten zu^lassen. 
In diesem Falle müssen Besitzer und Pächter den Kredit in An- 
spruch nehmen. 

Jn England giebt es keine öÜentlichen Kreditinstitute ähnlich 
denen, die in Deutschland und Frankreich unter dem Namen von 
Bodenkreditanstalten (Credit foncier) wirksam sind. Es sind Privat- 
anstallen. an welche die Landwirthschaft sich wendet, um sich die 
ihr nothigen Kapitalien zu verschatfen. Der Zinsfuss beträgt im 
Mittel 5 

In Schottland wie in England verfügen die meisten Besitzer 
und Tächter über zulängliche Mittel. Wenn die Kapitalien in nicht 



*) Aehnliche StimBWii sind selbst Angesichts der j«tKt so modernen Pferde- 
VerlooKungen, Ton denen «ir 1870 in Preussen 6 floriren MheOi laut geworden. — 

Dr. B, 
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genügender Menge In Händen der GnindbesUser sind, so können 
diese sie leicht von Privatbodenkreditinstitnten auf Hypothek bekom- 
men. Anderseits hat England zweimal, seit 1845. 100 Millionen Frcs. 

für Darlehne auf Landgüter in ganz England bestimmt, und Schott- 
land allein iiat den gtö.ssten 'J'heil dieser Fonds erhalten; daher da- 
tiren sich die grossen Foitschritte der Landwirthsiliart. Welches 
nun auch der Ursprung des Darlehns sein mag, es ist^ die Amorti- 
sation eingerechnet, zu einem Ziu-slusse von 6^/2 oder 7 „ abge- 
schlossen. Wenn sonst ein Besitzer ein GrundstÜL-k in guten 
Stand setzen will, so wendet er sich an eine Meliorationsgesellschaft 
welche es übernimmt, auf eigene Kosten und durch ihre i>eute 
alle uothwendigen Arbeiten ausführen zu lassen. Diesen Gesell- 
schaften werden ihre Auslagen dadurch zurückerstattet, dass der 
Schuldner 21 Jahre hindurch jährlich 6^/, ^/^ von dem ganzen 
ausgelegten Kapitale xahlt. Manchmal schicsst der Besitzer dem 
Pächter die nöthigen Mittel vor. Wegen seiner kaufmannischen 
Ueziehungen geniesst der Landmann in Schottland den Vortheil, 
wie jeder andere Geschäftsmann oder Gewerbtreibende behandelt 
zu werden, und er findet in den Banken, welche sein Papier 
annehmen, eine beträchtliche Stütze seines ihm leicht gewähr- 
ten Kredits. Ich habe eben ausfuhrlich über die Banken in Scliott- 
land gesprochen und in dem Urtheil, welches Herr Wolowski 
über diesen Gegenstand vor der Oberkoniniission der Enquete agri- 
cole abgegeben hat, ündeu sich ausführliche und sehr interessante 
Einzelheiten. 

Abgesehen von einer gewissen Anzahl Grundbesitzer und reicher 
Pächter, besitzen die J^andleute Irlands selten die genügenden 
Kapitalien, und die kleinen Pächter haben im Allgemeinen nur wenig 
Kredit. Diejenigen, welche Bürgschaft stellen, verschalfen sich Geld 
zu dem gewöhnlichen Zinsfusse der Bank von Irland, der zwischen 
4 und 6 schwankt. 

Das Kapital für die Landwirthschaft ist in Belgien nicht immer 
ausreichend. Der ländliche Besitzer kann sich Mittel verschaffen, 
indem er seine Besitzung g^gen Hypothek verpfändet Für ihn ist 
der Preis des Geldes nicht viel theuerer als für den Geschäftsmann 
oder Gewerbetreibenden, er schwankt je nach dem augenblicklichen 
Zinsfusse von 4 — 6 ^/q. Ereditinstiiiute für die Landwirthscbaft sind 
in Belgien noch nicht gegründet worden. 

In Holland sind die Kapitalien zur Bewirthschaftung und Melio- 
ration der Güter gewöhnlich ausreichend. Selten borgt man: wenn 

4* 



man e» rntiss, so findet man zu 4 '^/q Geld auf der Staatshypotheken- 
bank in AmBterdam; häufiger aber sendet man aich an einen Notar 
oder an den Besitzer des Pachtgntes. Selten zahlt man In diesem Falle 
mehr als 5 7o* 

Abgesehen von den grossen und mittleren Grundbesitzern, besitzt 

iii ISäneniaik die f,TÖssere Menge der Landleute im Allgemeinen die 
zu Meliorationen der Ciiitcr nöthigen Mittel nicht. Die Administra- 
tion der Pu|»illengelder leiht ihnen auf HypothoV, nnchdem sie 
durch Sachverständige da.s Grundstück hat aUschiitzcn lassen. Ausser- 
dem giebt es landwirthschaftliche Krcditgesellschaften, welche auf 
aligemein als durchaus gerecht anerkannten Grundlagen basirt 
und seit 15 Jahren in Wirksamkeit sind; sie leihen gewölin- 
lich zu 4 ^Iq, Mit einem Worte, es giebt keine andere Schwierigkeit 
Geld zu borgen als diejenige, welche aus dem Mangel an vorräthigem 
Gelde entsteht. « 

Den grosseren Wirthschaften Schwedens fehlen in der Hegel 
die Mittel. Die Bank von Schweden, die Provinzialbanken, die all- 
gemeine Hypothekenbank und die Genossenschaft des Bodenkredits 
leihen den Besitzern Geld zu einem Zinsfusse von 7, 8 und 9 7o> 
Augenblicklich ist der Preis des Geldes S^jf^y ein Zinsfass, welcher 
sich mit dem möglichen Gewinne der schwedischen Landwirthschaft 
durchaus nicht verträgt. 

Dieselben Erscheinungen zeigen sich in Xorwegcii, und die Ka- 
pitalien sind dort in nicht ausreichender Menge vorhanden. Der 
Hyputhckcnkredit ist genügend entwickelt. Tin Jahre 1851 wurde 
durch den Staat eine königliche Hyjiotlu kenbank gegründet, haupt- 
sächlich in der Absicht, den Landleuten Kapitalien zu ver-schatlen. 
Der Zinsfuss beträgt ö bis ö'/i^/o« D^**^ Geld, welches Kapital ititeti 
den Landwirthen leihen, wird gewöhnlich mit 6 '^'/^ verzinst 

In den minieren und westlichen Provinzen Preossens verfügen 
die Desitzer und Pächter im Allgemeinen über genügende Kapitalien 
und hiniäDglichen Kredit für die Bedürfnisse der Bewirthschaftung; 
doch in den ärmeren Provinzen des Ostoos beklagt man sich sehr 
oft über gänzlichen Mangel daran. In den letzteren Ist es, beson- 
ders für die kleinen und mittleren Grundbesitzer, schwierig, Geld 
aufzunehmen, selbst wenn hy[)othekarische Sicherheit geleistet wird; 
das liegt an dem gegen wältigen Finanzzuetande/) Den Ritterguts- 
liesitzern ist es leicht, bei den landwirthschaftUchen Kreditgesell- 

") Den Jieweis für diese ebenso kurz als ungenau hiiigeworfeoe Aeusserung 
bat der Herr Berichterstatter beizubringen — vergessen. Dr. B, 
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«chaften Hold zu einem ziemlicli niedrigen Ziüsfusso zu bekommen. 
Es giebt dort landschartliche Ocnosseoschaften unter dem Namen: 
„Proviü/iril-T.aiulschaft* , deren Ursprunt: ' in zum 7jährigen Kriege 
hiDanfreicht Sic bestehen in allen alten Provinzen des Königreiches^ 
ausgenommen in Westfalen und der Rheinprovinz. Die Grundlage dieser 
Einrichtung beruht auf GegouKeitigkeit, indem alle Rittergutsbesitzer in 
eine Kreditgenossenschaft zusammengetreten sind, welche, auf Ver- 
langen der Mitglieder, diesen bis zu einer gewissen Grenze gegen 
Hypothek Pfandbriefe giebt, welche im Handel leicht Käufer finden. 
Ausser bis 4 % Zinsen für die in ihrem Nutzen emittirten Pfand« 
briefe müssen die Besitzer, welche borgen, auch noch '/2 7o 
Amortisationsgebiihren zahlen. Die ^so erlangton Kapitalien kommen 
somit, die Ataortisation eingerechnet, auf 4 bis 4^^ Alic Ritter- 
güter der Provinx, gleichgiltig ob sie der Provinziallandschaft gegen- 
über mit Hypothelt belastet sind oder nicht, halten den Inhabern von 
Pfandbriefen gegenüber solidarisch. 

In Baiern sind die einzigen landschaftlichen Kre<litiiistitiiLü die 
Hypothekenbanken in München und Nürnberg. Sie leihen zu 5 bis 
0^/3 wovon 47j 7o Zinsen i Amortisationugebühren sind. 
Der Zinsfuss ist im Steigen begriffen. Man leiht ungern Geld auf 
ländlichen Grundbesitz, woraus hervorgeht, dass die Lage des land- 
wirthschaltlichen Kredits täglich zwc iftlliafter wird. Der Baron 
von Moreau hat in seinen Studien hierüber aasgeführt, dass die 
politischen Wirren dem landlichen Kredite viel geschadet hätten, 
dass er aber sich allmälig zu heben strebe. Man hat ländliche Geld- 
institute gegründet, vor Allem eines mit dem Namen: Ufdun," 

In der Sdiwell schulden die Grundbesitzer oft mehr oder we-^ 
niger grosse Summen, für welche ihre Besitzungen als Bürgschaft 
dienen. Sie bekommen Geld bei den Städtern und den Hypotheken- 
banken; der Zinsfuss schwankt zwischen 4 und b^l,. Im Kanton 
Wallis ist das System des ßüdenkredit.s deni Landl^esitzer sehr 
günstig. Kr ündet zu 4^2 "/o Hypothekcn^läulii^cr. denen er 
einen Uentenbrief unterschreibt, welcher ihinh l'.iulussement über- 
tragbar ist. Der Schuldner kann ai^zahlen, wjmn er will, nachdem 
er den (iläubiger 3 Monate vorher davon in Kenntniss gesetzt hat. 
Sobald nur die Zinsen rooelmässig gezahlt werden, kann der Gläu- 
biger die Kückzahlung nicht verlangen/) 

*) Du ist wohl Hiebt ganx richtig. Es hiesse das ein gewisses Recht der 
Unknodbarkeit legslisireD. Von eiDem solehen Zwange kann wohl in der Schweis 
kaom die Kode sein. Dr. B. 
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Nach den Berichten des (Jrafen v. Zichy bekommt die l^aud- 
wirthschaiX in Ungarn nur svUv schwer Geld. Besonders in der 
letzten Zeit haben sich einige Institute zu diesem Zwecke ge- 
bildet. Es giebt eine ungarisclie Hypotheken -Gesellschaft und eine 
Hypothekenbaak, welche Pfandbriefe emittirt. Die Sparkassen leihen 
auch, und da man deren jetzt tu Ungarn etwa 80 zählt, so sind sie 
eine recht heilsame Einrichtung, welche deu kleinen Besitzern bis 
zu einer gewissen Höhe zu Hilfe kommen kann. Diese Geldquellen 
sind indessen unzureichend, und es dürfte dahin kommen, dass die 
grossen Institute nur wenig beträehtUehe Summen liehen. Die- 
jenigen Besitzer, welche nur kleinere Summen brauchen, fallen 
den Wucherern in die Hände. Der Zinsfass der ungarischen Bank 
ist gewöhnlich 5*/ 3 '^/o ; da man aber noch die jährlichen Ämortisar* 
tionsgebühren hinzufügen muss, so steigt er auf etwa 8^0 f ansser- 
dem ist noch ein Verlust beim Verkaufspreise der Pfandbriefe, 
der Art, da^s im Ganzen der Geldpreis gewöhnlich 10 ^l, ist Die 
Wiener Bank bietet vortheilhaftere Bedingungen. Jiei Zinsluss ist 
unbeschränkt, da das Wuchergesetz neuerdings abgeschafft ist 

In Rnssland schwanken die Bedingungen, unter welchen sich 
der Landwirthschaft hinsichtlich der Kapitalien und der Kreditmittel 
befindet, in den verschiedenen Provinzen. In den baltischen Provinzen, 
wo der Adel der ausschliessliche Grundbesitzer ist, sind genügende 
Betriebskapitalien vorhanden (?): der Bodenkredit ist gut organisirt. 
In dem Moskauer und seinen Nachbar-Departements indessen sind die 
Geldmittel unzureichend. Die Besitzer finden kaum eine Quelle, aus 
der sie borgen könnten, und wenn sie es können, so müssen sie 8 bis 
10 % zahlen. Man hofft diesen Uebelständen durch Errichtung von 
lokalen Hypothekenbanken abzuhelfen. 

In PortOgal ist der Wucher durch das Gesetz verboten, welches 
den Zinsfuss auf 5 ^j^ als Maximum beschränkt; doch kann man be- 
haupten, dass, wenn der Wucher verfolgt wird, das Gesetz ihn selten 
erreicht. Der fran/üsisdie Konsul m Porto konstatirt, dass die Ka- 
pitalien in der I\ege] nnzuhinglich sind. Wenn mau Geld bekommen 
kann, so ist es nur von den wohlhabenderen Besitzern oder von den 
geistlichen Orden, und in beiden Fällen zu 5 % Zinsen. Der kleine 
Besitzer kann sich nur sehr schwer von der Last befreien . die 
ihm die kontrahirten Schulden verursachen. Der ländliche Kredit 
muss noch geschaffen werden. 

In Spanien ist die Lage nicht besser; die Kapitalien stehen im 
Allgemeinen in keinem Verhältnisse zu den Bedürihissen der Land- 
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wirthschaft. Der Landmann^ welcher sich Geld verschaffen will, 
borgt auf Ilypothek zu 5-12"/,,. Der ländliche Kredit ist beinahe 
unbekannt- In einigen Provinzen haben die grossen und meistens 
reichen . Besitzer genügende Mittel, nm ihr Gat in leidlichem Stande 
10 erhalten und es sogar auch zu verbessern. 

In Italien haben die Besitzer von Landgütern oder diejenigen, 

wlIcIic sie bewirthschai'ten . in der Regel nicht die für die l'ediirl- 
, nisüo der Bewirthschaftung hinreichenden Kapitalien. Sie konncm 
Geld nur auf Borg oder auf Ilypothek erhalten, und die Darlehne 
sind lästig. Bezüglich des landwirthschaftlichen Kredits in Italien 
hat man viele Vorschläge gemacht, aber noch ist Nichts davon verwirk- 
lichtworden. Im ehemaligen Toskana bekommen die Besitzer die nöthi- 
gen Kapitalien auf gute Hypotheken zu 6 '^/y vom Monte dci Paschi in 
Siena. Der Monte dei Paschi ist ein Kreditinstitut aus ilem Jahre 
1624, welches auf Hypothek Gemeinden, WohlthätigkeitsanÄtalteu 
und selbst Privaten leiht. Diese Gesellschaft hat kürzlich von der 
Regierung das Becht erlangt, wie eine landschaftliche Kreditbank 
im eigentlichsten 8inne ^os Wortes zu arbeiten. 

Obgleich die Besitzer und Pächter in dem Kirchenstaate ge- 
nügendes Betriebskapital haben, so verwenden sie doch keine Mittel 
auf Meliorationen. Die rouiische Bank schafft dem Landmaune das 
fehlende Kapital zu 8 "/^. 

In der Türkei sind die Mittel tür die Bewirthschaftung durch- 
aus unzulänglich. Die Besitzer haben keine anderen Wege, sich Geld 
zu verschaffen, als dadurch, dass sie ihre künftigen Ernten ver- 
kaufen und sich vorausbezahlen lassen, oder dass sie gegen sehr 
hohe Zinsen bei den Banken oder grossen Kapitalisten borgen. Der 
Zinsfuss beträgt bei einfachem Schuldschein 18 bis 24 %^ auf Hy- 
pothek 12 bis 15 "/q. Kredit - Institute fehlen diesem Lande 
gänzlich. 

Die Lage der Landwirthschaft in Aegypten ist in dieser Hinsicht 
nicht besser. Der Laudwirthschalt fehlen die Mittel fast gänzlich, 
und die Wih lierzinsen, zu denen der mittlere und kleine Grund- 
besitz sich solche verschaffen müssen, haben den Gewinn fast voll- 
ständig aufgezehrt. Der grosse Grundbesitz ist gleichmässig ver- 
schuldet Wegen des Geldmangels der Landwirthschaft verpachten die 
Besitzer ihre Güter lieber, als dass sie dieselben auf eigene Rechnung 
bewirthschaflen. Man spricht von zahlreichen Darlehnen, die dem 
Landmanne gegen Verpfandung von Schmucksachen (bijoux) zu 
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4 bis 5 moDatlich gegeben worden sind. Ein läudiicUer Kredit 
iehlt/) 

In den Vereinigten Staaten waren die Besitzer der Südstaateu 
schon vor dem Kriege verschuldet und sind jetzt um 80 mehr der 
Mittel beraubt, welche nöthig wären, die Arbeit neu zu beleben. 
Sie haben sämmtlich versucht, auf Hypothek zu borgen, sie können 
sich aber nicht unter 2, 3, manchmal sogar 4 numatiieh Geld 
verschaffen. In den westlichen Staaten fehlen dem Landmanne, sei 
er Pächter oder Besitzer, fast alle Mittel, und er kann sie sich nicht 
anders beschaffen, als dass er seine Besitzung oder sein Vieh gegen 
Hypothek verpfändet. Je nach seiner Zahlungsfähigkeit betragen 
dann die Zinsen 10 bis 15 



*) Die deul&cbe Kolonisation eines friichtbareii Theiles dieses ans jetzt un- 
gleich näher gerückten wuaderbaren Landes (Nil-Delta) bat diejandwirtbschaftlicbeu 
Interessen lebhaft und laut enegt. Es lag hier — und liegt noeh — eine «rn«fe, 
folgenricbtige Idee In ToUer geistiger and praktischer Dorcharbeitttog zn Gniode. 
Es ist der Wansch ooch nicht aufgegeben, dass die gegebenen VersprecbangeD 
in Beziehimg auf die BechtsTerhältnisae sich realislrea mochten. Dr. B. 



Kapitel III« 

Itndarbeit ArMtsl»!». 

■ 

§ 1. Die ländlichen Arbeiter. 

Die mehr oder weniger günstigen Bedingungen, unter denen 
der Landwiith seine zahlreichen Arbeiten cIuk Ii die Landbevölkerung 
ausfuhren lassen Icann, üben den grdssten Einfluss auf den Zustand 
und das Gedeihen der Ifindlichen Gewerbe. Für viele Landlcute ist 
dies die wichtigste Frage Sie inuss von denen ernst in Betracht 
gezogen werden, welche die Mittel suchen, um den Leiden, denen 
die Landwirthsehaft su verschiedenen Zeiten unterworfen war und 
ist, absuhelfen. In diesem Punkte nämlich treffen die hauptsäch- 
lichsten Ursachen dieser Leiden selbst zusammen^ 

Schon lange vor Heginn der Enquete zeigte sich eine Thatsachc, 
welche diese nur auf das bestimmteste bestätigen kouiite: 1) wird 
es fortwährend schwerer, für die Feldarbeit die genügenden Arbeits- 
kräfte zu schaifeu; 2) hat der Arbeitslohn deswecjen mehr und mehr 
steigen müssen; 3) sind die Arbeiter, nicht nur in lletirn des Loh- 
nes, sondern auch betreffs der anderen HedingunL^en der Vergütung 
ihrer Dienste in den Ackerwirthschalten auspniehsvoiler geworden: 
4) sind die Beziehungen zu ihren Arbeitgebern schwieriger geworden, 
als sie es ehedem waren Das sind die Ansichten, über welche die 
Enquetokommissionen alier .Departements einig sind; sie stimmen 
mit den mündlichen Auslassungen überein, welche vor der Commü^ 
sum $up4neur€ abgegeben sind, unter denen besonders diejenigen 
der forstwissenschaftlichen Gesellschaft anzuführen sind, welche spe- 
zielle Einzehiheiten darüber beigebracht haben* — 
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Die Hauptursachen, in denen man den Mangel an ländlichen 
Arbeitern zu suchen hat, sind: die Eutwickelung einer immer intel- 
ligenter werdenden Be^\^^th8chaftung (aUo die gesteigerte Nachfrage), 
die forfschreitende Theilung des OrundbesitzeS) die abnehmende Kin* 
derzabl in den Familien,") die AusdeUnang der grossen öffentlichen 



*) Ich möchte ao dieser Stelle einen l^oitrai^ zur obenstehemleii Frage in 
ErinueruDg bringen, dessen data und facta hu 1. Capitcl meiuer „Soidjranz. 
Landwirthaehaß" (Halle, Pfeffer*«che BacUiaodlinig 1869) entluJien und fheils 
amtliehm Notixeo, tbeils der «statistique de la France*^ voa H. Block entlehnt 
waren. Es heisst daselbst: 

,l)ie Fruchtbarkeit ist in Frankreich auf beinahe 3 Kinder im Durchschnitt 
für die Ehe herabgesunken — ähnlich* wie in Rom vor Emanation der le Papia 
Poppaea. Noch von 1820 — 1^30 wurden bei 812/7 Einwohnern durchschnittlich 
974,180 Kinder jährliih geboren, lliitie sich die FiucLtbarkeit nicht vermindert, 
so hätten auf '61 ^ Miilionen Einwohner im Jahre 1861 schon 1,147,700 Geburten 
flallett mnaseQ. Allein es fielen nur 1.0O5,0?8, oder die Abnahme der Fmcbt- 
barkeit hatte bereite einen Anefall Ton 142,682 Qeborten versebuldet In Folge 
davon hat, da in Griechenland aller 4S, in England aller 52, in Freu9»e» 
alkr 5f, in Norwegen und Spanien aller 57, in. Dänemark und Schweden aller G3, 
in Russland aller Gtj Jahre die lievolkeruny sich verdopp^: Frankreich «u der 
gleicfien stat/.'<ti.'i<heii Uistmif/ igg Jahre nOthigl — 

Auch die Zusartiinen.selzung der BeTölkening giobt kein günstiges Büd, 
denn auf je 10,000 Köpfe treffen: 

Personen: 

— mier 20 Johnn » — jn^Uehen 20^60 Jahre» «-* ~ &er 60 Mre — 
in mnkreieh 8612 5373 1015 

in PreuBsen 4740 4683 577 

Ks ist einleuchtend, daas, je ntarker der Procentsats der Jagend iil, desto 
höher auch die jährlich zu stellende Mannschaft ausfällt. 

1813 \\Tirden in Frankreich 530,000 Knaben {geboren, von denen 18t>4 das 
militärische Alter 325,000 erreichten und von diesen (;ei(ni</ten nur 159,000 zur 
Losvjig! Zieht mau von dieser Ziffer die Matrosen für die Kriegsflotte und die- 
jenigen ab, welche aus körperlicher Schwäche, Gebrechen u. s. w. wieder eotlassen 
werden mnsaten, ao bleiben 132,000 Streiter übrig. 

Die wirklichen Auabebungen, die nnter den Boorbonen sieh jährlich auf 
40^000 Mann beliefen, stiegen unter der Juli-Monarchie auf 60—00,000 Mann und 
im zweiten Kaiserreich auf 100,000 Mann. Mit dem Steigen der Aushebung ist 
die Fruchtbarkeit der frunzru^ischen FJic gesunken. Dieser Satz ist Ton den Sta- 
tistikern ninthematisch bekräftigt worden, und seine l/io/o/ji.'iche Erklärrtng liegt 
(ni^nrunknlUch nahe. Mit dem 28. Jahre hat der französische Soldat im All- 
gemeinen tlie Dienstzeil überstanden. In England sind im 28. Jahre von lOOO 
Männern 559 Terbeirathet oder verwittwet; in FrankreuAi. sind umg^ukrt in dem 
gleichen Alter 418 verheirathet ond 582 Junggesellen. Daher verdoppelt sieh die 
englische Bevölkerung in 52, die fiamSsteche eiBt in 198 Jahren. — 

Dr. Bauer. . 



Digitized by Google 



— 59 ~ 



Arbeiten und die Anforderungen an den MilitärdLeust, die Auswan- 
derung der Landbevölkerung in die Siädte. 

Eine über dieselbe Ackerfläclio ausgedehnte, intelligentere Be- 
^virthächaftang, welche, am dem Boden mehr abzugewinnen, als die 
frühern Ackersysteme es konnten, erfordert natürlich viel mehr Arbeit. 
Daraus folgt, dass man sich, da die Bevölkerung nicht im Verhalt^ 
niss der Bedürfnisse, welche die neue Bewlrthschaftungsweise natur- 
gemass schuf, zugenommen *hat, in vielen Gegenden über Mangel 
an Arbeitskräften beklagt. 

Die Z^tikkelung der Guter unter die Kinder einer Familie, 
welche zum Theil die Folge der Erbtheilung ist, wie sie durch 
die französischen Gesetze über den Nachlass geordnet ist, die Nei- 
gung, welche die Landbevölkerung treibt, üieh, sobald sie nur einen 
Hausstand begründen k.iuii. in den Besitz eines kleinen Gruud- 
stiiekes zu .setzen, l'ühren nothweudiger Weise zu dem Resultate, dass 
der Bauer sich mehr und mehr der Bewirthschaftung seines eigenen 
Ciitchens widmet, dass er viel mehr Zeit und Sorgfalt darauf 
verwendet, als er auf dieselbe Arbeit für fremdes Interesse 
verwendet hätte, dass es endlich eben viel weniger Leute giebt, 
welche ihre Kräfte an Fremde vermiethen können. Diese an und 
für sich freilich schone 8ache führt die unvermeidliche Folge 
mit sich, dass die Bewirthschaffcang des kleinen Grundbesitzes 
eine grossere Menge Arbeit verlangt, aber sie hat auch eine viel 
reichlichere Produktion im Gefolge. — 

Die geringere Kinderzdld in den Familien ist eine durch die 
Untersuchungen in fast allen unseren Departements bestätigte That^ 
Sache, vor Allem aber in den reichen. In einigen Gebenden ist dicso 
Thatsachc freilich geleugnet worden, ich fülirc unter anderen die De- 
partements von rinistere, der unteren Loire und von Landes an. 
Im Allgemeinen aber hat sich seit einiger Zeit eine forUc/irfilnu/e 
\ enninilerung der Fnirldharkeit der Ktien tmlir der Ln/iJ/urO/- 
lerioKi bemerklich gemacht. Der zum Ei gen timmer gewordene Ikiucr 
fürchtet, bei seinem Tode seine Besitzung unter mehrere Kinder ge- 
theilt zu wi^sen; er hat mehr als sonst die Lasten im Auge, welche 
ihn die Erziehung einer zahlreichen Familie kosten werde, und in 
seiner Ungewissheit zielit er es vor, sich lieber der Hilfe zu berauben, 
welche ihm einst die Arbeit seiner Kinder gewähren würde, als sie 
bei sich zu behalten und auf fremde Arbeit gehen zu sehen/) In 



*) Es and wohl noch andere, tiefer liegende, im KationtlebMakter begrön- 
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vielen Gegenden Frankreichs, in welchen ehedem die Familien 7 bis 
8 KiiicltT liattcii, sieht inun sie jetzt nicht selten mit 2—3, nuuicli- 
mal sogar mit nur einem Kinde. Gegenüber dieser Thatsache, welche 
die dem Ackerbau zugewendeten Kräfte noch vermindern, haben 
Einige den Gedanken ausgesprcchei), ihr dadurch abzuhelfen, dass 
man den Familien mit zahlreicher Nachkommenschaft besondere lie- 
güustigungen, wio etwa Steuerfreiheit oder Prämien bewillige.*) 

Die im Interesse der Landwirthschaft selbst 80 nützliche und 
allgemein geforderte Entwicklung, welche seit mehreren Jahren schon 
den grossen öffentlichen Arbeiten, dem Bau von Eisenbahnen znm 
Beispiel, zugewendet worden ist, haben ebenso und in sehr fählbarer 
Weise dazn beigetragen, den iandtichen Arbeiten Kräfte zu entziehen. 
Die an vielen Orten stattgehabte Errichtung von Werkstatten 
CArbeiterstationen), wo die Arbeiter ein im Verhaltniss ziem- 
lich hohes Lohn zu finden sicher waren, wo sie aber auch Gewohn- 
heiten annahmen, welche von ihrer früheren Lebensweise ver- 
schieden waren, bewirkten in gleicher Zeit eine Verminderung 
der Zahl der Fckiarbeiter, als die Sittlichkeit deraelben sank. Die 
Nothwendigkeit des Militairdienstea ist eine fernere, unaufhörlich 
wirksame Ursache des Mangels an ArbeitskralL auf dem J^ande, dem 
.sie seit mehreren Jahren die jüngsten und kräftigsten Arbeiter 
entzieht. 

Um dief?em letzteren Uel)elstande einigermasäen abzuhelfen, ha- 
ben die Departemeutjikommissionen den Wunsch ausgesprochen, die 
Korpskommandeure aufzulordern, den Landwirthen, besonders zur 
Zeit der grossen Beackeiungsarbeiten und vor Allem der Ernte, 



dete Momente, die iiier als Faktoren in Erscbeiüuug treten müssen. Die Herren 
Kommissäre haben vielleicht guten Grand gehabt, darauf nicht näher einzugehen ! 

Dr, B. 

*) leh schalte an dieser Stelle eine Bemerkung ans der Nat.- Zeitimg vom 
20. Juli c (von Braim -Wiesbeden) ein, die auf das Vorstehende ein Streiflicht 
fallen lässt. Napoleon — heisst es da — hat in der Ansprache, in der er das 
Volk um sein „Ja" für das Plebisicit bat, betont, da'--^ -iicse?; .,Ja" gegeben werden 
sollte, damit Friede und Wohlfahrt herrsche und der Sohn seinen Vater beerbe 
(que le tils suceede an pere). Den letzteren Ausdruck wühlte Napoleon, um das 
Herz der Baueru zu gewinnen, denn er weiss, dass der Bauer das üegentheil 
eines Socialisten ist, und wie sehr derselbe wünscht, cUtss der Sohn das Gut 
erhalte, das der Alte mit dem Schweisse seiner Arbeit gedüngt hat/ 

in Parenthese sei bemerkt, dass der Verfasser daran erinnert, dass seit 323 
Jahren — seit 1547 — niemtäs der Sohn dem Vater auf'dem Throne Frankreichs 
gefolgt ist Dr. B. 
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leichter nnd sclineller Soldaten zur Verfügung zu aUüm* Seit 
lange schon sind Maflsregeln getroffen worden, um in dieser Hinsiebt 
den Wünschen der Landwirthschaft gerecht zu werden, und all- 
jahrlich ertheilt der Kriegsminister den Korpskommandeuren des 
ganzen Kaiserreichs dahin gehende Befehle. In der Praxis aber 
scheinen seitens des militfirischen Oberbefehls einige Schwierigkeiten 
zu entstehen, einerseits dem Wunsche gegenüber, den Landwirthen 
gerecht zu werden, andererseits den Anforderungen des Dienstes 
cecreniiber. Ueberdies erleidet die Ausliihrung der im Interesse der 
Landwirthschaft gegebenen Befehle oft Verzögerungen, oder Nacli- 
lässigkeiten treten ein, so dass die Landwirthschaft ans dem iiir 
bewilligten Vorrechte nicht den volh^tandigen Nutzen ziehen kann. 
Vielleicht sind neue Anstrengungen im Stande, diese Schwierig- 
keiten zu beseitigen. 

Endlich ist unter den von der Enquete gesammelten Mit- 
theilungen betreffs des Einflusses, den die französische Militair^ 
Organisation auf die Landwirthscliaft ausüben konnte, auch noch 
der Wunsch laut geworden, die Armee, in einem gewissen Grade 
.wenigstens, bei den grossen öffentlichen Arbeiten der Art zu 
beschäftigen, dass diese ausgeführt werden können, olme dass da- 
durch die der Landwirthschaft so sehr nothwendigen Arbeitskräfte 
entzogen werden. 

Der Zay der LaJulbcvölkeruHij nach den SUidteii ist ein noch 
mehr zu beachtendes Uebel: er ist nur im Allgemeinen erwähnt. 
Nicht in allen Gei^renden des Kaiserreiches ist er glfMcli massig stark. 
Man sagt, die ländlichen Arbeiter würden durch den Heiz eines 
höheren Lohnes, durch die Verlockung von \'ergnügungen, die sie 
auf dem Lande nicht finden, endlich durch die, oft genug nur 
scheinbare HofTnung auf ein leichteres und weniger beschwer- 
liches Leben in die Städte gezogen. Die grossen Arbeiten, 
welche unternommen worden sind, um die grossen Städte gesund zu 
machen und zu verschönern, hätten diese Neigung zur Verödung 
des platten Landes begünstigt — In der Enquete ist wiederholt der 
Wunsch ausgesprochen worden, diese städtischen Arbeiten abzubrechen 
oder wenigstens bedsutend zu verlangsamen. Einige haben sogar diese 
Arbeiten für unproduktiv erklärt. Auf diese Weise hofft man, der « 
Landwirthschaft die ihr so nöthigen Kräfte wiederzuzuführen, bedenkt 
aber dabei nicht, obgleich es ziemlich allgemein anerkannt ist, dass, 
wenn die Landleute einige Zeit in vStädten gelebt haben, sie Ge- 
nibse kennen gelernt haben, welche ihnen die Rückkehr zu ihrer 
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iriilicieü Lebe!)>iweise schwierig — oder luindestens wenig begehren^- 
Werth — machen. 

' Die HD verm eidliche Folge des Mangels an ländlichen Arbeitern 
war die Vermelaimg des Lohnes, Fast überall hat er in hohem 
Masse steigen müssen. Diese Steigerung ist in sehr verschiedener 
Weise geschätzt worden; natfirlich hat sie je nach der Gegend 
geschwankt. Man nimmt im Allgemeinen 30 bis 50 % von 
dem Preise an, den die Landwirthschaft vor 30 Jahren zahlte; 
selbst wenn man das Fallen des Geldwerthes mit in Betracht zieht, 
so ist die Steigerung des I^ohnes doch eine recht beträchtliche, Da- 
darch haben sich aber die Lebensbedingungen der ländlichen Be- 
volkerong merklich gebessert; sie ist im Allgemeinen besser gekleidet, 
genährt und hat bessere Wohnungen. Das ist entschieden ein grosser 
Yortheil, und man kann sich nur Ciliick wünschen, eine üeissige 
und dieses Vortheils würdige lievölkerung in besseren Verhältnissen 
zu sehen. Es ist aber zu wünschen, dass sie die Vortheile ihrer 
neuen La<:fe nicht verkenne, und dass sie dieselbe nicht durch zu 
grosse Anforderungen veii^cherze, wodurch die Bodenautzung nur 
noch schwieriger werden würde.*) 

Leider hat die Enquete eine schon vor meineren Jahren beob- 
achtete Thatsache bestätigen müssen: dass nänüich die B&sUlwngm 
zwisehen dm läncUiehm Arbeitem und dm ArbeUgebem weni- 
ger gut sind, als ehedem, *und dass sie von Tage zu Tage 
schlechter zu werden drohen. Obgleich sie nämlich die Verlegen- 
heit der Arbeitgeber kennen, wenn es sich darum handelt, ab- 
ziehende Arbeiter oder diejenigen, welche sie fortschicken müssen, 
zu ersetzen, ergreifen sie doch, oft unter dem nichtigsten Ver- 
wände, die Oelegcnhcit, ihren Dienst zu wechseln. Sie ge- 
wöhnen sich, von einer Farm zur andern zu gehen, wohl auch 



*) Im DepartemeDt von Lille, Donaif Valeneiennes, ja im ganzen Norden 
Franknicbs ist die Knltar nur noch durch balgiscbe Atbeiter möglich. Es fehlt 
an aüen Orten. Vor 25 Jahren yerdiente hier ein Mann täglich 1 frc. bis 1 frc, 

25 Centimes und eine Frau 60 Centimes. JeUt belra^^t das I.ohti dor nirhf per- 
manent auf hinein Gelinfte beschäftigten Arbeiter für 10 Stuiulen Ta^esarbeit 2 frcs. 
durchschnittlich für die Männer und l Ire. für die Weiber. Im Accord werden 
4 — 6 frcf». verdient. Auf der ilusterwirthschaft „Matiiy" — zwischeo Douai und 
Yaleucieiiues — werden die zum Gute gehörigen Arbeiter nicAf beköstigt. Sie 
besMien monstUeh: die Knechte, Schäfer, Kahhirten €0—75 free., die Aufsoher 
100 frcs. u, s. w. 

{Sithet Dr. Baner^a ^NordfranM08i8eh4 hmdwirüachaflf', 8. 4 £) Dr. 6. 
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einige Tage ohne Arbeit zu bleiben; nie werden ausschweifend uüd 
der Vorthei], den sie durch eine Steigerung des Lohnes xn erlangen 
glauben^ ist oft für sie, vor Allem für ihre Familien, vollständig 
verloren. 

Um dagegm zu wirken, hat man vorgeschlagen, das Gesetz 
vom 22« Jnni 1854 über die ArbeUabadier (Dienstbücher) auch auf 
die landlichen Arbeiter anzuwenden* 

Nach dem Wortlaute seines 1. Art ist dies Gesetz aber mit 
auf solche Arbeiter beiderlei Geschlechts anwendbar, welche in Manu- 
fakturen, Fabriken, Hüttenwerken, Bergwerken, Steinbrüchen, Zimraer- 
plätzen, Werkstätten uuu anderen industriellen Ktubii.s.senients beischäl- 
tigt sind, sei es, dass sie für einen oder mehrere Herren arbeiten. 

Schon vor längerer Zeit ist ülier die.'^en Artikel Ijeratiien wor- 
den. Der üeneralrath für Landwirthsehalt (Conscil g/'neral de I'agri- 
culture) hat sich in seiner Sitzung von 1841 — 42 damit beschäftigt, 
und nach kurzer Berathung verwarf er den Vorschlag einer seiner 
Kommissionen, die Arbeiter aller Erwerbszweige den Förmlichkeiten 
der Dienstbücher zu unterwerfen. Der Generalrath hatte dem von 
der Kommission vorgeschlagenen Artikel die Worte „ausser den- 
jenigen, welche in der Landwirthschaft beschäftigt sind*^ hinzugefügt. 
In der Sitzung von 1845—46 nahm der „Gonseil gen^ral de Tagri- 
culture, du commerce^ etc. diese Frage noch einmal auf,' und trotz 
des Berichtes der Kommission, welche verlangte, dass die ländlichen 
Dienstboten Dienstbücher haben sollten, wurde diese Forderung ver- 
worfen, ja man verwarf sogar das Unteramendement, dass ländliche 
Dienstboten Bücher führen sollten, sobald sie ausserhalb ihres hei- 
mathlichcn Kreises arbeiteten. Bei der BeratliLuig, welche darüber 
stattfand, hatten sich einige Mitglieder zu Organen der Wünsche 
gemaciit, ^velche durch mehrere Deparlementsräihe daliin ausgespro- 
chen worden waren, dass die ländlichen Arbeiter Dienstbücher haben 
sollten, der königliehe Kommissar hatte in demselben 8innc gespro- 
chen. Doch wurde die Zweckmässigkeit der Dienstbücher für die 
ländlichen Arbeiter, welche da, wo man sie brauche, meistens bekannt 
seien, bestritten. Auch wurde die Ausführbarkeit der Massregel we- 
gen Unkenntniss der Arbeiter, der Arbeitgeber und der Lokalbehör- 
den bestritten und hervorgehoben, dass das Gesetz nicht befolgt 
werden würde. Blan erhob sich sogar gegen das bedeutungsvolle 
Beoht, welches die Verbindlichkeit durch das Dienstbuch dem Herrn 
über den Arbeiter gebe« 

1845 wurde ein Gesetzesvorschlag , betreffend Gesindebüoher, 
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iler Pairskamnu r unterbreitet; dieser begriff unter der Zahl der Ar- 
beiter, welciie Dieiislbüchor au tiihren verpflichtet sein sollten, auch 
die in Ackcrwirth;ichaftcn beschaltigten oder für solche arbeitenden 
Personen. 

Bei der AuseinandersetÄiing der Gründe betonte der Minister 
der Landwirtlischalt und des Handels, dass man in den gewerblichen 
Rerufszweigen die Nützlichkeit der Dienstbücher seit langer Zeit 
schätzen gelernt habe, dass für die Landwirthschaft diese Bürgschaft 
durchaus fehle, und. dass mehre Obergericlite ia den DepartementB 
ihre Einführung dringend verlangten. Zur Unterstätzong führte man 
einen Beschluss des Conseil general des Aisne-Departement an, wel- 
. «her erklärte, dass die Anwendung des Gesetzes aber die Dienst- 
bücher auf die ländlichen Arbeiter eine nothwendige, gerechte und für 
Alle vortheilhafte Massregel sei ; dass für den geschickten und recht- 
schaffenen Arbeiter das Dienstbuch ein Zeugniss über seine Fähig- 
keit und Sittlichkeit sei, mit welchem er überall Arbeit finden wQrde; 
dass es für alle ein Antrieb zur Sittliclikeit und Aufmunterung sei, 
wie es gleichzeitig die Neigung zum Laster und zur Trägheit zügeln 
wiiiue; dass die Verpilichtung, ein Dienstbuch zu führen, nicht den 
Tadel verdiene, die Freiheit des Arbeiters zu beeinträchtigen, da ja die 
Verhiwllif^hheiten ger/emeifuj wären und ihn ebensowohl bänden als 
den Herrn. Der Conseil general schloss mit den Worten: „Die Ge- 
werbe und die Fabriken haben schon lauge das Dienstbuch; alle 
Herren und Arbeiter befinden sich dabei wohl; weshalb soll die Land- 
wirt Ivluaft nicht denselben Vortheil gemessen? Wir sind ihn ihr 
schuldig.^ 

Der Minister der Landwirthschaft und des Handels fugte diesen 
Erwägungen hinzu, dass die ungleichen Bedingungen, unter welchen 
die in der Landwirthschaft und die in 'den Gewerben beschäftigten 
Arbeiter ständen, für die einen wie für die anderen eine fortwäh- 
rende Ursache zu Vorurtheilen seien, indem sie nämlich den häu- 
figen Arbeiterwechsel begünstigten — das plötzliche Verlassen der 
landwirthschalilichcn Arbeit und Ucbergang zu gewerblicher und 
umgekehrt — und indem sie dieserweisc unzuverlässigen Menschen 
die Mittel an die Hand gebe, sich den eingegangenen Verbindlich- 
keiten zu entziehen. 

Der Oesetzesvorschlag wurde von der Fairskammcr geprüft und 
durchberathen. Der (iraf Beuanot stattete Namens der Specialkoni- 
mission^ welche ihn zu prüfen hatte, IJericht ab. Das Resultat der 
Herathung in der Kommission war, „dass es ihr mcH vortheilhaft 
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zu sein schiene, die Verpflichtungen des Gesetzesyorschlages auf die 
in Acl[erw]rt]i8chaften beschäftigten Arbeiter auszudehnen**. Der 
Bericht des Grafen Beugnoty welcher die Erwägungen für und gegen 
die Zweckmässigkeit der Dienstbucher beleuchtet, lautet: 

„Zur Unterstützung dieser Forderung sind gewichtige Erwägun- 
gen vorgebracht worden, welche wir in wenigen Worten wiederholen 
wollen : 

„Die ländlichen Arbeiter, welche Arbeit bekonmieu können, ohne 
eiüe schriftliche Bes( heini^iiiitr mit sich zu führen, dass sie ihren 
Irühcren Vorbindiiciikuiten nachgekommen sind, nehmen ihren Ab- 
schied oder lassen sich wpgjas^eu, wenn der Pnchter ihre Dienste am 
nöthigsten braucht, in der Zeit der Aussaat, der Ernte und der 
Weinlese. Jede Massregel, welche bezweckt, die Jseigung dieser Ar- 
beiter, zu leicht ihren Herrn und ihren Wohnsitz zu verlassen, zu 
beschränken, wird für die Landwirthschaft vortheilhaft sein. Den 
gewerblichen Interessen wird sie nicht weniger dienen, denn man 
hat die Beobachtung gemacht, dass, sobald ein heruntergekommener 
und ehrloser Arbeiter siehti dass sein Herr in sein Dienstbuch die ihm 
gemachten Vorschüsse eingetragen hat, er für einige Zeit einen neuen 
Berufiizweig ergreift, in welchem ein Dienstbuch nicht nöthig ist, ganz 
besonders die Landwirthschaft; nachdem er sich so den Nachfor- 
schungen seines Gläubigers ent^gen hat, läset er sich ein neues 
Dienstbuch geben und ergreift seinen früheren Beruf. Solche leicht 
zu begehende Unehrlichkeiten, deücu man heute nicht vorbeugen, 
die mau auch niciit unterdrücken kann, beeinträchtigen die Inter- 
essen der Arbeitgeber und, was noch bekiageuswerthei ist, entsittlichen 
viele Arbeiter. 

„Um den Werth dieser Bemerkungen richtig beurtheilen zu 
können, muss man sich über die Lage der ländlichen Arbeiter 
Rechenschaft gehen* 

„Auf jeder Farm giebt es 2 Klassen von Arbeitern: die einen 
sind fest gemiethet, in manchen Gegenden auf ein Jahr, gewöhnlich 
aber auf unbestimmte Zeit: dies sind die Hirten, die Ochsen- und 
Pferdeknechte etc.; die übrigen sind einfache Tagelöhner, welche 
zur Erntezeit und zur Weinlese, wenn der Landwirth eine viel 
grossere Menge Arbeiter braucht, Arbeit nehmen. Jene bleiben, wie 
wirkliche Dienstboten, auf der Farm, diese kommen nur zur Arbeit 
auf dieselbe. Diese Emtearbeiter, welche in grossen Schaaren die 
verschiedenen Provinzen Frankreichs durchziehen und oft auch aus 
dem Auslände herbeiströmen, der VerpUichtung, Dienstbücher zu füh- 

5 
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ren, za unterwerfen, wäre ganz unmöglich (?), denn das Nonuulon- 
leben derselben und die Art, wie sie Arbeit nehmen, wurde die 
Bürgschaft, welche Dienstbücher gewähren, illusorisch machen. 
Auch muss man wissen, dass es diejenigen Arbeiter sind, von 
denen ich oben bemerkte, dass sie die Gewerbe verlassen und zar 
Landwirthschaft übergehen, um die Verletzung ihrer Verbindlichkei- 
ten 2u verdecken und den Verfolgungen ihrer alten Herren zu ent- 
gehen, welche sich in diesen herumziehenden Schaaren Verbergen. Wie 
wir dem Missbraucho, wo er sich zeigt, nun auch mögen abheilen 
-wollen, 80 glauben wir doch nicht — in der einzigen Hoffnung 
einigen Betrügereien zu steuern — einer herumirrenden Bevölkerung 
VerpHichtungen auferlegen zu ilürfen, welche nicht lür sie gescliaiVen 
sind, und denen man sie nicht würde untcrwerlen können. Uebri- 
genb würde sie diese I-ast sicherlich abschütteln. 

,.l)i<^ llofknechte (valets de l'ernie) sind, wie das Wort anzeigt, 
weit weniger Arbeiter, als Dienstboten. Der Art. 15 des Gesetzes 
vom 12. germinal des Jahres XI, welclior die Dienstzeit eines Ar- 
beiters auf ein Jahr beschränkt, ist auf sie niciU anwendbar. Sie 
leben mit dem Farmer unter einem Dache, essen gewöhnlich an einem 
Tische mit ihm und haben so häufige, so genaue und so mannichfache 
Beziehungen zu ihm, dass man nicht zu denken braucht, das Dienst- 
buch werde einen Farmer, wie wenig er seine Int^^essen auch 
kenne, der Muhe überheben, sich über die Ehrlichkeit, die Ge- 
schicklichkeit und die Antecedratien eines Knechtes, der sich 
ihm anbietet, zu informiren. Da das Dienstbuch kein for seinen 
Besitser ungünstiges Zeugniss enthalten darf, noch weniger aber 
bescheinigen kann , dass dieser seinen Verbindlichkeiten nach- 
gekommen ist, weil ein Landdienstbote sich weder auf eine bestimmte 
Zeit, nücii lür eine bestimniU.' Arbeit vermiethet, so weist es nur 
über den "Namen des letzten Farmer.s uiid liber die Dauer der Dienst- 
zeit bei diesem aus. Welcher Farmer aber würde einen Knecht auf 
seiner 1 arm aufnehmen, ohne sich zuvor über dergleichen unterrich- 
tet zu haben? Ist es ncithig, dass das Gesetz sich da einmische, 
wo das Privatinteresse so waclisam ist? Wir haben dies um so weniger 
geglaubt, als es auf der Hand liegt, dass das Gesetz, dessen Vorschriften 
zahlreich und strenge sind, auf dem Lande ohne Anwendung bleiben 
würde, oder, was nicht mehr werth wäre, doch nur gelegentlich und 
nach der Laune eines Ap:enten der öffentlichen Gewalt zur Anwendung 
käme. Der 4. Artikel des Gesetzesvorschlages legt jedem Herrn 
bei Geld- oder sogar Gciangnissstrafe die Pflicht auf, eine Liste zu 
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fuhren, in welche er den Zu- und Abgang seiner Arbeiter eintragen solL 
Wird man wirklich glauben, dass die Farmer, welche nicht, wie die 
Inhaber von gewerblichen Anlagen, eine fortwährende Bewegung der 
Arbeiter ihrer Farm zu überwachen haben, diese Liste, deren Zweck- ' 
mässigkeit weder fmr sich noch iur ihre Arbeiter sie einsehen kön- 
nen, gewissenhaft fähren werden?') 

„Die ländlichen Arbeiter der Führung^ von Dienstbüchern zu 
unterwerfen, ist ein Gedanke, ^vek■lle^ auf den ersten Blick einfach 
und gorecht zu sein scheint. Wenn mau aber der Sache auf den 
Grund geht, so wird mau leicht erkennen, dass raan bei der Aus- 
führung auf Schwierigkeiten stöbst, welche eine wohl bewiesene 
Zwecknlä^^si^keit nicht aufwiegen." 

Der Gesetzes Vorschlag wurde nach den Ausliihrungcn der Kom- 
mission von der Pairskammer angenommen; sein erster Artikel 
schloss also von den der Führung von Dienstbüchern unterworfenen 
Arbeitern die in Acker wirthschaften beschäftigten aus* Der so ver^ 
besserte Gesetzesvorschlag wurde der Deputirtenkammer in der 
Sitzung von 1847 vorgelegt In der Auseinandersetzung der Motive 
war von den ländlichen Arbeitern keine Rede, und der Bericht 
des Abgeordneten Salveion Hess nur durchblicken, dass, wenn der 
1. Artikel des Gesetzesvorschlages die landlichen Arbeiter nicht be- 
rücksichtige, man nicht glauben solle, die Kommission habe sich 
mit der Frage, welche die Wünsche mehrerer General-Räthe zur 
Sprache gebracht hätte, nicht beschäftigt. Diese Frage sei im 
Gegentlieil in ernstliche Erwägung gezogen worden; aber die Kom- 
mission hai)e nicht gezaudert, die Motive gelten zu lassen, welche 
die Pairskummer und die Kegierung geleitet hätten. Im Uebrigen 
hinderte die politische Lage, dem Vor.sc hinge Folge zu geben. 

Erst im Jahre 1854 wurde die Diensthiicherfrage wieder auf- 
genommen und dem gesetzgebenden Körper ein neuer Gesetzentwurf 



*) Es scheint also , als habe in Frankreieli der Ortsvorstaud eines Dorfüä 
nickt wie bei uns die strenge und doch so einfache Pflicht, Zu- und Abgangs- 
fUten fnr jeden auch nnr Woehen oder Monate arbrntenden iVemdea oder 
Eingewanderten sn ffihreiC Des sind freilich wenig benridensweiüie Znettode — 

es ist fast anerklärbar, wie dabei eine auch nur entfernt geordnete Uebersicht 
über Müitairpflichtige , Landarme u. s. w., wie überhaupt eine polizeilich sichere 
Orp:ani<?ation in den <;»'!Ti4MndeM denkbar ist. — Sollten aber ähnliche orts|)oli/.pi- 
liehe Massnahmtiu in Fraukroich cingefübrt sein, als bei uns, dann wäre hier eine 
V»edeutende Lücke in dem Berichte des Kommissairs, die wenigstens den Werth 
seiner ktzlen Deduktionen sehr in Frage slelite. — Dr. B. 

5* 
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unterbreitet. Die ÄusLiiiandersetzung der Motive schwieg von der 
Anwendung der Dienstbücher auf die ländlichen Arbeiter; doch 
theiite Bertrand (ans dem Yonne) mit, dass die Mehrheit der 
Kommission anfangs vorgeschlagen habe, in dem 1. Artikel nach 
den Worten „nnd anderen gewerblichen Unternehmungen^ ^und auch 
ländlichen*' hinzuaiufügen. Dieser Zusatz war- der Ausdruck des Ge- 
dankens mehrerer Mitglieder, welche forderten, dass die Verpflich- 
tung, Dienstbucher zu fuhren, auch auf die ländlichen Arbeiter und 
Tagelöhner ausgedehnt werde. 

Die Grunde, welche fSr und gegen diese Ansicht geltend ge- 
macht worden waren, fasste Bertrand in einem Berichte zusammen, 
in welchem er sich auf den des Oralen Beaynot vom Jahre 184(3 
bezog. 

Schliesslich hat aber die Komiriis.sion nicht zugegeben, dass die 
Verpflichtung. Dienstbüclier zu führen, auf alle Arbeiter ohne Aus- 
nahme ausigedehut werde; doch bcliairte sie dabei, in dem Gesetz- 
vorschJage den Zusatz zu machen, dass die in landwirtlischaftliclien 
Gewerben, wie Zuckerfabriken, Brennereien, Hefen fabriken und an- 
deren Fabriken der Art beschäftigten Arbeiter zur Führung von 
Dienstbüchern gehalten sein sollten. Der Staatsrath hat im Ein- 
verständnisse mit der Kommission über den Zweck, welche diese 
sich vorgesetzt hatte, diesen durch den allgemeinen Zusatz „und 
andere gewerbliche Unternehmungen*^ für vollständig erreicht ge- 
halten, und so wurde das Gesetz vom 22. Juni 1854 auch ange- 
nommen. 

Seitdem ist diese Frage noch häuflg zur Sprache gebracht wor- 
den, besonders in den General-Rathen der Departements, und das 
Urtheil darüber scheint gunstig zu sein. 

Die EnquHe aprieoU bezeugt in der That, dass der Gedanke, 
den ländlichen Arbeitern die Verpflichtung, Dienstbücher zu Juliren, 
wie es schon die in gewerblichen Anlagen tliätigen Arl)eiter mÜMscn, 
aufzuerlegen, zaiilreiche Vertreter hat, und an vielen Orten hat man 
sich in diesem Sinne ausgesprochen. Doch die Meinungen, wie mau 
eine derartige Massrcgel einführen soll, sind getheilt. 

Die Kinen verlangen, dass das Dienstbuch bei allen ländlichen 
Arbeitern ohne Unterschied eingeführt werde; Andere wünschen seine 
Einführung nur bei den Dienstboten der Farm und denjenigen sess- 
haften Arbeitern, welche einen Monat oder ein Jahr hindurch sich 
verdungen haben, die herumziehenden Arbeiter aber und die ge- 
wöhnlichen Tageldhner wollen diese ausgeschlossen wissen; noch 
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Aiuleic 8111(1 der Ansicht, dass die Anwendung dieser Massregel auf 
die letztere Arbeitorklasse äusserst zweckmässig sein würde. 

Auch verlangte man, dass uns Gesetz mehrfach modiricirt werde. 
Vor Allem sprach man die Ansicht aus, dass das Dien'^thnch die 
Bedingungen des Kontraktes zwischen dem Herrn und den Arbeitern 
odier Dienstboten enthalten solle, während doch, dem Wortlaute 
des Gesetzes zufolge, der Herr in das Dienstbuch nur den Tag des 
An- und Abzuges des Arbeiters und die etwaigen Vorschässe, weiche 
der Arbeiter ihm schuldet, eintragen darf. 

Uebrigeos ist die Frage der Einfährung der Dienstbacher bei 
den ländlichen Arbeitern eine solche» welche in den Code rurale gehört. 

Eine der Ursachen, welche vom Standpunkte der Fahrnng and 
der Sittlichkeit der Arbeiter einen ungünstigen Eintluss aaf diese 
aasüben sollen , und welche in der Enquete häufig besprochen 
worden ist, ist die grosse Menge von Wirthshäueem auf dem 
Lande. Man hat nachgewiesen , dass in den kleineren Dörfern 
sich diese öffentlichen Versaminlungsürlcr über Gebühr vermehrt 
haben, und dass sie der Arbeiterbevölkerung z.u häufige Gelegenheit 
zu Ausgaben und zu Zeitverlust geben. Man liat den Wunsch aus- 
ge.sprochen. dass die Regierung, olme deren Erlaubniss keine Wirths- 
häuser entstehen können, entweder die Aufsicht id^er dieselben ver- 
mehre oder weniger leicht Konzessionen ertheile, wodurch sich die 
Zahl der Wirthshäuser vermindern würde.*) 



•) Am Schlüsse dieses §. mag eine kleine statistische Bemerkunir' Kaum finden. 
Die Zahlunf? von 1866 ergab für ganz Frankreich eine Gesammt-Einwohnerzahl 
von — 38,067,184 Seelen — und überstieq; die Tofalsumme von 1861 nur um 
680,i)38 Seelen Von dieser geringen Zunahme-Zahl kommen noch dazu etwa 
350,000 auf die grossen Städte und es wnrdft hier sfliou bei 30 Departements 
(von 8y) eine entschiedene Verminderung der Bevölkerung konstatirt. 

Auf 100 Seelen gerechnet, ergiebt oieh H. Block*8 Statistik — die iänd- 
liehe Bevölkerung zur GeseunmUBevoßeenu^ in folgenden Haaptstaaten Buropa^s 
nachatehendea Bild: 
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§ 2. Gebrauch der kindwirthschaftlicbeu Gorätlie 

und Maschinen. 

Unter den Mitteln, welche am geeignetsten erscheinen, dem- 
Mangel an menschlicher Arbeitslmift auf dem Lande za begegnen, 
steht der Gebrauch besserer Ackerwerkzeuge und die Anwendung 
voii ktndwirthscliaftlicüi II Maschinen, welche die liestellungsarbeiten 
besclileunigen und billiger machen, sich auch bei einer beschränk- 
teren Arbeiterzahl auweuden lassen, in erster l?eihe. ihre Anweu- 
dung verallgemeinert sich und die iutelligeuteren Landwirthe 
ergreifen eifrig alle Mittel, die Kultur ergiebiger zu machen, und 
begreifen wohl den Vortheil, den sie aus der Anwendung vollkommen 
konstcuirter Maschinen ziehen können. Die Undwirthschaftlichen 
Vereine, deren Zahl im ganzen Kaiserreiche zunimmt, unterstützen 
mit allen ihren Kräften diesen fortwährenden Drang, die iandwirth- 
schaftlichen Maschinen zu verbessern. In den Ausstellungen und in 
den Vereinen haben Belohnungen die Verbreitung von nfitzlichen 
Erfindungen befördert und diejenigen aufgemuntert, welche sich 
Mähe gaben, sie zu verbreiten. Die Regierung ihrerseits vernach- 
lässigt Kiohts, die Landwirthe zu veranlassen, ihr Interesse nutz- 
lichen Verbesserungen ihrer alten, so langsamen und so kostspieligen 
Bewirthschaftungsweise zuzuwenden. 

Die verbesserten Ackergeräthschaften, die neuen Pflöge z. B. sind 
ausgebreiteter im Gebrauche als früher, und die Anwendung laud- 
wirthschaftlicher Maschinen ist in fortwährender Zu nah nie begriffen. 

Vor Allem ist die Dreschmaschine mit Begeisterung uufgenommen 
und ihre Verbreitung allgemein. Aus einer Enquete spkiale^ welche 
in den ersten Monaten des Jahres 1856 vorgenommen wurde, geht 
hervor, dass damals in ganz Frankreich schon über 51,000 solcher 
Maschinen vorhanden waren. Einige, besonders im Norden und 
Osten gel^ene Departements besassen eine grosse Anzahl derselben, 
ich nenne vor Allem das Departement der Maas, der oberen Älarne, 
der Cote-d'or, der Mosel, der Vogesen, des Departement von Doubs 
und das de la Meurthe. Diejenigen Departements, welche damit am 
wenigsten versehen, waren im AUgemeiifen die südlicheren, in denen 
die herkömmliche Wirthschaftsweise einen regelmässigen und fort- 
währenden Gebrauch dieser Maschinen schwieriger erscheinen lasst. 

Seitdem hat der Gebrauch der Dreschmaschinen in merklicher 
Weise zunehmen. müssen, und nach den von den Enqueten der De- 
partements darüber eingezogenen Erkundigungen scheint es ausser 
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Zweifel, dass die dadurch erzieltea Fortschritte nicht nachgelasäen 
haben. 

J)io anderen Manchinen, wie die ErnU' und Mähemasdiinen sind 
bisher weniger bekannt und folglich auch weniger verbreitet Aber 
die Verbesserungeo, mit welchen geschickte Maschinenbauer fortwäh- 
rend zu ihrer Vervollkommnung beitragen, die öffentlichen Ver- 
suche, welche damit gemacht sind, ttnd welche den Landwirth in 
die Lage setzen, ihre Nützlichkeit zu schätzen und sich von den 
Verbesserungen, deren sie fähig sind, zu überzeugen, geben der Hoff- 
nung Raum, dass ihre Anwendung sich Terallgemeioem werde. Das 
Problem endlich der Anwendung von Beackerungsmaschinen*) scheint 
nicht unlösbar; die Wissenschaft und die Geschicklichkeit derer, 
welche ihnen ihre Bjrifte widmen, werden vielleicht die Schwierig* 
keiten fiberwinden, welche bisher den definitiven und unbestrittenen 
Erfolg verhindert haben. 

In der Enquete bind eine Menge Wünsche mitgetlieilt worden, 
welche von dem IntereHse zeugen, welches diejenigen, die sich mit 
den Mitteln für den Aufschwung einer blühenden Landwirthschaft 
beschäftigen, hegen. 

Man wünscht, dass die Anwendung von landwirthschaftlichen 
Maschinen sich mehr und mehr verallfremeinere. — Zu diesem Be- 
hufe verlangt man, dass den landwirthschaftlichen Vereinen grös- 
sere Mittel zur Verfügung gestellt würden, damit sie wirl^samer als 
bisher für die Einführung von Maschinen in die bisherige Bowirth- 
schaftungsweise wirken könnten. Man verlangt, dass den £rfin- 
dem und Verfertigem, welche der Landwirthschaft vervollkommnete 
Maschinen und Instrumente übergaben, Prämien bewilligt würden, 
und dass man Vereinigungen von Landwirthen behu& Ankauis sol- 
cher Maschinen begfinstige. 

Ganz besonders hat man verlangt, dass eine ansehnliche Prämie auf 
die Erfindung einer in Hinsicht ihrer Leistungen und eines massigen 
Preises wirklich zweckmassigen Mähemaschine ausgesetzt werde; 

dass der Landwirth, welcher solche Maschinen besitzt die er 
auch an seine Nachbaren vermiethet, wenn diese sich derartige 
Maschinen nicht anschaffen können, dafür nicht nncli der Pahndsteaer 
unterwollen sei; daas endlich die Kmführung von Maschinen Steuer^ 
frei seil 

*) Hier ist wahnebeialieh eine Ungenenigkeit im Aoednick. Es eind vor* 
anssii^tlieh die Dompypflfige gemeint. Dass wir in Aawendoi^ derselben den 
FraazoMii den Verspraag abgewonnen haben, steht fest. — Dr. B. 
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Bis jetzt ist die I.iiifiihrung von Maschinen, seien sio im Ganzen 
oder iü ihre Theile /oiiegt, nach dem allgemeinen Steuertarif mit 
15 Frcs. pro 100 Kilo, wenn sie auf französischen Schiffen, mit 
16^/3 Frcs., wenn sie auf fremden Sclüäcn oder zu Lande ankommen, 
besteuert. 

In den Handelsverträgen mit versciiiedencn Staaten ist dieser 
Satz bedeutend ermässigt. In den Verträgen mit England, Belgien 
und Italien wurde er für Maschinen und Maschinentheile ztt land- 
wirthschaftlichem Gebrauche erst auf 9 Frcs. pro 100 Kilo, wenn sie 
auf französischen Schiffen oder unter der Flagge des Mitkontrahenten 
oder zu Lande ankamen, und auf 9,9 Frcs«, wenn sie auf fremden 
Sehiffen ankamen, emissigt Seit dem 1. Oktober I86i beträgt die 
Steuer im ersten Falle 6 Frcs., im zweiten 6,6 Frcs. pro 100 Kilo. 
(24 Sgr, resp. 26Va Sgr. pro Ctr.) 

§ 3. Der Unterricht. 

Wenn sich der Unterricht mehr entwickelt hat, und wenn er 
die Natnrwissen scharten zu Hilfe nimmt, um die landvviithschaftlichen 
Kenntnisse zu erweitern und unter der ländlichen Bevölkerung Ge- 
schmack au der Bildung wach zu rufen oder zu erhalten, dann kann 
er auf die Arbeiter, welche das Landleben verlassen woüen, auch 
den grossen Einfluss ausüben, sie zurückzuhalten. 

Die Enquete hat konstatirt, dass, wenn in dieser Hinsicht seit 
mehren Jahren auch schon grosse Fortschritte gemacht sind, wenn 
die Verhältniese des Unterrichts der Landbevölkerung sich auch, 
schon merklich gebessert haben, man den Unterricht in landwirth- 
sohaftlicher Hinsicht doch für ungenügend erachtet*) Einige der 



*) Dass der Elementar- Unterricht der untern Yolksklaseen das erste Fanda- 
ment auch jedes landwirtbschaftlichen Fortschritts sein müsse — bezweifelt Nie- 
mand. Wie sieht es damit nun in Frankreich aus? Die „Annalen" vom April - 
1868 geben dazu eine trostlose Tlhistration durch den Nachweis, dass üf>er 23000 
Oemeinden /.. B. keine Mädchenschule haben. Bei 100 Eheschh'essun^en lionnten 
29 Männer und 44 Frauen ihren Namen nicht schreiben. Dieser Massstab der 
Volksbildung stellte sich 1866 heraus, in welchem Jahre 300 Millionen für den 
mesikanisdien Krieg, 26 Millionen für die Theater, 20 Hillionen fnr Zachth&nser 
nnd Cayenne verwandt worden» der Kriegsminister 37% des Budgets in Ansprach 
nahm, der Minister des SffenÜi^tm ünterriehts aber nicht i Proeent erlangen 
konnte. Bauer „Nordßranz. Ldnctwirthsch,** Seite 122. 

Soll mban inzufägen, dass von 134 im Jahre 1870 gefangenen französischen 
Offizieren 11 — schreibe elf — ihren Namen nicht schreiben lionntenfl 
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hinsichtlich des Unterrichts ab«»og€benen Urtheile betrachten ihn in 
dieser Beziehung sogar als schädlicli. liinsiclitlich der Punkte, in 
'vsM'lclieii er gut geleitet wird, beklagt man sich .schon, und die Haupt- 
kiagen richten sich darauf, dus.s er den Ackerbau ganz ausser Acht 
lasse und dass er, durch die Art und A\'eise, wie er die meiste Zeit 
hindurch geleitet wird, diejenigen, welche ihn mitten auf dem Lande 
empfangen, und welche berufen sind, daselbst zu leben, eher von 
dem Landleben entfernen könne. 

Auch hat mau, und nicht nur im Allgemeinen, gefordert, dass 
die Wohithat des Unterrichtes mehr und mehr ausgedehnt werde, 
und dass man unTersfiglich die Hil&mittel des Elementarunterrichts 
vermehre, sondern man hat sogar ganz besonders den Wunsch aus- 
gesprochen, dass der Elementarunterricht in einer Weise geleitet 
werde, wie er der Landwirthschaft mehr nützen kenne. Man 
hat gefordert, dass die Siementarlehrer auf den Seminaren Kennt- 
nisse in der Landwirthschaft erwerben sollten, welche sie dann 
später bei ihrem Unterricht nützlich verwerthen könnten.*) Man ' 
verlangt, dass jedes Seminar mit einer Versuchsstation, vor Allem 
aber mit einem Gärtchen versehen sei, in welchen sich dann 
die Praxis mit der Theorie verbände. In den Elementarschulen 
sollen dann besondere Unterrichtsstunden die Kinder in den 
einfachsten Vorgängen der Landwirthschaft unterweisen, ihnen 
einige Elemente der landwirthschaftlichen Rechnung und einen 
allgemeinen Ueberblick über das NivelUren taid Feldmessen bei« 
bringen. Man verlangt, dass Bücher mit ihnen versländlichen 
Mittheilungen den Kindern in die Hand gegeben werden , dasa 
endlich bei jeder Schule ein Gärtchen sei, in welchem der Lel^ 
rer die besseren Methoden des Gartenbaues klar machen könnte* 
Die Mädchen sollen eine Unterweisung in der Hauswirthschaft be- 
kommen. Dann wünscht man aber femer noch die Gründung land- 
wirtkeehafäteher BHUatheken und einen landwirthschaftlichen Unter- 
richt für die Erwachsenen in den Stunden, in welchen sie nicht 
mit ihren Wirthschaftsarbeiten beschäftigt sind. 



•) Es ist erstaunlich, dass Derartiges von deu Elementarieiireru verlangt wird, 
die bis jetzt nicht eüunal einen solchen tJotenifilit in den allg«ineiiien Bildungs- 
fächern geniessen, um mit Erfolg such nur den eiemeatarsten Uniorridit leiten 
m können. Dasa kommt eine so niedrige Besoldung, dass Niemaod, der Lmt 
und Anlegen hat, etwas mehr zu lernen, sich dem Berufe eiaes franzosischen 
Blementarlehrers widmen wird. f illy. 
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Gleich bei seinem Eintritte ins Ministerium hat sich der Mini- 
ster mit Vorliebe mit diesen interessanten Fragen beschäftigt, und 
in einem Berichte an den Kaiser vom 2. Febr. 1868 hat der Mini- 
ster durchblicken lassen, dass die Protokolle der Enquete und die 
Berichte der Präsidenten darin ühereinstinimten, die Aufmerksam- 
keit der Rcgierunfj auf y,den mächtigen Hel)cl. dm landwirthschaft- 
iicher Elementarunterricht dem ersten umerer Gewerbe geben könnfe'-*^ 
zu lenken. Auf des Ministers Vorschlag bestimmte der Kaiser, dass 
unter dem Vorsitze des Ministers der Landwirthschaft und des Han- 
dels und des Ministers des öffentlichen Unterrichts sofort eine Kom- 
misBion. zusammentreten solle, um die nöthigen ^lassrcgeln zur 
Erweiterung des Jandwirthscliaftlicheii Unterrichts in den Elementar- 
schulen, den Kommunalschulen und des Unterrichts für Erwachsene 
in den Landgemeinden zu berathen und yorxuschlagen. 

Die Kommission machte sich sogleich an ihre Arbeit und setzte 
in zahlreichen Sitzungen folgendes Programm fest: 

1) Ueberau, wo es die Umstände erlauben, soU ein dem Depar- 
tement aiigtpasster Unterricht in Landwirthschaft und Gartenbau in 
den Normalschnlen eingeführt werden, falls ein solcher nicht früher 
schon regelmässig statt hatte. 

2) In jedem Departement soll eine landwirthschaftliche Professur 
errichtet werden. Ihr Inhaber soll den iandwirthschaftlichen Unterricht 
an der Normalschule, dem Lyceum oder College (GymTiasi iiüj leiten 
und Lehrer und Lnndwirtlic bei ihren Versammlungen unterweisen. 
Dem Professor soll von den Ministern der Landwirthschaft und des 
öffentlichen Unterrichts ein auskömmliches Gehalt gezahlt werden. 
Für je(zt sollen diese Professoren unter den Kandidaten gewählt 
werden, welche für die würdigsten erachtet werden, und um sie für 
die Zukunft zu ersetzen, sollen, unter den Schülern des 3. Jahrgan- 
ges der Normalschulen diejenigen gewählt werden, welche sich zu 
diesem Unterrichte am meisten eignen; diese sollen für 2 bis 3 Jahre 
auf ein landwirthschafüiches Institut geschickt werden. 

3) Soll die Anlage eines Gartens bei den Normalschalen und 
den mementarschulen, welche noch keinen besitzen, befördert wer- 
den, um die Kinder in den Arbeiten des Gartenbaues zu üben; 
wochentiich soll ein landwirthschaftlicher Spaziergang eingeführt 
werden, auf welchem über einen Gegenstand der Arbeiten der be- 
treffenden Jahreszeit gei^prochcn werden würde. 

4) Soll das Reglement der kommunalen Elementarschulen des 
Departements der Art modihzirt werden, dass mau durch die Fest- 
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sctznng der rntcMn'iclitsstundcn und der Forien den Uaterricht In 
der Kla.^so mit den Feldarbeiten vereinigen könne.*) 

5) Soll den Präfekten anempfohlen werden, sobald a]s möglich 
solche Lehrer, welche besondere Kenntnisse in der Landwirthschaft 
haben, in denjenigen Gegenden anzustellen, wo sie besonders nütz- 
lich verwerthet werden können. 

6) Die Lehrer in den Landgemeinden sollen in den Diktaten, 
Vorlesungen und Aufgaben eine derartige Auswahl treffen, dass sie 
ihrem Unterrichte den landwirthschaftlichen einflechten, gleichgültig, 
ob in den Elassenstunden oder des Abends ; endlich soll diesen an- 
empfohlen werden, bei dem Unterrichte der Erwachsenen nach den 
gewöhnlichen Schreib-, Lese- und Rechnenstonden auch noch land- 
wirthscliaftlicheu Unterricht, verbunden mit Demonstrationen und 
praktischen Anweisungen, zu crthcilen. 

7) Soll ein allgemeines Programm über den landwirthsohaft- 
Üchcu Unterricht ausgearbeitet werden, welches den örtlidieu Ver- 
hältnissen der einzelnen Dipartements angepasst werden inüsste. 

S) Sollen die Normalschulen und einige Dorfschulen in jedem 
Departement jährlich durch die allgemeinen Landwirthschaftsiuspek- 
toren besichtigt werden. 

9) Sollen jährliche Preisbewerbungen unter den Schülern der 
Elementarschulen and in den Schulen für Erwachsene stattfinden, 
der Art, dass man ihnen ' ausser den Fragen aus den allgemeinen 
Unterrichtsgegenstanden auch einige landwirthschaftliche Fragen zur 
Beantwortung vorlegt; auch soll man sich bemühen, den Lehrern 
zu diesem Behufe, ausser dem gewöhnlichen Gehalte, noch eine nach 
der Anzahl der in die Bewerbung eintretenden Schülern und nach 



") Dies ist eins jener l^ostalate — oder besser gesagt: frommen Wünsche — die 
auch dauernd bei m», fainsichtlieh unserer DorfscbuIeD, auf der Tagesordnung 
stoben. In den hocbkoltivirten G^nden s. B. Sachsens, in denen bei einzelnen 
Knltuien gerade die iCtii(/erarbeit eine tijteraetzliehe, dureh keinerlei Maschinen- 
werk anch annähernd zu beschafTcnde ist, wäre gewiss recht (leicht die Einrichtung 
7.n treffen, dass in den 2 Monaten Mai und Jnni für die arbeitsfähigen Kinder TOn 
früh 5—8 Uhr Unterricht wäre. Die Kinder l^öniitoii dann von 8^—11 und 1 bis 
6 Uhr einen sogon. Dreiviertels-Ta;; arbeiten, uiul man würde äffen Uiicksicliten 
gerecht werden. Wo z. Ii. Riifirnkuhm den Reicbthum und die grossartigsLe Pro- 
duktiooskraft, dadurch also ein national ökonomisches Uaupt-Moment einer ganzen 
ProTins reprSsentirt, da sollto billiger Weise auf die kleine Unbequemlichkeit für 
die Herren Lehrer ^ et hine illae lacrymae ^ etwas weniger gernoksicbfigt wer- 
den* Man giebt gar zu hanfig Rrien, wo sie mehi notfaig sind, und entaefat wie- 
demm die nothwendige Aibeitskralt da, wo sie unentbehrlieh ist. Dr. B. 
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dem (irade und der Höhe der crlangteu PreUe bemos.seae Vergü- 
tiguDg zuzusichern. 

Nach der Annalime dieses Programms haben sich die beiden 
Minister mit den Mitteln seiner Ausluhrun!^ Iiesehäftigt. Sogleich 
wurden die schon seit einiger Zeit in einzelnen Departements an- 
gestellten Lehrer der Landwirthsehaft der Administration des allge- 
meinen Unterrichts zur Verfügung gestellt, um in den Norraalschulen, 
welche ihren Departements die Lehrer Uofern sollen, den landwirth- 
schaftlichen Unterricht zu leiten. Dieser Unterricht wird in einer 
gewissen Anzahl Stunden wöchentlich und in landwirthschaftUchen 
Exkursioneo bestehen, welche diese Professoren mit den angehen- 
den Lehrern machen werden. Der Professor wird seine Rundreisen 
darch das Departement ausserdem noch benutzen, um die öffentlichen 
Lehrer in Konferenzen zusammen zu berufen, wie auch ihre Schulen 
und Gärten zu inspiciren, 
/ Anderseits heahskluigt man edlen Erngtes, neben dem Lyceum 

zu Napol^nville eine Acicerbauschule zu grfinden*), welche den 
weiteren landwirthschaftlichcn Unterricht zu leiten haben würde. 
Dies wäre ein im Sinne der Entwickelung des landwirthschaftlichen 
Unterrichts äusserst wichtiger Fortschritt, wenn er nämlich erst 
auf die Schüler der mittleren Klassen, welche oft den Familien der 
begüterteren Landwirthe angehören, Anwendung ündet. 

§ 4. Unterstntznngsvereine. Staatshülfe. 

Als wichtiges Mittel, die Bevölkerung des flachen Landes da- 
selbst zurückzuhalten, betrachtet man auch diejenigen Massregeln, 
welche gegmamüge und öffentUcke UhtenUUztmg zum Zwecke 
hallen. 

Viele Departementskommissionen und solche Personen, welche 
von der Enquete gehört worden sind, haben mitgetheilt, dass, wäh- 
rend in den Städten Genossensehaften und eutf gegen$eitige Unter' 
Stützung begründete Arbettervereme für den Fall yon Arbeitslosig- 
keit oder Krankheit, ferner Krankenhauser, in denen kranke vnbe- 



*) AdManuchuhn, In muerem heimatUielmi Sinne und in deijen^en Per- 
8pfkti?e, in der dieselben bei ans seit langen Jahren in so segensreieber Weise 

i?irken, sind erst nach unseren, Beispiele jetzt im Entstehen. Ein französischer 
Kommissair bat zu diesem Zwecke Reisen in Deutschland gemacht und die Pro- 
gramme nnserer Aastalten sind last wörtlich Muster geworden. Dr. £. 
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mittdte Städter unentgeltlich aufgenommen werden, existiren, das 
flache Land fast keine flolcher woblthätigen Anstalten beaiUt. Aerzt^ 
liehe HUfe^ welche in grösseren Gemeinden im Allgemeinen ziemlich 
ausreichend Ist^ wird in den kleineren Gemeinden und in den von 
der Ackerbau treibenden Bevölkerung bewohnten Ddrfern meist auf 
sehr unToUkommene, sogar in ganz ungenügender Weise geleistet. 

Die Uildthätigkeit der Privaten ist zwar auf dem Lande ebenaOf 
vielleicht noch mehr als irgendwo anders und mit der grössten 
Freigebigkeit thätig; doch hat man beobachtet, dass, wie gross die 
Freigebigkeit der Privaten auch sein und wie sehr sie zu lieÜen be- 
müht sein mag, sie doch nicht immer ausreicht, ^^'cnn mau den Pri- 
vaten auch gern die Initiative überlassen will, so wünscht man doch, 
dass sie durch vereinte öflentliche Einrichtungen unterstützt und ge- 
stärkt werden, so dass für alles Unglück eine schnelle und durchaus 
wirksame Abhilfe geschaffen werde. 

Zuerst wünscht man nun, dass die auf Geu'enscitigkeit beru- 
henden Bilfs- und Vorsorge Gesellschaften auf dem Lande sich ver- 
vielfachen. £8 giebt deren schon, welche unter dem Einflüsse von 
Personen^ die vou dem Wunsche beseelt waren, sich nützlich zu 
machen, gegründet sind. Dann muss bemerkt werde.n, dass die Bil- 
dung solcher Genossenschaften auf Schwierigkeiten stösst, welche 
darin ihren Grund haben, drss die Landbevölkerung die Woblthaten 
solcher Einrichtungen für die Theilnehmer nicht erkennt, dass 
ihnen der Geschäftsgeist abgeht, was sie verhindert, sich lebhaft 
fSr Neuerungen zu interessiren, deren Tragweite sie nicht be- 
greifen, endlich ihre f/erinr/e Neiijunff, regelmässiife Beiträge zu 
zahlen, welche doch zur Begründung und zum Fortbestehen von 
Gegenseitigkeits Gesellschaften unumgänglich nothwendig sind. Darin 
muss die Landbevölkerung nocii uiiterwiesen werden, und die auf- 
geklärteren Leute, weiche ihre Stellung oder ilire Thätigkeit in fort- 
währende Berührung mit ihr bringt, sind im Stande, durch Rath- 
schläge auf sie zu wirken, um sie die Vortheile kennen zu lehren, 
welche ilmen die Anwendung des fruchtbaren und gedeihlichen Prin- 
zips der Genouenachaft gewähren kann. 

Das Fehlen von Krankenhäusern auf dem Lande ist von der 
Enquete als äusserst betrübend bezeichnet worden. Solche existtren 
kaum nur in Städten oder in grosseren Dorfgemeinden, und meistens 
werden auch die Kranken von den anliegenden Dorfern darin auf- 
genommen. Die Städte, welche die Kosten für ihre Krankenhäuser 
zu tragen haben, oder welche sie gegründet haben, besitzen oft nur 
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die Mittel, um für die Kranken der Stadt selbst sorgen zu können, 
oft ist auch die Anzahl der vorhandenen Betten kaum i'ür diese 
ausreichend. Eine grosse Anzahl von Krankenhäusern ist von Pri- 
vaten gegründet oder durch Legate, welche mit einem bestimmt aus» 
gesprochenen Zwecke vermacht worden sind; diese können natürlich 
nur den Absichten der Geber gemäss benutzt werden. Andererseits, 
selbst wenn die Möglichkeit, Kranke vom Lande aufzunehmen, vor- 
handen ist, lasst sich dies doch meistens nur gegen Entgelt aus- 
fuhren, und es ist wahrscheinlttäi, dass manche Dorfgemeinden nicht 
in der Lage sein werden, die nöthigen Opfer zu bringen. Indessen 
hat man gefordert, dass Massregeln ergritfen wurden, um die Ge- 
meinden zu zwinp^en, in ihren Budgets eine bestimmte Summe zur 
Aufnahme ihrer Kiaiikcii in dtu iiospitülcrn auszuwerfen. Einige 
Berichterstatter, aucli cinisfo Departemontskommissionen sind diesem 
Wunsclie beigetreten uiiu verlangen, dass die kranken iMindleute auf 
Kosten der Deparienientä in Krankenhäusern untergebracht würden. 

Auch wünschte man, dass in jedem Kauton eine Art geistlicher 
Herberge gegründet werde, dass man den kranken und schwachen 
Greisen den Eintritt in Spitäler erleichtere, dass für die alten und 
schwachen Landleute Häuser gebaut würden, in denen sie ihre letz- 
ten Tage in Ruhe zubringen könnten, dass man Armenhäuser in 
viel grösserer Zahl baue, dass endlich Wohlthätigkeitsanstalten, 
welche unter der Au&icht der Eantonskommission zu stehen hätten, 
in jeder Gemeinde eingerichtet wurden. 

Auch sind Verbesserungen in der ärztUehm Hilfe verlangt 
worden; darin vielleicht findet sich die Lösung des Problems. In 
vielen Gegenden ist die Zahl der Aerzte gering; sie müssen grosse 
Touren machen, um die Kranken, welche nach ihnen verlangen, za 
besuchen, und diese liegen oft weit von einander entfernt. Um 
sich Arzeneien zu holen, muss man oft noch viel weiter gehen. Diese 
Schwierigkeiten, verbunden mit der Neigung der Landleute, ärztliche 
Hilfe entweder gar nicht oder doch nur im äus«ersten Notlifalle in 
Anspruch zu nehmen, berauben sie oft jeder, ihnen doch so nöthigen 
ärztlichen Unterstützung. Man hält es für dringend nothwendig, 
diesem rohcistamle abzuhelfen. Zu diesem Behufe wünscht man 
die Einrichtung eines ärztlichen Dienstes in dem Hauptorte eines 
jeden Kantons, dass die Dienstleistungen des Arztes besser belohnt, 
dass er seine Besuche periodisch abstatte, dass man in jeder Ge- 
meinde eine Krankenwarterin anstelle, dass man endlich Aerzte an- 
stelle, welche aus einer dazu bestimmten Kasse besoldet wurden, 
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und welche für ihre ärztlichen Besuche von den Kranken kein 
Honorar zu beanspruchen hätten, oder dass man den anerkannt 
hil&bedüifiigen Dorfbewohnern die Mittel zur Bestreitung der ärzt- 
lichen flilfe ans dieser Kasse gebe. 

Um nun die Prüfung der durch die Enquete festgestellten 
Resultate über die Arbeiterfrage zu beendigen, will ich nur noch 
bemerken, dass man den Wunsch ausgesprochen hat, fremde Feld- 
arbeiter zu ermassigtem Preise auf den Eisenbahnen zu bef5rdem, 
die Anwerbungen französischer Arbeiter, welche, durch illusorische 
Versprechungen verlockt, nach Amerika aiiawanderton, zu über- 
wachen , grössere Arbeiterquartiere zu bauen und den dabei bo- 
schäi'tigten Arbeitern dieselben Steuerbefreiungen /u Gute korunien 
zu lassen, wie es in den Städten geschieht, die liekanntmachungen 
auf dem Lande zu ülterwaeheii , endlich das Gesetz über da,s Ver- 
sammlungsrecht aufzuheben Einige dieser Wünsche haben übrigens 
einen rein individuellen Charakter, was ihnen eine gexijugere Trag- 
weite giebt, als die vorhin ausgesprochenen haben. 

Hinsichtlich der angenügenden Menge an ländlichem Arbeiter- 
personal und der mangelnden und theuren Arbeit unterscheiden sich 
die fipenden Staaten nur sehr wenig von Frankreich. 

Für Ell£;itnd schwankt der ländliche Arbeitslohn von Grafschaft 
zu Grafechaffc bedeutend, und in -manchen Gegenden ist er um 
ungefähr 20 ^/q gestiegen; dennoch ist er noch lange nicht in dem 
Masse, wie bei den Gewerben, in die Hohe geschraubt. Wenn 
auch die Landbevölkerung gewadisen ist, so ist sie es doch nur in 
einem sehr winzigen Verhältnisse, denn ihr naiürUcher Zuwachs Ist 
durch Auswanderung theila ins Ausland, theils in die Städte ge- 
henaiU wurueu. Mau schätzt die Zahl derer, welche in den letzten 
10 Jahren das Landleben verlassen und sich gewerblicher Thätigkeit 
gewidmet haben, auf eine halbe Million. Die Auwendung von 
Maschinen hat die Handarbeit in hohem Grade ersetzt, indessen die 
Zahl der den Acker bearbeitenden Arme doch noch nicht beschränkt. 
Den Preis der Handarbeit hat sie nicht gedrückt, nur der Produktion 
ein weiteres Feld eröffnet. Uebrigens lässt die materielle Lage der 
arbeitenden Klassen auf dem J^ande noch viel zu wünschen übrig. 

In Schottland scheint hinsichtlich des Lohnes und der Arbeits- 
kräfte die Landwirtbschaft nie mit ernstlichen Schwierigkeiten zu 
kämpfen gehabt su haben. Die Arbeiter werden zur Hälfte in Geld, 
zur Hälfte in Naturalien bezahlt Der klingende Lohn ist bedeutend 
gestiegen, er ist fast doppelt so hoch als früher. Feldarbeiter sind 
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1D genogencler Menge vorbaDden. Das Stcliron des Lolmes hat eine 
YerbeBfloniDg der LebensbediDgongen der Arbeiter herbeigeführt, 
welche noch viel bedeutender sein wurde, wenn nicht alle Bedürf- 
nisse in ähnlicher Weise gestiegen 'Waren. 

In Irlrad . sind die Löhne der Tagelöhner sehr gestiegen. Die 
Auswanderung ins Ausland hat zwar die ländliche ArbeiterbeTöike- 
ruDg sehr vermindert, sie übersteigt aber noch das Bedfirfhiss der 
bestehenden ßewirthschaftungsweise. Die Anwendung von Maschinen 
hat auf die Handarbeit keinen grossen Einfluss gehabt, da der 
giüäbte 'i'heil der Felder als Weide genutzt wird. Die i\Ienge der 
Arbeit iat geringer und die Lebensbedingungen der Arbeiter haben 
sich wesren der Verringerung der Ikvölkerung verbessert. 

In Belgien ist der Lohn für die Feldarbeiten, und zwar be- 
sonders zur Zeit der grossen Erntearlieiten, bedeutend gestiegen. 
Viele Arbeiter verlassen die Feldarbeit und gehen in Fabriken, wo 
sie noch besser bezahlt werden. Der Mangel an Arbeitskräften wird 
durch den mehr und mehr sich aasdehnenden Gebrauch von Ma- 
schinen aufgewogen, doch übt diese Thatsache keinen merklichen 
Einfluss auf den Preis der Handarbeit. Die> Summe der geleisteten 
Arbeit hat sich, Dank der Anwendung von vervollkommneten Maschinen, 
in vielen Gegenden bedeutend vermehrt Als Folge davon haben sich 
auch die Lebensbedingungen det ländlichen Bevölkerung gebessert, 
doch wird dieser Umstand zum grossen Theil durch die Theuerung 
aller Lebensmittel aufgewogen. 

In Holland sind die Verhältnisse der Handarbeit in den ver- 
schiedenen Provinzen verschieden, doch hat mau iestgestcllt, dass 
der Lohn nicht mehr im Verhiiltniss zu dem Preise der Lebens- 
mittel steht. Obgleich in einigen Landestheilen sich die Acker- 
bau treiljende Bevölkerung nicht vermindert hat, so ist sie im 
Sommer doch unzulänglich und wird dann durch deutsche Arbeiter 
ergänzt; in anderen Gegenden reicht sie gerade aus; sie ist übrigens 
im Wachsen begriffen. Der Bau von Eisenbahnen und die grossen 
öffentlichen Arbeiten, welche den Arbeitern einen höheren Lohn 
zahlen, entziehen eine Menge derselben der Feldarbeit. Die An- 
wendung von Haschinen ist noch sehr beschränkt^ doch ist sie in 
der Zunahme begrüfen. Die Menge der geleisteten Handarbeit in 
den Ackerwirthschaften hat sich nicht geändert, und die Lebens- 
bedingungen der Arbeiter sind gut 

Vor Allem wegen der grossen Theuerung aller Lebensmittel, 
der Entwickelung des Handels, des Baues von Eisenbahnen, endlich 
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der AuswuuderuDg uach den Städten and den Vereiutgteii Staaten 
Nordamerika'« ist der Lohn in Behwcden nnd Norwegen bedeutend 
gestiegen. Die Anwendung von Maecbinen ist nur sehr gering und 
ohne Einilttss auf die Lohnverhältnisse, Die Menge der Feldarbeit 
ist bedeutend und im Zunehmen begriffen. Man hält dies für eine 
Folge des allgemeinen Unterrichts. Die Lebensverhaltnisse der 
Arbeiter haben sich weseDtlich gebetisert. 

In Preussen ist der Preis der ländliclicii Arbeit seit 20 Jahren 
in auffallen der Weise gestiegen. Ausser dem Sinken des Cr^Wwerthes 
liegt der Grund b^soiulcis iu den t^rossen Fortschritten der Boden- 
kultur und in der in stetem Wachsthum begriUeuen Zunahme land- 
wirthschaftlich technischer Gewerbe. Die Nachfrage nach Arbeitern 
ist gestiegen, und man belilagt sich über Mangel an Arbeitskraft. Aus- 
wanderung findet mit Mass statt. Die Anwendung von Maschinen 
in der I.andwirtiischaft geht Schritt für Schritt weiter und ist be- 
strebt, sich zu verallgemeinem, hat aber auf die Arbeiterverhältnisse 
keinen wesentlichen Eioftnss ausgeübt (?). Die Summe der jetzt von 
der Bevölkerung geleisteten Feldarbeit ist viel grösser und diese 
besser als früher. Die Lebensverhaltnisse haben sich bedeutend ge* 
bessert. 

In Baien schwanken die Löhne im Flachlande und in den 
Bergen, wo sie im Allgemeinen viel höher sind. Seit 20 Jahren 
hat eine bedeutende Steigerung stattgefunden. In Folge der Ent- 
wfclcelting der ölTentlichen Arbeiten, Eisenbah n bauten , Maschinen- 
fabriken etc. findet eine merkliche Bewegung der I-andbevülkeruug 
nach den Städten statt, auch kommt Auswanderung nach den Ver- 
einigten Staaten vor. Der Gebrauch von Maschinen, welcher erst 
in der Entwickelung begriffen ist, scheint noch ohne merkbaren 
Einfluss auf die Handarbeit zu sein. J)ie Menge der durch Arbeiter 
geleisteten Handarbeit nimmt zu. Ihre Lage ist vortreftlich. — 

In der behwelz ist der Preis der Handarbeit wegen der Theue- 
rung aller noth wendigen Lebensmittel in den letzten 15 Jahren auf 
das Doppelte gestiegen*). Die Ackerbau treibende Bevölkerung ist 
ungeföhr die namliohe geblieben, obgleich in einigen Kantonen eine 
beträchtliche Auswanderung stattgeftmden hat In Bezog auf die 
Einführung von landwirthschaftllchen Maschinen ist die Schweis 
noch sehr zurück* Die Menge der Feldarbeit hat wenig geschwankt, 
die der Tagelöhner hat etwas abgenommen. Die Lebensbedingungen 



*J Daj» ist tK)cli wohl nur für {gewisse Kaiitoac richtig. Dr. B. 
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der vom Ackerbau lebenilen Bevölkerang haben sich in einigen 
Gegenden kaum geändert, in anderen aber wesentlich gebessert 

Wie der Graf Edmund ZUtky der CtmiminUm mipirimrB mit- 
getbeilt hat, ist der Lohn in Ungafll seit 1848 nm 15 ^/^ gestiegen. 
Nur im Süden des Landes, wo eine ausgedehnte Forstwirtfaschaft 
betrieben wird, werden die Arbeiter In Geld gelohnt und haben 
für ihren Unterhalt selbst zu sorgen. Im übrigen Lande ist der 
Arbeitslohn im Allgemeinen anders geordnet: man zahlt dem Ar- 
beiter nämlich nur einen kleinen Theil seines Verdienstes in baarcm 
Gelde aus, den Kest in (ietreide; ausserdem hat er das Recht, 5 bis 
6 Stück Rhidvieh und einige Schweine auf der herrschaftlichen 
Weide zu weiden*). Ferner versorgt man ihn mit einigen Klei- 
dungsstücken und einer bestimmten Menge Salz und Wein. Da 
Alles das, was der Besitzer liefert, jetzt einen sehr hohen Preis hat, 
80 sind die Löhne in bedenklicher Weise gestiegen. Eine Aus- 
wanderung ins Ausland oder in die Städte findet nicht statt, doch 
hat sich diese aus ganz besonderen Gründen in Siebenbürgen in 
höchst störender Weise bemerklloh gemacht. Maschinen werden in 
Ungarn in grossem Masse angewendet, und haben sie einen gnten 
Einfluss ausgeübt 

Im Kaiserreiche RlBSbold schätzt man die Preissteigerung der 
Handarbeit auf 20 7o- ^ mittleren Gouvernements ist die Land- 
bevölkerung ausreichend und hat nur unbedeutend abgenommen; 
anders im Süden, wo der Menschenmangel sehr lühlbar ist. Die Aus- 
wantlerung in die Städte ist von unbedeutendem Einllusse auf die 
Vermindtrung der Ackerbau treibenden Bevölkerung. Die Bauern, 
welche in die Städte gehen, um in den Gewerben zu arbeiteu, kehren 
stets zur Ernte und bei den grossen Feldarbeiten zu diesen zurück. 
Dreschmaschinen und Getreidereinigungsmaschinen sind die einzigen, 
welche einigermassen allgemein verbreitet sind, doch üben sie auf 
den Lohn kaum einen Einfluss aus. Seit Aufhebung der Leib- 
eigenschaft hat sich die Arbeit der ländlichen Arbeiter zusammen 
um etwa vermindert, die Lebensbedingungen der Bauern haben 
sich kaum gebessert. Wie Herr v. Tcherniaeff der Commiasion 
mtphiemre mitgetheilt hat, werden, besonders seit Aufhebung der 
Leibeigenschaft, die Feldarbeiten meistens der Art unternommen, 
dass die Eigenthumer mit einer Gesellschaft von Arbeitern unter- 



*) Achnlicho Vci h,iltn[<sft sind m Ost- und Westpreussen , auch /um Theil 
in Pommcrii noch luuilehübiicli. Dr. IJ. 
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haiuielii. Die Arbeiter leisten die Handarbeit, liefern die Äcker- 
instrumente und stellen die zu den Feldarbeiten nöthigen Ochsen 
uod Pferde, während der Besitzer die Aussaat liefert und, wenn er 
sie braucht, die Dreschmaschine stellt. Die Ernte wird ewischen 
dem Besitzer einerseits und der Geselischaft von Arbeitern anderer- 
seits zn gleichen Theilen vertheilt 

Im Sftdlichoi EvropS ist die Lohnerhohnng und der damit 
verbundene Arbeitermangel gleichmässig ffihlbar. 

In Portugal ist wegen der Entwiokelung der öffentlichen Ar- 
beiten der Lohn seit einigen Jahren in ganz enormer Weise ge- 
stiegen. Die Anwendung von Maschinen ist noch sehr bescluimkt 
und hat keinen Einllus« auf die Lohuvcrhältuisse ausüben können. 
Obgleich in den Lebensbedingungen der arbeitenden Klassen eine 
Bcöserung eingetreten ist, so ist doch die Menge der geleisteten 
Arbeit fast immer noch dieselbe. 

In 8yailieu haben die Fortschritte in den Gewerben, die Ver- 
bosstrungen der \'crke]irsmittel und die Eiscnbahnbauten seit einigen 
Jahren eine geringe Steigerung des Arbeitslohnes hervorgebracht. 
In einigen Provinzen, wie in AU-KasidUen, Navarra und Kaialtmient 
hat die ländliche Arbeiterbevölkening abgenommen. In BUcaya 
herrschte zur Zeit der grossen Eisenbahnbauten Arbeitermangei, 
welcher indessen jetzt .gehoben ist In den Provinzen Valencia und 
Malaga stehen Arbeiten und Arbeiter im richtigen Verhältnisse. 
Die Auswanderung der Bevölkerung nach den Stadien und besonders 
naoh der Kolonie Haioana ist beträchtlich. Maschinen kommen fast 
gar nicht in Anwendung. Die Menge der von den Arbeitern ge- 
leisteten Arbeit ist fast dieselbe geblieben, und die Lebensbedingungen 
haben sicli, ausser in Navarra, Biscaya und der Provinz Murcia^ 
nur sehr ^Ycnig gebessert. ~ 

Auch im Königreiche Italien hat eine Lolmerhohung statt- 
gefunden. Tn der Provinz Genua würde die Zahl der ländlichen 
Arbeiter mit den Bedürlnissen der AA'inhschaft in Kinklang stehen, 
wenn die Auswanderung, auch der Landbevölkerung, nicht so grosse 
Dimensionen angenommen hätte. Ebenso steht es in PiemonU ToS' 
kana^ auf der Insel Sardinien, und der Arbeitermaugel ist fühlbar. 
In der Lombardei und in den neapolitanischen Provinzen reichen 
die Arbeiler aus, die Menge der geleisteten Arbeit ist fast überall 
die nämliche geblieben Die Lebensbedingungen der Arbeiter haben 
sich gebessert, doch haben die Bergbewohner, welche von den Vor- 
theilen der grossen und zahlreichen Verkehrsmittel weniger Nutieen 
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haben, an der Aufbesseriing der Aiboitoilugc koincn Antheil. Der 
Marquis E. v. Sambiiy, Senator des Königreichs Italien, hat der 
Commission .^upSriewe dp I'Etu/urte mitgetheilt, dass der Arbeits- 
lohn zwar gcstiosfen ist, docli nii'ht im Verhiiltnisse des Arboiter- 
mangeis. Zur Zeit der schweren Arbeiten erhalten die Manner 
2 Frcs., 2,5 Frcs., auch 3 Frcs. pro Tag, doch, wenn die Arbeiten 
nicht sehr drängend sind, nur 1,25 Frcs. bis 1,5 Frcs. und die 
Frauen 0,70 — 0,75 Frcs. (resp. 16—24 Sgr. und 10 — 12 Sgr^ 
Frauen 5^6 Sgr.)- Alle Erntearbeiter sind Nomaden; sie ziehen 
aus den Bergen in die £bcne hinab^ dann wandern sie wieder 
zurück, indem sie auf ihrem ganzen Marsche Arbeit nehmen, bU sie 
wieder su Hanse ankommen. 

Im Kirekenstaate hat eine nur unbedeutende Lohnerhöhung 
stattgefunden. Die zur Bestellung des rgro romano nöthigen Atbeiter 
kommen aus den angrenzenden Provinzen. Maschinen finden wenig 
Anwendung «nd sind wenig beliebt*) I>ie Lebensbedingungen des 
Landvolkes sind noch immer die nämlichen. 

In den DonailfiirstenthVimcrn sind die Arbeitsknifto durchaus 
ungenügend, und die Laudbcvölkernng, besonders in der inneren 
Moldauy ist weniff /.ahlreich. Die Löhne sind im Steigen begrillen; man 
zahlt jetzt für den Mannstai^ 1,25 — 1.50 Frcs, bisweilen sogar schon 
2,50 Frcs. (10, 12, 20 Sgr.) Die ungenügenden Arbeitskräfte muss man 
durch fremde Arbeiter, welche aus /S2>/>6f«^ör<7e«, der Bukowina^ Ungarn 
und Serbien kommen, einsetzen; doch reichen diese noch lange nicht 
aus, die Lücken in der Arbeiterbevölkerung auszufüllen, und wegen 
Menschenmangels bleibt eine Menge (vrund und Boden unbebaut Seit 
dem Ruralgesetze von 1864 gehört der Bauer, welcher Eigenthümer 
geworden ist, an die Scholle und bebaut seinen Acker Heber auf 
eigene Rechnung, als dass er auf fremde Arbeit ginge. Auch müssen 
die Besitzer mit den Bauern ein Abkommen treffen , kraft dessen sie 
diesen einen Theil ihres Ackers abtreten, wofür sie durch Feldfrüehte 
oder Feldarbeit entschädigt werden. Es giebt nur wenige landwirth* 
schaftliche Maschinen, nnd die Handarbeit merkt Nichts davon. Die 
Menge der durch die Arbeiter geleisteten Arbeit ist grösser; das 
Volk i.st fleissig, doch sind seine Arbeitsleistungen mit denen in 
England und Frankreich nicht zu vergleichen. Die liebensverhält- 
nisäe haben sich gebessert. Alle diese Angaben stimmen mit den 



*) Es ist ilie erste auf Uunkelröbeo basirte Zuckerfsbrik Im Kirchenstaate 
jetst gegrändet» Sie ist steaerfrei. Dr. B. 
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MittheiluDgen, welche Auretiano, Direktor der Ackcrbauschule bei 
Bakaresi, der Commiuion mqiSrieure gemaeht hat, 'überein. 

Nach den Über die tflrkiBelie Provinz Trapesunt eingegangenen 
Nachrichten bekommen die Arbeiter meistens kein baares Geld als 
Lohn; sie bekommen Beköstigung, nar bisweilen wird ihnen ein 
Tagelohn von 0,40<->0,60 Free, ausgezahlt; sonst bekommen sie nacli 
Beendigung der Arbeit eine geringe Quantität Getreide. So ist es schon 
seit langer Zeit, die Menge der verrichteten Feldarbeit ist viel be- 
trächtlicher als früher. Ehedem waren die Arbeiter so zu sageu voll- 
ständig nackt, uiul wenn sich iiire Lage jetzt auch etwas gebessert 
hat, so sind sie doch noch sehr arm. Die Theiining der Feldfriichte hat 
ihnen zu einigem Wohlstande verhelfen, und der iteiz nach Gewinn 
lässt sie ihre natürliche Träfjhcit {iberwinden 

Die grosse Ausdehnung der Baumwoüenkultur in Aegypten hat 
seit den letzten fünf Jahren den Preis der Feldarbeit sehr gesteigert 
Die fiandbevölkening ist nicht in dem Masse gewachsen, als dem 
Ackerbau Land gewonnen ist; sie hat keinen Hang, die Feldarbeit 
zu YorlaBsen. Der ägyptische Araber ist wesentlich „Bauer** und 
zieht den Landaufenthalt der 8tadt vor. Die Anwendung von Ma^ 
schinen nimmt merklich zu, und es giebt kein Land, in welchem, 
im Verhältniss zum bebauten Boden, so viele Dampfmaschinen ar* 
beiten. Der arabische Bauer ist massig und hat wenig Bedürfnisse, 
und wenn der Boden, den er bestellt, ihm nur seinen Lebensunter^ 
halt liefert, so genii>,'t ihm das; daher ist die Menge der jetzt gelei- 
steten Arbeit mit der früher geleisteten wohl ziemlich gleich. Gegen 
10 Jahre früher hat unbestreitbar eine Verbesserung seiner Lebens- 
verhaltnisse stattgefunden. 

In den Vereinigten Staaten von Nordamerika leidet die l.and- 

wirtlischaft unter der Lohnerhöliung nnd di^r ungenügenden Handarbeit. 
In den westlichen Staaten, welche sehr fruchtbar sind, und besonders in 
Illinoü^ ist der Arbeitslohn seit dem Kriege ungemein gestiegen, zum 
Theii wohl wegen der dünnen Bevölkerung, zum Theil weil mehr Land 
urbar gemacht ist, als die Bevölkerung es gestattet. Maschinen sind 
in Anwendung, doch ist dadurch hus stets wachsende Bedürfhiss nach 
ländlichen Arbeitern nicht vermindert worden. In den Sadsiaaien, be- 
sonders in CaroUna haben die Pflanzer sich erst seit Aufhebung der 
Sklaverei um Lohn zu kömmern gebraucht; Seit 1850 hat eine merk- 
liche Abnahme der farbigen Feldarbeiter-Bevdlkerung stattgefunden; 
die Sterblichkeit ist ganz erschrecklich, und was von Krankheiten ver- 
schont geblieben ist, wandert nach Florida oder nach dem Mtanas^ 
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aus. Viele Neger haben die PflanzUDgen verlassen und sind in die 
Städte gegangen. Die Menge der von den Feldarbeitern geleisteten 
Arbeit ist weit geringer als früher, und wenn auch ausbedangen ist, 
dass die Neger 10 Stunden täglich arbeiten sollen, so ist es doch 
nicht möglich) dies durchsusetzen. Ihre taglich zunehmende Sterb- 
lichkeit und Auswanderung beweisen, dass ihre Existenzbedingungen 
IdSglich sind. 

In der Republik Uruguay hat die Ackerbau treibende Bevöl- 
kerung zugenommen, aber die Bedürfnisse sind noch mehr gestiegen, 
und Arbeiter fehlen. Die Ursache duvuu .sind die allerseits unter- 
nommeneu grossen Arbeiten, welche seit mehreren .Jahren im Gange 
sind. Auch wird die Auswanderung nach den Städten fühlbar. Man 
fängt an, Maschinen anzuwenden, und ihr Gebrauch wird sich schnell 
verallgemeinern. Die von den Arbeitern geleistete Arbeit ist etwa die- 
selbe wie früher, da sie aber seltener wird, so machen die Arbeiter 
auch mehr Ansprüche. Die Lebensbedingungen der Arbeiter haben 
sich nicht geändert. * 

In Chili haben sich die Löhne seit 20 Jahren wenig geändert. 
Die Ackerbau treibende Bevölkerung ist, obgleich das Land weder 
Fabriken besitzt, noch eine Auswanderung vom Lande in die Städte 
stattfindet, unzureichend. Die Menge der Arbeit ist wegen Mangel 
an AckergerStfaschaften noch immer dieselbe. Die Lebensbedingungen 
der Arbeiter haben sich nicht gebessert 
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Kapitel IV* 
MmTwlHMniiif. 

Eine der 'wesenülchsten Grundlagen des Fortschrittes und 

Gedeihens der Landwirthschafb ist die Veibesserung des Bodens. 

Man mus» ihm durch vonstiindige Mischung die Fruchtbarkeit zu 
geben suchen, welche er von der Natur nicht überall in gleichem 
Masse erhalten hat, und der Erde stets diejenigen Elemente der 
Fruchtbarkeit zuführen, welche eine tlKiiigc Produktion ihr unauf- 
hörlich raubt. Darauf mii.>sson die Anstrengungen der Landwirthe, 
welche sicher sein wollen, die ihnen ^rehührendo Frucht ihrer Ar- 
beiten zu erlangen, mit allenKräften hi narbeiten ; und darauf müssen alle 
die nützlichen Veränderungen, welche den gegenwärtigen Zustand zu 
verbessern im Stande sind, gerichtet sein. 

Die Fragen der Enquete, welche die Arbelten der Bewässe- 
rung, der Drainage und Austrocknung des Bodens, den künst- 
lichen und Stalldünger behandelten, wurden überall mit grossem 
Interesse ventillrt. Davon seugen auch die Nachrichten und Referate, 
welche aus dem ganzen Lande darüber eingegangen sind. 

Leider sind die Wahrheiten, welche die Wissenschaft mit so 
grosser Sicherheit darüber ausgesprochen hat, und welche sie sich 
bemüht, zum geistigen Allgemeingut /u machen, noch nicht überall 
verstanden. Dank tlea lUthschlägeu liervorragender Männer, welche 
sich mit diesen interessanten Fragen beschäftio;t haben, und unter 
dem Einflüsse des Beispiels und der Erfolge geistrciclior Praktiker 
sind zweifelsohne gute Erfolge erzielt worden ; doch kider bleil)t noch 
viel zu thun übrig. Unwissenheit. Mangel an Sorgfalt, Geldnoth 
und Schwierigkeiten verschiedener Art legen dem gedeihlichen Fort- 
schritte bedauerliche üindernisse iu den Weg. 
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§. 1. Bewadsernng. Drainage. TrockenUgung. 

Obgleich die Arbeiten der Hewässerung und der Drainage schon 
seit vielen Jahren Fortschritte gCDjacht haben; obgleich die Land- 
wirthe jetzt viel besser als früher den günstigen Eiufluss, welche 
diese Arbeiten auf die Fruchtbarkeit des Bodens und des Steigens 
der Produktion haben können, einsehen, so steht der wünschens— 
werthen Ausdehnung derselben doch noch Manches entgegen. 

Die Gesetzgebung hat ihre Entwickelung mä^^ohst zu erleichtern 
gesncht, doch wfinscht man noch einige Abänderungen, mittelst 
welcher man eher zu dem erwünschti*n Ziele gelangen würde. 

Was die Biwäaaenmg anbetrifft, so beziehen sich die Artikel 
641. 644 , 645 des Code Nap. und die Gesetze vom 29. April 1845 
und vom 11. Juli 1847 auf dieselbe. Nach dem Wortlaute der Ar- 
tikel des Code Nap. kann, wer auf seinem Grund und Boden eine 
Quelle hat, diese nach Belieben benutzen, und ist nur durch das 
Recht beBchränkt, welches der Uesitzer des Erdinneren (sei es durch 
Gesetz, sei es durch Verschreibnngj, an dieselbe liaben könnte. 
Wessen liesitzung an ein fliessendes Wajsser ^i* n/t. kann es auf 
seinem Laufe zur Bewä«seriHig seines Bodens benutzen; wessen 
Besitzung durch ein fliessendes Wasser durchschnitten wird, kann 
dies gleichfalls nur mit der Beschränkung, dass er ihm beim Ver- 
lassen seines Feldes seinen natürlichen Lauf wiedergiebt. Im Falle 
von Streitigkeiten zwischen den Besitzern, denen dies Wasser nütz- 
lich sein kann, ist den Gerichten aufgegeben, die Interessen der 
Landwirthschaft mit der Achtung vor dem Besitze möglichst zu ver- 
einigen. 

Das Gesetz vom 29. April 1845 geht viel weiter. Um die 
Ausföhrung von Bewässerungen zu erleichtern, schafft es zum Nutzen 
der Besitzer, welche, um ihre Ländereien bewässern zu können, 

Wasser durch den Nachbaracker fuhren müssen, ein Servitut. Es 

besiimmt, dass jeder Besitzer, der sich zur Bewässerung seines Landes 
natfirlicber oder künstlicher (Jcwässer (über welche zu verfügen er 
ein Kecht hat), bedienen will, diese über dazwischen liegendem Land, 
ausgenommen Häuser, Promenaden. Gärten, Parks und Linfriedignngen, 
wclclie zn Wolmungen gehören, leiten darf: doch dies nur gegen 
eine angemessene und vorher festgesetzte Entschädigung. Die Besitzer 
von hintergelegenen Ländereien müssen Wasser, welches von be- 
wässertem Üodeo abflieast, ohne Entschädigung aufnehmen. Endlich 
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bestinunt da« Gesetz vüiii 11. Juli 1847, „dass jeder Beisitzer, welcher 
sich zur Bewäsaerung seines Bodens natürlicher oder künstlicher 
Wasser, wenn er nämlich ein Recht über dieselben hat, bedienen 
will, auf dem p:cgenüberiiegendeD Ufer seine nothwendigen Ableitongs- 
arbeiten ausfuhren darf, natürlich nur gegen eine angemessen«, 
▼orher auagemachte Entschädigung. Der Ufernachbar, auf dessen 
Boden die ünterstfizung verlangt ist, kann gegen Theilnahme an 
den Herstellongs- and Unterhaltungskoaten die Mitbenutaung der 
Leitung verhugen. 

Leider ist aber, trotz der TOrsorglichen Vonohriften dieses 6o- 
setaes, die Ausfflbruug von Bewasseningsarbeiten weit hinter dem 
thatsächlich Wünschenswerthcn zurückgeblieben. Längs der weder 
schiflf- noch flössbaron Gewässer bestehen schon eine Menge Mühlen. 
Zwischen den Besitzern dieser Mühleu und denen der anliegenden Fel- 
der, welche das \Va.sser zur Bewässerung ihrer Felder beniitzou wollen, 
herrsi iit 1(1 (währender Streit. Trotz der Suiglalt und der Unparteilich- 
keit, mit welclier die Verordnungen über die Wasserläufc von Sachver- 
ständigen angefertigt sind, ist iu der Enquete doch ausgesprochen 
worden, dass du'. MühlenbetiUer, denen gegenüber, welche ihr Land 
bewässern, doch bevorzugt seien, und dass bei Benutzung des Was- 
sers die letzteren zurückstehen misston. 

Auch hat man darauf aufmerksam gemacht, dass der Mangel 
an Einveratandniss zwischen den verschiedenen Besitzern, welshe 
gemeinschaftlich Bewisaerungen ausfuhren könnten, die grosse Tbei- 
lung des Bodens, die Zerstückelung in ganz kleine Parzellen den 
Arbeiten dieser Art grosse Hindernisse in den Weg legt, und dass 
die Gesetzgebung und die Verordnungen zu umständliche Förmlichkeiten 
verlangen und zu grosse Kosten verursachen. Endlich hat man sich 
glcichniHisj^ig mit der Lage der Besitzer, welche nicht Ufernachbaren 
sind, beschäftigt. Diese könnten benachbartes Wasser zu ihrem 
Vortheil benutzen, und man wünscht, dass zwischen allen Hesitzern. 
deren Ländereien dabei interessirt sind, ein Einverständniss herge- 
stellt werden möchte. Endlich beklagt man sich über die Schwie- 
rigkeit, welche die Organisation und die Thätigkeit der Genosam" 
eehaften (associations syndicales) verursaclie. 

Als eines der Mittel, welches die Fortentwickeluog dieser Ar- 
beiten sehr fordern könnte, betrachtet man Äendeningen, welche sich 
in dem Gesetze vom 21. Juni 1865 über die associations syndicales 
anbringen Hessen. Man sieht ein, dass zur Auaffihrung und Unter* 
haltung dieser Arbeiten das Eiuverstandniss der dabei interessirten 
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Besitzer zu «grossen h'esultateii führen könnte; doch gehörea, nach 
dem \Vortiaute der vereinten Artikel 1 und 9 des Gesetzes von 
1865 die Bewässerungsarbeiten nicht zu denjenigen, zu deren 
Ausführimg die Besitzer durch Verfügung des Präfakten in Zwanga- 
Genossenschaften vereinigt werden können. In solchen associations 
syndicales autorisees können die Beschlüsse nnr mit absoluter Majo- 
rität derjenigen gefasst werden, welche zusammen mindestens ^/^ der 
BodenoberilSche besitzen, oder mit '/s Stimmenmehrkeit, wenn diese 
die halbe Bodenflache reprasentirt (Art. .12 des Gesetses vom 21. Jnni 
1865)^ Für die Arbeiten der Bodenbewasserang kann es nur freie 
associations syndicales geben, welche ohne Einmischung der Regie- 
rang zusammentreten, und dann muss Stimmenetnhelligkeit, weldie 
schriftlich konstatirt sein muss, herrschen. Man begreift die Schwie- 
rigkeit der l^in.slitiiiniii;keit vieler Besitzer, welche einberufen sind, um 
sich über die Niitzüclikeit von Arl)citcn, über die ihnen zu gebende 
Ausdelinung. über die uöthigen Mittel und Wege die Gelder herbei- 
zuschalfen, über die Grenzen und das Mandat der Syndici und über 
die Vertheilung der Kosten auszusprechen. Die Halsstarrigkeit eines 
Besitzers genügt, um wirklich nützliche Arbeiten und von Anderen 
vorgeschlagene \'crbess;oruQgen zu verhindern. Deshalb wünscht 
man, dass das (iosotz von 1865 in dem Sinne gehandhabt 
werde, dass alle Bewässerungsarbeiten Gegenstand der associations 
syndicales autorisöes sein könnten, sogar mit der Ausdehnung, dass 
in allen diesen associations, mit welchen Arbeiten sie sich auch be- 
schäftigen, die einfache Majorität der dabei Interessirten Stimmen 
genüge, nicht aber Einstimmigkeit, wie es der 12. Artikel des 
Gesetzes vorschreibt 

Ausserdem haben die Departementskommissionen und die über 
die Frage der Bewässerung vernommenen Berichterstatter den Wunsch 
ausgesprochen, dass über die Anlage von Bewässerungskanälen auf 
Staatskosten*), welche von grossem Nutzen sein könnten, Unter- 

*) Das Oktoberheft der „Annaleii der Landwirthachaft** too 1867 und daraus das 
„Aualand** enthalten als Beferat einer Reise des Geb. Ober-Beg.-Rath Wf^trmam 
dnrcli d:is südliche Frankreich — wissenswertbe Beitrfige tu dieser Frage. Wir ent- 
nehroen daraus, dass der durch Ueberschwcmranng; entstandene Schaden 1866 in 
31 Departements auf \1\ Million Frcs. st'schät/.t v.nr l \ Im l>ezember 18ß6 wurden 
4 Millionen an die Re«lürfti;rsteii vertbeilt, uml die ilerstoiluiii; von Deichen, Brücken, 
Wegen u. s. w. kostete der Staatskasse Millionen Tics 

Das Meliorationswesen ist unter drei Abtheiiangea des Hinisterii für dffent- 
liebe Baaten Tertbeilt. Die Wasserbanbehörde bildet eine eigen» Abtheilnng; die 
Eindeichung am Heere und an Flnasen gebort tax Abtheilnngder Schifffahrt und 
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siiclmn-^en angofitellt wrrdoii sollen: dass die Roj:^ienmg Unter- 
stützungen bewillige, um die Ausluliruug von Bewässerungen zu be- 
günstigen; dass sie die Hilduug von grossen Gesellschaften behufs 
der BodenbewässeruDg begünstige ; dass man zu diesem Zwecke einen 
gemeinsamen Plan für alle Ländereien, welche von der Bewässerung 
Nutzen haben könnten, ausarbeite, dass man die nötbigen Vorkehrungen 
treffe, um aile brauchbaren Gewässer auch nutzbar zu machen; 
dass man die Anlage von AbzugskanSlen behufs der Bewässerung 
erleichtere; dass man das Gesetz von 1865 in dem Sinne revidire, 
dass in gewissen Fällen und gegen Entschädigung der an kein Ge- 
wässer angrenzende Nachbar ein solches in derselben Weise zu' seinem 
Vortheil benutzen kSnne, wie ein Ufernachbar; dass man das die Fest- 
setzung von Entschädigungen behandelnde Ver&hren, sei es für An- 
lage von Arbeiten auf dem Felde des ^sachbars, sei es über die Ijei- 
tung von Wasser auf ein Grundstück, vereinfache: dass die Streitig- 
keiten bei Besichtigung durch Sachverständige, welche früher vor 
den Gerichten verhandelt wurden, vor dem Friedensrichter entschieden 
werden sollen. Man verlangte lorner, dass eine geordnete und klare 
Gesetzgebung in ganz bestimmter W eise die Rechte der Mühlen und 
Wasserwerke festsetze ; dass diese gewerblichen Anlagen im Falle der 
anerkannten öffentlichen iJützlichkeit zur Bewässerung expropriirt 
werden könnten, und dass man ihren Wasserstand mit Strenge über- 
wache; dass das Ausräumen fliessender Gewässer regelmässig und 
zwar in der Weise statthaben solle, dass dadurch das Bett nicht 
bedeutend tiefer gelegt werde und die Strömung nicht bedeutend 
vermehrt werde. 

Was nun besonders dU Dramaffe betrifft, so sind die dabei ein« 
tretenden Schwierigkeiten auch Gegenstand der Erörterung geworden. 

Die Trockenlegung von zu nassem Boden mittelst unterirdischer 
oder überirdischer Ableitungsgräben ist ein seit undenklichen Zeiten 
bekanntes Verfahren. Doch erst in neuerer Zeit haben die Eng- 



ter Draioage, und kleine Bewässerungen zur Abtheilung des Ackerbaues. Die 
Wasserbanbchörde bearbeite die Räumung uod Ver])esseraDg der PiifatflöSMt 
Mühlenaolageu, Genossenschaften, die Entwässenin*^, liepHamung der Dünen u. s w. 
Dafür sind von 18JS 1865 auspe^ebeu 24,514,000 Frcs. und 1Ö66 allein 3^ Mil- 
lionen Frcs., also in Summa 28,014,000 Frcs. 

Es hiad bis jet/.t in iraiikreicii — wir leUöU votu Jahre ISGS — etwa 
200j000 Hektaren mit einem Kosteneafwand Ton je 282 Fn». und einer JEriragi- 
ttet^nMgsyou etwa 57 Free, anf den Hektare ^ etwa 15 llilr, wat 4 Morgen — 
drainiri Das Nähere ergeben die „Annalen der Landwirtbsehaft.^ Dr. 6. 
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länder gemeinhin mittelst tiefi^clegter nnd nach oiiieui iiesonderea *j 
Systeme verbundenen Köhren dies Verfahren ausgeführt. Dieses 
neue Verfahren wurde sofort mit Begeisterung aufgenommen, und es 
schien für eine gesunde EntwickeluDg desselben nothwendig, eine 
besondere Gesetzgebung darüber zu erlassen. 

Bis dahin war der Wasserabfluss nach Art. 640 des Code Nap. 
geordnet. Nach dem Wortlaute dieses Artikels sind die unterhalb 
Hegenden Besitzer sur Anfhahtne nur des natürlich abfliessenden 
Wassers, wenn die Hand des Menschen dabei nicht thätig mil^ 
wirkt hat, verpflichtet, und wenn der tiefer liegende Besitzer Nichts 
thun kann, diesen Abfluss zu verhindern, so darf der hoher liegende 
Besitzer Nichts thnn, um das Servitut der VorAuth noch zu vermehren. 

Man ist dazu gekommen, für das von der Drainage ablaufende 
Wasser Slmliohe Verfügungen, wie die oben erwähnten zu treffen, welche 
1845 über das von den Bewä^serungsarbeiten abflies.sende Wasser festge- 
stellt worden sind. Ein (Jesetz vom 10. Juni lb54 bestimmt, dass 
jeder Besitzer, welcher seinen Boden durch Drainage oder durch ir- 
gend ein anderes Mittel der 'JVockenlegung ontsiiucrn will, gegen 
eine gerechte und vorher abgemaclite Eutscliadigung das Wasser von 
seinem Buden, unter oder über der Erde, dnrchdasNachbarfeldnach einem 
fliessenden oder stehenden Gewässer führen darf. Die Nachbaren oder Vor- 
fluther dürfen sichder von Anderen angelegten Arbeiten zur Ableitung von 
Wasser von ihrem eigenen Felde unter der Bedingung bedienen, dass sie 
dann einen verhältnissmsssigen Theil an den Herstellungs- und 
Unterhaltungskosten tragen, von denen sie V^ortheil haben. 

In der Enquete hat man sich wiederholt darüber beklagt, dass 
die Ijandwirthschaft die Vortheile, welche diese Gesetzgebung ihr ge- 
wahrt, nicht in vollem Masse benutzt. Es haben sich die Drai- 
nage-Arbeiten nicht, wie man es dachte, entwickelt, und obgleich 
am 1. Januar 1866**) etwa 200,000 Hektaren in Frankreich drainirt 

*) Der Senator Jd^ar cband bat im Boden einer alten, zum Departement du Nord 
gehörigen Abtei Drainrohren. gefdnden, die den neueren wglischen sehr ähnlich 
sind, ents« lii(>den über aus dem voriiiii Jnlirhundert stammen; auch bei Rom sind 
solche Knliiea gefunden, die aber viel älter sind. T)r. B. 

••) Es waren in Frankreich Ende 1856 bereits lyi^ik)^ Hektaren draiiiirt; 1ÖÜ7 
kamen 36,000 hinzu. Der mittlere Koslenpreis betrug per Hektare ca. 250Frc8. 
(68 Thaler), also hatte man bis 1857 schon 16 HAlioneo Fn». für diesen Knltar- 
sweck Terwendet In Bngland waren xn derselben Zeit schon l,dOO|000 Hekt. 
dralnirt. 1857 eiistirten in Frankreich ca. 400 fitabliasemento, in denen Drain- 
Rßhren fabricirt tvnrden; jedes konnte nngefähr 320,000 Meter Röhren per Kam- 
pagne herstellen. — Barrai: ,Jonroal d'agricnlture pratique." 
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waren, so ist iu dieser Hinsicht docli noch sehr viel zu Ihun. Die 
Schwierigkeit, in der man sich mit den Ableitungsgräben beiindet, 
ist die bedeutendste; ferner die Zerstückelung und das Schwanken 
des Grundbesitzes; die grossen Kosten der Drainage- Arbeiten 9 vor 
Allem hoch rücksichtlich des geringen Werthes, den die so zu ver- 
foesseroden Felder repräsentiren ; die Ausgabe, welche die Anlage von 
Ableitungsgräben, die das Gebiet des Vorfluthers darchscbueiden, ver- 
uraacbt; die xn kurze Pachtzeit, welche den Pächtern nicht geetattet» 
ähnliche Verbesserungen vorzunehmen; die Gleichgültigkeit der Be- 
sitzer, welche eich zu den nöthigen Opfern nicht vemtehen wollen; 
endlich der Kapitalmangel. 

Die Gesetze vom 17. Juli 1856 und vom "28. Mai 1858 haben 
zwar, um die Ausführung von Drainage- Arbeiten zu erkiclitcru, 
die Summe von 100 Millionen angewiesen; doch führt man an, 
dass diese Gesetze und das kaiserliche Dekret, welche die Hand- 
habung ihrer Au^siuiuung regelte, die Darleiher zu vielen und zu 
beschwerlichen Förmlichkeiten unterwirft. Sclir häufig hat mau die 
V^ereinfachung der Gesetze und Reglements für ähu liehe Falle ver- 
langt. Man würde hierin ein Mittel sehen ^ die Landwirthsdiaft von 
der Geld Unterstützung Nutzen ziehen zu lassen, welche ihr zu gewähren 
der Staat sich verstanden hat durch die Organisation eines Darlehns> 
Systems, womit der Credit foncier von Frankreich beauftragt ist» 
während bei den herrschenden Verhältnissen die Zahl der bewilligten 
Darlehne seit zehn Jahren nur 75 war, mit einer Barlehnssumme 
von 1^111,790 Francs, so dass die Staatsdarlehne nur 2^*70 *Uer 
für solche Arbeiten aufgewendeten Kapitalien betragen. 

Bei den Drainagearheiten stösst man endlich auch noch auf die 
oben angeführten Schwierigkeiten betreffs der associations syndicales. 
Man wünscht, dass auch diese Arbeiten unter der Zahl derer be- 
grillcn werden müclitcn, für welche es berechugte Geuussenschai'ten 
unter dem Schutze des Präickten giebt, und deren Beschlüsse mit 
einfacher Stimmenmehrheit der dal ei l^etheiligten, die für die Minori- 
tät bindend sein müssten, gefa«j>t werden. 

Auch bat man den Wunsch ausgesprochen, dass einige Thäler, in 
denen das Wasser in einer die Landwirthschaft beumtrachtigenden 
Weise stagnirt, trocken gelegt würden. In dieser letzteren Hinsicht, wie 
da, wo es sich um Trockenlegung von Sümpfen handelt, ist die Lage 
der dabei Interesairten viel günstiger als da, wo es sich um Drainage 
oder um Bewässerung handelt Mach dem Wortlaute des Gesetzes 
vom 21. Juni 1865 gehören die Arbeiten der Trockenlegung und 
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der Entwässerung leuclifor und saurer Ländereien zur Zahl derer, 
für welche f^ich associations syndicales antorisees bilden können, da- 
her ist es leichter, diesen Arbeiten die Entwickelung zu geben, welche 
die Interessen der Landwirthschaft beanspruchen. Man lasst damit 
auch nicht nach, und die Bodeufläche, auf welcher Trockenlegung 
und Entsäuerung vorgenommen worden ist, betrug 1866 schon 
140,000 Hektaren; die Arbeit hatte etwa 8 Millionen Francs 
(2,13 mi Thaler) gekoetet. — 

§ 2. Dünger und andere Bodenver bessorungsinittel. 

Dünger, üeberall hat man konstatirt, das« d!e Produktion 
den natürlichen Dungers nDgenügend sei. In den meisten Wirth- 
schaften steht die Menge des gehaltenen Viehes zu der Ausdehnung 
der Wirthschaft in keinem \'erlialtnisse. Die Düngerhaufen der 
Farm, deren man sich in last ganz Frankreich beinahe ausschliess- 
lich bedient, sind daher lange nicht ergiebig genug. Sie werden 
meistens schlecht behandelt, und man verwendet auf sie wenig Sorg- 
falt; abwechselnd sind sie der Sonnenhitze, die sie austrocknet, ab- 
wechselnd dem Hegen, der sie auslaugt, also der Landwirthschaft 
eine Menge befruchteDder Verbindungen raubt, ausgesetzt. Im All- 
gemeinen sorgt man auch nicht dafür, derartigen Yerlnst ausserhalb 
des Gutshofes zu verhindern; auf den Wegen und in den Gräben 
befinden sich eine Menge Flüssigkeiten, welche' mit den dem Dfin- 
gerhaufen entgangenen Stoffen imprägnirt sind; der Landwirth be- 
raubt sich 80 durch Mangel an Sorgfalt der kostbarsten Hilfsquellen, 
Die Bearbeitung des Düngerhanfens und die Anlage von Jauche- 
gruben sind landwirth^ohaftliche Arbeiten, welche J)isher nnr sehr 
wenig Fortschritte gemacht haben. 

Unabhängig von der Unwissenheit, der Sorglosigkeit, dem Man- 
gel an Geschäftsgeist, welche noch die Gewohnheiten vieler Land- 
wirthe beherrschen, schreibt man dem Kapitalmangel , der den in- 
telligenteren Wirtlien keine in dieser Hinsicht nüt/'.liche Reformen 
zu machen erlaubt, einen grossen Theil der Schuld an diesem Uebel- 
stande zu. Viele beklagen sich über die Kürze der Tachtzeit, welche 
gleichmäfisig diese Ameliorationsversuche hindern. Endlich ist der 
Futtermangel ein grosses Hindemiss nicht nur dafür, dass Vieh in 
genügender Menge gehalten, sondern auch dafür, dass es nicht gut 
genug genährt werden kann, um genug Dünger von guter Qualität 
Hefern zu können. 
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Den letzten Punkt betrottViul, ^vä^e die Abhilfe, welche man an- 
gewendet zu sehen wünscht, die grossere Ausdehnung einer künst- 
lichen Weidewirthschaft und die gänzliche Abschaü'ung der schwar- 
zen ßrache, welche schon in vielen Gegenden verschwunden ist. 
Doch kann man dem Boden die nöthige Produktionskraft, damit er 
Viehfutter und für die menschliche Nahrung bestimmte Pflanzen un- 
abhängig von einander trage» nur dann geben, wenn man über eine 
genügende Dängermenge zu gebieten hat. Und die Unzulänglichkeit 
der Düngerhaufen ist eine allgemeine Thatsacbe. Um diesem Uebel- 
staiide abzuhelfen, wünscht man, dass in grösserem Maasstabe und 
vollständiger als bis jetzt, Alles, was dem Acker Fruchtbarkeit ge- 
ben kann, vor Allem also der Dünger der Städte nützlich yerwen- 
det werde. So kann nian dem flachen Lande wiedergeben, was ihm 
durch die Abfuhr an FeldA'ücliten nach den grossen Mittelpunkten 
der Bevölkerung, den grossen Verbrauchsstätten, unaufhörlich ent- 
zogen wird. 

Zahlreiche dahin zielende Wünsche sind in der Enquete laut 
geworden. Nicht nur hat man ganz allgemein den Wunsch ausge- 
sprochen, dass der Dünger der i^tädte. nützlicher verwendet werde, 
sondern man hat in einigen Abtheilungen auch gefordert, von den • 
Städten zu verlangen^ dass sie Sorge tragen, dass die Iruchtbaren 
Stoffe, welche sich in ihnen erzeugen, nicht verloren gehen. Ferner 
hat man vorgeschlagen, für die Auffindung eines praktischen Mittels, 
die Exkremente zu desinficiren, ohne ihnen dabei die Eigenschaf- 
ten, welche sie nfitzlicb machen, zu nehmen, einen Preis auszu- 
setzen. Endlich sollen den Landwirthen die Mittel angegeben wer- 
den, die menschlichen Exkremente in landwifthschaftlichen Dünger 
überzuführen, ohne dabei die öfi'entliche Gesundheit zu gefährden. 
Auch hat man gefragt, ob es nicht möglich wäre, in Gemeinden, welche 
von Strassen durchschnitten sind, die unter der Aufsicht der Brücken- 
und Strassen-Iogenieure oder von Strassenaufsehern stehen, das Hin-> 
fliessen von Jauche auf den öffentlichen Wegen oder in den Gräben 
zu verbieten, um die Landwirthe so zu zwingen, öie sich zu er- 
halten.*) • » 

*) Mit Ausnalime des nördlichen Frankreichs scheint man hinsiohtlich des 
Düngers, seiues Werthes, der Wechselwirkung von Futter und Duiigkraft u. s. w, 
nodi meist oberfliohUehe Aosiehten sq hegen und In ziemlich unwisseosehBftUcher 
und napraktitcher Art zu «irtluchafteii, Klagen, wie die bisher erörterten, ge- 
hSren denn doch in die ElementarbegrilTe und Vorstudien eines landvirtbi^cbaft- 
lieiien Anf&ngers hinein. 
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Die Kommissionen mehrerer Paris nahe liegenden Departements 
haben den Wunsch ausgesprochen, dass man auf Mittel sinne, die 
ans den Städten kommenden menschlichen Exkremente zu verwer- 
then und nach entfernteren Gegenden zu befördern. Ausserdem 
wurde von der Kommission der Seine eine Aenderung in dem Ver- 
fahren verlangt) wie Dünger von der Militärvcrwaltung zugeschlagen 
wird, von der er in grossen Posten verkauft wird, und der bisher 
den kleineren Wirthschaften schwer zugänglich ist 

Auf diese verschiedenen Wünsche kann man antworten, dass 
die Wissenschaft nicht weniger thätig ist, als die Verwaltung. Un« 
aufhorlich werden Untersuchungen, mit welchen die von der Privat- 
industrie gemachten Anstrengungen zusammentreffen, angestellt^ um 
in einer Frage, deren Wichtigkeit alle Sachverstandigen einsehen, 
zu praktischen Resultaten zu kommen. 

Die Unzulänglichkeit des natürlich erzeugten iJüiigers*) in den 
Ackerwirthscbafton hat zu einer üntersuchung über die geeigneten 
Mittel, den Boden durch andere Dungstolfe, als die, welche von ihm 
selbst herröhreji, traglähig zu machen. Man nalim folglich zu den 
kü?istUchen. in Fabriken erzeugten oder importirten Düngemitteln 
seine Zuflucht, und die Anwendung solcher, von denen man eine 
Wirkung sieht, fängt an, allgemeiner zu werden. Aber die Leichtig- 
keit einer Betrügerei mit derartigen Stoffen, das gerechte Miss- 
trauen**), welches den Landwirthen durch leider nur zu viele Be- 
weise davon eingeflosst ist, waren bis jetzt ein Hinderniss, dass die 
Anwendung von künstlichem Dunger sich in Wünschenswerther 
Weise ausbreite. Auch sind in der Enquete häufig Klagen darüber 
ausgesprochen, und man wünscht allgemein, dass eine strenge und 
unaufhörliche Au&icht über den Verkauf von künstlichem Düoger statt- 
finde, damit die Betrügereien damit gänzlich aufhören. Man hat 
gefordert, dass die Bestimmungen des Gesetzes vom 27. März 1851 
über die Verlälscliuug von Lebensmitteln auch auf die Düngeniittd 
ausgedehnt würden, oder dass ein besonderes Gesetz dem vorbeuge. 



*) Ueber die höchst intelligente, oacbabmenswerthe Art der Düngerbehandlnng 
im Norden Frankreichs siehe Bauers , Nordfranz. Landw/ Cap. XVIII. 

**) Vor al!en ningen aber die unglaubliche Unwissenheit, die es zur Folge 
hatte, dass in keuitm anderen Lande wie in Frankreich eine solche Menge von 
Umversaldüngern auftauchten und noch auliauchen, die sicii sogar glänzender 
ZeugniaM von Vereinen, Behörden n. 8. w. rfilimen können. Uebenll eoU der 
Statt helfen» weil in Folge der eitreoen Gentralisetion jede Fibigkeit snr Selbet- 
hilfb verloren gegengen iet. Fflly. 
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Auch wünscht man, dass Mittel ssnr Kontrolle über den reellen Werth 
geschaffen würden. Einige Berichterstatter und die Departement»^ 
kommissionen yon Loir^t-Cher und Enre-et-Loire hahen hinsichtlich 

dieses Punlctes ihre Wünsche präcisirt, indem sie fSr das Departe- 
ment, sogar liir dus Arroiidissemünt die Errichtung je einer Ver- 
suchsstation und eijies L<ab Oratoriums, welches den Werth der Dünge- 
raittel festzustellen hätte, verlangen, und das Loire-et-Cher-Departe- 
ment fordert sogar, dass diese durch die Brücken- und Strassenbau- 
Ingenieure geleitet werden. 

Die Hesch werden über die Frage der Verfälschung von Dünge- 
mitteln, welche schon vor der Enquete laut wurden, veranlassten 
die Regierung, eine Kommission einzusetzen, welche diese Frage 
prüfen und eine besondere Untersuchung darüber anstellen sollte. 

Diese Kommission, welcher der Senator Dumas als Viceprasi- 
dent und Stellvertreter die schätzbare Unterstützung seiner grossen 
Erfahrung und seiner mannigfachen wissenschaftlichen Kenntnisse 
zu Theil werden liess^ hat die Grandlage angegeben, auf welcher^ 
nach ihrer Meinung, ein Gesetzesvorschlag über die Fälschung von 
im Handel vorkommenden Dangemitteln festzustellen wäre. 

Die Dfingerkommission hat dem Fraventivsysteme seine Zu- 
stimmung Terweigert, Dieses, durch Verordnung der Präfekten in 
einigen Departements bestehende System schien die nützlichen Wir- 
kungen, die man sich davon versprach, nicht gehabt zu haben, denn 
a]ljiüuiich forderten die Consoils generaux mehrerer Departements 
ein neues, darauf bezügliches Gesetz. Ich kann mich übrigens 
nur auf die Arbeiten der Kommission und der Enquete speciale, 
weklic diese Frage bearl>eitet haben, beziehen, weil deren Resultate 
bekannt gemacht wurden sind. 

Die Düngerkommission hat geglaubt, dass man nur von dem 
Regresdvsysteme die Heilung eines Uebelstandes erwarten könnte, 
welcher die dringenste SorgMt der Aufsichtsbehörden verlangt, und 
hat die Einführung Ton mehreren Aenderungen in das Strafgesetz- 
buch vorgeschlagen, um so zur Unterdrückung des Handels mit ge« 
fälschten Düngemitteln das Ihrige zu thun. Die Mittheilungen der 
Kommission haben als Ausgangspunkt für einen Gesetzesvorschlag 
gedient, welcher im Staatsrathe berathen, dann dem gesetzgebenden 
Körper vorgelegt und endlich von diesem in seiner Sitzung vom 
6. Mai mit einigen Abänderungen, welche übrigens im Wesen Nichts 
ändern, angenommen wurde. 

Nachd«n der Senat Über das von dem gesetzgebenden Körper 

t 
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berathene und angenommene Gesetz am 22. Juli abgestimmt hatte, 
wurde es am 27. Juli Teröffenttioht.*) 

Da man erkannt hatte, dass durch Artikel 423 des Strafgesetz- 
buches und das Geset:^ vom l!7. Mai 1851 nicht ohne Weiteres der 
Haucii;! mit golälfschtem Dünger unterdrückt werden Jconnte, so schuf, 
dies Gesetz eine Special- \ oi'schrift. 

Es straft mit Gelangnisö von B Monaten bis ZM einem Jahre 
und mit einer Geldsirafe von 50 — 2000 Francs: 

1) Diejenigen, welclie, indem sie Dungemittel vcrkauteu oder 
feilhalten, den Käufer, sei es über ihre Natur, ihre Mischung oder ihre 
chemische Zusammensetzung, sei es über ihren Ursprung täuschen 
oder zu täuschen versuchen oder sie mit einem Kamen bezeichnen, 
den hergebrachter Weise andere Düngemittel führen. 

2) Diejenigen, welche, ohne den Käufer vorher davon benach-* 
ricbtigt zu haben, ihm verfälschte oder verdorbene Düngemittel ver- 
kaufen oder es versuchen. 

Das Gesetz gilt, unbeschadet der Anwendung des ersten Artikels 
des §. 3 des Gesetzes vom 27. Mai 1851, im Falle von Betrügerei 
über die Menge. der Waare. 

Ein innerhalb der ersten 5 Jahre nach der ersten Bestrafung 
begangener Rückfall kann mit dorn Doppelten des hüchsteu Sti'af- 
masses, welches das Gesetz ausspricht, bestraft werden. 

Das utTeniliche Ankleben und die l^ekanntmachung der Straf- 
mandate kann durch die Gerichte angeordnet werden. 

Endlich kann Artikel 463 des Strafgesetzbuches, welcher die 
Herabsetzung der Strafen gestattet, im Falle von mildernden Um- 
ständen, gesetzlich auch hier angewendet werden. 

Man kann mit Hecht liufTen, dass die Missbräuche, denen die 
Landwirthschaft in ähnlichen Fällen nur zu oft zum Opfer wurde, 
zum grossen Theile unter dem Einflüsse dieser Gesetzgebung ver- 
schwinden werden, und in dieser Hinsicht ist, so weit möglich, den 
Wünschen der Enquete Rechnung getragen worden. 

Die landwirthschaftlichen Vertreter haben sich auch in so weit 
mit der Dfingerfra|;e beschäftigt, als sie die Nothwendigkeit ans^ 
sprachen, die Einführung von Dünger aus dem Auslande, wie auch 
den Verkehr im Innern zu erleichtern. Zahlreiche Kommissionen 
haben ihre Wunsche dahin ausgesprochen. Nufc AUem hat man die 



V) Abgedruckt im Wocheublatte der „Anualea der Laadwirthschafl", Berlui, 
1SG7, ]^r. 45. Filly. 
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AuJhebuiig jeden ZoUet» für fremden Dünger und die Abschaffung 
der verschiedenen FlaggenHeuern für Guano verlangt, der Art, dass 
seine Einfubr, welche zum grossen Tliüilc auf fremden Scbiffen 
stattfindet, von jedem EingangBZCÜ befreit sein soll. 

Die Steuersatze für die Düngemittel sind nun folgende: 

Die anderen Düngemittel, ausser Guano (Poudrette, Rüclcstande 
von Knochenkohle und anderem) sind steuerfrei, wenn sie durch 
französische Schiffe oder zu Lande eingeführt werden. Sie zahlen 50 
Gentimes, dazu den Zehnt-Zuschlag, also 60 Gentimes auf 100 Kilo- 
gramm (2V2 Sgr. pro Centnor), wenn sie durch fremde Fahrzeuge 
eingeführt werden. 

Für den Guano ist die Praxis eine andere. Zutolge eines Ge- 
setzes vom 1. Mai 1867 ist seine Einführung steuerfrei, wenn er auf 
frauzu.->ischen Schiffen aus 'insserauropäischen Lämfem ankommt ^ 
aber wenn er anderswoht r k^onunt, und besonders von europäischen 
Plätzen, so zahlt er auf ItX> Kilogramm 1 Frcs. 80 Cts^ den Zehnt- 
zuschlag einbegrillen, (beinahe 7V2 ^gr. pro Ctr.j; und geschieht 
seine Einführung durch fremde Fahrzeuge, so zahlt er gleichfalls 
1 Francs 80 Cent (18 Francs die Tonne), gleichviel woher er kommt. 

Die Aufhebung der verschiedenen Flaggensteuem ist «ine Mass- 
regel, die bereits durch das Gesetz vom 19. Mai 1866 für die Han- 
delsmarine im Allgemeinen entschieden ist; Artikel 3 desselben lautet: 
„Drei Jahre nach Veröffentlichung gegenwartigen Gesetzes werden 
die Flaggenzuschlage für Produkte, die anders als durch französische 
Fahrzeuge aus den Produktionsländern eingeführt werden, wegfallen. 

Diese Massregel ist vom 19. Mai 1869 ab in Kraft getreten, 
und wird &o dem in Betreil" der Düngemittel auagciprocheuen Wunäciic 
entjsprüchen werden. 

Die AbrfchalTung der verschiodi iien Khiggensteuern wird jedoch 
nicht die Steuer verschwinden lassen, welciie goi^onwärtig von dem- 
jenigen Guano erhoben wird, welcher nicht direkt aus den Produk- 
tionsländern bezogen wird, sondern aus europäischen Plätzen kommt; 
CS müsste denn bis dabin die Zollgesetzgebung speziell in Betreff 
dieser fär unsere Ackerwirthschaft so nützlichen Dungerart neuen Ver- 
änderungen unterliegen. 

Was übrigens den Guano angeht, befindet sich die Landwirth- 
schaft bereits von jetzt an in der Lage, welche eintreten wfirde, 
wenn die verschiedenen Flaggensteuem schon abgeschafft wären. Die 
Regierung von Peru hat nämlich eingewilligt, <äe Guanos fär Frank- 
reich unter einer Preisermässigung zu liefern, entsprechend der 

7* 
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Höhe der vom französischen Zollamt erhobenen Steuer, so dass 
also dieser Dünger, wenn er aus Peru direkt bezogen wird, den 
französisclien Landwirthen nicht höher zu stehen kommt, als in 
England oder i^elgien, wo kein Einfuhrzoll besteht. Die Bewegung 
dei^ Eiufahrliaudels mit Guano in Frankreicli seit zehn Jahren ist 
folgende; 



Jabiigans. 


Zahl d»'r ein i,^e führten 
Kilogramme. 


Jahrgang. 


Zahl der eingefühilen 
Kilogramme. 


1857 . . . 

1858 . . . 

1859 . 
186<) . . . 
18bl . , . 


51,854,698 
3 * , • ^4,3 l(i 
32,978,130 
39.578,.587 
38;i34,337 


1862 .. . 

1863 .. . 

1864 .. . 

1865 . . . 

1866 . 


45,872,286 
67,788,303 
68.906,900 
47.'412.541 
56,896,800 



Man hat auch, um die Cirkulation der Düngemittel zu erleichtern, 
und um den von den Prodnktions- oder Einfiihrprodukten der küiist- 
Jiclien oder eingeführten Düngmittel enlferuteu Gegenden die Be- 
schaflung derselben unter leidlichen Bedingungen und in genügenden 
Quantitäten zu ermöglichen, verlaugt, dass die Transporttarife der 
Eisenbahnen für zur Befruchtung dienende Stoffe wesentlich ernie- 
drigt würden. Man hat selbst die Aufstellung eines speziellen Ma- 
terials für den Transport der Exkremente der Städte gefordert. 

Spezialtarife für den Transport des Düngers existiren in grosser 
Zahl und Mannigfaltigkeit auf den versoluedeneD Eisenbahnen. Se- 
nator Dumas hatte in seinem Berichte folgende Zahlen für die Haupt- 
linien angegeben: 
Frs. Cs. 

Norden 0 0,6 per Tonne und per Eilom. per Teilen Wagen von we- 
nigstens 5000 Kilogr. 

Osten (0 0,6 föreineStreckev. 100 Kilom.n. darüber"! pr. Ton. 11. pr.Kiloni. 
Lyon- { 0 0,5 „ V. 100 bis 200 Jülom, } pr. vollen Wagen 
MitteimMr ( 0 0,4 ., 200Kflom. oder mehr | vT 500O Küogramm. 

9 \ für analoge Strecken und für Ladung von wenigstens 
l 1% ] 1000 Küogr. 

(0 0,5 ) 

Süden { 0 0,45 \ für analoge Strecken per ToUen Wagon von 7000 Kilogr. 

lo 0,4 J *^ 

(0 0,7 ] 

W^esteu { 0 0,5 \ für analoge Strecken per vollen Wagon von oOOO Kilogr. 
lo 0,4 J 

chemio 0 175 ungefähr im Durchschnitt per Tonne und per KÜom. für 
k ceiDture Ladung von wenigstens lÜÜÜ Kilogr. 
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Neuere MittheiJungcn von Seiten der Gencraldirektion der Eisen- 
bahnen (3L Aug. 1867) haben folgende Ziffern för die Tarife des 
Dangertransports auf den versehiedenen Linien ergeben: 

Der gesetzliche Tarif per Tonne und per Kilometer ist: 

Fnr die Strecken bis m 100 Kilometer 0 Fra. 0,8 Cs. 

ohne dass die Taxe 5 Frs. übersteigen dürfte. 

Für die Strecken von 101-300 Kilometer 0 „ 0^ „ 

ohne da£s die Taxe 12Fr8. übersteigen dürfte. 

Für die Strecken über 300 KÜometer 0 „ 0,4 ^ 

Nur für die Kordkompagnie gilt auch der gesetzliche Tarif von 

10 Centimes per Tonne nnd per Kilometer. 

Ausser diesen Tarifen gibt es noch ziemlich oft für bestimmte 
Strecken feste Taxen, welche (iruudiageu bilden, die den oben ange- 
gebenen nntPTgeordnet sind. 

"Wie dem auüh sei: indem ausserdem noch die Hafengelder (je 
100 Kilogramm 20 Centimes, bei der Af^fahrt wie bei rler Ankunft) 
sowie die Aus- und Einladekosten in Betracht gezogen wurden, haben 
die Sachverständigen der Enquete agricole diese Tarife für zu hoch 
gehalten, um die Cirkalation der Düngmittel hinreichend zu erleichtern. 
Der Tarif scheint insonderheit geradezu übermässig auf dem Che min 
de fer de ceinture (Pariser Ringbahn oder Verbindungsbahn), und 
kann in gewissem Grade die Beförderung von Dfingmitteln hin- 
dern. Und doch haben die Kompagnien alles Interesse, Trans- 
porte an begünstigea, deren Resultat die Vermehrung des land- 
virthschafUichen Beiehthnms» sowie der ländlichen Produktion sein 
und ihnen selbst für die Zukunft einen immer betrachtlicheren 
Verkehr sichern würde. 

Eines von den in der Enquete vorgeschlagenen Mitteln, um 
dem Handel mit Düngern eine neue Entwicklung zu verscliaßen, 
würde darin bestehen, dass man durch Erweiterung der in dem Ar- 
tikel 2102 des Code Napoleon enthaltenen Bestimmungen dem Ver- 
käufer von Düngemitteln ein Vorzugsrecht (privilege) gewährte. 
Dieser Artikel besagt, dnss diejenigen Schulden, welche auf gewisse 
Mobiiien ein Vorzugsrecht haben, sind: 

„1) Die Miethen und Pachtzinsen der Immobilien auf die Ernte- 
früchte des Jahres und auf den Erlös alles dessen, womit das ge- 
miethete Haus oder das Pachtgut ausgestattet ist) und alles dessen, 
was zur Ausnutzung der Pacht dient". 

Und weiterhin wird hinaagefiigt : 

,tNichtsdestoweniger werden die für den Samen oder für die Kosten 
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der Ernte des Jahres geschuldeten Suramen vom Erlös der Ernte 
gezahlt Hüter Bevorzugung des Eigenthiimers." 

Wäre niclit zu der Zeit, wo der Code Napoleon abgefasst wurde, 
der Handel mit kiinstliclieu Düngern beinahe unbekannt gewesen, so 
würden letztere nach der allgemeinen Ansicht in das den Ver- 
käufern von Samen u. s. w. bewilligte Vorzugsrecht mit einge- 
schloggen worden sein; denn in gewissen Fällen ist der Dünger 
ebenso^ wie der Samen, unentbehrlich fär die GewiimuDg der Er* 
sengntsse. Man hatte selbst anfangs geglaubt, dass es möglich sein 
würde, die Kosten für den Ankauf von Düngemitteln unter den allge« 
meinen Begriff der für die Jahresernte gemachten Ausgaben mbri- 
ciren 2U lassen; aber die Erkenntnisse der Tribunale haben sich 
nicht in diesem Sinne ausgesprochen. 

Man würde also wünschen, das Vorzugsrecht, welches za Gunsten 
des Eigenthümers an der Jahresernte, an dem Mobiliar und an 
dem Material zur Ackernutzung besteht, oder das beschränktere 
Recht, welches dem Lieferanten von Samen oder den Gläubigern für 
durch die Jahresernte bedingte Kosten zugestanden ist, auch auf die 
Lieferaüten von Düngemitteln ausgedehnt zu sehen. Dieser in ver- 
schiedener Begrenzung ausgedrückte Wunsch ist 1 irumlirt worden, 
bald in dem Sinne, dass das neue Vorzugsrecht, um dessen Be- 
willigung es sich handeln würde, erst nooA dem des Eigenthümers 
kommen, bald in dem Sinne, dass es demselben vorausgehen sollte; 
man hat selbst verlangt, dass es nicht nur auf den Verkäufer von 
Dünger, sondern aucli auf diejenigen ausgedehnt werden sollte, 
welche das Geld zu dem Ankaufe von Dungvtoffen hergeben. Man 
glaubt, dass diese Massregel, indem sie dem Handel mit Düngemitteln 
grossere Sicherheit geben würde, die Hebung desselben durch Her- 
beisiehung der Kapitalien zur Folge haben und ihm so- ermög- 
lichen würde, der Landwurthschaft grdssere Dienste su leisten. Aus 
diesem Gesichtspunkte würde die Regierung wohl geneigt sein, diesen 
Weg einzuschlagen. Ein Entwurf, welcher die Verwirklichung dieser 
Massregel enthalten würde und durch die Spocialkommission des 
landwirths( hjiltl'n hcn Kredits, deren Berichterstatter Herr Josseau 
war, bereits vorgeschlagen ist, befindet sich auf dem Wege zur 
Prüfung durch den Staatsrath. 

Noch einige andere Wünsche, welche sich der Frage in Betreflf 
der Düngemittel anschliessen, sind im Laufe der Enquete ausge- 
sprochen worden* 

Einer von ihnen, der ziemlich häufig vorgebracht worden ist, 
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hat zum Gegenstande die Erleichterungen, woldic rler Landwirthschaft 
zu gewähien sein mochten, um ihr die Beschaffung von Salzen 
möglich ^u machen, welche einer Denaturation unterlegen haben und 
bei der Zusammensetzung der künstlichen Dfinger mit Nutzen ver- 
wandt werden können; doch ist dies ein Punkt, welcher mehr m 
der Untersuchung der von der Fiskalgesetzgebung verlangten Ab- 
änderungen gehört und in einem besonderen Kapitel behandelt 
werden soll. 

An verschiedenen Punkten der Kfiste wnnschen die Ackerbauer, 
welche im Stande sind, die DüngemiUcl, welche das Meer liefert, 
und welche bei der Iknutzuncf ausgezeichnete Resultate ergeben, zu 
gewinnen, daüä allzustrenge geseiziiche Bestimmungen der Ausnutzung 
von befruchtenden Stoffen, die die Natur in ihren Bereich gegeben 
hat, nicht hinderlich in den Weg treten. In dieser Hinsicht und 
besonders im ersten, zweiten und dritten Bezirke der Enquete, d. h. 
in den Departements der Bretagne und der Normandie, hat man 
allgemein d^n Wunsch nach Revision der auf Seegras und See- 
dtinger bezüglichen Gesetzgebung ausgesprochen und hat verlangt, 
dass es gestattet würde, während des Sommers noch eine zweite 
Ernte des Eüstentanga zu halten, sowie das Seegras in Booten zu 
holen, ohne zur Seeinskription gezwungen zu sein.*) Dss Marine 
Ministerium hat sich mit dieser für den Landbau unserer Eüsten- 
stiiohe bedeutBamen Frage beschäftigt, und es ist bereits für die 
Umgestaltung der Bestimmungen der Artikel 105 bis 125 des 
Dekrets vom 4. Juli 1853, bezüglich auf die Ernte von See- 
gras, sowie die Gewinnung von Seediinger.stofl'cn in liberalem 
Sinne der Entwurf eines Dekrets vorbereitet. Die hauptsächlichen 
Bestimmungen dieses Entwurfes, welcher bereits der Prüfung der 
Fischereikommission unterlegen hat, würden zum Gegenstände hnbon: 
Erlaubniss zu jährlich zwei Küstentangernten anstatt einer, die Ge- 
stattung der Cirkulation von Seegras auch nach ausserhalb der Ge- 
meinde, wo er geerntet ist, endlich die Gewährung von Erleich- 
terungen für den Anschluss der Seeinskription nicht unterworfener 
Leute an die regelmässige Bemannung der Boote, welche zu den 
Seegrasemten verwandt werden. So würde zum Theil den Wünschen, 
welche in der Enquete ausgesprochen worden sind. Genüge geleistet 
werden. 



*) „loscription maritime'' ist eigeutlich die EiiiregistriruQg derjeuigeü, welche 
•ventosll fSst dea S1iatB<43eedi«iist aiugdioben werden können. 
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Endlicli hat man es als eine Massregol bezeichnet, die zum Vor- 
theile der Landbaiier zu treffen wäre, dass man gestattete, das abge- 
fallene Laub in den ^\'älde^n zu sammeln, um sich desselben als 
Dünger zu bedienen oder vielmehr als Streu zum. Zwecke der Ge- 
winnung von Dünger. 

Amendements. — Unter diesem Namen begreift man gewisse Sub- 
stanzen, welche in vieler Beziehung dieselbe Rolle spielen^ wie die Düng- 
gtoffe im Allgemeinen (engraig) und mit diesen vormengt werden; indess 
glaabe ich, um miob dem Gebrauch zu fugen, dieselben besonders nennen 
zu müssen. Diese Substanzen werden Terwendet, nicht nur um der Erde 
Dasjenige zurackznerstatten, was sie täglich durch die Produktion ver- 
liert) sondern auch, um die Natur des Bodens selbst umzugestalten 
und ihm gewisse Elemente mitzutheilen, die ihm fehlen und die 
ihm grossere Fruchtbarkeit verleihen können. Kalk; Mergel, Gips 
sind unter diesen Substanzen diejenigen, welche am allgemeinsten 
verwendet werden; sie haben aul gewisse Bodenarten den nützlich- 
sten Einfluss, und es ist zu wünschen, dass ihr Gebrauch sich mehr 
und mehr in den Gegenden verallgemeinere, für welche es von \<jv- 
theil sein kann. Hinzuzufügen ist noch der fossile pLuspintrsaure 
Kalk, welcher augcnljlicklich ganz besonders im Departement der 
Ardennen benutzt wird, gleichfalls ausserordentliche Resultate liefert 
und sich mehr und mehr verbreitet. Die Regierung hat es sich 
ganz besonders angelegen sein lassen, zur Aufsuchung dieser nütz- 
lichen Substanz zu ermuntern. Ein durch seine Spezial - Unter- 
suchungen auf diesem Gebiete bekannter Gelehrter, Herr v. Molen, 
hat in den Jahren 1864 und 1865 Auftrage erhalten, welche ihm 
Gelegenheit gaben, das Yorhandensein von Lagern phosphorsauren 
Kalkes für einige Departements des nördlichen und westlichen 
Frankreich festzustellen, ja sogar für. einige sudliche Departements, 
wie das der Seealpen, wo dieser Dungstoff bis auf den heutigen 
Tag unbekannt war. Ein ähnlicher Auftrag ist ihm im Jahre 1867 
ertheilt worden, um ähnliche Nachforschungen im Dcparlement der 
Gironde, sowie in den benachbarten Departements anzustellen. 

Aber für diese Stoffe, welche meistentheils einen sehr beträcht- 
lichen Raum einnehmen, deren Werth aber ihrem Volumen und 
Gewicht gegenüber ein verschwindender ist, würde es einer der 
wesentlichsten Punkte sein, dass man sie zu hinreichend herabge- 
setzten Preisen transportiren iiessc, damit ihr Gebrauch den Ackerbau 
nicht mit höheren Kosten hwerte, als der Vortheil ist, den er 
daraus ziehen kann. Auch hat man sich in dieser Hinsicht in der 
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Euquetc sehr häufig und sehr lebhaft über die Schwierigkeiton und 
hohen Preise der Transporte beklagt, über die unzureichenden 
Wasscrstrassen und über die Mangelhaftigkeit der Landstrassen: in 
Anbetracht der Entfernungen, welche im Allgemeinen die Gegenden, 
welche dieser Stoffe bedürfen, von denjenigen, wo dieselben sich in 
beträchtlicheren Massen finden, trennen, hemmen diese Hindernisse 
die Landwirthschaft bei Verbesserungen, welche dieselbe geneigt sein 
Würde auszofühfen. Besonders die Eisenbahntazife hat man als 
solche bezeichnet, welche den Transport yon för landwirihschaftliche 
Zwecke bestimmtem Kalk, Mergel und Gips in hohem Grade er- 
schweren. Diese Tarife haben gegenwärtig folgenden Stand: 

Gemäss der ConTOntionen von 186B ist der Tarif fdr Dunge« 
kalk folgendermassen per Tonne und per Kilometer festgesetzt: 

Für Strecken bis zu 100 Kilometer, ohne dass die Taxe 5Frcs. 
übersteigen darf, 8 Centimes. 

Für Strecken von 101 bis 300 Kilometer, ohne dass die Taxo 
12 Frcs. übersteigen darf, 5 Centimes. 

Für Strecken über 300 Kilometer, 4 Centimes. 

Dies sind die Maxima, welche durch die Verträge festgesetzt 
sind; in Wirklichkeit aber wenden die Koinpugnieen Sätze an, die 
bedeutend niedriger sind, als die oben angegebenen ZilTern. 

So zahlt Gips nach Specialtarifen: auf dem Nordnet^ 10 bis 
2 Centimes, auf dem Ostnetz 5 bis 2 Centimes, auf dem Westnetz 
7 bis 3 Centimes^ auf dem Netz von Orleans 5 bis 2 Centimes, auf 
dem Mittelmeernete 6 bis 3 Centimes ^ auf dem Südnetz 5 bis 8 
Centimes. 

Kalk ist durch Specialtarife taxirt: auf dem Nordnetz 10 bis 4 
Centimes, auf dem Ostnetz 5 bis 4 Centimes, auf dem Westnets .7 
bis 2V2 Centimes, auf dem Netz von Orleans 6 bis 37» Centimes, 
auf dem Mittehmeemets 6 bis 4 Centimes, auf dem Sfidnetz 8 bis 4 
Centimes. 

Alle Massregeln, welche getroffen werden k5nnten, um noch 

weitere Ermässigungen in diesen Spesen herbeizuführen, würden von 
der Landwirthschait mit der lebhaftesten Befriedigung aufgenommen 
werden. 

%. 3. Wiederbewaldung. 

Ich glaube die wichtige Frage der Wiederbcwaldung, mit wel- 
cher man sich vielfarli in der Enquete beschäftigt hat, in diesem 
Kapitel untersuchen zu müssen, weil sie mit diesem mehr als mit 
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irgend eiuem andern verknüpft ist. Man beklagt sich lobhaft über 
Verwüstungen, welche die durch allzuviele Ausrodungen entblössten 
Abhänge der Gebirge durch die herabstürzenden Regenwässer und 
Giessbäche erleiden, sowie über die üoberscliwemmungen der grossen 
Thäler, welche die Folge davon sind, und man fordert dringend, 
dass die wirksamsten Massregeln getroffen worden, um die Wieder- 
bebohung und Wiederbeiasung der Gebirge zu bewirken. 

Die Regierung bat sich bereits seit mehren Jahren mit Mitteln 
beschäftigt, dieses doppelte Ziel m erreichen, und die Oesetase vom 
28. Juli 1860 und vom 8. Juli 1864 wollten die Arbeiten vorschrei- 
ben oder dazu ermuntern, welche nothwendig sind, um den ernsten 
Gefahren, welche sich gezeigt hatten, su begegnen. 

Nach dem Wortlaute des Gesetzes von 1860 können zum Be- 
hufe der Wiederbehulzung der auf der Höhe der Gebirge oder an deren 
Abhängen gelegenen Flächen den Gemeinden, sowie den öffentlichen 
oder })rivaten Etablissements Unterstützungen bewilligt werden. Ueber- 
dies werden in Fällen, wo es das öllentliche Interesse in Folge des 
l'odenzustandes und der für die unteren Gebiete daraus hervorgehen- 
den Gefahren erheischt, Arbeiten für Wiederbeholzun'T zwangsweise 
vorgeschrieben: ein nach vorhergängiger T^ntersuchung erlassenes De- 
kret erklärt die öttentliche Nützlichkeit dieser Arbeiten, und die 
Eigenthümer der zu beholzenden Terrains müssen dieselben ausfüh- 
ren, oder, im Fall sie sich weigern oder ihren Verpflichtungen nicht 
nachkommen, können sie expropriirt werden. 

Der Staat kann auch unter gewissen Bedingungen für die 6e~ 
tneinden oder öffentlichen Etablissements eintreten, welche entweder 
sich weigern, die Arbeiten auf den ihnen gehSrigen Gebieten vor- 
zunehmen, oder auch nicht im Stande sind, dies su thun. Ausser- 
dem hat das Gesetz eine Summe von 10 Millionen bis zur Höhe von 
einer Million jahrlich ausgesetzt, um die Ausgaben zu bestreiten, 
welche der Staat zu machen hat, um die Ausführung zu sichein. 

Das Gesetz vom Jahre 1864 wollte dasjenige vom Jahre 1860 
erganzen in Betreff der Berasung. In der That konnten die Land- 
wirthc gebirgiger Gegenden fürchten , dass die AN iederbewaldung 
grosse Strecken Bodens der Abweidung entziehen und so die Hirten- 
bevölkerung grosser HilfsciucUen für die Ernährung ihrer Heerden 
berauben möchte. # 

Das Gesotz vom 8. Juni 18G4 hatte ausdrücklich zum Zweck, 
die IWrasnngsnrl leiten an Stelle von Arbeiten zum Zwecke der Be- 
heizung in allen den Fällen zu gestatten» wo es scheint, dass die 



Digitized by Google 



— 107 

ersterc von beidon Massregeln zur Konso]i(^ati(Hi des Büdcns hin- 
reichen wordc, um die bedrohten Strecken gegen die Gewalt der 
Öturzwässer zu schützen. Dazu wurde noch eine neue Summe, dies- 
mal in der Höhe von 5 Millionon, ausgesetzt für die Berasungsar- 
beiten, jährlich bis zur lliihe von 500,000 Frcs. Ueberdies nfthm 
das Gesetz von 1864 das IVinzip an. Gemeinden Entschädigong zu 
bewilligen, falls sie zeitweilig der Weide auf den kommiinalen Län- 
dereien beraubt würden, wenn diese Gegenstand der Beholzungs- 
oder Berasungsarbeiten sein würden. Man wollte auf diese Welse 
dem Widerstande der Betroffenen vorbeugen, der sich thatsüchlioli 
nützlichen Arbeiten entgegenstellen wurde, und die Gemeinden ver- 
mögen, die Anstrengungen der Begierung auf dem Wege, weldien 
sie eingeschlagen hat. zu unterstützen. 

Die Anwendung der Gesetze, deren hauptsiichliche Ikstimmun- 
gen ich so eben angeführt habe, ist durch die Jkmühungen der Forst- 
verwaltung mit ebensoviel Thätigkcit und Eifer als Einsiclit ge- 
schehen. Diese Verwaltung hat selbst das l^eispiel zur Wiederbe- 
holzung gegeben, indem sie in den Departements, wo der Staat kahle 
Bergflächen besitzt, jedes Jahr mehr oder weniger beträchtliche 
Strecken bepflanzen oder besäen Hess. Ausserdem sind die Gemein- 
den unter der Leitung ihrer Agenten mit Arbeiten vorgegangen. 
Die Wiederbeholzungen haben vorzugsweise stattgefunden in den De- 
partements der Alpes-Maritimes, Vanduse, Haute-Loire, Gard und 
Aude; ebenso im Departement Puy-de-D6me, wo sie eine ganz be- 
sondere Bedeutung gewonnen haben.*) 



*) Die Waldungen wurden in Frankreich statistisch 1S42 anf.- 

Staatseigeuthnm 1,101,880 Hekt. 

Kommunal- und Priratwaldnngen 7,702, ft71 

also in Summa auf 8,804,551 liekt. 

angegebeo. 

Schon 1842 war die Total-Prodaktioo yor Hds über 54% HUlions Steres 
(1 Stens s«l Gabikm6tera«30«1739 Pariser CabikfaB8«0,2995 preuseisehe Klafler). 
Diese 54%littlioQ repmentirteD einea Tolalwerth von 206% Million Free, undzwar 

io folgender Weise: 

Holz der Krone gehörig 110,^>5?? Steres = 1,047,404 Frcs. 

Aus Staatsforsten 5,203,400 = 32,871,969 , 

Kommunal- und Pri?at-Eigentham . 29,2 50,833 „ == 172,G81,152 „ 

Summa 34,570,585 Steres = 206,600,525 Frcs. 
Maulbeerbäume und OUveuplautagen, letztere im Departement des Bonehes 
du Bhooe, da Oard et de rH^raalt bedecken mehr als 130,000 Hektaren. 

Block: JStaUai^ df ta Fronet'* 
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im Laufe des Jahres 1864 sind freiwillige (facultatifs) Beheizun- 
gen auf einer Fläche von 7,6ß5 Hektaren an??gefiihrt worden: fiska- 
lische Behülzungen auf einer Jb lache von 1,835 Hektaren, und Ue- 
holzungsarbeiten auf obligatorisch bestimmten Re/irken haben auf 
ungefähr 2,600 Hektaren stattgefunden. Diese letzteren Arbeiten ge- 
schahen mit Hülfe von Vorschüssen, weiche der Staat leistete, und 
welche ihrei^i i^rössten Theile nach durch die betheiligten Gemeindeii 
zuröcker.stattet werden, üebrigens bedient sich die Verwaltung dea 
ihr durch das Gesetz von 1860 verliehenen EzpropriaüoDsrechtes 
mir mit der groaston Zurückhaltung. 

Gemeinden und öffentliche Etabliasementa haben in natura und in 
Geld Unteratfitzungen empfangen, welche sich für daa Jahr 1864 auf 
350,000 Frea. (93,333^3 Thlr.) beliefen, und im aelben Jahre aind 
auch noch 739 Privatleuten UnteratütKungen gewahrt worden fnr die 
Beholsung von Gebirgeflachen, welche im Ganzen einen Inhalt von 
1,601 Hektaren haben, vertheilt auf 28 Depaitementa. 

Endlich wird der gerammte Inhalt neu behokten und neu be- 
lasten Bodens, welcher sich Ende des Jiilires 18()6 auf 61,000 Hek- 
taren beliel, Ende des Jahres 1867 die Ziffer von wenigstens 70,000 
Hektaren erreicht haben.*) 

In gewissen südlichen Departements (und der Bericht des Staats- 
raths Chassaigne-Goyon, Präsident der Enquete im 23. Bezirk), 
beklagt man sich darüber, dass den Beholzungsplänen zu grosse 
Ausdehnung verliehen und dass wenigstens bis auf heute der 
Anwendung des Gesetzes vom 8. Juni 1864 nicht in hinreichen- 
dem lliaeae Rechnung getragen worden aei. Ks hat geschienen, 
dass CS beaaer gewesen wäre, anstatt grosse Bezirke für obligatorische 
Beheizungen festzusetzen, die ersten Entwürfe auf die abschüssigsten 
Hänge su beacbranken, wo entweder nur Wald fortkommt oder nur 
Wald gegen Abwaachungen aohütxen kann. Hatte die Verwaltung 
von Anfang an den Intereaaen der Viehzucht mehr Raum gewahrt, 
80 würde aie nicht auf ao viel Widerstand von Seiten der Gemeinden 
und der Privatleute geatosaen aein. Gegenwärtig acheint ea ihre 
Absieht zu aein, mehr und mehr diesen Weg einzuachlagen, und die 
Bevölkerungen, welche die erat spat zu erkennende Wohlthat der 
Beheizung, die ihnen einen Theil ihrer Weiden wegnimmt, nur achwer 
begreifen, würden leicht den mehr unmittelbaren Nutzen der Beraaung 
zu würdigen verstehen. Endlich wünschte man, dass eine weniger 



*) Expose de 1« Bituatiou de r£mpire. November 1Ö67. 



Digitized by Google 



— 109 — 



beschrankte Anwendung gemacht würde von dem Princip der fint- 
schSdignng derjenigen, welche Bich ihjer Weida) beraubt iehen m- 

folge der Berasungsarbeiten , da diese ein mehr oder weniger langes 
Verbot der Beweiduiig nothweudig machen. 

Im Ausland zeigen die Verhältnisse der Landwirtlischal't in Be- 
zug auf Anwendung von Bewässerung, Drainage und Dungmittel 
einen merklich verschiedenen Stand, 

In England giebt es einige Grafschaften, wo die Bewässerung 
mit viel Sorgfalt und Erlolg angewendet wird; dies sind besonders 
Wiltshire, Hampshire und Gloucestershire. 

Die Drainage wird überall angewandt, sei es unter Beistand der 
Regierung, sei es aus Privatmitteln; sie ist in ganz England allgemein. 

Die natürlichen Dünger genfigen bei weitem nicht den Bedürf- 
nissen der Landwirthschaft; man ergänzt sie deshalb durch kfinst- 
liche Dunger, deren hauptsächlichste sind: Guano, Knochen und 
Knochezunehl und Ealksuperphosphate. 

In Schottland ist die Bewässerung wenig bekannt; man wendet 
sie nur in einem sehr beschränkten Massstabe an und nur zur 
Verbesserung einiger, in sehr bedeutender Höhe gelegener Weideplatze. 

Die Drainage dagegen hat eine sehr beträchtliche Ausdehnung 
gewonnen und ist gegenwärtig fast überall die Re,<?el. 

Nächst den natürlichen Stalldünt^ern vuin Lande und denen, welche 
die städtischen Stallungen liefern, sowie nächst dem Sirasseukoth 
nimmt der Guano die erste StoWe ein. Im Jalirc 1865 wurden in 
Schottland nicht weniger als 392,840 metrische Centner Guano ein- 
geführt. Ausserdem hat man noch Superphosphate, gemahlene oder 
gestossene Knochen u. s. w. 

Irlands feuchtes Klima macht die Anwendung von Bewässerung 
unnöthig. Die Drainage hat seit 10 Jahren gewisse Fortschritte ge- 
macht Künstliche Dunger Verden von einer sehr geringen Zahl 
wohlhabender Pw^ter angewendet 

In Belgien sind zahlreiche Arbeiten für Bewässerung ausgeführt 
worden und haben yorzfigliche Resultate geliefert; man verdankt der 
Regierung die Schöpfung eines grossartigen Netzes von Kanälen, welche 
bestimmt sind, das Wssser der Haas nach allen Punkten der Cam- 
pine zu tragen. 

Die Produktion von Stalldünger ist unzureichend. Die Ver- 
wendung von Handelsdüngern fängt an, eine j^rosse Entwickeluug zu 
«gewinnen, und man scheint jetzt besser die \ ortheile zu würdigen, 
welche mau aus einer Menge von Stoffen ziehen kann, welche bislier 
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ungenutzt zu Grunde gingen. Die haiiptsächliclisteD Diingmittel sind: 
vor allem Guano, welcher beinahe überall verbreitet ist, Knochenkohle, 
Kalksuperphosphate n. s. w. 

Die feuchte Katur des hollandischen Bodens macht fast überall 
die künstliche Bewässerung unnütz. 

Die Drainage macht besonders im nördlichen Holland, in See- 

lauii und Frieslaud Fortschritte. 

In Holland ^vendet man 7Ain;ichst den Viehdiinger au: sodann 
bedient mau sicii des toriigen Schlammes, den man im Herbste aus 
den Gräben und Rinnsalen gewinnt, die das Land durchfurchen; man 
lässt ihn im Winter gefrieren, mischt ihn im Frühjahr mit einem 
Drittel Kuh- oder Ffcrdedünger und breitet ihn so über die Wiesen. 
Man hat auch künstliche Düngmittel versucht, aber ohne grossen Er- 
folg. In der Umgegend von Amsterdam indess verwendet man Guano 
und ammoniakalische Dnngmittel für sandigen, Kalk für torfigen Boden; 
lehmigen Boden kultivirt man nur mit Stalldünger. 

In Schweden und Norwegen ist die Bewässerung im Allgemeinen 

eine natürliche. 

Die JJraiüiiUiigsarbeiteu waren in den letzten Jahren sehr be- 
trächtlicho. 

In Schweden ist das gewöhnliche Düugmittel der Viehdünger. Die 
Verwendung von exkrementalen Stoffen beginnt sich zu verallgemeinern ; 
auch Knoclicnmelil gebraucht man. Aber aiislnnflische Dungmittel, 
wie Chili-Salpeter oder Guano, werden nur in sehr unbedeutenden 
Quantitäten eingeführt. 

In Norwegen sind die Terschiedenen Dünger^ welche man an- 
wendet: Viehdünger, Fischabfalle, Tang, andere Seepflanzen, welche 
sich in Fülle an der Küste finden, Knochen und Guano. Der Vieh- 
dünger würde hinreichen, wenn man ihn besser gebrauchte. 

In Preussen ist die Bewässerung im Allgemeinen eine natürliche, 
was besonders von der Provinz Pommern gilt, welche an Wasser- 
läufen und Seen oder Teichen sehr reich ist. 

Das Bedürfniss von künstlicher Bewässerung hat sich indess 
auf mehreren Punkten geltend gemacht, und hervorragende Agro* 
BOmen beschäftigen sich unablässig damit, Kanalisation splänc aus- 
zuarbeiten. Bereits wird auf diese Weise ein beträchtlicher Theil 
des Bodens bewassert; aber es sind dies kostspielige Arbeiten, für 
welche sich der Mangel an Kapitalien ganz besonders geltend macht 
und die Anstrengungen der Besitzer hemmt« In einer ganz beson- 
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ders bcwundornsw^rthen Weise wird die Bewässerong im Siegthal 
in Westfalen geleitet. 

Die Arbeiten far Trockenlegung sind ganz besonders bedeutend 
für Pommern, wo jedes Jahr mehrere hundert Hektaren den Sümpfen, 
Seen oder Teichen abgewonnen werden. Aber um diese Arbeiten 
noch mehr zn befördern, wSren Staatsunterstützungen nothwendig, 
sowie die Hevision eines alten Edikts von 1775, welches den Wasser- 
spiegel nur in ziemlich beschrinkten Grenzen zu erniedrigen ge- 
stattet. *) 

Die Drainirung hat seit etwa zehn Jahren eine ginssartige Aus- 
dehnung gewonnen, und nur der Mangel an Kapitalion und die man- 
gelnde Handarbeit haben ihr Einhalt i^'ethan. 

Die Frage der Dungmittel ist eine von denen, mit welchen sich 
die meisten liandwirlhe vorzugsweise beschal'tigeii. Sie ziehen die 
natürlichen Dünger vor und vernachlässigen 2<iichts für ihre Ge- 
winnung und Aufbewahrung; das Vieh wird vor Allem als eine 
Maschine für die Düngung des Bodens angesehen. Auf allen etwas 
ausgedehnteren Wirthschaften giebt man den Thieren ausser einer 
grossen Quantität Kartoffeln**) und was man sonst an Wurzel- 
früchten zu Futter benutzt, auch noch grosse Rationen Oelkuchen, 
um 80 die Produktion von Dunger zu Termehren. Auch wendet 
man grosse Sorgfalt an, um keine Jauche verloren gehen zu lassen 
und die Zeit, welche das Vieh auf der Weide zubringt, möglichst 
abzukürzen. Allein diese Gewinnung von Dünger reicht nicht über- 



*) Biese DanrtelluDg eutäpricht darebaas nicht den wirUieben Yerbiltnissen } 
die betreffenden Berichterstatter sdieiaen keine Ahnung gehebt zn haben Ton den 
groeeartigen Trockenlegangen, Regnlimngen und Eindeidinngen, die seit mehr als 
100 Jahren in den verschiedenen ProviüzeD Preussens zur Ausführuni^ gekommen 

sind, und wovon den Franzosen auf der Ausstellung vom Jahre 1867 zu Paris 
durch das hiesige landwirthin-haftlicbe Ministerium in Kirtpri ein Tbeil der aus- 
geführten Arbeiten vorgeführt wurde, l)ie Deakschritt desselben Ministeriums über 
diese Arbeiten hätte den ßerichterstattern doch nicht uubeiiannt sein soHuu. 

Filly. 

**) Von den grossaitigen Futterquantit&ten nnd enormen Dungmassen, die eine 
naturliohe Folge «ner intensiven, gleidiseitig mit Brennereibetrieb und Zmket^ 
fabrikation Hand in Hand gebenden Wirtbschaft sind, — von dem Bei riebe der 
Provinz Sachsen s, B. acheinen die Herrm Eommissare keine reohte Vorstellung 

gehabt zu haben. 

Es hiesse wohl die dieser Arbeit gesteckten Grenzen weit überschreiten, wollte 
ich die oberflächliche Nachlässi^'keit bei der Beurtheilung und Auffassnnr^ unserer 
heituathlichen \ erhäitnissti nach dteser 6eit$ hin auch nur entfernt cliurakterisireu. 

Dr. B. 
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all aus, und ausnahmsweise ergänzt man sie mit Guano, vegetabili- 
sclier Asche, Knochenmehl, Tuadrette, Phosphaten ii. s. w.*) 

Die baierische Ackcrgesctzgebnnf^ enthält über den Genuss und 
Unterhalt der Wasscrläafe, über die ßewirthschaftung und Bewässe- 
rung der Wiesen Gesetze, welche seit fünfzehn Jahren ausgezeich- 
nete Resultate hervorgebracht, welche die Trockenlegungs- und Be- 
wSaserungsarbeiten befördert und die 3üdung sahbreicher Genossen» 
schalten su diesem Zwecke begünstigt haben. Jeder Uferbewohner 
kann den sein Grundstück bespülenden Wasserlauf benutzen, doch 
unter der Bedingung, ^ass f3r die nbrigen Uferbewohner kein 
Wasserverlust oder Ueberschwemmung oder Gefabr, dass das Wasser 
stagniren kdnnte, eintritt, und es muss das Wasser bei den 
unterhalb gelegenen Grundstücken seinen natürlichen Lauf wieder** 
gewonnen haben. Man kann aber sogar von dieser letzteren Be- 
dingung durch die Behörde dispensirt werden, wenn man den Be- 
weis liefert, dass die A eränderung des Wasserbettes den Uferbewoh- 
nern keinen Schaden zufügt. Die Nichtnferbewohner können An- 
spruch darauf machen, Walser abzuleiten, wenn dieser Yortheil nicht 
bereits von den üferbewohnern ausgenutzt ist, und wenn die Wasser- 
entziehung den letzteren keinen Schaden verursachen kann. Besitzer 
von Mühlen, Fabriken oder Hüttenwerken müssen ihre Maschinen 
in einem solchen Stande halten, dass aus ihrer Anwendung für die 
Ufwbewohner kein Schaden hervorgeht. Wer eine Abdämmung vor- 
zunehmen wünscht, darf zu diesem Zwecke das seinem Grundstücke 

*) Auch TOD dem enormen Yerbraaehe käuflicher DaDgemittel in verschie- 
denen Provinzen Prenssens, voran Sachsen nnd Schlesien, g^cben die Bericht- 
erstatter ein gaüz verkehrtes Bild, wenn sie deren Anwendung als eine aumahms- 
weisc bezeichnen. Die Provinz Sachsen z. B. hat nachstellende Quautitüten, soweit 
Sie unter Kontrolle der Veräuclxsstatioa Halle a. S. stehen, verbraacht: 

1866 1S67 1868 1869 
Gtr. Oir. Ctr. Gtr. 
Pem-Gnrao 66,620 40,814 38,267 84,277 

Anfgescblossenea Guano 81,294 100,883 172,318 245,843 
ChUisalpeter 2,016 15,103 15,083 9,079 

SnperphObphat 37,029 30,478 33,919 37,397 

Ammoüiakalisch,Superpb. 1,081 25,G29 40,783 51,795 
Knochenmehl 3,155 5,131 4,181 2,742 

Ka liaalze 21,840 14,850 16,015 27,497 

ImChmzw 214,085 282,888 815,566 408,680 
Pazn kommen noch bedeutende Qmmtit&ten nicht kontrollirter kinflieker 
Düngemittel; so steht z. B. von den tahlreichen Stasstoter Fabriken von Kali* 
dangern nur eine einsige anter KontioUe genannter YersnchBstation. FiUy. 
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gegenüberliegende üfer benutzen, iiaciidem erdessen Eigenthümer vorher 
eine Entschädigung gezahlt hat. Man kann den Besitzer eines Grund- 
stückes zwingen, quer durch seinen Besitz eine Wasserleitung legen zu 
lassen für die Bewässerung oder Drainirung des benachbarten Landes. 

Für nützliche Bewässerungs- und Trockenlegungsarbeiten, welche 
ohne Benutzung der benachbarten Grundstücke nicht ausgeführt werden 
können, kann erklärt werden, dass sie von Öffentlichem Nutzen sind. 
Vereinigen sich mehr als drei Besitzer zu diesem Zwecke, so bilden 
sie eine Genossenschaft, deren Rechte und Pflichten durch das Gesetz 
bestimmt werden. Die Kasse der landwirthscbaftiichen Bank leistet 
wenig bemittelten Besitzern, welche an diesen Arbeiten sich bethei- 
ligen wollen, Vorschüsse zu sehr geringen Zinsen. Wenn mehrere 
Besitzer ihre Zustimmung verweigern, so können sie dazu gezwun- 
gen werden , voraasgesetzt, dass sich unter den Betheiligten eine 
Mehrheit von zwei Dritiheilen findet, welche aber nicht nach der 
Stimmenzahl, sondern nach der BesitzflSehe berechnet wird. Den- 
jenigen von den widerstrebenden Besitzern, welche nicht in der Lage 
sind, ihren Beitrag zu zalilen, werden von den anderen \'or.scliüsöö 
zum Zinsfuss von 4% gemacht. Ausserdem können die Opponenten 
verlangen, dass ihr Grundstück vor Beginn der Arbeiten abgeschätzt 
wird und ebenso iünf oder spätestens zelin Jalire nach der Ausfüh- 
führung der Arbeiten: ist der Mehrwerth niciit gleich den gezahlten 
oder zu zahlenden Zinsen, so können sie deren Löschung oder ent- 
sprechende Vergütung verlangen. 

Die Erklärung des Baron v. Moreau ergiebt, dass die Düng- 
mittel, von denen man in Baiem ausser dem Stalldünger den gröss- 
ten Gebrauch macht, folgende sind: Phosphate, Superphosphate, 
peruanischer Guano, Fisch-Guano, Holz- und Torfasche, Wollabfalle 
und menschlische Exkremente. Es besteht in Baiern eine grosse 
Anzahl von Fabriken künstlicher Dünger, worunter die bedeutendste 
und best geleitete die von Heufeld*) bei Aibling ist, welche ihrer 
Fabrikation wissenschaftliche Grundsätze zu Grunde gelegt hat. 
Baron von Moreau hat den deutschen Text einer Instruktion 
mitgetheilt, welchen diese Fabrik unentgeltlich vertheilt und worin 



*; Die En^ähnang dieser unbedeutenden Tbatsache muss um so wunderbarer 
erscheben, all x. B. der grosBaitigen Stassforter Kali-Fabriken nidit mit dner 
Silbe gedadkt iat. Ausserdem gilt es sonst iq DeatBchlaed nidit als besonderes 

Zeichen der Solidität einer lUingerfabrik, wenn sie sich mit dem Yerkattf und 
der Üerstellang von Mischdünger derart abgiebt, dass der eine für diese, der 
andere fnr iene Kaltur bestimmt ist. Dr. B. 

8 
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angegeben ist, wie man die verschiedenen Düngersorten für die ver- 
schiedenen Ernten verwenden muss, und ebenso, welche Quantität 
für die verschiedenen Bodensorten je nach ihrer Beschaffenheit noth- 
wondig ist. (?) Ausserdem enthält diese Instruktion einen Abriss der 
landwirthschaftlichen Chemie, abgefasst in populärer Sprache und ver- 
ständlich für alle Landwirthe, selbst für diejenigen, welche von den 
fundamentalen und wissenschaftlichen Principien der Laudwirthschaft 
keinen Begriff haben. (?) 

Ausserdem hat man in Baiern und zwar in Mündien eine Ver- 
suchsstation errichtet, deren Statuten Baron v. Moreau mitgetheilt 
hat. Die Aufgabe dieser Station ist^ chemische Untersuchungen an- 
zustellen über die Natur der Stoffe, welche für die Landwirthschaft 
Dutsbar gemacht werden können; man beschäftigt sich' dort mit der 
Analyse der Bodensorten, der Hergelarten, der Dungstoffe, welche 
in den Handel kommen, der Koprolithen und der far Bewässerung 
bestimmten Gewässer; man stellt praktische Versuche an über die 
Anwendung organischer oder mineralischer Dünger u. s. w. Die 
Centfalstation zu München hat in den Provinzen mehrere Filiale. 
Uebrigens ist es Sachsen j welches den ersten Anstoss zu solchen 
Stationen für landwirtbschaftliche Cliemie gegeben hat, und es gibt 
deren jetzt vicrundzvvanzig an verschie<lenen Punkten Deutschlands. 

In der SchwelJB hat man zahlreiche Mittel für Bewässerung ; 
besonders die Walliser gelten als I^ieister in Bewässerungsarbeiten, 

Die Drainage steht noch bei den ersten Versuchen. 

Die landwirthschaftlichen Vereine thun viel für die A'erbrei- 
tuüg der Kenntniss von der chemischen Zusammensetzung der 
Düngerarten, und bereits bedient man sich verschiedener vegetabi- 
lischer Substanzen, um den gewöhnlichen Stalldünger zu ersetzen. 
Die schweizerische Landwirthschaft sammelt den Dünger ausser- 
ordentlich sorgfältig, die StaUprodnktioD ist sehr oft ausreichend, und 
in einem grossen Theile der Schweiz verwendet man den Mist mit 
viel Verstandniss. 

In Ungarn ist von Bewässerung fast gar nicht die Rede, ob- 
gleich das grSsste Leiden des Landes in der Trockenheit besteht, 
welche nur zu oft daselbst herrscht Die ungarische Landwirthschaft 
bedient sich nur des natürlichen Düngers, den die Thiere producire;n, 
und dieser reicht für die Ikdürfnisse des Ackerbaues ans. 

In den verschiedenen Gecrenden Rnsslands ist die Bewässerung 
eine ganz natürliche, indem der grösste Thoil der Flüsse zur Zeit 
der Schneeschmelze über die Ufer tritt. 
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Bor Viehdünger i«t in Bussland ebenfalls allgemein der einzig 
verwendete, aber seine Quantität reicht nicht ans. Man verwendet 
auch als Dünger die Ruckstande bei der Destillation von Roggen, 
aber nur da, wo es juicht genug Vieh giebt, um sie zu verfüttern. 
Guano und chemische Dunger hat man versucht, aber ohne Erfolg 
wegen der Betrügereien, welche dieser Handelszweig gestattet und 
welche durcli Gesetz nicht geuiigeiid unterdrückt ^verdell. 

hiiili der Angabe des Herrn von Tsch erniaef f, Direktors des 
landwiitbschaftlichen Museums in Pctersl^urg, welchen die Com- 
niif^bion superieure gehört hat, düngt man im .südlichen Hussland den 
Boden überhaupt nicht; man folgt keinem anderen Principe, als dem, 
den noch so zu sagen jungfräulichen Boden auszunutzen, indem man 
mit möglichst geringer Mühe Alles, was er leisten kann, aus 1km 
heraus zieht. Eine Reihe von Jahren baut man Cerealien auf dem- 
selben Felde; dann, wenn der Boden sich zu erschöpfen beginnt, lässt 
man ihn wieder eine Reihe von Jahren ruhen. Niemals düngt man 
in den Steppen und besonders nicht auf der sehwarzm Erde, In 
den Theilen des Landes, wo es keinen jungfräulichen Boden mehr 
giebt, hat man angefangen, sich künstlicher Dünger zu bedienen, 
z. B. phosphorsauren Ealkes, und man hat dabei sehr befriedigende 
Resultate gewonnen. 

Die Drainage ist noch Gegenstand des Studiums. 

In Portngal lässt der Zustand dor Bewässerung uuendlich zu 
wünschen übrig; nirgends giebl es genügend viel Wasser. Künstliche 
Bewässerung ist selten. 

Drainirung cxistirt fast nicht. 

Viehdünger und, an den Ufern der Flüsse und Bäche, Schlamm 
sind die einzigen Dungmittel, von denen der Landbau Gebrauch 
macht; ihre Quantität reicht nicht aus, aber man ergänzt sie nicht 
mit künstlichen Düngern. 

In einigen Theilen Spaniens haben die Bewässerungen eine 
schon alte und sehr beträchtliche landwirthschafüiche Bedeutung. 
Besonders in der Provinz und in der Huerta von Valencia ist das 
System der Bewässerung in einer vollendeten Weise ausgeführt 
Man hat dies durch die Ableitung der Bäche und durch die 
Zertheilung und Wiederzertheilung der Wasser erreicht, welche mit 
Hülfe vorzüglich unterhaltNier Kanäle selbst das kleinste Grundstück 
bewässern.*) 



*) Ueber die umfaogreichöii BewääserungäaulageQ in Spanien bringen die 
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Drainirung gibt es fast gar nicht; nur auf der Insel Majorca 
findet Bie sich, wo sie auf den nassen Feldern seit undenklichen 
Zeiten angewendet wird, und zwar vermittelst Gräben, welche mit 
Steinen angefüllt sind, zwischen welchen das Winterwasser abfliesst 

Der .Dünger, welcher in Spanien vorzugsweise gebraucht wird, 
ist der Yiehdünger; dieser reicht aus für die Provinz Malaga ^ wo 
man nie mehr als den dritten Theil des Bodens besäet In der Provinz 
Naioama wendet man Dostillationsrfickstande, Asche, Strassen- und 
Kloakenicoth, sowie ungebrannten Kalk an; man kauft allen Dünger, 
den die Armeepferde und die Ileerden liefern, aber man versorgt 
sich weder mit Guano noch mit einem sonstigen künstlichen Dunger. 
In den Provinzen Sevilla, Cordoba und Esirt inadura ist der einzige 
Dimgstoff, dessen man sich bedient, der Yiehdünger; derselbe genügt 
nicht, und man würde ilin durch den Ankauf von künstlichem oder 
natürlichem Dünger ergänzen können; aber der hohe Transport- 
preis, besonders für den Guatio, macht dies unthuniich, und man 
beschrankt sich auf den Gebrauch einer sehr geringen Quantität 
Kompost^ der am Orte bereitet wird. Dagegen in den anderen Pro- 
vinzen ergänzt man den Yiehdünger, wenn er nicht ausreicht, durch 
Guano^ welcher, besonders in BUcaya^ gute Resultate zu ergeben 
scheint. 

In Saniander zieht man aus den menschlichen Exkrementen 
keinen Vortheil; sie verlieren sich in den Kloaken, welche nach der 
Rhede münden und die Stadt während der Ebbe verpesten. Nicht so 
ist es auf der Insel Majorea^ wo sie von den Gemusegärtnern und 
für die Orangenkultur sehr geschätzt werden. 

Im Königreich Italien spieJen die Bewässerungen eine be- 
deutende Rolle; sie finden sich in besonders reichem Masse und 
gut geleitet in der Lonihardei und in Piemont, Die Mitthciluiig, 
welche Marquis E. Bertone de Sarabuj' vor der Commission 
superieure machte, giebt über diesen Gegenstand sehr interessante 
Aufschlüsse: sie legt dar, dass es in der [Lombardei ein voll- 
ständig organisirtes Bewässerungssystem gicbt, welches in eine 
sehr alte Zeit liinaufreicht. Es bestehn sehr bedeutende und sehr 
zahlreiche Kanäle, welche meistentheils Privatbesitzern oder Kom- 
pagnien gehören. Das Wasser kommt von den Seen, welche einen 
Bestandtheil des StaatStiigenthums bilden; vermittelst gewisser For- 

»Annalen der Laudwirthscuait iu rreuäsea", MoDatsblatt, Bii. 47, S. 211 ff., sehr 
lehrreiche ifittheilungea ia einem längeren Berichte TOn ConstiintinT. Briesen. 

Filly. 
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malitäten werden vom Staate Konzessionen ertheilt, gewohnlicli auf 
dreissig Jahre und um den Preis einer jährlichen Abgabe, welche 
gewöhnlich auf 6 — 7 Frcs. pro Hektare (12 — 14 Sgr. pro Morgen) 
festgestellt wird. Ausserdem .ist in IKemont ein gans Yorzügliches 
Unteinehmen ausgeführt worden, nämlich der Canal Cavour^ welcher 
eine Flache von 200,000 Hektaren bewässern wird. Van hat noch 
nicht alle kleinen AbtheUangen, welche das Wasser auf die Aecker 
führen sollen, beendigen können, aber der Hauptkanal ist voll- 
ständig fertig. Er empfangt sein Wasser aus dem Po, 20 oder 
25 Kilometer (3 Meilen) von Turin, und seine Ergiebigkeit soll hundert 
und etliche Kubikmeter (3200 Kubikfuss) .sein. Sein Wasser tlicsst in 
der alten Provinz von VerceUL und in der von Novara über Strecken, 
welche bereits bewässert sind, so dass es die Fruchtbarkeit auf san- 
dige Gel)iete iibeiir;igt, die bisher einen sehr geringen Werth be- 
sassen, auf diese Weise aber eine edentende Ergiebigkeit gewinnen 
werden. Die betreffenden Besitzer werden wegen der beträchtlichen 
Vortheile, die sie daraus ziehen, ohne Schwierigkeit Beiträge zahlen. 
Wenn man übrigens im nördlichen Italien schon seit alter Zeit an 
den Gebrauch von Bewässerungen gewöhnt ist, so sind letztere in den 
anderen Theilen der Halbinsel weniger gekannt. 

Drainirung wird im allgemeinen nur in sehr geringem Masse 
angewendet 

Die Dünger > welche man in der Lombardei braucht, sind 
animalische und vegetabilische; Guano steht in keiner besonde- 
ren Gunst. In I^emoni ist der Viehdünger der hauptsächlichste 
Dünger, von dem die Landwirthschaft Gebrauch macht; ausserdem 

bedient man sich auch des Guano s. Da die Produktion von Vieh- 
dünger bei weitem nicht ausreicht, ersetzt man den Mangel durch 
Ankauf von natürlichem oder künstlichem Dünger. In der Provinz 
Genua macht die Landwirthschaft auch Gebrauch von Viehdünger, 
der mit geschabtem Horn, Knochen und Lumpen untermischt istj 
der Gebrauch von Guano beginnt gleichfalls. 

In der Provinz Neapel giebt es keinen anderen Dünger, als die 
geringe Quantität, welche man in den Pferdeställen auf dem Lande 
sammelt, und diese ist natürlich unzureichend. In To^eana ist der 
Dünger ein sehr gesuchter Artikel; man verwendet den gewöhnlichen 
Stalldünger, menschliche Exkrementei, sowie die von Tauben, Hühnern, 
Ziegen u. s. w. Der animalische Dünger reicht nicht aus; Kalk, 
Mergel und gewöhnliches Salz machen selir nützliche mineralische 
Dünger aus. 
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Im Agro Iiomano gibt es weder Bewässerung noch Drainirung ; 
man düngt den Boden nicht mit Vielidünger, und man wendet 
■weder natürliche noch künstliche Düngstoffe an. 

In der Türkei sind in der Provinz Irapezuni die Bewässerungen 
immer mit Sorgfalt vorgenommen worden. Die Quellen flicsscn 
reichlich, und überall sieht man kleine ßinnaale, welche zur Bewäs- 
serung der bebauten Felder dienen. 

Drainirung ist vollständig unbekannt. 

Die Ackerbauer kennen den Gebrauch von mineralischen Düngern 
nicht, aber Pferde-, Kuh- und Schafdanger ist von ihnen sehr gesucht. 
Sie zahlen gern eine kleine Samme, um Schafheerden zwei oder 
drei Nächte lang anf ihrem Gebiete übernachten zu lassen. Die Pro- 
duktion von Yiehdunger genügt bei weitem nicht 

In Aegypten speist der Nil allein die Bewassemngen mit seinem 
Wasser. Wenn der Fluss niedrig ist, beginnt die Rolle der Bewäs- 
serungsapparate und -Haschinen; die Dampfpumpe ist in bedeu- 
tendem Masse vorbreitet. Gleichwohl ist noch viel zu thun, um das 
Bewässerungssystem zu vervollständigeü. 

Drainirung giebt os nicht. 

Der Boden empfiingt nicht die nöthigo Quantität Dünger. Der 
Nilschlamm ist ein natürlicher Dünger (amendement naturel), welcher 
aber nicht ausreicht, um die Erde Alles das liervorbringen zu lassen, 
was sie hervorbringen könnte. Die einzigen angewendeten Dünger 
kommen vom Stallvieh und von den Tauben ; der eine wie der andere 
genügt nicht. Fast aller Dünger, der im Lande erzeugt wird, geht 
verloren; derjenige der Städter wird nicht gesammelt, so dass die 
Luft verpestet wird; der Dänger ans den Pferdeställen in den 
Städten wird für den Gartenbau benutzt 

In den Terelnigten Staaten hat die Anwendung von Bewäs- 
serungen wenig Bedeutung, und die Drainirung ist noch nicht ver- 
breitet. 

In Südkarolina wird für die l?cw-Kultur gar kein Dünger ange- 
wendet, für die BaumwoUe-Ku\t\iT bedient uvdii sich des Schlammes 
der Salzsümpfe und der Mcerjyßanzen. Man hat mit Erfolg von 
Guano und Knochenmehl Gebrauch gemacht. In Maryland ^\cht os 
viel Vichdiinger. aber mau bedient sich auch des Guano und künst- 
liclier Düngemittel. In den westlichen Staaten ist der Boden noch so 
reich, dass Viehdünger ein unnützer Luxus ist. 
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Kapitel Y. 
lutaiil itr twMlMim Zweigt M landirirtluftlafllitta Prtinktlf n, 

Es ist eine zweifellose Thatsache und seit einer Reihe von 
Jahren von Allen bestätigt, welche sich mit den landwirthschaftüchen 
Verhältnissen beschäftigen, und auch durch alle Ergebnisse der 
Enquete bewiesen, dass die FortaehriUe dar Landwirlhsehßft seit etwa 
30 Jahren, sowohl in Frankreich als im Ausland^, sehr erhebliche 
gewesen sind. Die Vervollkommnung der Enlturmethoden, die fort* 
schreitende Verminderung der schwarzen Brache, die yerbesaerte 
SchlageintheUung, die Ausdehnung des Futterbanes, die stetig wach* 
sende Produktion von Vieh und Dfinger, die Einführung industrieller 
Kulturen, alles dies hat den Erfolg gehabt, die Menge der Produkte zu 
vermehren, unseren Handel im In- und Auslände durch die Er- 
zeugung einer grösseren Menge von Objekten des Handels zu be- 
leben und endlich als natürliche Folge aller dieser Erscheinungen 
das Wohlergehen unserer Landwirtlic in hohem Masse zu steigern. 

Bio in der Enquete gesammelten zahlreichen Aussagen enthal- 
ten in dieser Beziehung sehr ausführliche Mittheilungen und eine 
grosse Menge von statistischen Einzelheiten und Dokumenten. Einen 
genauen TJeberblick zu geben, kann ich nicht unternehmen, denn 
dies vrürde eine Arbeit sein, welche so ausführliche Nachweisungen 
erforderte, dass sie den Umfang dieses schon siemlich ausgedehnten 
Berichtes weit überschreiten wurden. 

Ich werde mich daher darauf beschranken, den Berichten 
der Präsidenten der EnquSte und aus den Bemerkungen der Kom- 
missionen der einzelnen Departements dasjenige zu entnehmen, was 
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nothig ist} um eine möglichst gedrängte Ueborsicht des Zustandes 
und der Erscheinungen jedes der hauptsächlichstea Zweige der laad- 
wirthflchafdichen Prodoktion sa bieten. 

$. 1. Wiesen- und Futterbau. \ iehhaitung. 

Die AusdehnnDg der naturlichen Wiesen scheint nicht zuge- 
nommen zu haben. In einzelnen Gegenden sind durch Befund EnU- 
vläsaermgsaitbeitm neue Wiesenilächen geschaffen, in anderen ist ein 

Theil der vorhandenen unter den Pflug gebracht; aber die künst- 
lichen Wiesen (prairics artificielles) *) und der Futterbau haben eine 
sehr bedeutende Ausdehnung gewonnen,* wozu die Verminderung 
der schwarzen l^rache erheblich beigetragen hat. Die Ruhe, welche 
man durch letztere dem Acker geben wollte, wird durch eine ratio- 
nellere Pflege des Bodens ersetzt. Durch Kalken und andere Boden- 
verbesserungsmittel hat man den Futterbau sehr gefördert. Ueberall, 
selbst im Süden, wo Klima und Boden dem Futterbau nicht günstig 
sind, werden Fortschritte konstatirt; aber eben so wird anerkannt» 
dass noch viel zu thun bleibt, um noch grossere Erfolge zu erzielen. 

Es sind verschiedene Mittheilungeu über die Höhe der KuUuer- 
hatten für künstliche und natürliche Wiesen gemacht worden; indessen 
sind die gegebenen Zahlen je nach den Gegenden und der Art ihrer 
Abschätzung derart verschieden» dass es unmöglich ist, daraus einen 
einigermaassen sicheren Schluss zu ziehen. 

Allgemein wird zugestanden, dass die Pferäemeht Fortschritte 
gemacht hat; trotzdem ist vielfach der Wunsch laut geworden, dass 
noch mehr zur Förderung derselben geschehe; auch verlangt man, 
dass die Gestüte in einem der Zucht von Lastpferden günstigen Sinne 
geleitet und die Hengstdepots aufrecht erhalten werden. Diese für 
die Landwirthschaft wichtigen Fragen sind der Gegenstand unaufhör- 
licher Sorge der Gestüts Verwaltung; im Anfange dieses Jahres hat 
dieselbe den Nachweis geliefert, dass die Züchter in Folge der kräf* 



*) Wir bemerken, dass wir den im Origioal gebrauchten Ausdrack: ,^€urie$ 
artißcielle^^ zwar der Kurse wOlen mit: f^StMHche Wie*en" übersetzen, dass in- 
dessen darunter nicht künstliche Wiesen in dem Sinne zu verstehen sind, wie wir 

diesen Ausdruck iu Deutschland gebrauchen, vielmehr Futterfelder oder mit Fut- 
terpflanzen besömmerte T?rnche; indessen scheint man mit „prairies artilicit;llc.>*' 
auch nicht im Original immer denselben BegrilF verbunden zu haben, wenij^stcus 
Dicht in cen i^erichten über das Ausland. Vergleiche auch Aanulea der Landwirth- 
•Ghali, Honatsbl. 187u, Aprilrlbi^Heft und Weehenbi. 1870, Nr. 13. Filly. 
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tigen Förderung seitens des Staates durch den Verkauf ihres Er- 
zeugnisses für ihre Auslagen eine reichliche nnd sichere Einnahme 
haben, und dass sie allen Anforderungen des Handels mehr und 
mehr entsprechen können. Die Gestütsverwaltung ihrerseits fahrt fort, 
bei der Pramiirnng und bei der Körung eine gewisse Zahl von 
Hengsten des Lastschlages zuzulassen, und man kann unter diesen 
Verhältnissen darauf rechnen, dass die Privatindustrie den Bedörf- 
Dissen der Landwirthschaft entgegenkommen wird. 

J)ic Ausdehnung des Fuiterbaues hat die nothwendigo Folge 
goliabt, dass der V'klistand vermehrt worden ist, oder vielmehr beides 
ist gleichzeitig geschehen, da das Eine notliwendig das Andere be- 
dingt Diese besonders das Ivindvieh betreffende Vermehrung scheint 
noch andauern zu sollen, und die Landwirthsehaft scheint geneigt, 
Bicli mehr und mehr dieser lohnenden Riclitung hinzugeben. Trotzdem 
wird noch aus vielen Gegenden über den im Vcrhältnisa zur Grösse 
der in Kultur befindlichen Bodenfläche zu geringen Viehstand 
geklagt 

Im Allgemeinen ist eine in die Augen fallende Verbesserung 
der Viehhaltung in Quantität und Qualität wahrzunehmen, und ver- 
dankt man dies theils der besseren und reichlicheren Ernährung, 
theils der besseren Auswahl der Zuchtthiere, sei es, dass man die- 
selben den einheimischen Racen entnimmt, sei es, dass man solche 
aus anderen Gegenden mit vervollkommnetem Material einfuhrt. Die 
Ernährung des Viehes hat sich erheblich verbessert, und die An^ 
Wendung von Kleie, Oelkuchen und den Abfällen aus Brauereien, 
Brennereien und Zuckerfabriken hat sich auf das vortheilhafteste mit 
einer reiclilichereii und gewählteren Produktion von Futterpflanzen 
vereinigt. Den Thieren wird weit grössere Sorgfalt gewidmet; das 
Vieh befindet sich in den reinlicheren und grösseren Ställen viel 
wohler als früher. 

Endlich ist in der Enquete wiederholt auf den ausgezeichneten 
Einfluss hingewiesen, welchen die verschiedenen Amstellungen und 
Preiavertheilungen auf die Viehzucht ausgeübt haben. Man stimmt 
auch im Allgemeinen darin überein, anzuerkennen, dass die Auf- 
zucht und die Mast des Grossviehes gedeiht und seit einer Reihe 
von Jahren als lohnend bezeichnet werden kann. 

Ziemlich allgemein hat man eine Verminderung der Sehest 
beobachtet; die Zerstückelung der Grundstücke und die Ausdehnung 
der Kieinkultur, welche in vielen Gegenden die fiildung und Unter- 
haltung grosser Heerden fast unmSglich macht, haben die Zahl der 
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Schafe vcrriogcrt; dagegen hat sich die Zahl der Milchkühe ver- 
mehrt, da jeder kleine Eigenthümer gewöhnlich eine solche besitzt, 
cumal er sie während dos grossten Theiles des Jahres auf den Qe- 
meiudeweidea ernähren kann; indesBen ist für ihn die Stallfütterang 
vortheilhafter, da die Kuh ia gdwbsem Grade zur Ernähning der 
Familie beitragt mid ausserdem noch Dünger liefert, in eimgen 
Gegenden sogar die zur Bestellung des wenigen Ackerlandes, daa der 
Mann besitzt, nöthige Arbeit leistet 

In den an das mittelländische Meer grenzenden Departements, 
wo man wenig Gross^eli hält, sind die Schafe viel sahlreiolier; in 
ihrer Qualität Terbessert, sind die Heerden trotz des wirUiclien Fort- 
schrittes im Futterbau noch der Wanderung (transhumance)*) unter- 
wüiicu, welche, was die ZuciiL und die Düngergewinauüg betriili, 
einen wenig günstigen Einfluss übt. 

Man klagt in einigen Gegenden, dass die WoUpreise der Stei- 
gerung der Preise der anderen landwirthschaftüchen Erz ugnisso 
nicht gefolgt sind, und hat deswegen hin und wieder die Zi*llgü.setz- 
gebung angeklagt, weil sie die Zölle auf die Einfulirung freiader 
Wollen herabgesetzt habe. Von einer anderen Seite hat man die Be- 
fürchtung ausgesprochen, dass die Futterung der Schafe mit Rüben- 
presslingen und Schlempe, wo sie im Gebrauch, die Qualität der 
AVolIe und damit deren Handelswerth vermindert habe. Dagegen mnss 
jedoch bemerkt werden, dass dies Futter, nur znr Mast verwendet, 
sich als Tortheilhaft erwiesen hat 

. In einigen lokalen ErLebnngen ist die Ansiclit zu Tage getreten, 
dass der Unterschied zwischen dem Preise des an den Metzger ver- 
kauften Thieres und dem Eingdpreiae des FUUehu viel zn gross 
sc!, während man andererseits dies durchaus nidit finden kann. Die- 
jenigen, welche diesen Preisunterschied för zn bedeutend halten, 
bürden die Schuld dafür dem Zwischenhändler zwischen dem Produ- 
zeatcii und Konsumenten auf, geben aber auch dem von den Stadtea 
erhobenen Oktroi schuld, sowie den Gebühren, welche auf den 
Märkten und in den Schlachthäusern erhoben werden. 

£s ist allgemein anerkannt worden, dass der Handel mit den 



*) Der ÄDsdrnck transhumance stammt aus dem SpaDischeo und ist wahrschein- 
lich von dort her mit der Eiofiihruug spanischer Schafe übernommen. Man unter- 
scheidet in Spanien estantes, Scbafo mii grober Wolle, welche iq der engeren 
Hefmath bleiben, trutenDiaaotee, welche nur in einer Provins wandern, und tras- 
hnmantes, welche durch das ganie Land wandern, Yergl. ZUegkr, Reite in Spanien, 
It, 8. 420. F. 
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Produkten der Viehhaltung^ als da siüd Batter, Milch, Käse etc., eine 
bedentende Entwickelang erfahren hat; dasselbe gilt vom Giefldgel 
und Yon den Efem, ganz besonders in Gegenden, welche in der 
Kachbarschaft grösserer Städte liegen, oder welche ihre Erzeugnisse 
ins Ausland verkaufen können. Die Leichtigkeit der Verbindungen 
trägt mächtig isur Entwicklung dieses vortheUhaften Handels bei und 
dehnt ihn in immer weitere Entfenmngen aus. Die Ausfuhr von 
Butter, von Geflügel und von Eiern erfolgt von unseren Küsten im 
Korden und Is'ordwesten in selir grossem Massstabe; in einzelnen 
Departements ist die Käsefabrilvation von sehr grosser Bedeutung, 
- und blüht dieselbe besonders im Osten, obgleich der mit der Schweiz 
abgeschlossene Handelsvertra<j Anfangs einige Sorgen verursachte. 

Um darzuthun, in welchem Grade diese Ausfuhr unserer Land- 
wirtbschaft Geld gebracht hat, glaube ich hier einige vergleichende 
Zahlen über die Ausfuhr von 1856 und 1866 einschalten zu sollen: 



Gegenstände. 


Werth der ausgeführten Gegenstände. 


II 1 


1856 


1866 


Butter 

Käse 

Geflügel und Wild . 
Eier. 


ia,188,043 Frs. 
11,257489 \ 


73,230,377 Frs. 
42,334,484 


In Summa . . 


27,146,531 Frs. 


124,916,882 Fr«. 


oder in Thalem . . 




33,311,169 



§. 2. Getreide und andere Nahrungspflanzen. 

Seit etwa dreissig Jahren hat sich die Kultur und die Produk- 
tion von Getreide und anderen Nahrungspflanzen in sehr erheblichem 
Masse gesteigert. Die Ausdehnung der diesen Kulturen gewidmeten 
Fläche ist bedeutend gewachsen; nach den alljährlich durch die 
Präfekten eingereichten Angaben hat die allein mit Weizen bestellte 
Fläche, welche 1836 nur 5,284,807 Hektaren betrug, im Jahre 1866 
schon 6,915,566 Hektaren erreicht, was eine Zunahme von 1,630,758 
Hektaren oder mehr als 30 ^^/^ ausmacht. 

Auch der Ertrag pro Hektare hat sich in merldiohem Masse 
gehoben; wenn man den mitüeren Ertrag an Weizen von einem 
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Hektare für das Jahrzehnt von 1827 bis 1836 mit demjenigen des 
Jahrzehnts von 1807 bis 186G vergleicht, so orgiebt sich, dass man 
in dem ersten Jalirzehnt 12,3^ Hektoliter vom Hektare erntete^ 
während der mittlere Ertrag im Jetztgenannten Jahrzehnt 14,^^ Hek* 
taren betrug (pro Morgen respective 5«« und 6^4 Scheffel), was eino 
Zunahme von 2,3^ Hckt. (1 Scheffel pro Morgen) erglebt. Für die 
anderen Getreidearten ergeben sich ahnliche Resultate, doch hat die 
Grosse der besaoten Fläche nur beim Mais, beim Hafer und dem 
Buchweizen zugenommen, wie nachstehende Zusammenstellung zeigt: 





Zahl der hesäetea 

Hektaren. 


Mittlerer Ertrag 
pro Hektare. 


1827-1837 1 1857-1866 


1827-1836 1857-1Ö66 


Mengekom*) . . . 

Bucliweizen . . . 
Hafer 


5,132,659 
88ü,5:i^ 

2,f)83,'238 

1,268,807 
582,3a 
C77,430 

2,751,261 


6,791,793 
570.049 

1,043,215 

1,105,330 
a52^217 
748,974 

3,1»4,Ü70 


12,30 Hkü. 

11,48 „ 
13,60 „ 
11,06 „ 

11.4:^ „ 
16,80 ,» 


14,60HkÜ.") 
15.74 „ 
13,25 „ 
17,86 „ 
14,53 , 
14,52 „ 
22,16 „ 



In Summa . | 13,976,272 | 15,105,648 | 



*) Zwei Theile Weizen und ein Theil Roggen. F. 
**) In unser Mass übersetzt giebt dies einen mittleren Ertrag pro Morgen in 
Scheffeln: 

1827—1836 1857— 18$6 



Weisen . . 


. 5,60 


6,57 


lleDgekom 


. 5,84 


6,98 


Roggen . 


, 5,17 


5,Ü6 


Gerste , • 


. 6,12 


8,04 


Mais . . 


. 4,98 


6,56 


Bucliweizen 


. 5,!4 


6,56 


Hafer . . 


. 6,56 


9,97 



Wir koDBen die hier angegebenen Brträge nicht aU hoch anerkennen, wie 
dies der Berichtentatter thnt. Nach den im Woehenblatte der Annalen d«r 

Landwirtbschaft vcröfTentlichten Kr<inuchnachrichten für das Jahr 1866 (Wochen- 
blatt 1867, Nr. 27) betrug der Ertrag per Morgen in Scheffeln im Mittel des 
ganzen preosa. Staates alten Bestandes: 

Weizen 8,5S 

Roggen 7,41 

Uerfile 12,80 

Hafer 13,80 

Bnchveisen. , . . 7,67 
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Beim Menj^kom, beim Boggen und bei der Gerste zeigt dcb 
eine Verminderung der angebauten Flache, welche sich dadurch 
erklärt) dass an die Stelle der weniger werthvollen Getreidearten der 
Weizen getreten ist, und dass sich die Kultur der HandeUpflanzm 
ausgedehnt hat. 

Die Qualität des geernteten Getreides hat sich erheblich ver- 
bessert. Das Gewicht den AVeizens, da.-, im Mittel des Jahrzehnts 
von 1827 bis 183G nur 75,23 Kilogramm pro Hektoliter (82.,; rfiind 
pro Scheffel) betrug, hat sich in dem Jahrzehnt von 18j7 bis 186() 
im Mittel auf 76,27 Kilogramm pro Hektoliter (b3,8 Pfund pro bcheifei; 
gehoben. 

Die gegenwärtige Getreideproduktion genügt daher einer höheren 
Konsumtion als früher, und in gewöhnlichen Jahren reicht sie nicht 
nur aus, allen Bedürfnissen des Inlandes zu genügen, sondern sie 
kann auch noch einen bedeutenden Beitrag für das Ausfuhrgeschäft 
liefern. 

Diese qualitative und quantitative Steigerung der Getreidepro- 
duktion hat sehr zahlreiche und sehr mannichfaltige Ursachen. In 
erster Stelle sind die stetigen Fortschritte, welche den Anstrengungen der 
Intelligenz unserer Landwirthe zuzuschreiben sind, und die Vervoll- 
kommnung der früheren Anbaumethoden zu nennen. Diese Fort- 
schritte zeigen sich in der bes.scron Bearbeitung des Bodens und in 
der Anwendung besserer Geräihc. Die TiclkuUur, die bessere Aus- 
wahl des Saütfriites, die kräftigere, reichlichere und den Verhältnissen 
der verschiedeneu Bodenarten angepassto Düngung, sowie das Mergeln 
imd Kalken liaben die Fruchtbarkeit des l^odens erhöht. Die erheb- 
liche Verminderung der schwarzen Brache und die daraus sich erge- 
bende Vermehrung des Futterbaues, indem sie die Viehhaltung ent- 
wickelten, haben die Düngerproduktion und somit die Möglichkeit 
des Anbaues einer grosseren Fläche mit Getreide und der Erzielung 
grösserer £rträge von einer gegebenen Flache zur Folge gehabt. Der 
vermehrte Anbau von Hackfrüchten^ wodurch der Boden zugleich 



Das Jahr ISCG vrar aber durchaus kein gÜDstiges, dena im Darchschoitt der 
letzton 10 Jahn ist der nuttlere Ertrag pro Morgen in Scheffeln s 

Weilen 9,43 

Boggen 8,98 

Gerste 11,83 

Hafer 13,90 

^ Buchweizen . • . 8,45 

Filly. 
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gereinigt und meliorirt wird, hat gleichfalls vorzugliche Ergebnisse 
geliefert, und zahlreiche Urbarmachungen haben die Kiilturfläche ver- 
grössert. Die Zerstüchehmg des Grund und Bodens, durch welche der 
ländliche Arbeiter mehr und mehr in die Lage kommt, sein eigenes 
St^ck Land sn bebauen und ihm den grössten Theil seiner Zeit und 
seiner Kräfte zu nddmen, bat gleichfalls zur Steigerung der taglich 
reicblicber werdenden Produktion beigetragen. Endlich hat die Er- 
öffnung neuer KommumkaUoTimdlUl, indem sie den landwirthschafl;- 
lieben Produkten zahlreichere Absatzgebiete eröffnetei in sehr erheb- 
lichem Msflse zur Entwickelung des Getreidebaiies beigetragen: 

Es ist ausserordentlich schwierig, die KuUurlcosten beim Oe- 
truidebau irgendwie einigerraassen genau anzugeben; die in dieser 
Beziehung sich in der Enquete findenden Angaben sind meist un- 
genau und sehr verschieden; während für einige Departements die 
Besteilungskostcn für einen Hektare Weizen nur auf 150 — 160 Frcs. 
(10 — 10^/3 Thlr. pro Morgen) berechnet werden, werden sie für an- 
dere Departements auf 500—550 F res. (33'/,-367, Thlr. pro Mor- 
gen) veranschlagt. Diese Unterschiode können allerdings durch den 
Umstand erklärt werden, dass in den LandesUieilcn mit vorgeschritte- 
ner Kultur die Landwirthe viel grössere Summen für Handarbeit und 
Dünger ausgeben, als in den weniger vorgeschrittenen Gegenden, dass 
aber auch die Erträge zu den gemachten Ausgaben in angemessenem 
Verhältnisse stehen. Die EHrägs sind auch in der That in 7er- 
schiedenen Gegenden ausserordentlich verschieden; wenn der mittlere 
Ertrag ffir ganz Frankreich, wie oben angegeben, beim Weizen ge- 
genwärtig 14^/9 Hektoliter für den Hektare beträgt, so findet man 
doch Gegenden, wo der mittlere Ertrag 8^10 Hektol, kaum Gber- 
steigt (3,64 — 4,55 Schill, pro Mrg.), wahrend man an anderen Orten, 
vorzüglich in den fruchtbaren Departements des Nordens, Erträgen 
von 25-30 Hektol. pro Hektare (11,37— 13,85 Schfü. pro Morgen) 
und oft noch höheren begegnet. 

Auf eine bezügliche Frage des für die Enquete entworfenen 
Fragebogens hat man allgemein die Antwort gegeben, dass die Land- 
wirthe fast gar keine Grtreidevorräthe mehr aufsparen, so häufig dies 
auch früher der Fall war. Viele Landwirthe behielten ihr Getreide 
von einem Jahre bis in das folgende, und viele Leute sind der Mei- 
nung, dass dies für die Landwirthschaft und für das Land ausser» 
ordentlich nützlich gewesen sei, indem dadurch in Jahren des Ueber- 
fiusses der Preis in angemessener Höhe erhalten und in Jahren des 
Mangels die Theuerung Yormindert worden sei. Aber heut zu Tage 
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haben die Entwicleluug des Getreidehaudels, die üimiögliclikeit, in 
der sich der Landwirih beiludet, seine Kapitalien für längere oder 
kürzere Zeit festzulegen, die er vielmehr sofort gebraucht, die Leich- 
tigkeit, sich durch Ausfuhr der Ernteüberschüsse zu entledigen oder 
sich in Zeiten der Missernte von ausserhalb ZU Tersorgen^ diesen 
Gebrauch fast vollständig ausser Uebung kommen lassen* 

Neben dorn Getreidebau ist es besonders die Kariofelhdtttir^ über 
die sich in der, Enquete einigermassen vollständige Angaben finden. 
Man beklagt seit etwa 20 Jahren die sogenannte Kartoffclkrankheit, 
welche dieser Kultur ziemlich nachtheilig gewesen ist; trotzdem hat 
sich die Produktion, besonders im Osten, lebhaft entwickelt. Dank 
der grossen Nachfrage zur Ausfuhr ins Innere des Landes und in 
das Ausland und für die zahlreichen Stärkefabriken. 

Es werden gegenwärtig mehr als 1,200,000 Hektaren Kartoffeln 
gebaut, während vor etwa 10 Jahren nur 900,000 Hektaren gebaut 
wurden. Der mittlere Ertra^? pro Hektare bozifl'ert sich auf 100 
Hektolitres (45,5 Schffl. pro Murgen), während er früher sich nur 
auf 70— BOHektol. (31,9-- 3G,5 Schffl. pro Morgen) bclief. 

Die HüUenfrüchte nehmen eine Fläche von 350,000 Hektaren 
ein, sie hat sich seit 10—12 Jahren kaum vergrössert. Diese allein 
für den lokalen Bedarf gepflegte Kultur hat nur für gewisse Gegen- 
den Bedeutung, so z. B. die Saubohne für einige Küstenstriche des 
Westens und die Vioebohne für einige Gegenden im Norden. Was 
die Gimüse betiifft, so scheint deren Kultur und insbesondere der 
Handel damit eine sehr bedeutende Erweiterung erfahren xu haben 
und noch immer fort au eriahren in Folge der leichten Kommunika- 
tion, welche die Versendung in sehr entfernte Gegenden, wo sie 
später reifen, und in die Hauptstädte gestattet. Besonders in der 
l^ähe grosser Städte macht sich die Wiciitigkeit dieser Kulturen und 
des Handels mit ihren Erzeugnissen sehr bemerkbar. 

$t3. Handelspflanzen. 

OeUaaten, Der Raps, welcher unter den ölgebenden Gewächsen 
den ersten Rang behauptet, wird in mehreren Departements des 
^'ordens, des Westens und in der Nachbarschaft von Paris in grossem 
Massstabe angebaut Dennoch durfte bicIl die Produktion in den 
letzten Jahren vermindert haben; für das Departement Calvados, wo 
die Verminderung konstatirt ist, wird als Ursache dieser Erschei- 
nung angegeben, dass die Landwirthe durch eu häufig auf einander 
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iolgenden Anbati des Rapses den Boden erschöpft haben. Ausserdem 

dürfte die Konkurrenz der Erdöle zur Verminderung der in Folge 
des.seu weniger eiuträglichen Kultur beigetragen haben. Von einigen 
Departements im Osten und Westen wird gemeldet, daas daselbst 
seit 10 Jahren der Rap^bau sich, mehr entwickelt habe. 

Gespinnsfpßanzen, Im Allgemeinen scheint der Anban des 
Hanfes und Flachses gleich geblieben zu sein. Im Departement der 
Sarthe jedoch, wo der Hanfbau von Wichtigkeit ist, hat dersell)0 seit 
10 Jaliren Fortschritte gemacht» besonders in Folge der reichlicheren 
Düngung und der Anwendung des Guano, Da» Gleiche gilt von 
dem Flachsbau des Departements der Maas, wo man dies der durch 
den amerikanischen Krieg bewirkten Preissteigerung der Baumwolle 
zuschreibt. Dieselbe Ursache dürfte auch die sehr merkliche £nt- 
wickelnng des Flachsbaues im Nord-Departement bewirkt haben, wo 
der Flachs seit sehr alter Zeit kultivirt wird und eine ziemlich grosse 
Fläche einnimmt Endlich scheint der Flachsbau in den Paris be- 
nachbarten Departements an Ausdehnung gewonnen zu haben und 
zum Thcil <in die Stelle des Kapj-baues getreten zu sein. 

liähen, ZucJcer, Branntwein. Eine sehr ansehnliche Vermehrung 
hat die Kultur der Zuckerrübe erfahren in Folge der Errichtung 
zahlreicher Rübenzuckerlabriken und Rübenbrennereien. Der Zucker- 
rübenbau verbreitet sich selbst nach Gegenden, wo er früher unbe- 
kannt war; derselbe ist nicht mehr auf die Departements im Norden 
beschränkt, wo er seit langen Jahren betrieben wurde, sondern er dringt 
in einige Departements des mittleren Frankreich vor. Im Westen Frank- 
reichs, im Indre, in der Limagne und bis zur Isero tritt die Zuckerrübe 
in die Fruchtfolge, und damit hängt die Errichtung von Zucker- 
fabriken und mehr noch von Branntweinbrennereien zusammen. Aber 
überall beklagt man sich, dass die Anstrengungen, welche die Land- 
wirthe machen, behindert werden durch die Steuern, welche auf dem 
Zucker und dem Branntwein lasten; ganz besonders im Norden er- 
hebt man sieh gegen den bestehenden Zustand und fuhrt an, dass 
die Kultur der Zuckerrübe, wenn sie mehr ermuthigt würde und 
demnach einen neuen Aiikial zu ihrer Entwickelung nehmen küiinte, 
wesentlich zur Verbesserung des Bodens und zur Steigerung der . 
Produktion von Getreide und Vieh beitragen würde. Es wird hier- 
von in dem die Steuergesetzgebung behandelnden Kapitel des Wei- 
teren die Eedo sein. 

Hopfen. Der Hopfenbau, welcher früher nur in wenigen De- 
partements im Norden und Nordosten Frankreichs betrieben wurde, 
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(lehnt sich auch ia Gegenden aus, wo er vor wenigen Jahren noch 
unbekannt war. 

Krappwurzel. Der Anbau dieser Farbepflanze spielt nur in 
dem Departement von Vaucluse eine etwas bedeutendere Rolle. Die 
ProdiiktioD erreicht im Mittel 15 MüL Kilogramm. Auch am Nie- 
derrhein wird etwas Krapp angebaut; man erzeugt daselbst 900,000 
Kilogramm, Man klagt über den niedrigen Preis und schreibt den- 
selben der Aufhebung des Zolles au, welcher bis 1859 vom fremden 
Krapp erhoben wurde/) Weiteres werde ich bei Gelegenheit der 
Zollgesetxgebung darfiber ausführen. 

TahaJeshau, — Seidenzueht, Man bedauert, dass der Tahctka- 
Lau niclit diejenige Entwickelung nehmen könne, welche er nehmen 
würde, wenn er nicht durch die strengen Massro^eln der Verwal- 
tung daran verhincierl \uirde; dadurch würde die französische liUiid- 
wirthschaft einer oft sehr sciiät/,i>aren Einnahmequelle beraubt, nvoIcIio 
für dieselbe ein neues Klemont des Gedeihens schaffen könnte. Die 
Seidenzucht befindet sicli seit mehreren Jahren in einem beklagens- 
werthoii Zustande. Da diese beiden Kulturzweige für die franzö- 
sisclio Landwirthschaft sehr wichtig sind, so soll jedem derselben in 
dem leisten Kapitel des Berichtes ein besonderer Abschnitt gewid* 
met werden. 

§,4. Weinberge. — Wein. 

Man kann ganz allgemein versichern, dass der Wembau Frank- 
reichs sich in gfinstiger Lage befindet, dass er seit einigen Jahren 
eine bedeutende Ausdehnung gewonnen hat, und dass er mit immer 

wachsendem Erfolge gegen die ungünstigen Verhaltnisse kämpft, 

welche nur zu oft einen vernichtenden Eiufluss auf die Erzeugnisse 
der Weinberge üben. Lebrigens heliadet sich kein anderes J^and in 
einer für den Weinbau vortheil hafteren Lage als Frankreich; neben 
den Frankreich eigenthümlichen Weinen gedeihen das("U)st ähnliche 
Weine, wie sie alle übrigen Länder erzeugen»*') Auch vernachlässigt 

*) Von viel grosserem EiD^aas dfirfte jedenfalls die Ei fiodung and allgemeine 
Verwendniig der Anilinfarben gewesen sein, welche in Verbiiuiung mit neueren 
Erfinduagea auf diesem Gebiete der Chemie den Krappbau vielieieht ganz ver- 
nichten wird. F. 

Dipf?© Behauptung durfte il.uh wold etwas zu weit Jüchen und zt'u>:t von 
gar zu grossem Selbstgefühle; es dürfte Frankreich doch schwer wenlen, unseren 
Weinen des Rheingaues ähnlielie Weiue zu erzielen, wie wir eben so wenig im 
Stande sind, den französisrben besseren Bordeauiweinen ähnliche zn eraielen. 

F. 

9 
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die Kegiening Nichts von doiii. was zur Fördorung dieses för unsere 
laiulwirthscliaftliche Industrie so wichtigen Zweiges beitrageu kann; 
sie lässt die Auswahl der iiesten Reben und die liesleii Methodcu 
der Kultur und der Weinbereitung mit Sorgfalt priiteu. Die in die- 
ser Absicht dem Dr. Jules Giiyot gegebenen Aufträge, welche die- 
ser Gelehrte mit so viel Eifer und Erfolg ausgeführt hat, können 
nicht verfehlen, die nützlichsten Folgen zü Wege zu bringen. 

[n den Departements des l^iordens und Nordwestens wird der 
Weinstock nicht kultivirt, oder, wenn es auch an einigen Punkten 
Weinberge von geringer Ausdehnung giebt, dient der dort erzeugte 
Wein ansschliesslich dem lokalen Verbrauche. Uebrig^ns befinden 
sich die in diesem Theile vorhandenen wenigen Weinberge im Ver- 
schwinden, da es täglich leichter wird, den Wein aus südlicheren 
Gegenden zu beziehen, wo er unter günstigeren Bedingungen erzeugt 
werden kann. 

Dagegen ist in den Departements des Centrums, des Westens 
und Ostens eine bemerkenswerthc Eutwickclung des Weinbaues kon- 
statirt worden, die Produktion steigt sowohl quantitativ als qualitativ, 
der Absatz der Weine ist trotz der Konkurrenz der südlichen Weine 
sehr leicht; nur in einigen centralen Departements klagt man, dass 
diese Konkurrenz die Einnahmen der Weinbergsbesitzer zu sehr 
schmälere. Die in der Bourgogne und in der Franche Oomte ge- 
' sammelten Nachweisungeu ergeben eine Vermehrung der Weinberge 
um etwa 10"/^, also in einer TJegend, wo die Weinberge bereits eine 
so wichtige Stelle einnehmen. Wenn der Anbau der feineren Sor- 
ten keine merklichen Fortschritte gemacht hat, weil schon seit lan- 
ger Zeit die hierfür passenden Lagen benutzt wurden, so erstreckt 
sich demnach die Zunahme auf die gemeineren, fKr den aUgemeineren 
Konsum bestimmten Weine. 

Die Vermehrung ist nicht minder bedeutend in den südwest- 
lichen Distrikten gewesen, besonders in der Gironde und in den der- 
selben benachbaii^n Departements. Zwar hat das Oidium grosse 
Verwüstungen augerichtet und in den den Pyrenäen am nächsten ge- 
legenen Gegenden viele Weinslöcke vernichtet: aber seitdem die 
Krankheit den Bemühungen der Weinbauer zum grossen Theil ge- 
wichen iüt, werden die Weinberge nach und nach wieder bepflanzt. 
Urbarmachungen \verden spcciell in dieser Absicht ausgeführt, und 
man fürchtet nur, dass die Qualität der Weine leidet^ wenn mau 
bei der Kultur hauptsächlich die Vermehrung der Produktion im 
Auge behält, im Süden und Südosten sind die gleichen Fortschritte 
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zu bemerken. Seit 10 Jahren hat im Departement de TH^rault die 
mit Wein bebaute Oberfläche um 40.000 Hektaren zugenommen ; sie 
erreicht bereits 102,000 Hektaren (a 1 Morgeii) und strebt, sich noch 
weiter zu ver^Tosseni. Der mittlere Llrtra.: eines Hektare, welcher 
vor 10 Jahren nur 31 Hektoliter betrug Ohm per Morgen), liat 

sich gegenwärtig auf 41 Hektoliter (7,64 Ohm per Morsten) gehohen. 
Aehnliche Thatsachen werden aus den benaehbarten Departements 
gemeldet, aus dem von Vaucluse, von den UoucIies-du-Rhone, von 
dem Dröme, welches letztere seit dem Verschwinden des Oidiums 
seine Pflanzungen vervielfältigt hat: ferner von dem des Gard, wo 
solche Weinstöcke, welche Tischwein produziren, so viel als möglich 
an die Stelle derjenigen gesetzt sind^ welche nur Weine zum Ver- 
schneiden oder zum Destilliren liefern. Die an die Alpen grenzenden 
Departements: S&voyen und lakre, sind ebenfalls im Fortschritt. Endlich 
hat auch in Korsika der Weinbau zugenommen, neue Weinberge sind 
geschaffen, und hofft man, das Land werde aus seinen Weinen, welche 
den spanischen, portugiesischen und sicilischen ShnKdi sind, eHnim 
bahl grösseren Gewinn ziehen. 

Die Knltanndlioden haben sicii fast überall vervollkommnet und 
vervollkommnen sich tort und fort. Eine bessere Auswahl der Reb- 
sorten, die Einführung neuer, kräftigerer Düngung, tiefere und häu- 
tigere Bearbeitung des Bodens, die Anwendung des sich inimer mehr 
verbreitenden Weinbergspfluges, rationellere Pflanznuthodeu, eine 
grössere Erkenntniss in Betrefl" eines richtigen Schnittes, die Anwen- 
dung von Drahtspalieren, alle diese Mittel haben die besten Erfolge 
gehabt. 

Auch die Bereitung de» Wein€8 hat sich gehoben und bildet 
den Gegenstand der eifrigsten Bemühungen. Di<% durch neue Kommu- 
nikationsmittel, insbesondere durch die Eisenbahnen erofÜneten neuen 
Absatzgebiete, welche durch Handelsverträge gleichfalls erweitert sind, 
sichern den Erzeugnissen unserer Weinberge eine immer vortheil- 
hafter werdende Verwerthung. Indessen klagt man über die ausser- 
ordentliche Erhöhung der Steuern aller Art, ganz besonders aber 
über die Ixirn Eingang in die Städte erhobenen Aligaben, desgleichen 
über die Ungleichheit der Zolltarife liir unsere und fremde Weine: 
wegen ihrer Wichtigkeit sollen diese les/,tereu Fragen an einer 
späteren Stelle besonders behandelt werden. 

Die Kiilturkosten eines mit Wein bepflanzten Hektare Landen 

scheinen sich gewöhnlich auf 300— 600 Fr. (20—40 Thlr. pro Morgen) 

zu belaufen; an einigen Orten werden sie viel niedriger, an anderen 

9' 
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viel höher veranschlagt. Der Ertpag ist in den verschiedenen Jahr- 
gangen natürlicher Weise ein äusserst schwankender, aber man rech* 
net für ein Mitteljahr 25 Hektoliter auf den Hektare (etwa iVa 
pro Morgen ), aber auch- 60, 75, 80 und selbst 100 Hektoliter (1), 
13Vsi l^^s) 1^ Ohm pro Morgen); das Mittel aller Angaben durfte 
40 Hektoliter (T^a Ohm pro Morgen) sein. 

I 5. Obstbau. 

l.'nser Klima ist dem Obstbau besonders günstig; derselbe hat 
an Güte und Menge der Erzeugnisse die besten Erfolge aufzuweisen, 
und in dieser Hinsicht scheint sich die französische Landwirllischaft 
in einer glänzenden Lage zu befinden. Die Leichtigkeit der Ver- 
sendung gestattet, aus den geernteten l'riichton einen bedeutend 
höheren Gewinn zu ziehen als früher, da er ehemals bei der Höhe 
der Transportkosten äusserst gering war. Die Versendung von Tafel- 
obst in die grossen Städte und in das Ausland hat eine ungeheure 
Ausdehnung gewonnen und bezahlt sich sehr gut. Einige Gemeinden 
haben durch Bepflanzung sonst werthloser Gemeindeländereien ihre 
Einkünfte bedeutend erhöht Das zeitig geemtete Obst des Südens, 
die Trauben ebendaher und aus den mittleren Gegenden Frankreichs 
versorgen jetzt die Markte von Paris, wo sie zu sehr günstigen Prei- 
sen abgesetzt werden. In den Paris benachbarten Departements, 
z. B. Seine und Oise und Seine und Marne, hat die Kultur von 
Obst und Tafeltrauben eine hohe Bedeutung erreicht; der Export 
beläulL hicli uul mehrere Millionen Eres.*) England und selbst Russ- 
land bezichen von nns. 

Auch im östlichen Frankreich hat sich die Kultur des Tafel- 
obstes merklich gehoben: ausserdem besitzen diese Gegenden eine 
wichtige Industrie, die DestillatLon von Steinobst. Namentlich in 
den Vogesen und der Haute-Saone giebt die Fabrikation von Kirsch- 
wasser Anlass zu einem sehr ausgedehnten und lebhaften Handel. 
Der Rohertrag eines mit Kirschen bepflanzten Hektare Landes wird 
auf 300 Frcs. (20 Thlr. pro Morgen) geschätzt, wovon die Hälfte iur 
Einsammeln der Früchte und Destillation derselben entfÜUt. Der 
Hektare liefert im Mittel 2250 Liter (50 mesures de 45 litres) Kir- 
schen und 45 Liter Kirschen geben 5 Liter Kirschsaft 

') l'iD SO \\ uiiderbiircr i.st es, dass man seihst in der Nähe v^n Paris iu den 
Bauerngärten keinen gut gehaltenen Obstbaum siebt, ausser in grO^üei eu Anlagen. 

F. 
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In den nördlichen Departcinuntjs liül'ert der aus Aepfeln und 
Binieii bereitete Cid&r gute Erträge, da dieses Getränk dort allgemein 
den Wein vertritt. 

Der Werth des ausgeführten Obi^tes betrug vor 10 Jahren nur 
U,38ü,506 Frcs. (3,8;^4,825-^/, Thlr.) und hat jetzt die Höhe von 
27,592,225 Frcs. (7,357,926^/, Thlr.) erreicht 



Wie ich schon im Eingange dieses Kapitels angeführt, haben 
sich die in Frankreich seit einer Reihe von Jahren vollzogenen Fort- 
schritte in der landwirthschaftlichen Produktion*) auch im AttSlimde 
in mehr oder minder fohlbarem Grade gezeigt, wie dies die der Enquete 
beigefügten Hittheilungen darthun. 

In Bni^tod ist die Gesammtproduktion von Getreide nicht ver* 
mehrt worden, trotz der relativen Steigerung der Erträge auf einer 
gegebenen Fläche. Seit die Einfuhr von Getreide einem festen Zoll 
von 43 Centimen pro Hektoliter (1 Shilling pro Quarter, etwa 22^2 
l'fennig pro Schcüer*) unterworfen ist, sind viele Aeckor, die früher 
mit Getreide bebaut wurden, in Wiesen und Weiden verwandelt. 
Die fast überall ausgelührto Drainage hat den Werth der geringeren 
Weiden verdoppelt. Auf einer Gcsammtobcrfläche von 9,941,000 
Hektaren, welche in England und AVales kultivirt wird, bedecken 
die künstlichen AViesen (prairies artiiicielios)***) 1,034.000 Jleklaren, 
die natürlichen Wiesen 4,113,000 Hektaren und die Futterpllanzen 
(Green Gröps), wie Buben, Mohrrüben, Runkels, Kohl, Wicken etc. 



*) Ciegenüber den in den vorsfcheiKlen Paragrapticii und au dieser Stelle noch 
einmal aasgesprochenen Ansichten, ilas» eich die Produktion Frankreichs anseha« 
lieh gehoben habo» bat sieb diemlbe nteb Angaben des „(jlobiis*\ auf amtliebe 
statistische Erhebosgen gestatKt, erheblich vermindert. Vom Jahre 1853 bis zum 
Jahre 1866 hat der Rindviehstand nm l,464j812 Stuck abgenommen, obwohl 
durch das annektirte Savoyen ^ Mill. Stuck hinzugekommen ist; desgleichen hat 
die Zahl der Schafe von 1852 bis ISGS sich nm 2,955,707 Stilck verringert. Nimmt 
man auch an . dass die Qualität sich erhöht hat, so dürfte dadurch doch kaum 
ein so orhoblicher Ausfall in der Stnckzahl ansj^eglichen werden. Audi die Ge- 
treideproduiition macht Rückschritte; der Durchschnittsertrag des Weinens vum 
Hektare betrug 18$3 U Hektoliter, 1866 nur 12 Hektoliter; in gleichem Masse 
sind die Roggenemten gefaUen, dagegen die tob Kais and Gerste gestiegen. 

F, 

Der Zoll wird gegenwärtig nach dem Gewicht erhoben und swar 3 d. fiSr 
den englischen Centner — Wd Cts. für 100 Kilogr. (2^ Sgr. fär den pr. Gtr.) 
'**) Vergleiche oben» S. 120 die Anmerkung, F. 
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1,026,000 Hektaren. Die Viehzucht macht dauernd Fortachritte; Eng- 
land besitzt beinahe 4 Mill. Stück Grossvieh, 16^/5 MiJl. Stück 
Schafe, 2^/4 Mül- Stück Schwei 110. Die Einlührung des Rübeabaucs 
und der kkuilichea Düngemittel hat auf die Viehhaltung grossen Ein- 
fluss geübt. Man baut von Getreide in Kni^land nur Weisen. 
Gerste und Kater: in England und Wales werden 1,342.000 Hektaren 
V^eizen, 760,000 Hektaren Gerste und 600,000 Hektaren tlaler an- 
gebaut. Mit Hopfenpfianzungen sind 22,000 ffektarcn bedeckt: der 
Hopfen ist die einzige Handeiapftanze, welche für England von Wich- 
tigkeit ist. ') 

Die seit 30 Jahren in Sehotflaill erfolgten Fortschritte des 
Ackerbaues erstrecken sich besonders auf die Drainage und den 



*) SlwM geosDer« Aogaben fär dis Jahr 1869 und iwar Koglaad, Schott- 
laod und Lrland omfassenü, entbUt oacbstehende, dem officiellen englisehen Berichte 
. entnommene ZasammenBtellueg (vergl. auch Wochenbl. d. Ann. d. Laadw., 1870, 
Nr. 25.) 

Alle Arten von Kulturen nrnfasstei: 1860: 4«;,l»tO,l»;o Acres {jet^en 45,652,545 
Acres im Jahre ISüö. Davou waren mit Ge»rride (einschliesslich Bohoen und 
Erbsen) bestellt: 12,C00,111 Acres und zwar; Ü, 758,037 Acr€6 in Grossbritauoien 
und 2,207,870 Acres in Irland; mit Futtergewäcbsen , einschliesslich der Kartoffeln 
(Green Gröps) 5,06ö»9d3 Acres, davon 3,575,067 in Oieesbrltannien, 1,468,8^5 io 
Irland; in sdiivaner Brache lagen 761,360 Acres, daTon 738,836 in Grossbri- 
tsnnien, 30,981 in Irland, in Gras (Klee und andere Futterkriinter, die aagesiet 
sind) 5,149,552 Acres, davon 3,4.8,726 in Grossbritannien, l,66y,800 in Irland, 
in ewiger Weide 22,811,284 Acres, davon 12,735,897 in Grossbritaonien, 10,040,877 
in Irland. In Orossbritannien ^aren 3,688,357 Acres mit Weizen, *i,25 1,480 
Acres mit (ier^te, "2,782,720 Acres mit Hafer, 64,09!) \cres mit HoatrPn. blhMi 
Acres mit Bohnen und 896.177 Acres mit Erbsen fiesiellt; dagegeu nahm in Ir- 
land der Haier 76^ des gesammten mit Getreide bebtellteu Landes ein. 

In Orossbritannien waren 16% des für Green Gröps bestinunten Landes 
mit KartolTeln bestellt, 60 mit Tumips und schwedischen Bfibsn, 8% mitBaolEeln, 
0;A% mit Mohren, 4% mit Kohl, Kohlrabi und Rübsen, 10 % mit Wicken, Luserae etc., 
in Irlaad dagegen 71% mit KartoJfoln, 22% ndi Tnnips und schwedischen 
lornips. 

Gegenüber 1868 hat der Anbau von Getreide nm 324,505 Acres zuge- 
nommen, davon 36,232 Aores Weizen; in Irland bat der Weizen- nnd Haferbau 
etwas abi^enommen, die 1 lerhicnkultur zugenommen. 

AliL Flachs waren lu ürossbritannien bestellt 20,923 Acres gegen 17,543 im 
Torjabre, ip Irland aber 229,000 Acres. 

Hcpfoa war angebaut in Grossbritannion auf 61,785 Acres und zwar fast our 
in England, gegen 64^55 im Voijahre; etwa % des Gänsen befinden sich in der 
Grafschaft Kent. 

Die ewige Weide Jiat in Grossbritannien gegen 1868 nm 599,000 Acres m- 
gODommen. F. 
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Anbau der Turnips. Auf den niedrig gelegenen Ländereien ist die 
Drainage Regel, und die Pächter lassen auf eigene Kosten das ganxe 
Gut, da8 sie pachten, drainiren, indem sie annehmen, dass sie 
dadnich die Erträge um 12 bis 30% erhöhen. Auf einer in 
Kultur befindlichen Flache von 1,633,000 Hektaren beeitst Schott- 
land 25 ^'/q oder 456,000 Hektaren Wiesen, 11% oder 191,000 Hek- 
taren Turnipsfelder. Der groeate Ertrag waren 75,000 Kilogramm 
Turnips von dem Hektare (375 Gtr. pro Morgen),*) 65,000 Kilogr. 
Mohrröben (325 Ctr. pro Morgen); einzelne bewässerte Wiesen ge- 
ben bis 8 Schnitte in einem Jahre. Der Viehstand ist der Grösse 
der W i rthschafteu iniiidej^ten> eiitspiechend. geht :iber zuweilen über 
das gewöhnliche Mass. Man schätzt tlcu \ ichritund auf 1 Mill. 
Stück Kindvieh und 7 Mill. Schale: IS57 zahlte man J85,U(K) iSlück 
Pferde. Wie in der Menge, so hat der Viehsiand auch in der Güte 
Fortschritte gem.K-ht, die Hacen sind veredelt und die besten Racen 
tindeii jeden Tag weitere Verbreitung. Die Wollproduktion beträgt 
jährlich 14 Mill. Kilogr. Die mit Weizen bebaute Fläche ist seit 
1857 um die Hälfte verringert, die mit Uafer bebaute um Vis ver- 



Der mittlere Weizenertrag beträgt 25 Hektoliter (ll,4Schffl. pro 
Morgen), der des Hafers 32 Hektoliters (HVs Morgen). 
Die Produktion an Weizen genügt bei weitem dem Bedarfe nicht. 

Die Kartoffeln nehmen 57,000 Hektaren ein, und hat sich ihr Anbau 
Keit 1857 etwas vermehrt. Die Anbauversuche mit Tlachs. Raps 
und Zuekcrniben sind nicht ermuthigend ausgefallen. Die Brannt- 
weinbrennerei, welche bedeutende Mengen von Körnerfrücliten ver- 
arbeitet, hat im Jahre 1864 5,889^Hektoliter Branntwein geüeiert, 
101,000 Hektoliter mehr als 1858. 

Auch in Irland hat die Landwirthsciiatt l ortschritte gemacht, 
jedoch nur auf den grossen Gutem. Von 1801 — 1861 sind 872*^/0 
der unbebauten Gründe urbar gemacht worden. In Folge des Klima's 
sind Bewässerungsanlagen aberfltssig. Die Wiesen nehmen ^ etwa 



*) Aus Deutschland sind uns grössere Maximalcrträp^c bekannt. 80 erntete 
Topf in Gispersleben bei Erfurt \SCA pro Morgen fi96i^ Ctr. Runkeln, Schön- 
stedt zu Erfurt 605 Ctr. Runkein, (Vergl. Wochenbl. der Aon, der Landw., 
1865, Nr. 10.) F. 



grössert. 



Im Jahre 1857 
Weizen 8^261 Hekt. 
Hafer 375»4I5 „ 



Im Jahre 186& 
44000 Hekt. 
401,616 „ 
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29% de.s KulturlHiides ein, die Kartoffelläudeitjien 18*'/,,. Der Futter- 
bau ist von 1861—1865 um vermebri worden. Die Viehhaltung 
ist vcrhiiltnissmässif: bedeutend, und auch die Qualität hat sich ver- 
bessert Die (ietreidepioduktiyu ist im AUgemoinon vermindert, und 
zwar nimmt der Hafer eine last viermal so grosse Fläche ein als 
die übrigen Gelieidearten, mehr als fünfmal soviel als der "Weizen. 
Die Kartoffeln bedecken mehr als eine Million Acres (1^2 Million 
Morgen), dreimal soviel als der Weizen. Hanf- und Flachsbau sind 
bedeutend, desgleichen die Branntweinbrennerei. 

Die Fortschritte sind in B6]giai seit 1846 bedeutende; sie wer- 
den gekennzeichnet durch die Ausdehnung des Futterbanes, durch die 
Verbesserung der Ackergeräthe, durch die Einführung der Hackfrucbt- 
knltur. Es giebt in Folge der Urbarmachungen und der allgemein 
verbreiteten Drainage kaum noch unfruchtbare Landereien. Des Vieh- 
stand hat sich gehoben, und nur die Schafe sind Vermindert Die 
wesentliche Ursache dieses all gern einen Forlschrittes iüt die Steigerung 
des Preibcs für die lirzeugnisse der Landwirthsehaft. Die (Jetreide- 
produktion, mit Ausnahme der Buchweizenpruiluktion, hat sich ver- 
mehrt durch Vergrösserung der derselben gewidmeten Fläche und 
der Erträge pro Hektare, am meisten aber beim Weizen. Im Jahre 
1865/60 wurden AVI^ Millionen Kilogramme Rübenzucker gewonnen, 
und unter dem EinÜusse der Baumwollenkiisis hat sich der Flachsbau 
ausgedehnt; auch der Tabaksbau hat zugenommen. Im Jahre 1865 
wurden 38 '/g Mill. Liter Branntwein gebrannt. 

In H^llimd sind bedeutende Urbarmachungs- und Entwässerung»-- 
arbeiten ausgeführt worden, unter denen die Trockenlegung des Har- 
lemer Meeres besonders hervorzuheben ist, auch hat sich seit einigen 
Jahren der Futterbau bedeutend entwickelt; aber Nichts hat für 
Holland mehr Wichtigkeit, als die qualitative und quantitative 
Hebung der Viehzucht Die Getreideproduktion hat sich nur wenig 
gehoben, desgleichen der Anbau von Oel- und Textilpftanzen, dagegen 
bemerkenswerth der Zuckerrübenbau. Die Branntv, üinbrennorei ist 
in i olge des amerikanischen Krieges und der Erhöhung der Brannt- 
weinsteuer in der Abnahme. 

Für Schweden und Norwegen sind «ehr wichtige Kulturfort- 
schrittc zu verzeichnen; die Urbarmachungen, die Entwässerungen 
und die Drainage gewinnen täglich an Ausdehnung. Die Wiesen 
nehmen eine fast ebenso grosso Fläche ein, als das pflugbare Land. 
In Schweden giebt es wenige künstliche Wiesen (prairies artificieiles), 
in Norwegen bedecken sie fast die Hälfte des kultivirten Landes. 
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Der Anbau der Wurzelfrüchte hat sich seit 30 Jahren erheblich aus- 
gedehnt und nimmt in Norwegen 10 — 15 ^/o des 'Aclteriandes ein. 

Die Qualität des Viehes ist bedeutend verbessert, doch ist in 
den meisten Fallen in Norwegen die Zahl der gehaltenen Thiere im 
Verhältniss zum vorhandenen Futter noch viel su gross, so dass ihre 
Ernährung zu wünschen lässt. In Schweden entspricht die Menge 
der erzeugten Wolle nicht den Bedürfnissen der Bevölkerung. Die 
Gctreideproduktiou hat »ich bedeutend gehoben. Nach den offiziellen 
statistischen Angaben betrug die Produktion xSurwegcüs: 



"Weizen . 
Roggen . 

Gerstr 

HalcT . • . 



Im jähre 1835 Im .fahre 1H85 
a'so itnw Tonnen') 

7">0f»(> 170,OUU „ 

132,000 2,0f)3,0ü0 



1» 



Für Schweden ist der Kartoifelbau von Wichtigkeit, dage^^en ist 
der Anbau von Handeisp ilanzen wenig entwickelt Branntwein wird 
viel erzeugt, von 1856 — 1860 worden 35 MiJl. Liter gebmnnt« 

Aus PrenSMl werden grosse Fortschritte der Landwirthschaft 
gemeldet Früher war die Xi^W/<9Merto«r<A«c/ea/< allgemein üblich ; in 
grosseron Wirthschaften ist sie im grosseren Theile des Landes ver- 
schwunden; aber man findet sie noch in einer grossen Zahl mitt- 
lerer und kleinerer Wirthschafften, jedoch mehr oder weniger modi- 
licirt, indem ein immer grosser werdender Theil der Brache an- 
gebaut wird. 

Die KuUurmet/toden sind auf merkliche Weise verbessert worden, 
Urbarmachungeu öder Länderoicu werden eifrig ausgeführt, i m die 
saiHliü;en Böden, besonders rommerus*), in Kultur zu bringen, b;iut 
mau wiederholt die Lupine an, um sie grün tintcrzupiliigcn. Die Ivnt- 
Wfisserunf/sarbeiten haben eine grosse Ausdehnung gewonnen. Die 
Entwickelung des Futterbauea ist sehr bedeuteud; Preusseu besass 
im Jahre 1863 bei 18 Miilionen Hektaron kuitivirteu Bodens 2'/« Mil- 



*) Eine Tonne = 2,529 ScheiTel prenssiscb. 

') Der Anbau der Lupine zur (Jründiincfiinfr i" Proiissen i^t bekanntlich zuerst 
in der Trovinz Sachsen nnd zwar .iiif Pictzpuhl zur Aasführung gekommen, und 
noch heute, ist Her Lupiticnanbau in lier Altinaik uüd in Brandenburg keineswegs 
geringer als in Pommern \ dagegen ist mau von der Methode, die Lupinen grün 
untorzupflügeo, mehr nnd mAa znrückgekommeu, ind«m man dieselben allgemein 
besonders an Schafe TetfStteit nnd den so gewonnenen Dnnger statt der Grün- 
dnngUDg Yervendet, F, 
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Honen Hektaren künstlicher Wiesen (prairies artificielleb)*), und sind 
die Erträge schon lange hohe. 

Das l^ieh wird reichlich ernährt, wozu die Abfälle der KartotTel- 
brennereien und der Rübenzuckerfabriken hedentend l>eitragen. Das 
einheimische Milchvieh ist fast verschwunden und hat den besseren 
Racen aus Ostfriesland, Oldenburg und Hannover Platz gemacht; 
ausserdem bezieht Preuasen aUjährlich aus Sachsen und Franken 
zahlreiche Zugochsen. 

Die Veredlung der Sc/u^e, welche seit 60 Jahren datirt, hatte 
Ton Anfang an die ausschliessliche WoJlproduktion im Auge, und so 
wurden durch Zuchtwahl Schäfereien ersten Ranges geschaffen; aber das 
Fallen der Wollpreise und das Steigen der Fleischpreise hat zur besserlsn 
Bleischproduktion geführt; An&ngs wurden Southdowns eingeführt, 
aber man erkannte bald die Ueberlegenheit der Rambouillets und 
importirte in den letzten Jahren zahlreiche TMere dieser französischen 
Race. mit der man gegenwärtig alle Kreuzungen ausiührt.**) 



*) Es ist geradezu aomögllch, sich darüber Rechenschaft zu gebeo, was hier 
unter prairies artificielles zu verstehen ist, da die offiziellen Zahlen dafür keinen 
sichern Anhalt gebeu. Am nächsten kommt die Angabe Ton 2^ MiM, Hektaren 
oder d Mill. Morgen prairies artificielles der Grösse der überhaupt vor 1SC6 in 
Preussen vorhandenen Wiesenfläche von 10,200,419,44 Morgen Wiesen, die aber 
keineswegs säuimtlich küustlicl» gebaute Wiesen sind. Wenn also hier einer- 
seits Pl&cben mit embegriffen »indi die den Namen prairies arttftcietlei in kdner 
Binsicbt rechtfertigen, so fehlen andererseits die Fntterfelder, die bei den Fran* 
zosen unter den Begriff der prairies artifideltes fallen. 0a es bis jeiat an einer 
Statistik der einzelnen Kulturarten in Prensseu fehlt, so müssen wir uns damit 
begnügen, eine Uebersicht der Nutzungen des liodens dii alten Provinzen, wie 
sie die Grundsteuer Reguliriing festgestellt hat, mit2atlieileD : 
Ackerland . . . 55,H6,079,4- Morg. Oedland .... 143,703, 40 Morg. 

Oärten 732,218,.«. „ Unland 246,916,91 

Wiesen 10,209,419,44 „ Hofräume etc. . 1,074,644,3a „ 

Weiden .... S,ia8)8a6,si Wege, £iaen* 
Holxnngen . . . 86,800»028,9i » bahnen, Flusse 
Wasseistncke . 1»740,817,49 n etc. 4,593,$50^io „ 



Znsammen 108^825,65O,st Morgen. 

F. 

**) Wie weni{r richtig; dies ist. ist jeriom Landwirtlie bekannt ; wo man >:esent- 
lich die Flei«ächzncht im ^w^c hat, wird noch beute allgemeiu englisches Blut ver- 
wendet; nebeii den Southdowns die Leicesters, Cotswolds etc. Die Verwendung der 
Rambonillets, die allerdings aiemlich verbreitet ist, bat wohl selten oder nie die 
Erzieinng eines Fleiscbschafee im eigentlichen Sinne im Augs, vielmehr nur die 
EfdeluDg einer besseren Stator. Die Anfinge der Feinaneht in Prenssen daUren 
übrigens in das vorige Jahrhundert zurück. F. 
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Die Schweinezticht ist allm^'iiüiu verbreitet und befindet sich in 
blühenden, cinträgliclien ^ erhaitnissen. 

Uebrigens ist man in Preussen der Ansicht, dass eine reich- 
liche und richtig gew&bito ErnährUDg, verbunden mit sorgfaltiger 
Wartung und Pflege, mehr zum Gedeihen der Viehhaltung bei- 
tragen, als die Einfuhr fremder Racen. und in den Wirthschaften 
swdter und dritter Ordnung, wo man noch die einheimischen Racen 
»ächtet, sind auch diese Racen bedeutend veredelt 

Preussen beeass im Jahre 1863: 1,200,000 Pferde von mehr 
als drei Jahren, welche in der Landwirtluchaft benutast wurden, 
680,000 Ochsen, 3,383,000 Kuhe, 17,500,000 Schafe, 2,700,000 
Schweine und 805,000 Ziegen.*) 

Seit dem Verlassen der Dreifelderwirthschaft ist die dem Ge- 
treidebau gewidmete Fläche bedeutend verringert worden, aber die 
Produktion hat sich tiotzdem erhöht in Folge der \ crvollkommneten 
Kiilturraethoden und der reichlicheren Düngung. Trotz der Ver- 
)iu lii ung der Bevölkerung ist die Ausfuhr ihatüächlich nicht vermin- 
fici i w( ideo. Üic Rübenzucker fahrikation^ obgleich auf wenige Pro- 
vinzen i3ef;chr;inkt. ist von grosser Wichtigkeit: in den östlichen 
Provinzen spielt die Brannhocinhrennerei eine grosse Rolle ; sie wird 
fast auf allen grösseren Gütern betriehen. Sie befindet sich in den 
günstigsten Verhältnissen, In den westlichen Provinzen ist der 
Weinbau sehr verbreitet, wo die vorzüglichen Mosel- und Rhein- 
weine erzeugt werden: auch in einigen Theilen Schlesiens und 
Sachsens wird Wein gewonnen, welcher sum Verfalschen fremder 
Weine, insbesondere des Champagners dient/*) 



*) Nach der Zähliiüg vom 7, Dezember 1867 besass Preussen; 





In den 
alten Landes - 
theileo. 


In den 
neuen Lan- 
destheileo. 


Im gaosen 
8tMte. 


Pterde 

Rindvieh insgesammt 

Bienenstöcke 


1,878,167 4»5,65ü 
485 812 

7,450 1,G10 
5,:»97,i)r)4 l,'.i;iS,854 
a,r.74,55ü 1, Ii) 1,342 
18,8-20,780 3,441,a()7 
3,802,143 1,072,5)71 
1,045,321 298,294 
1,350,453 1 273,380 
985,224 1 370,913 


2,313,817 
747 

n,0RO 

7,996,818 
4,865,898 
22,262,087 
4,S75,1I4 
1,343,615 
1,632,788 
1,306,187 



) Wie ee heieeen soll: „sar Yerlilechiiiig dee Champagners*' ist nne nicht 
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Auch iu den Übrigen Theilen Deutschlands beiindet sich die 

Landwirthschaft im Fortschritte; täglich vprmindorn sich die Oedlän- 
dereieii, und ist die lirache im Verschwiüden. in Würtemhei g be- 
sonders sind Bewässern ngsaulagen allgemein verbreitet, und nehmen 
daselbst die Wiesen bis 74 ganzen Kulturlandes ein; die 
Zahl der Thiere nimmt beständig zu, und ihre Qualität verbessert 
sich; aber trotz der schon bedeutenden Ausdehnung der Weiden hält 
man sie doch noch für ungenügend. In Wikrtemberg hat trotz der 
Urbarmachungen der Getreidebau nicht xugenommen, und in Hessen^ 
wodurch da^ während mehrerer Jahre stattfindende Steigen der 
Getreidepreise diese Kulturart auf Neuländereien sich verbreitet hatte, 
geht man zum Gegentheil über und sucht den Futterbau und Handels- 
gewächsbau zu vermehren. Die eingeführten Verbesserungen hal>en 
überall die Quantität und Qualität der Ernten erhöht Unter den 
iiandelspflanzen ragen besonders der Hopfen und die Gespinnst- 
pflanzen hervor. 

Würtemberff erzeugt ziemlich viel Rübenzucker, aber in anderen 
Gegenden, z. B. in Hessen, hat die Zuckerrübe kein befriedigendes 
Kesultat ergeben; dagegen hat die Kartoffelbrennerei eine grosse 
Ausdehnung gewonnen, Dank den A'ortheilen, welche die Benutzung 
der Rückstände bei der V^iehfütterung bieten. 

Jn einigen Thcüeu Deutschlands liat der Weinbau keine Fort- 
schritte gemacht, in anderen hat er an Ausdehnung gewonnen. Die 
Erträge haben sich überall erhöht. 

In den gebirgigen Theilen Baierns, weiche besonders zur Vieh* 
zucht geeignet sind, haben die Weiden und Wiesen eine grosso Be- 
deutung. Getreide wird in grösserem Massstabe in den mittleren 
Theilen des Landes gebaut, wo das Klima diese Kultur begfinstigt; 
desgleichen Oel- und Handelspflanzen. In gewissen Gegenden» beson- 
ders in der Umg^end von Nürnberg, hat der Hopfenbau einen hohen 
Grad der Vollendung erlangt In der Pfalz und in Franken, speziell 
bei Würzburg, Kitzingen, Dettelbach, Bergzabern etc. werden sehr 
geschätzte Weine erzeugt Der Tabaksbau hat in der Pfalz eine sehr 
grosse Ausdehnung. Natürliche und künstlich gebaute Wässerung«^ 



reebt erfindlich. In der Champagne sdbst wird vid nieht in der Champagne 
gewachMner, geringer Weto aar Fabrikation des sogenannten Champagners ver> 
wendet; nichta Anderes thtm dio deutschen Weinprodnzenten , die einen Hchaam* 
wein fabriziren, der unter dem Namen von Chnmpag^aer, aieht selten mit Angabe 
des wirklichen Ursprungsortes, in den Handel kommt. F. 
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me»m giebt es in hiDreichender Menge, auch der FuUerbcat ist er- 
heblich. 

Die LandwirthBchaft der Schweiz ist in vielen Gegenden den 
auch in anderen Landern gemachten Fortschritten gefolgt. Die Drm- 
nage findet in der Bodenserstfickelung Hindernisse. Die Weidm nehmen 
20^/0 der Gesammtoberfläche ein, das unter dem Pfluge befindliche 
Land ein Siebentel. Die künstlichen Wiesen (prairics ai tificielles) 
vermehren sich seit einigen Jalnen. Man zählte 1865 in der Schweiz 
992,000 Ha'ipt Rindvieh, } 00 ßOO F/ erde und 1,125,000 Haupt. KUm- 
vieh. Aus (iiesen Zahlen folgt in quantitativer Hinsicht ein geringerl'ort- 
schritt, dagegen sind die Kacen veredelt. Die bessere Kultnr hat 
seit 30 Jahren eine bedeutende \ erniehrung der Getreideprod uktion 
zur Folge gehabt. Mit Ausnahme des Getreides bedecken die ande- 
ren Nährpflanzen des kultivirten Landes, darunter besonders die 
Kartoffeln. Der Tabakshan nimmt zu. Der Weinstork bedeckt 
30,000 Hektaren (120,000 Morgen) und erzeugt jährlich im Mittel 
12 Hill. Hektoliter (ß^U ^^iU* Ohm) Wein. Der Wein ist meist von 
geringer Güte und genügt nicht für den Bedarf. Die Herstellung 
von BramUwem ist bedeutend. 

Aus den vom Grafen Zicl^ gemachten Mittheilungen erglebt sich, 
dasB in Üngani in den kleinen Wirthschaften die Dreifeldenmrih- 
gelioft herrscht) auf den grossen dagegen meist eine freie, indem sich 
d^ Landwirth Yon^den Umständen ssur Wahl der Früchte bestimmen 
läset. Die unternommenen Enttoässerungsarbeiten sollen der Kultur 
200 geographische Quadratmcilcn ivulturboden zuführen; sie bestehen in 
der Eindämmung der Theiss und ihrer Nebenflüsse und sollen in einigen 
Jahren beendet sein. Trotz des trocknen Klimans gieljt es keine 
ßewüs. gerungen, und dennoch nehmen die Weiden 41 der Kultur- 
flächo ein. 

Zuckerrübei], KartoH'eln, Möliren. Kuben und Futterkräuter wer- 
den von den grossen Hesitzern angebaut; besonders lohnende Erträge 
liefert die Luzerne. Der Ertrag der Zuckerrüben erhebt sich bis zu 
40,000 Kilogramm pro Hektare (200 Ctr. pro Morgen), ist aber im 
Mittel nur Vi dieses Ertrages. Ungarn besitzt 1,800,000 Fferdn, 
6 Mill. Haupt Rindvieh, 12MiU. Stück Seiurfe und öMül. Schweine, 
Pferdezucht und Scha&ucht, welche letztere nur der Wollproduktion 
Villen betrieben wird, haben Fortschritte gemacht Auf den Gütern 
des Grafen Zicliy hat sich seit 30 Jahren die Zihl der Schafe ver* 
vierfacht und der Werth der Wolle sich verdoppelt. Die Ochsen 
dienen hauptsachlich als Zugvieh und werden erat nach acht- bis 
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neusjähriger Arbeit gemästet Die Käsefabrikation hat eine gewisse 
Bedeutung, und Wien besdelit sein Gsßüffel hauptBächliob aus Ungarn. 

Die WeizeMTuid ergiebt im Mittel 17,500,000 Hektoliter (fast 
32 MÜ1. Scbeffel), die ifauernte 2a MilL (ilut 42 Hill. SoheiTel), die 
ir<^«rernte 22 Mill Heictoliter. 

Die KuUurioaten betragen 2d°/o, die Steuern 33 ^/^ und die 
Transporikoaten nach Frankreich und der Schweiz sind so hoch, wie 
die Weizenpreise am Erzeugungsorte: sie betragen etwa 5 Frcs. für 
dtii Melzeii (etwa 1 Ctr.). Das uugarische Mehl ist vuizüglich, und 
die zahlreichen Mühlen liefern ein Produkt« aus dem ein ausgezeich- 
netes Brod gebacken wird. 

Was die HanileUpßanzen betriiVt. so (M/eugt Ungarn 6()'2/iÜ0 
Hektoliter (l,z04,840 Scheffel) Raps. 20 iMill. Kilogramm (400,000 L tr.) 
Flachs und 40Mill. Kilogramme (800,000 Ctr.) Hanf; letzterer ist von 
vorzüglicher Qualität. 27 Zuckerfabriken haben im Jahre 1866 an 
Rüben verarbeitet 2,060,000 Ctr. 67,000 Morgen (arpents) Landes 
werden mit Tabak bebaut, aber diese Kultur wird durch Verwal- 
tungsTorschriften und durch das Monopol gehemmt 

Die Weimberge nehmen 62 Quadratmeilen ein, doch haben die 
Erhöhung der Steuern und mehrere auf einander folgende sohlechto 
Jahrgänge diese Kultur vermindert. Der Weinbau ist meist in den 
Händen der Bauern, nnd die mangelhafte Bereitung des Weinet ver- 
hindert die Ausfuhr. 

In RlUsUuid scheint die Kultur keine erheblichen Fortschritte 
gemacht zu haben; die Geräthe, die Kulturarten sind noch höchst 
primitiver Art, besonders in den baltischen Provinzen.*) Im mitt- 
leren lUissland nehmen die natürlichen Wiesen '/i,^ allen Kultur- 
landes ein, künstliche Wiesen (prairies artificielles) existiren weniger, 
die Verbesserung der Viehhaltung ist gleich Null. In den baltischen 
Provinzen namentlich ist die Viehzucht Zwecks der Ernährung nicht 
im Gebrauch : die Zald der zu haltenden Thicre richtet sich nur nach 
den Bedürfnissen der Kultur. Der grösste Theil der Wolle wird aus 
dem Auslande bezogen. Im mittleren Russland nehmen Weizen und 
Kartoffeln nur '/i:, des zu landwirthschaftlichen Zwecken benutzten 
Landes ein, der Roggen */i5? Hafer ^ir.? Buchweizen ^/^.,. 
Die Getreidtproduklum nimmt nicht zu, obgleich der Preis um 10 ^j^ 
geatiegen ist. In den IndHeeken Provinzen hat in Folge de« aua- 



*) Wir giaubeu «iucli weuiger iu den baliisciieu uIn Iii den eigfiillicli msüi« 
sehen Frovinsen, wo sehoa die Besittfeibiltiiisse jeden Fortachritt bemmeD. F. 
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gedehntou Flachsbaues^ welcher den wahren Keichthiim des Landes 
bildet, der Getreidebau merklich abgenommen. Die Kultur der 
Uespiniiatpflaiizeii hat in der That für Russland eine grosse Bedeu- 
tung. Nach den Angaben Tscherniaelfs wird der Flachs in ganz 
Nordrusaland als Q€tpiinmlpßanzet in Sudrassland als Oe^ßanze 
angebaut. Aus T^ordrussland wird viel Leinsaat ausgeführt, und wird 
der von Riga und Pskow kommende Leinaamen sehr theuer bezahlt. 
Im mittleren Russland bild^it der Hcstrf einen wichtigen Gegenstand 
des Anbaues; die Gouvernements Kursk, Orel, Tscher, Nigow bauen 
bedeutende Mengen Hanf, theils wegen der Faser, theils als ol- 
gebendes Gewächs. Die Cioiivernements Riäsaii, Tula, Kiew. Poltawu, 
Charkow erzeugen grosse Mengen Zucke.rriihni; diese Kultur uiuiint 
wenigstens 100,000 Hektaren (4uu.ü(K) Morgen) ein. Die Zncker- 
fahrikation nimmt seit oO Jahren bestiindig zu; nach offiziellen An- 
gaben wurden 18(55 von 273 Fabriken 3'/, Mill. Pud Tl, 140,000 Ctr.) 
Zucker fabrizirt. Die schon bedeutende Erzeugung von Getreide- 
branntwein würde, besonders in Jahren niedriger Getreidepreise, sich 
noch weit mehr ausdehnen olme den hindernden Einfluss der Re- 
gierung. 

In Süd-Riissland giebt es eigentlich keine natürlichen Wiesen, die 
Anlage künstlicher ist nur auf einigen Herrschaften im Beginn des 
Entstehens; in gewissen Gegenden wird nur der dritte Th^ des 
Bodens kultivirt. Das VMa ist schlecht genährt, und in den neuen 
Provinzen, besonders in Cherson, wo der Viehstand gross ist, fehlt es 
in Folge der Dürre und der Lange des Winters nicht selten an allem 
Futter. Die Mast ist sehr wenig entwickelt; mitunter verwendet 
man dazu die Abfälle der Brennereien. Versuche, die Viehschläge zu 
veredeln, fehlen fast ganz, und es zeigt sieh keinerlei Fortschritt. Die 
Schweinezucht dient nur der heimischen Konsumtion und befindet 
sich auf einer relativ besseren Stufe. Die Steppen im OsV^n 
ernähren ungeheure Mei inohi rrdefi, nnd das ganze \'erm(iox'n heruht 
auf der Woll Produktion Auch in den westlichen fJoiivernements bilden 
die Merinoschafe einen wesentlichen Theil des lieiclithnms, trotz <ler 
relativ geringeren Ausdehnung der Besitzungen: die Schaf/uclit nimmt 
hier ab. Die häufige Trockenheit des Landes und die oft stürmischen 
Winde schaden der Schafzucht in hohem Masse, besonders leidet die 
Wolle. 

Wo Getreidebau betrieben wird, lieirscht die Dreif eider wirlh^ 
8ckcfi: Vs wird mit Sommerkorn, '/a Winterkorn bebaut, liegt 
brach. Je weiter man nach dem Süden kommt, desto mehr dehnt 

0 
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sich der Anbau des Mais aus, der das .Sommerkorn ersetzt und in 
Bessarabien die llauptkulturpÜanze bildet. 

Mit der Zunahme der Bevölkerung hatte Anfangs die Getreide- 
produktion eich vergrössert; seit der Aufhebung der Leibeigenschaft 
vermindert sich der Anbau des Getreides gegenfiber demjenigen der 
Zttckerrfiben* Der Hanf wird von den Bauern kultivirt und nimmt 

Ihrer Landereien ein; seit der Abschaffung der Frohndienste hat 
er auf den herrachafUichen Götern ganz aufgehört Den Anbau des 
Flachses als Oelpflanze findet man ganz besonders in Bessarabien und 
in Neu-Russland, wo die ungeheure Ausdehnung der L&ndereien ge- 
stattet, ihn auf Feldern zu betreiben, die acht bis neun Jahre* in 
Brache gelegen haben. Diese Gegenden senden viel Leinsaat zur 
Ausfuhr nach Odessa. 

Der lahakshau dehnt sich in I^essarabien aus, doch ist das 
Produkt von sehr geringer Qualität, Andere Handelspflanzen sind 
unbekannt oder haben keine Bedeutung: alle Ivulturen, mit Ausnahme 
der Zuckerrübe, bleiben auf demselben Standpunkte. In den süd- 
westlichen Provinzen giebt es viele Hübenzuckerfabriken und auch 
einige in grossem Masstabe angelegte Raffinerien; doch ist diese 
Industrie meist in den Händen von Ausländern. 

Seit 1849, wo die Brennercisteuer in Kraft trat, hat die Pro^ 
dukUon von Getreids'Branniwein in einigen Gegenden erheblich ab-> 
genommen, in anderen, wie Neu-Hussland und Bessarabien, hat sie 
sich dagegen bedeutend entwickelt; die in den südlichen Provin^n 
produzirte Menge ist ziemlich dieselbe geblieben wie vor Einführung 
der Steuer. 

Der Weinbau hat nur in Bessarabien und in der Krimm Be- 
deutung, wo das Klima sehr günstig ist. Die Reben kommen aus 
Frankreich und von den Ufern des Rheines; aber der mangelhaft 
gewonnene Wein ist von sehr untergeordneter Qualität 

Auch aus Portugal werden keine Kulturfortschritte gemeldet, 
wenn nicht etwa Urbarmachungen ; man führt hier weder Drainagen 
noch Bewässerungen aus-, natürliche Wiesen giebt es nicht viele; es 
existiren weder künstliche Wiesen (prairies artificielles), noch Hack- 
fruchtbau, lind in l'olge dessen kann auch die Viehmast sich nicht 
entwickeln. Trotzdem kauft England hier \nele Uclisen, die von 
guter Qualität sind, und mästet sie daheim: aber wegen des mangeln- 
den Viehfutters nimmt ihre Zahl wenig zu. Mit Ausnahme <lfT 
Wolle sind die Produkte der Viehhaltung von geringer Bedeutung. 
Trotz der Urbarmachungen scheint sich die Getreideproduktion nicht 



Digitized by Google 



— 145 — 



erliöht zu hal)cn, aber vielleicht ist dies wenig günstigen atmospliä- 
rischei) Einflüssen zuzuschreiben. Der Preis ist ziemlich beständig, 
die Qualität int immer eine gute gewesen. Die Kultur von Handels- 
pflanzen ist ohne Bedeutung, der Weinbau dagegen ist sehr erheb- 
lich; doch ist der letztere durch das Oidium um die IJälfte vermin- 
dert worden, und vermindert ihn diese Geissei noch ferner. 

Auf 43 MiiiioDen Fanegas (1 Fan^a beinahe 2 Morgen) Kidtur- 
land kommen 

für Getreide . , 21 Mill. Fauegas. 

, Wiesen und FntterCelder . ... 10 • » 
, Hoh^ Obstbäume und Odbäume . ' 5 fi » 

r Weinberge 3«» » 

n Wunelfrüchte 3 , » 

Spanien v^^ar früher ein wichtiges Getreideland^ aber man kann 
nicht sagen, dnss es dies noch sei, obgleich einzelne l^ovinzcn. z. B. 
Ka-stilien, bedeutende Mengen Getreide erzeugen. Hauptsüchlich wer- 
den Gerste und Weizen angebaut. Trotz der geringen TVlenge der 
natürlichen Wiesen, der geringen Entwickelung der küustliclicn 
Wiesen (j)rairies artificieiles) und des Anbaues von Hackfrüchten, der 
Seltenheit der l^ewässeruns/sanlagcn hat die VieJizucht seit einigen 
Jahren beraerkenswerthc Fortschritte gemacht. Wenn sie aber auch 
quantitative Fortschritte gemacht hat, so ist sie doch qualitativ un- 
genügend, und die Preise sind sich gleich geblieben, ja die Provin- 
zen Aragonien, Katalonien und Valencia haben vom Auslande, be- 
sonders aus Algier, sehr erhebliche Mengen Vieh eingeführt. Nächst 
Frankreich erzeugt Spanien den meisten Wem, aber die Wein -In- 
dustrie ist bisher zuröckgeblieben, die Wahl der für den Weinstock 
bestimmten Grundstficke ist oft eine schlechte. Die Weine selbst 
sind grosstentheils untergeordneter Qualität in Folge der mangel- 
haften Kultur des Weinstocks und der schlechten Behandlung des 
Produktes. Es werden ungefähr 13—14 MiU. Hektoliter (9 '/^ — 10«/, 
Mill Ohm) erzeugt, wovon '-^/^^ für den einheimischen Verbrauch und 
zur Bereitung von W^eingeist verwendet werden. Das Oidium ist eine 
der Plagen des spanischen Weinbaues gewesen, und ist es in Ara- 
gonien noch. Der Handelsgewäcltnban ist wenig entwickelt, nur das 
Olivenöl spielt eine wichtige Holle in der Produktion des Landes; 
man nimmt an, dass der Oelbaum 1 Mill. Hektaren (4 Mill. Morgen) 
Landes bedeckt: die Ausfuhr nimmt jedes Jahr zu trotz der geringen 
Sorgfalt, welche die Spanier auf die Kultur der Pflanzen und die 
Gewinnung des Oeles verwenden. Die Obstauafuftr bildet einen 

10 
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wicliiigen Zweig des Hpanischen Handels; Malaga iht der Mittelpunkt 
für die Ausfuhr getrockneter Früclite: Sevilla, Valencia und die Ba- 
learon erzeugen die meisten Citronoii iiud Orangi'P., Dio Kultur der 
Korkeiche ist sehr verbreitet in Andalusien, Kataluiiieu uiui (iiroiia; 
fast alle Erzeugnisse derselben werden ausgeführt. Als G (spinnst- 
pjlanze wird allein Hanf gebaut; die Furhepßanzm könnten eine be- 
deutende Rolle spielen, aber die ehemals berühmten Safranpflanziuigen 
sind heute zum Theile aufgegebeji. 

In Itllicil haben die kümtUchen Wiearni (prairies artificielles), 
fio salilreich und gut bewässert in der Lombardei und in Piemont, 
in dem übrigen Theile de» Landes nur gorioge Auadehnung und 
fehlen ganz in dem ehemaligen Königreich Neapel, wo die Hälfte 
der Liuidereien unbebaut liegt. Die Vtehzuehi wird vernachlässigt; 
die Lombardei, welche eine grosse Menge Rindvieh ernährt, boEiebt 
ilire Kühe aus der Schweiz, und Piemont, sonst reich an Rindvieh, 
klagt noch iibor die ungenügende Menge. Durch Kreuzungen mit 
Merinuschafeu ist das italienische Schaf ein wenig voreilelt, vorzüg- 
lich in den neapolitiuiischeu Provinzen, alier in vielen Clegenden 
seliadet der Mangel an Sorgfalt der Entwickeiung der bclialzucht, die 
sicli denn auch im Rückgänge belindet Das neapolitanische und 
piemuntesischo Getreide ist stets ven vortreüiicher Güte, aber sein 
Anbau, der sich nur in Neapel um 25pCt vermehrt hat, ist überall 
der gleiche geblieben. Die Zucht des Maulbeerbaumes entwickelt 
sich in der oberen Lombardei. Als Handelspflanzen konnten der 
Tabak und die Baumwolle vorzügliche Erfolge entielen; letztere würde 
sehr günstige Bedingungen finden in den Maremnen von Toskana, in 
Sardinien, Sizilien, der römischen Eampagna und in den neapolita- 
nischen Provinzen. Die Produktion des Weinstockes hat aich in Neapel 
verdoppelt, aber in der Lombardei ist sie durch die Verwüstungen 
des Oidinms um vermindert. Aus den Mittheilungen des Marquis 
V. Sambuy ergiebt sich, dass die Reiskultur in Ober-Italien zu- 
genommen hat; der Reis ist aber eine dem Anbau ^^iinstige rilanze, 
weil er wenig Dünger verlangt.*) Die Reisfelder, in einigen Gegenden 
noch permanent, sind meistens einer bestimmten Fruchtfolge unter- 
worfen. Es folgen si» ii Kei.s, Weizen, Maelis, J^aps und Futterkräu1<'r : 
wo diese Kulturmethodc ausführbar er:sclieiut, ist sie sowohl vom 
gesundheitlichen Standpunkte vorzuziehen» als auch, weil «ie die Er- 
träge eriiüht. 



*) Deswegen, weil er mino N&hrsioffe d«m fiewSssemogBWASier entoiBiint P. 
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Im Kirchenstaate troilif der (!iu.s«beäitz Weissen- und Ilal'erbau, 
der Kleinbesitz Weinbau. Es herrschen noch die alten Kultur- 
methodeu ; Köhrendrainage wird nicht angewendet; die BewäsÄicruuyfs- 
anlagen sind aufgegeben, es werdeu weder Futterkräuter noch Hack- 
früchte gebaut Der Getreidebau vermehrt sich nicht, auch werden 
keine Haudelspflanzen erzeugt* Dt» Weiuerxeugniss dient dem hei- 
mischeu Verbrauch. 

Die Landwirthflohaft der Tttrkei bt stehen geblieben, indeesen 
führt Trapezunt in die angreoxenden russischen Provinzen ziemlich 
bedeutende Mengen von Kartoffeln und Tabak aus. 

Ueber den Zustand der f«andwirthschall in Rollilan ergiebt 
sich aus den Mittheilungen des Herrn Aureliane, dass daselbst 
eine extensive Kultur gpJ)Oten erscheint. In den Bergen und eini- 
gen anderen Theileii des Landes begegnet man der nüncn Weide- 
wirth.schaft. In dem eigentüclieu Tiellundc herrscht die l eldgras- 
wirthschal't mit Oetreidebau Der Fruchtwechsel ist dreijährig, Dün- 
gung ist unbekannt. Die pflngbare l*'Iäche ist etwa 5 Mill. Hektaren 
(20 Mill. Morgen) gross, wovon 15 "/o Koru, 10^/,, mit (leiste 
und 46 "/u mit Mais bebaut werden. Die Menge des erzeugten 
Getreides wächst mit jedem Jahre, besonders des Weizens und des 
Mais. Der Ertrag pro Hektare an Weizen beträgt in grossen Wirlli- 
schaften 18, in bäuerlichen 8 Hektoliter (resp. 6 und S'/a SchfH.) 
pro Morgen). Der Getreidebau leidet unter dem Mangel an Arbei> 
lern und an Betriebskapital. Die Qualität des Weizens ist vortreff- 
lich. Die Viehracen sind sehr gewöhnliche, der Viehstand sehr be- 
deutend. Der Fleischhandel hat für Rumänien eine grosse Zukunft. 
Schon jetzt ezistirt in Galatz ein grosses Haus, welches Salzfleisch 
für das Ausland bereitet. Der Anbau von llandelspflanzen ist im 
Entstehen, es gedeihen alle Pflanzen der gemässigten Zone. 

In Aegypten ist seit der Einluliiuug de.s Buumwolleubaues der 
Ackerbau ein unli i er geworden, es wird fast nur Getreide im ^^Vch- 
sol mit Raumviollt' gebaut. Die IJrliarmachungen sind in giu.sser 
Ausdehnung betrieben, aber sie sind wegen Arbeitermangel /.um 
Stillstand gekommen. Die Bewässern ngsanlaqrcn müssen noch be- 
deutend verbessert werden. Natürliche Wiesen giebt es nicht, dafür 
wird eine Art Luzerne (bercim) als Futter für Arbeitsvieh angebaut; 
in der Nähe grosser Städte ist diese Kultur sehr einträglich. Der 
Viehstand ist für die Bedürfnisse der Landw irthschaft sehr unge- 
nügend. Die Baumwolle ist die einzige HandeJspflanze, deren An- 
bau an Ausdehnung gewonnen hat. 
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In den Vereinigen Htaftten giebtes keinen regelraa^isigen Frucht- 
wechsel, die Vervollkommnung der Landwirtiischaft besteht nur in 
der Ausdehnung von Urbarniachnngeii. KÜDHtliche Wiesen (prairios 
artificielles) giebt es nur in sehr geringer Ausdehnung. In denjenigen 
Staaten, die im Kriege gelitten haben, ist der Viehstaud sehr ver- 
mindert. Im Westen wächst die Getreideproduktion. Die durch den 
Krieg dem ßanmwollenbatt zagefägten Schäden sind noch nicht ge- 
beilt Die Branntweiabrennerei war aebr bedeutend, aber seit dem 
Kriege seo&t sie unter hohen Steuern. 
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InuiiiUntttiinltlil 



Der gegenwärtige Zustand der Kommunikationsmittel zeigt, wie 
Jeder in der Enquete es anerkannt hat, im Vergleich mit dem Zeit- 
räume von vor 30 Jahren einen öchr bedeutenden Fortschritt. Jedes Jahr 
vervollständigt sich das Werk der Vicinalwege, die T.andstrassen ver- 
bessern, der Wassertransport vervollkommnet sich und die Eisenbahn- 
netze erhalten eine neue Entwickelung. Der Staat, die Departements, 
die Gemeinden haben zu dieser Verbesserung beigetragen. Indessen 
ist noch nicht Alles geschehen. Die Bevölkerung hat betreffs der 
Nothwendigkeit, dieso verschiedenen Arbeiten in Angriff zu nehmen 
und ohne Verzug zu vollenden, die volle Sorgfalt der Regierung ge* 
fordert; jedes Departement und jeder in der Enquete Vernommene 
glaubte die Lücken, die auszufüllen am nothwendigsten wären ^ be- 
zeichnen xn müssen. So haben einige Arrondissements, welche noch 
nicht mit Eisenbahnen versehen waien, Linien verlangt, durch die 
sie gehoben würden. Andere forderten Arbeiten zur Hebung der 
8chififährt auf den sie durchschneidenden Wasserlaufon. 

Die Vollendung des Vicinalnetzes und ein Gesetz, die Acker wege 
betreffend, verlangen Alle. 

Zu diesen Forderungen kommen vereinzelte Klagen liljcr die 
gegenwärtige Handhabung der SchitlTahrtstaxen auf den Kanälen und 
Reklamationen über Eisonbahutarife , sei es, dass man sie zu hoch 
findet, oder sei es, dass man mit den differoutiellen Tarifen nicht 
zufrieden ist. Ueborall, wo es sich um rein lokale Fragen handelte, 
wurden die in den Departementsen<^ueten ausge^procheneu Wünsvi^e 
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nach dem von der Commission superieure angenommenen Grundsätze 
sor Prfifong an die betreffenden Behörden, hier also an den Gene- 
raldirektor der Brücken, Chausseen und Eisenbahnen verwiesen. Für 

uns handelt es sich nach dem Gutachten der Kommission nur um 

Fragen, die ein allgemeines liitereshc in Anspruch nehmen. 

Jede Frage dieser Art, welche in Hinsicht auf die Vicinalwege, 
Landstrassen, Kanäle und Eisenbahnen er]iol)en worden . soll der 
Reihe nach geprüft werden, indem wir (h'n gegenwartigen Stand 
der Dinge, die gemachten Aasgaben, die bewirkten Fortschritte, das 
Gesetz, welches den öffentlichen Dienst regelt, die in der Enquete 
gestellten Forderungen und die Ursachen einer lidge, die ab noch 
mangelhaft anerkannt wird, vorführen. 

§. 1. Vicinalwcge. 

Obgleich das Vioinalwegewesen erst 1836 eine ernste Organisation 
und sichere Grundlagen erhalten hat, so ist es doch nicht ohne 
Interesse, kurz die Versuche der 50 vorangegangenen Jahre durch- 
KUgehen, um den Fortschritt bis su dieser Epoche zu messen. 

Der erste Akt, in welchem nach 1789 der Vicinalwege gedacht 
wird, ist das Gesetz vom 28. September — 6. Oktober 1791 ; es 
hatte im Frincip entschieden, dass die Vicinalwege auf Kosten der 
Gemeinden zu untcrlialten seien. Es fügte hinzu: „Für diesen Zweck 
kann eine Auflage pru rata der Grundsteuer erhoben werden." l'nd 
2 Jahre später entschied ein Dekret vom 16. — 20. Friraaire des 
Jahres II uleichcrweise, dass die Viciralwege auf Kosten der Ver- 
waltungsuütergebenen bestritten werden sollten. 

Im Jahre 1797 verordnete ein Beschluss vom 11. Juli, man 
solle untersuchen, welche Wege für den Verkehr nothwendig seien, 
und die übrigen aufheben, indem man ihren Boden dem Pfluge 
« wiedergebe. 

Am 1. Becember 1798 verordnete ein Gesetz, die Kosten für die 
Vicinalwege nicht femer unter die Auflagen auf das Grundeigen- 
thum, sondern unter die Gemeindelasten zu rechnen. 

Aber diese verschiedenen Vorschriften scheiterten an der Schwie- 
rigkeit der Zeitlage und der Unzulänglichkeit der Mittel. Die Wege 
wurden immer mangelhafter. 

Ein Konsularbeschluss vom 4. Thermidor des Jahres X (23. Juli 
1K02) forderte von den Municipalräthen Vorschläge zur Einrichtung 
von Xaturalleistungen, die für Instandhaltung der Vicinalwege passen- 
der schienen. ■ 
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Drei Jahre später, am 27. Mai 1805, ward eine Miniaterial- 
Infitruktlon erlassen, nach welcher — unter anderen Verordnungen 
jede Leistong auf die einseinen Einwohner nach Massgabe ihres 
Interesses vertheilt und die Arbeltstage nach einem vom Municipal-f 
rath entworfenen Tarife m Geld ablösbar werden sollten. 

So geregelt, blieb die Natun^ieistung während des ersten Ku- 
serreichs und weiter bis 1818 die einzige Hülfsquelle für das Vici- 
nalwesen. Alsdann wurde es auf die ausserordentlichen Auflagen 
verwiegen, welche uur unter Bethciligung der llöchstbesteuerten und 
durch kÖDiglichen Befehl erhoben worden konnten und zwar in den 
Grenzen eines jährlich durch das FiDaDzget»etz für die lokalen Taxen 
festgestellten Maximums. 

Von da ab hörton die Naturalleistungen auf; die ordentlichen 
Kommunalabgaben waren unzureichend. Die Wege blieben in eiueoi 
Zustande fast völliger Vernachlässigung. 

Im Jahre 1824 erhoben sich über diese Sachlage die Klagen 
der gesammten ackerbautreibenden Bevölkerung. Ein Gesetz ward 
vorgeschlagen nnd am 28. Juli votirt, welches in Aufrechterhaltung 
des Prinzips, dass die gewöhnlichen Einnahmen der Gemeinden zur 
Instandhaltung derYicinalwege herangezogen werden sollen, bestimmte, 
dass im Falle der ünzulänglichkeit dieser Einnahmen eine Beisteuer 
in Naturalleistung oder Geld nach Wahl der Betheiligten zu diesem 
speciellen Zwecke eintreten solle. Die Festsetzung dieser Leistung 
solle ohne Einspruch der Meistbesteuerten stattfinden IcSnnen und 
zwar in den Grenzen von 2 Arbeitstagen für jeden über 20 Jahr 
alten, gesunden Mann, jeglich Fahrzeug und Zug- oder Lastthier. 
Durch die Munizipalräthe solle der Tarif der Umwandlung in Geld 
festgesetzt werden. 

Im Falle, dass die 2 Tage sich unzureichend erwiesen, waren 
die Munizipalräthe — aber dann unter Mitwirkung der Meistbe- 
steuerten — berechtigt, biä 5 Centimes Zuscldag zu den direkten 
Steuern zu votiren, und musste dazu die Bewilligung des I'räfekten 
eingeholt werden, eventuell über diesen hinweg ein königlicher 
Befehl. 

Das Gesetz erlaubte ausserdem, besondere Beisteuern für in- 
dustrielle Zwecke, Ausbeutung von Gruben, Wäldern etc. auszu- 
schreiben» 

Unglücklicherweise ermangelten die Anordnungen des Gesetzes 
der Bethatigung Viele Munizipalräthe schrieben keine Beisteuern 
aus, andere stellten die Umwandlungstarife entweder zu hoch oder 
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zu Diedrig iu der Art, dass Ablösungen überhaupt nicht vorkamen 
oder keinen Yortheil brachten. EndUoh, ohne von vielen anderen 
Mangeln zu reden, blieb die l^eitung der Arbeiten Sache der Mures, 
nnd dem grdssten Theile derselben fehlten die dasu n$thigen beson- 
deren Kenntnisse« — 

Aach wurden in der Periode vor 1836 kaum 30,000 Kilometer 
(4500 Meilen pr.) Vicinalwege hergestellt Dem Gesete vom 21. Mai 
desselben Jahres blieb es vorbehalten, die Verpflichtung zum Vicinal- 
wegcwc^^cn in Ivraiikreich aiü bichere Grundlagen mit bejsümmten 
Einnahmeposten zu gründen. 

Dieses Gesetz, dessen Grundzüge wir in ivurzem Abrisse wieder- 
geben Wüllen, unterscheidet 2 Klassen vün \ icinal wegen : die Haupt- 
kommiinikationsw^ege und die gewöhnlichen Vicinalwege. 

Die orstcren wurden vom Generalrath nach den Ansichten der 
Munizipal- und Arrondissementsrätho klassilizirt, die letzteren durch 
einfache Verordnungen des Präfekten, aber stets nach Begatachtung 
durch die Munizipalräthe. 

Der Artikel 6 des Gesets&es lautete: „Wenn ein Vicinalweg 
mehrere Gemeinden angeht, so bezeichnet der Präfekt auf Begut- 
achtung der Munizipalräthe die Gemeinden, welche bei seiner Her- 
stellung, resp. Unterhaltung sich zu betheiligen haben, und bestimmt 
das Verhaltniss, nach welchem jede von ihnen beitragen muss.** Bei 
der Interpretation dieses Artikels wurde eine dritte Kategorie von 
Wegen eingeschoben, welche unter dem Namen von mittleren Kom- 
muiiikationswegcü oder Wegen des gemeinsamen Interesses die iMiUe 
zwischen den grossen Kommunikationswegeu und den gewöhnlichen 
Vicinalwcgcn inue halten und als solche durch die neueren Gesetze 
bis heute bestehen. 

Im Falle, davss Hie gewöhnlichen Gemeindebeiträge nicht aus- 
reichen sollten, wird zur Unterhaltung der Vicinalwege entweder eine 
Naturalleistung bis zum Maximum von 3 Arbeitstagen oder bis 
5 Centimes Zuschlag auf die direkten Steuern ausgeschrieben. 

Die T.eistung bezieht sich auf jeden Einwohner als Haupt einer 
Familie oder eines Geschäfts: 

1* Für seine Person und für jedes männliche gesunde Indivi- 
duum von 18 — 60 Jahren, das der Familie angehört oder ihr dient 
und in der Gemeinde wohnt 

2. För jeden bespannbaren Karren oder Wagen und für jedes 
Last-, Zug- und Reitthier im Dienste der Familie oder des Geschäfts 
in der Gemeinde, 
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Die Leistung kann in Geld umgewandelt werden nach einem 
Satze, welchen der Gonerairath jährlich für die Gemeindearbeits- 
tage bestinunt und zwar nach den Vonchiä^n de« AirondiBse- 
mentsrathes. 

Aber das Gesetz begnügt sich nicht mit diesen Vorschriften, es 
will auch der Ausführung gewiss sein: „Wenn der Munizipalrath in 
der dazu bestimmten Sitzung die Leistungen und betreffenden Cen- 
times festzusetzen vergessen oder die Gemeinde in der vorgeschrie- 
benen Frist davon nicht Gebrauch gemacht hat, so darf der 
Präfekt aus eigener Machtvollkommenheit entweder die Gemeinde bis 
zu dem betreffenden Maximum besteuern oder die Arbeiten aus- 
führen lassen, nur inuss er dem Generalratho jedes Jahr von diesen 
aus eigener Machtvollkommenheit ausgeschriebenen Auhagen Miithei- 
lung macheu.'* 

Dieses sind die gewöhnlichen regelmästiigeu Hül&quellen für 
das Vicinalwcgoweson. 

Das Gesetz hat sogar eine Scheidung derselben für die von ihm ge- 
schaffenen beiden Kategorien von Wegen festgesetzt. Zwei von den 
Arbeitstagen und der vom Mnnizipalrath ausgesdiriebenen Centimes 
werden für die grossen Kommunikationswege bestimmt. Ausser diesem 
schon bedeutenden Antheil können dieselben nach dem Gesetze von 
18d6 durch den Generalrath noch Subventionen erhalten, deren Ver- 
fheilung durch den Prafekten erfolgt, und welcher dabei »auf die 
Hülfsmittel, Opfer und Bedürfnisse der Gemeinde Rücksicht zu nehmen 
hat.*^ Diese Subventionen sollen von den gewöhnlichen Centimes- 
Beiträgen der Departements und den besondern, jährlich durch den 
Generalrath ausgeschriebenen Centimes entnommen werden. 

Nur in ausserordentlichen Fällen (Art. 8, § J.) dürfen aus den 
Dcpartcmentsgeldern Subventionen für die gewöhnlichen Viciualwege 
bestritten werden. Ausser diesen eben erwähnten HüUsinitteln giebt 
es noch andere, welche unter gewissen Umständen theils zur Eröff- 
nung und Anlage, theils zur Unterhaltung der Yicinalwege heran- 
gezogen werden. 

Für den ersteron Fall sind Konkurrenzanerbletungcn oder aus 
der Initiative von Privaten, Gesellschaften oder Gemeinden hervor- 
gegangene Darlehen anzuführen, welche aus freiwilligen Beiträgen 
oder auch nur durch Vorschüsse zurückzuzahlender Gelder mit oder 
ohne Zins beschafft werden. 

Für den zweiten Fall giebt es Subventionen in Geld oder Natural- 
leistung, welche der Art 14 den Gruben-, Steinbruch-, Wald- und 
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Fabrikbesitzern auferlegt^ deren Geschäftsbetrieb eine forüaafende oder 
seitweise Verschlechterung der Wege mit sich bringt. Diese Sub- 
ventionen werden ausschliesslich für die verschlechterten Wege an- 
gewendet. 

Dies ist die allgemeine Einrichtung des Gesetzes. Ks ist nur 
noch hinzuzufagen, dass es den Prftfekten das Recht giebt, ein eige- 
nes Amt von beeideten Strassenaufsehern zu schaffen, deren durch 
den Goücralrath^ festgesetztes Gehalt aus ilen liaugeldern bestritten 
wird. 

Während 30 Jahren hat sich Nichts an den wesentlichen 
Grundlagen des Gesetzes geändert, dessen Erluige sogleich mitgetheilt 
werden sollen. 

18(>6 wurden 2 Veränderungen, aber nur in Betreff der Ver« 
theilung von Departements-Subventionen, eingeführt 

Laut Gesetz vom 18. Juli, welches den Rahmen der Befugnisse 
der Generalräthe erweiterte, haben diese Versammlungen ausserdem 
den Beruf, selbst die Einkünfte der departementalen Centimes za 
vertheilen, und das Recht, diese Yertheilung nicht nur für die grossen 
Kommunikationswege, sondern auch für die gewohnlichen Vicinalwege 
vorzunehmen. 

Endlich hat das Finanzgesetz, welches das Budget von 1868 

festsetzt, das Maximum der Centimes, welche durch den Goncralrath 
ausgeschrieben werden können, auf 7 normirt. Bis dahin überstieg 
dasselbe nie 5. Kerner ermächtigt das Gesetz vom 24. Juli 1867 
die Munizipalrätho, aiissergcwühnlich 3 Centimes auftzuscliroiben. die 
speziell für die gewöhnlichen Vicinalwege bestimmt sind. (Ges. über 
die Munizipalräthe). 

Diese Mittheilungen mussten dem Gesetze von 1836 beigefügt 
werden, um die ganze Vicinalwege -Gesetzgebung der Kommission 
klar zu stellen. Aber gerade als die Enquete stattfand, war das 
zweite dieser Gesetze noch nicht votirt, das andere war es erat 
einige Monate früher, und in den Departements war es noch nicht 
genügend bekannt 

Dieser Sachlage muss man eingedenk sein, um die Kritik der 
Vernommenen würdigen zu können; manche würden eine wenigstens 
theilweise Genugthuung in den Massnahmen finden, dke seit einem 
Jahre ins Werk gesetzt, resp. augekündigt sind. 

Die Kritik lautet nun wie folgt: 

Das Gesetz — hat man gesagt — bestimmt den grössten Theil 
der Gemclndcmittel für die grossen Kummuuikationswego, und os 
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hatte Recht, so zu handeln, weil man zuerst für tias Institut 
der wichtigsten Woge sorgen musstc; aber nunmehr ist das Netz 
dieser Klasse von Wegen fast volJständig ge.s( lil' ssen , und trotz- 
dem fährt man fort, der Leistungen und Centimes den 
grossen KommunikationswcL^on zuzuweisen. Dieser Zustand der 
Dinge hat viel Anfechtung (i fahren, und die Präsidenten jedes 
Bezirks haben fast überall Klagen in dieser Hinsicht konstatirt. Ohne 
das Wachsthum der Ausgaben zur Instandhaltung, welche die Eot^ 
Wicklung des Netzes dieser Wege erfordert, ausser Acht zu lassen, 
musste man doch erkennen, dass wenigstens die £rt>auung8kosten 
sich nach Bfassgabe der Vollendung der Wege verringerten; und so hat 
man den Wunsch ausgesprochen, dass ein Theil der für diesen Zweck 
bestimmten Mittel den gewöhnlichen Vicinalwegen zuertheilt werden 
mochte. 

Andere schlugen zur Erreichnng des nämlichen Zweckes, und 
indem sie die Mittel zu vermehren trachteten, vor, man möge die 
Wittwen und Sechzigjährigen mit zu den Leistungen heranziehen. 

Die Umwandlung in Geld, mcinlc man, würde ihnen leicht gestatten, 
ihren Theil der Aullage zu leisten. 

Andererseits würden die Besteuerten, welche sich mehr direkt 
durch den Zustand der Vicinalwege in ihrer Gemeinde berührt fühlen, 
in der Verweisung eines Theiles der Arbeitsleistungen und des Ma- 
terials für die kleinen Vicinalwege einen doppelten Vortheil finden; 
es würden nicht allein die ihnen am nächsten gelegenen Wege ver- 
bessert, sondern sie brauchten auch nicht in so weiter Entfernung 
von ihrem Wohnsitze zu arbeiten. Es ist bemorkenswerth, dass gerade 
über diesen Punkt am allgemeinsten Klage geführt wurde. 

Femer ward ein weiteres und vollständigeres System in Vorschlag 
gebracht; es würde darin bestehen, die grossen Kommunikationswege 
als Deprtementsstrassen zu kiasstfiziren; sie müssten von den De- 
partements errichtet und unterhalten werden. So von der grossen 
Ausgabelast befreit, Wörden die Gemeindemittel hinreichen, um die 
schnelle Herstellung nnd Unterhaltung der gewöhnlichen Vicinal- 
nnd sogar der Ackerwege zu sichern. 

Welche Veränderungoü nun auch die vernommenen Personen 
in der Auflage oder Vertheilung der Mittel, welche heute die Dotation 
des Vicinalwege Wesens bilden, vorschlugen: das Hauptergebniss der 
Enquete ist, dass die Bevölkerung in gerechter Anerkonnunc der 
Wohithaten des Gesetzes von 1836 dringend die Vollendung des be- 
gonnenen Werkes fordert und die Einführung von Aenderungen in 



Digitized by Google 



— 156 

den Bestiinmangeii dieses Gesetzes, welche den gegenwärtagen 

dürfiüssen entsprechen, für möglich hält. 

Gewiss ist, daas das Gesetz von 1836 die Vollendaog der giossen 
Eommunikatioiiswege za sichern sich zur Aufgabe geteilt hat. Der 
Zustand 9 in welchem sich damals das gesammte Vicinalwegewesen 
befand, machte es nothwendig, zu Anfang alle Kräfte der Departe- 
ments und Gemeinden auf diese wichtigsten Wege zu wenden, ünd 
das that das Gesetz. SpSt« und nach Massgabe der Vollendung des 
Netzes der grossen Kommunikationswege zogen die Gemeindewege die 
Aufmerksamkeit auf sich; die Gemeinden haben dafür ihre Opfer ge- 
bracht. Der Kaiser selbst hat Me in seinem Briefe vom 18. Juli 1861 
anerkannt, indem er dem gesetzgebenden Körper ein Projekt vor- 
legen ]i( SS, welches 25 Millionen fiir die Vol!e?Tdüiig dieser Wege 
forderte. Seit 1862 war im Budget ein Kredit von 3 Millionen in 
Ausführung Ides kaiserlichen Wortes offen. (Die Regierung hat in 
Uebereinstimmung mit dem gesetzgebenden Körper die Kredite in 
zwei Theile getheiit: der eine war allen Departements gleichmässig 
gewährt, der andere nach Verhältniss der Opfer der i^evölkerung, 
d. h. nach der Zahl der von ihr aussergewohnlich bewilligten Cen- 
.times. (Siehe Expose de la Situation de TEmpire, janvier 1863). 
Die Departements und die Gemeinden entsprachen diesen Anregun- 
gen. Endlich hat das Gesetz vom 18. Juli 1866 ausdrücklich die 
Kommunalwege zur Theilnahme an den Subventionen des Departe- 
ments für die grossen Kommunikationswege zugelassen. 

Dank den durch die verschiedenen oben erwähnten Gesetze ge- 
schaffenen Mitteln sind grosse Fortschritte ermöglicht worden. 

Nrn h einer Darstellung der Lage des Kaiserreichs vom Februar 
1867 /iihltr man 8000 grosse Kommunikationswege: Im Stadium der 
Unterhaltung befandon sich 72,424 Kilometer (über 10,000 Meilen 
preuss.), im Stadium der ersten Steingrundlage 2333 Km., im Sta- 
dium der Dammarbeiten 2807 Km., im Stadium des natürlichen 
Bodens 5656 Km. 

Gemeindewege gab es 6896 am 1. Januar 1866. Im Stadium 
der Unterhaltung befanden sich 42,294 Km (6000 pr. Meilen), im 
Stadium der ersten Steingrundlage 5040 Em., im Stadium der Damm- 
arbeiten 7699 Km., im Stadium des natürlichen Bodens 19,623 Km. 

Die Mittheilung vom 18. August des letzten Jahre» zeigt einige 
Differenzen, welche sich durch das Datum selbst erklären, da dieses 
18 Monate spater fallt Diese Wege, sagt der Minister des Innern 
in der betreffenden Kotiz, sind auf einer Strecke von 49,000 Km. 
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(TOOOMoilon) niis^rfiilirt. Die 32,(HK) Km., welche dio Vollendung 
dieses Netzes bilden, befinden sich in verschiedenen Stadien des Fort- 
schritts und können in einigen Jahren unter der Bedingung fertig 
sein, dass vielleicht 4 — 5 Millionen mehr dafür bewilligt werden. 

Was die gewöhnlichen Vicinalwege anbelangt, die auf den be- 
scheidenen Antbeil an Hfilfsquellen angewiesen waren, den ihnen 
das GesetB von 1886 auertheilte, so ist ihr Zustand weniger befrie* 
digend. 

In der That sind auf einer Ausdehnung von 354^000 Km. 
(35,000 pr. M.) nur 118,000 Km. (16,857 pr. M.) im SUdium der 
Unterhaltung, begonnen haben die Arbeiten bei 68,000 Km. (970<) pr. 
Meilen), und im Stadium des naturlichen Bodens befinden sich noch 

168,000 Km. (24,00(1 Meilen preuss.). 

Der Kaiser, von diesen Lücken betroffen, nahm vur einigen Mo- 
Daten (18G8) das 18G1 begonnene ^\ erk wieder auf. In dem vom 
15. August desselben Jahres an den Minister des Innern datirten 
Briefe drückte sich seine Majestät folgcnderma,s.sen aus: 

^Die Ackerbau-Kn<{uete hat augenscheiolich dargethan, dass 
die Herstellung des vollständigen Vicinalwcgenetses eine wesent- 
liche Bedingung für die Wohlfahrt des Landes und die Lage 
der ländlichen Bevölkerung ist, die mir stets so viel Ergebenheit 
gesteigt hat^ 

Der Kaiser hat in Folge dessen die Grundlagen eines Programms 
gebilligt, welches in K) Jahren die Vollendung des Netzes der ge* 
wohnlichen Vicinalwege durch die Betheiliguug des Staalies, der De- 
partements und der Gemeinden zn sichern bestimmt ist Die unge- 
fähren Kosten werden auf ca. 500 Mill. veranschlagt. Der Staat 
würde eine Subvention von 100 Mill. gewähren, die Departements 
eine gleiche Summe. 100 Mill. ferner würden aus der Dotation für 
Vicinalwege voraus entnommen und 200 Mill. ausserordentlicher, durch 
die Gemeinden kreirter Gelder würden die nöthige Summe vervoll- 
ständigen. Um ihre Opfer zu erleichtern und ihr Gewicht auf eine 
längere Reihe von Jahren auszudehnen, würde ein Specialfonds unter 
Garantie des Staates gegründet werden müssen. Dieser Fonds, ge- 
bildet aus Geldern, welche durch Emission von (in langen Terminen 
amortisirbaren) Anleihen resultiren sollen, würde den Gemeinden Geld 
EU 4°/o vorstrecken; hierbei sind. schon die Amortisationskosten be- 
rechnet Die Rückzahlung kann sich bei jährlichen Abschlagszahlungen 
auf 30 Jahre erstrecken. 

Bevor der gesetzgebende Körper die zur Verwirklichung dieses 
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bedeutenden Projekts ndthigen Hwnahmeii ergreift, wollte die Re- 
gierung dnreh eine öffentliche Enquete im ganzen Lande erst die 

gehörigen Elemente zur Information sammeln. Die Munfzipalräthe 

sind aufgefordert, die noch lierzustelleuden Vicinalwegö aui' dorn Terrain 
der Gemeinden, welche sie (die Mimizipalräthe) rcpräsentiren, in drei 
Kategorien zu klassilizireii und zwar nach dem Massstabe ihrer Wich- 
tigkeit. Die Arbeit wird alsdauu in den durch das Dekret v la 
17. August gegebenen Bedingungen nach Kanton und Departement 
revidirt werden, welches Dekret den grüästen Antheil gewählten BÄiheu 
überträgt. 

Das Datum dieees Dekrete ist noch so frisch, und in der Ober- 
kominieeion sitzen noob so viele Mitglieder der Departements- Ver- 
sammlungen, dass es nicht nothwendig scheint, fiber dasselbe in 
nähere Details einsugehen, 

' In der ersten Hälfte des Novembers sind an jedem Hauptorte eines 
iiepai tements die letzten Arbeiten dieser Revision vollendet worden, 
welche in Rücksicht auf die zu .schaffenden besonderen Hiilfsquellen 
eine Reitienfobje in der Ausfühiuner der Wege bestimmeu und po- 
sitivere Schätzungen über die zu leistenden Ausgaben aufstellen wird. 

Aus dem Vorangegangenen ist ersichtlich, da^s der Kaiser, von 
den in der £nquete bezeichneten einstimmigen Wünschen der Be- 
völkerung in Kenntniss gesetzt, denselben schon Rechnung getragen 
hat, um das von der Landwirthsehaft verlangte Werk zn fördern. 
Die Generalrathe, als Edio's des Landes, haben sich beeilt, in letzter 
Sitzung ihre Erkenntlichkeit ffir diese Initiative auszudrücken, welche 
nicht verfehlen wird, firuchtbar zu wirken. 

Wenn die Oommission superieure auch nicht meiir nöthig hat, die 
AufinerkaamkeiL der Regierung auf die Vollendung der Vicinalwege zu 
lenken, so bleibt ihre Thätigkeit doch eine ausgedehnte, denn sie hat die 
oben angeführten verschiedenen Systeme zu prüfen, die, sowohl was 
die Auflage, als was die Vertheilung der durch das Gesetz von 1836 
geschaffenen Mittel betrilft, einer Umarbeitung bedürfen. 

Eins von ihnen scheint einen Stützpunkt in der Meinung des 
Herrn Ministers des Innern gefunden zu haben, der sich in einer im 
Moniteur vom 18. August 1868 veröffentlichten Note, wie folgt, 
ausdrfickt: 

,)Wenn das untemommone Werk (nämlich die Herstellung der 

grossen Kommunikationswege) vollendet jsein wird . und dieser 
Zeitpunkt ist nicht fern, so wird die Ausgabe von 42 Millionen 
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— wie 18d6 die Zahl lautete — auf 26—27 Millionen Lei ab- 
sinken. 

„Ist L's dann nicht aui Platze, von dieser Verringerung der 
Ausgaben Gebrauch zu inachen und den (lenioinden einen iliren 
Hiilfsquellen äquivalenten Theil zuzuweisen, den man zur Voll- 
endung der Gemeinde- und gewöhuHcheu Feldwege verwenden 
könnte?" 

^Diese Anordnung hätte einen doppelten Nutzen: sie würde 
die Gemeinden zum Theil von einer Ausgabe entlasten, die 
immer mehr einen departementalen Charakter anzunehmen strebt. 
Denn die groraen Kommunikationswege sind, seit der Ausdeh- 
nung» die man den Gemeindewegen gegeben, mehr Departements- 
strasaen 2(er Klasse^ als Vicinalweg^. 

^Fs wurde ihnen also ein Theil der normalen und jahrliehen 
Gelder augewiesen, welche für die Sicherung der Unterhaltung 
von Vicinalwegen der beiden letzten Kategorien unerlüsslleh sind. 

„Dasa die Mittel fSr die Unterhaltung dieser Wege nicht aus- 
reichen würden, nachdem sie vollendet sind, wurde in der That 
als ein fast uniibersteigbares Hinderniss darge^^tellt. Aber diese 
Schwierigkeit liesse sich heben, wenn mau der von mir vorge- 
schlagenen Massregel (inen dauernden Charakter gäbe. 

»Das neuerdings besclilossene Gesetz (Finanzgesetz von 1868), 
welches die Generalratlie /.ur Ausschreiltung von 7 statt 5 Centimes 
für die Vicinalwege ermächtigt, hat die gemeinsame und be- 
ständige Fürsorge der Departements zur Unterhaltung der grossen 
Kommunikationswege vorgesehen und so zu sagen vorbereitet.^ 
Der Gedanke des Herrn Ministers des Innern befindet sich, wie 
man sieht, in Uebereinstimmung mit der von einer grossen Anzahl 
in der Enquete gehörter Personen ansgedrfickten Meinung ^ welche 
dem Departemonts-Budget die grossen Kommunikationswege zuweist 
und aus den Mitteln, welche das Gesotz von 1836 den Gemeinden 
zukommen lässt, die Unterhaltung der gewöhnlichen Vicinal- und 
Gemeindewege bestritten wissen will. 

Üebrigens ist es wichtig zu bemerken, dass nach dem Gesetze 
vom 18. Juli lS(iG die Oeneralrätlie das Heeht haben, diesen oder 
jenen grossen Konimunikationsweg in die Klas.se der Departements- 
strassen aufzunehmen. Dadurch liängt es nur von diesen Rathen 
ab, in dem Masse, wie sie es fi'ir passend erachten, die nöthigen 
Berathschlagungen zu halten, wie den ausgesprochenen Wünschen 
ganz oder theilweise llechnung zu tragen sei. 
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J)ie Cominissidii superioiiro endlic-h wird ihre Ansicht über dio 
Frago der Fddirci.p , welche die JiorfgcmeiiKleii nicht weniger in- 
teressirt, wio die der Vicinalwege, auszusprechen haben In dieser 
Beziehung liaben sieh fast in allen Theilen Frankreiciis \ orurtheile 
gebildet. Die Wege, deren Schicksal das Gesetz von 183r> nicht 
geregelt hat^ sind ohne gesetzlichen Namen, aber sie sind sehr zahl- . 
reich, den Bewohnern meist unentbehrlich und doch auf keinerlei 
Mittel angewiesen. Es scheinen diese Wege übrigens zweierlei Kate- 
gorien anzugehören: diejenigen, welche in der That ein öffentliches 
Interesse fSr die Gemeinden hahen, in deren Bezirk sie liegen, und 
denen man im eigenilichen Sinne die Benennung Feldwege bei- 
legen mag, und diejenigen, welche nur einer kleinen Anzi^l von 
Eigenthfimern für die Bedürfnisse ihres Betriebes dienen, und welche 
man, wie uns scheint, besser NtAemgsweg^ nennen dfirlte. 

Im Jahre 1836, als noch Alles für das Vicinalwegewesen zu thun 
war, glaubte das Gesetz den Besteuerten nicht nocli andere Lasten für 
die Feldwege aufbürden zu sollen. 

Die Mihisterialinstruktion vom 19. November 1839 hat indessen 
doch in gewissem Masse die Existenz dieser niifzlichen Wege zu 
sichern gesucht, indem sie in dieser llinsiclit das Anfsichtsrecht der 
Munizipalität auf das Gesetz vom 16. bis 24. August 1790 stutzte, 
welches (Titel XI. Art. 48) unter die Gegenstände, welche der Auf- 
eicht und Autorität des Munizipalkörpers unterwwfen sind, Alles 
rechnet,- „was die Sicherheit und Bequemlichkeit des Verkehrs in 
den Strassen, Quai's, Plätzen und öffentlichen Passagen angeht." 

Die Maires wurden zu jener Zeit aufgefordert, einen £tat aller 
Feldwege zu entwerfen; dieser Etat sollte von dem Gutachten des 
Munizipalraths begleitet und durch den Prafekten beslütigt werden.*) 

Wie sehr nun auch die Wichtigkeit der Feldwege betont wor- 
den, so gestattet doch keine gesetKÜche Bestimmung die fßr die 
Vicinnlwege ausgeworlienen Mittel auch auf diese auszudehnen, und 
daher resultirt ein all gemein schlechter Zustand derselben. 

Zur Verbesserung dieser Lage der Dinge sind mehrere Mittel 
vorgeschlagen worden. 



*) Die EIdhui fe der Privaten gegen die EUwsifiziroDg Würdet«, wenn sie sieb auf 
Btgeothnmsreehte stntsten, durch riohteriiehes Bitenntniss, und wenn sie nur auf 
der NicfatoffeDtlichkcit der Wege basirten» durch die AdministratiYbeborden regniirt. 
( Hermann p. 334 - 335). Ein kurxticb erlassenes Rundscbreiben des Herrn Ministers 
des Innern ordnet einen neuen Etat der Feldwege an. 
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Bei einer grossen Anzahl von Punlvten haben die Begrutachten- 
den sich überzeugt, dass, wenn die oben erwähnten Moditikationen 
im Vicinalwegewesen auageführt sein würden, man einen üeber- 
schu«s erlantren könnte, der dann den Feldwegen zu Gute käiiie und 
wenigstens ei ui gennassen ihre Unterhaltung ermöglichen würde. 

Viele Andere, welche die für Vicinalwege zu leistenden Aus- 
gaben und die Mittel der Verwaltung anders benrtheüen, stimmten 
in der Anerkenntniss überein, dass man neue Geldmittel neben jenen, 
die schon vorhanden sind, suchen müsse. 

Von diesem Gesichtspunkte aus ist die Unterscheidung, welche 
Boeben zwischen Feldwegen im eigentlichen Sinne, daB heisst solchen, 
die noch einen öffentlichen Charakter, und Nutzungew^n, die nur 
ein Ptiyatinteresse haben, von einiger Bedentang. Die Personen, welche 
diese Unterscheidung machten, wollten nnr für die erstere dieser 
beiden Kategorien die Kräfte der Gemeinde in Ansprach 'nehmen 
und wünschten, dass die letztere ganz und gar dem Privatinteresse 
überlassen bliebe, das sieh an sie knüpft. 

Für die Feldwege im eigentlichen Sinne würde das einzige Mittel, 
das man für ausführbar halten könnte, die Berechtigung des Municipal- 
raths sein, einen vierton Leistungstag oder noch einen Centime Zu- 
schlag auszuschreiben, der ihnen speziell zu Gute kommen sollte. 

Die Unterhaltung dor Nutzungswege müsste der Fürsorge der 
Anwohner überlassen bleiben. Aber damit der gute Wille der Mehr- 
heit nicht, wie es Öfter auf dem Lande zu geschehen pflegt, durch 
den Widerstand Kinzciner lahm gelegt werde, verlangten dio Begut- 
achtenden, dass das Gesetz vom 25. Juli 1865 (über die Syn- 
dikate) auf die Unterhaltung von Wegen dieser Art in der Weise 
Anwendung finden möge, dass die Uebereinstimmung einer Majorität 
die Trägheit oder den schlechten Willen der Minderheit in dieser 
Hinsicht überwinden und dieselbe zwingen kann, ihren Theil an den 
Ausgaben zu tragen. 

Andere halten dieses System (Ür unanwendbar: die Formalitäten, 
welche die Bildung eines Syndikats mit sidi bringt, die Schwierig- 
keit der InitiatiYe,, die schlimme Stellung derjenigen, welche Unzu- 
friedenheit bei den Nachbarn erregen würden — alle diese Hinder- 
nisse standen besagtem Vorschlage entgegen. 

Als Endresultat geht ans den verschiedenen Schriftstücken der 
Enquete in allgemeinster Weise hervor, dass die Vervollständigung 
und Vollendung der Gemeinde- und Feldwege von wesentlicher W ichtig- 
keit sei, und dass man deshalb für diese sekundären Woge, die bis 



Digitized by Google 



— 162 — 



jetit IQr die wichtigeren Strassen ausgeworfenen Summen mit verwen- 
den solle. Im AnscMuss Meran fiess sich allgemein der Wunsch 
h5ren, dass die Klassifikation aller Verkehrswege von Grand ans ge- 
ändert werden möge in der Art, dass die Wege, welche als De- 

partementsstrassen gelteu, in die Zahl der kaiserlichen Laudstrassen 
aufgenommen, die grossen Kommunikationswege zu Departements- 
stxassen und endlich die Feldwege, im eigentlichen Sinne als Vicinal- 
wege klasäiüzirt weiden möchten. 

§ 2. Landstrassen. 

Der Znstand der kaiserlichen Landstrassen ward fast durchgängig 
als genügend anerkannt. 

In der That betrug bei 231 kaiserlichen Landstrassen in einer 
Ausdehnung von 87,200 Em. (12,500 Meilen preuss.) Länge die Strecke 
der ansznfüllenden Lücken nur 893 Km. am I. Januar 1867 (die 
1080 Km. Landstrassen Korsika's sind hierin nicht mitbegriffeD). 
Diese Lücken vertheilen sich auf 16 Departements, welche mit Aus- 
nahme von Morbihan, dem Osten und Süden Frankreichs angehören. 
In demselben Jahre (1867) werden 100 Kilometer fertig werden, es 
bleiben am L Januar 1868 also noch 793 Km. hersusteUen übrig, 
welche eine Ansgabe von 30,865,200 Frcs. (8,230,720 Thlr.) erfordern. 
Zu dieser Zahl kommen ferner 29,500,000 Frcs. für 125 Km. De- 
partementsstrassen in den annektirten DepailemeaLö, deren llersteliuuj^ 
der Staat auf sich genommen hat. 

Die Gesammt-Ausgabe beträgt demnach 60,365,200 Francs 
(16,097,720 Thlr.) Jährlich werden Bewilligungen hierfür in's Budget 
aufgenommen. 

Verbesserungen, die schon im Prinzip angenommen sind, umfassen 
789 Km. und vertheilen sich auf 64 Departements. 

Die Ausgaben, welche am 1 . Januar 1868 sn leisten verbleiben, 
betragen 23,648,400 Frcs. (6,306,240 Thlr,). 

Der für diese Arbeiten 1867 verwendete Kredit betrug für 90 Km. 
ca. 2,800,000 Frcs. (746,666>/, Thk.). 

Die Departemente, welche die YoUendung ihres Netzes von kaiser^ 
liehen Landstrassen mit der grossten Ungeduld erwarten, sind die 
bergigen, die bisher noch keine Eisenbahnen haben, nämlich Hautes- 
und Basses» Alpes und la Coneze. Gewisse hochgele^^ene und schwierig 
zu ersteigende Theile anderer Departements, deren Ebenen mehr be- 
günstigt sind, haben gleicherweise und aus denselben Gründen die 
nämlichen Wünsche hören lassen, vornämüch kann man hier da« 
Arroudissenient von Vigan nennen. 



üigiiized by Googl 



- 163 — 



Iii den Depurtoments dagegen, die Nichts mehr erwarten, oder 
welche nur einige Verbesserungen von geringerer Bedeutung wünschen, 
hat sich eine ganz andere Anschauung geltend gemacht. Daselbst ist 
mau weit eher geneigt, sich übiT die zu grossen Ausgaben für die 
Landstrasseuunterhaltung zu bukkgen, welche wie man sagt, seit Ent- 
stehung der Eisenbahnen von mä&iigem Nutzen sind, zumal wenn diese 
den Laodstraääen parallel laufen und ihnen den Verkehr entziehen* 

§ 3. Kanäle. 

In mehreren Departements, vorzüglich in denen des ^iordens, 
hat die gegenwärtige Kanalordnung die Verbesserungsvorschläge der 
Enquete hervorgerufen. Die Einen verlangten die völlige Aufhebung der 
Schifffahrtstaxen und die Freigebung der Kanäle, welche nach ihrer 
jbisicht in einer Reihe mit den Landstrassen stehen eoUten; Andere 
verkuoLgten nur niedrigere Tarife und billigeren Transport 

Üm die Sachlage richtig zu wordigen, ist es nöthig, die zum 
Zweck der Horstellung oder Verbesserung yon Schifffahrtsstrassen 
verwendeten Summen zu erwähnen, den gegenwärtigen Zustand der 
gemachten Arbeiten, femer derjenigen, die noch zu unternehmen sind 
und endlich den der heut gfiltigen Tarife zu bezeichnen. 

Im Jahre 1814 erstreckte sich das Kanalnetz nur auf eine Länge 
von 1274 Kilojiicter. Die Kanäle von Briaie, Loini! und Orleans, 
welche Paris mit der Loire verbinden, sind von Ludwig XUI., der 
Südkanal von Ludwig XIV. angelegt. Der Bourgogne- Kanal ward 
im 18. Jahrhundert unternommen, aber nicht ausgeführt, und der 
Kanal von St. Quentin wurde unter deia ersten Kaiserreiche her- 
gestellt. Im Ganzen hatte der Staat bis dahin 137 Mill. Franken 
(36'/2 Mill. Thaler) verausgabt, und zwar 74 vor dem Jahre 1789 
und 63 Millionen (16,8 Mill. Thaler} unter dem ersten Kaiserreiche. 
Nichts war für die Verbesserung der Stromschifffahrt gethan. £rst 
seit 1839 hat man auf sie sein Augenmerk gerichtet. 

Heute umfasst die innere Schifffahrt 4850 Kilometer (1690 pr. M.) 
Kanäle und 5900 Kilometer (800 pr. M.) kanaüsirte oder wirklich 
schiffbare Hfisse. 

Die Lasten des Staates for diesen Zweck erreichten von 1814 bis 
1865 die Hohe von 700 Millionen, . darunt^ sind 79 Millionen Frcs. 
(resp. 186^3 und 21 MiU. Thaler), welche au verschiedenen Zeiten 
für den Wiederankauf mehrerer von Gesellschaften gebauten Kanäle 
verwendet wurden.*) 



*) Kaaäle, w«lche Kraft des GeseUes vom 29. Mai lb4o und 3. Mai I6ü6 
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Die Gesammtsümme dieser Ausgaben für den Staat allein, ohne 
die Arbeiten für die von Gesellschaften unternommenen Kanäle, welche 
noch im Bau begriflen sind, mitzurechnen, beträgt nicht weniger als 
900 Millionen Frcs. (240 Mill. Thuler)*) 

Es ist wichtig zu bemerken, dass die Anstrengungen in den 
letzten Jahren, weit entfernt davon nachzulassen, irn Gegentheil sich 
vermehrt haben. So betrugen die jährlichen Ausgaben von 1850 bis 
IböO zwischen 6 und 8 Millionen Frcs. von 1861 bis 1865 hobeu 
sie sich auf 15 im Mittel, also beinah auf das Doppelte. 

Sind die Bauten fertig, so kostet deren Unterhaltung dem Staate 
jährlich 1000 Frcs. per Kilometer; das regelmässige Budget sotzt 
für diesen Titel eine Summe von 10,973,000 Frcs. (beinahe 3 Mill. 
Thaler) anS) vnd swar für die Unterhaltung der Flüsse 5,700,000 
und die der Kanäle 5,273,000 Frcs. 

Gegenüber dieser jährlichen Ausgabe von nahezu 11 Millionen 
fragt es sich, was hat der Staat aus den Schiffiahrtstaxen für Ein- 
nahmen. 

Im Jahre 1856 betrugen sie 11 Millionen, darauffielen sie durch 
das Bestreben, die Taxen za erniedngeQ und gleichmässig zu machen 
auf 4,965,000 Fr., dass heisst, sie brachten etwas unter der Hälfte 

der Kosten ein. 

Indess blieb der Staat dabei nicht stehen. Ein Dekret vom 
9. Februar 1867 bewilligte eine neue und wichtige Reduktion; die 
Tarife wurden erniedrigt erstens.* 

Auf Kanälen für Handelsartikel erster Klasse (Zucker, KalToe, 
Cereaiien, Wein etc.) zu Cent, per Tonne und Kilometer (3'/.> Pf. 
per Meile) und für AVnaren 2tcr Klasse (Oei, Mineralien, Dünger etc.) 
zu V-, Cent., zweitens auf Flüssen für die Iste Klasse zu 7» Cent, 
und für die 2te zu ^j^^ Cent. 

Was die Kanäle betrifft, die noch in Händen von konzessionirten 
Gesellschaften sich befinden, so sind die Grundsätze der Tariferhebung 
in ihren Details hier nicht gut wiederzugeben. Die Gesetze, welche 
diese Schifffahrtsstrassen schufen, haben in dem Auflageverzeichniss 
nur Maxima der Transportpreise festgesetzt Diese Maxima sind 

wieder angekauft worden, sind: der Rhone- Rheinkanal, der BouYgognAkanal, die 
Kanäle der Bretagne, Nivernais, Berry und der Loire^L&ngskanal. 

•) Hiprhf^r gehören laut Ciesetz vom 28. Juli und 6. Augnst 18G0 und 20, 
Mai 18G3 der Kanal von Arles nach Bons, Somme und Manikamp-, Ardennen-, 
Oise-Längs-Kanal, die kanalisirte Oise, die Schiense von Tway sur TEscaut, Sensiie, 
Aire k la iiassee, Koauue nach Digoin, Briare, Urieau^ et Loing. 
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schon lange nicht mehr in Gebrauch. Aber unterhalb dieser nn- 
angewendeten Grenze bewegen sich diese Gesellschafton frei, ohne 
eine andere Regel zn befolgen, als ihr eigenes Interesse, welches 
ihnen verbietet, durch Anwendung allzuhoher Satze den Transport 
zn beeinträchtigen. 

Wirft man nun einen Blick auf die Lage der Kanäle in einem 
l^achbarlande, so sieht man, dass in England deren Herrichtnng 
meigtentheUa und der Betrieb stets Sache von Gesellschaften war, 
dort sind die Tarife lange nicht so niedrig; denn wie bei allen andern 
industriellen Untern eh muntzeu sucLcü die Gesellscliaften nicht nur 
die Kosten zu decken, > iidern auch Gewinn herauszuschlagen; es 
giebt dort Tarife zu 3, 4, 5, ja sogar bis 10 Centimes per Tonne 
und Kilometer. 

In Belgien ist die Lacre aiinstiger. Die Unterhaltungskosten der 
429 Kilometer seines Kanalnetzes betragen 1 '/o Millionen Fr. und 
brachten dem Staate im Jahr 1865 2 7j Millionen ein. Zu dieser Zeit 
wurden die Tarife herabgesetzt, indessen blieb die Auflage für die 
Kanäle auf 1 Cts., für die kanalisirten Flüsse auf ^/^ Cts. festgesetst. 

Die französischen Produzenten erfreuen sich also billigerer 
Transportbedingungen, als die englischen und belgischen, ungeachtet der 
ungeheuren Opfer des Staates bei der schnellen Entwickelung des 
Systems der Binnenschifffahit 

Die von jetzt ab beschlossenen, aber noch nicht ausgeführten 
Arbeiten machen eine Ausgabe von 57 Millionen (lb% MilL 
Thaler) notbig, 44 für die Flösse*) und 13 für Kanäle; sie können 
in 4 bis 5 Jahren fertig werden, wenn die jahrliche Bewilligung der 
künftigen Jahre der im Budget von 1868 gleichkommt; im genannten 
Jahre waren für diesen Zweck 12,300,000 ha. (3,280,000 Tiür.) 
ausgeworfen. 

Andre Arbeiten, die noch nicht beschlossen, aber für dringend 
nothwcndig gehalten werden, würden 60 Millionen betragen und 
schliesslich sind noch 50 Mill. für in geringerem Grade wichtige Kanal- 
bauten aulzubringen, die indessen die Verwaltung zu übernehmen 
Willens ist, sobald es die Staatsmittel gestatten werden. 

§ 4. Eisenbahnen. 

Drei Punkte sind es hauptsächlich, welche in Bezug auf die 
Lage und Handhabung des Eisenbahnwesens in der Enquete Gegen- 
stand allgemeiner Kritik gewesen sind: 



") Bheiii 17,500,000 Fr., IUi6iie 8,500,000 Fr., Sdoe 6,600,000 Fr. 
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1. Die nnzareichende Eotwickelang des Eiseniiahnnetses, 

2. der zu hohd Transporttarif für landwirthschaftliclie Produkte 
und BangemitteL 

3. das Prinzip und die Anwendung der Differential-Tarife. 

Ad L £inige Zahlen genügen für die Beurtlieilung der Saoli- 
läge. Am 31. Dezember 1866 waren 14,415 Km. (2000 Meilen) 
in Betrieb. Die Lange der während des Jahres 1867 eröffneten 
Strecken wird nur 1236 Km. betragen, was für den 31. Dezember 
1867 eine Gesammtlänge von 15,750 Km. ausmacht. Hiervon gehören 
8197 Km. dem alten und 7753 Km. dem neuen Netze an. Es bleiben 
1557 Km. des alten und 3733 Km. des neuen Netzes herzustellen. 

Die am 31. Dezember 1867 gemachten Ausgaben der Gesell- 
schaften werden sich auf (> 5'28.r>35,000 Frrs. (1741 Mill. Thlr.) stellen; 
was sie noch zu leisten haben, beträgt 7,?S82,68(),000 Frcs. (2102 Mill. 
Thlr.), und vertheilt sich die Summe unter die beiden Notzo wie folgt: 

ku^ v^. / Gemachte Ausgaben . . . 3,236,493,000 Frcs. 
Altes JNetz I ^^^^ machende . . . 487,323,000 „ ' 

Neu» Neu { «o^Ä» ; ; ; :: 

Ansserdem hat der Staat an Arbeit und Unterstützung den Werth 
von 984 Mill. Frcs. (263,400,000 ThlrÖ geleistet. Bevor die gesammte 
Snbvention sich auf 1446 MUI. Frcs. (385M, Mill. Thlr.) stellt» hat 
der Staat noch 61 Millionen in Arbeit oder Geld nnd 401 Millionen 
in 92 jährlichen Raten su leisten, welche letetere mit dem Jahre 
1865 begannen. 

Unter diesen Staatsopfem sind die Zinsgarantien für die verschie- 
denen Gesellschafken, noch nicht mit inbegriffen, welche auf 30 Mill. 

Frcs. (8 Mill. Thlr.) jährlich zu schätzen sind. 

Endlich ist zu erwähnen, dass einige Departements schon dem 
Beispiel des niederclsässischen gefolgt Bind in Betreff der Bahnen von 
lokalem Interesse, und dass die Generalräthe an mehreren Orten 
ähnliche Fragen zu behandeln hatten. 

Ad 2. Man belclagt sich, dass die Tarife zu hoch sind und auf 
die Produkte der Landwirthschaft einen schworen Druck ausüben. Im 
Beginn des Betriebes war der gesetzliche Tarif, d. h. der durch das 
Aufiageverzeichniss festgesetzte Maximaltarif wie folgt geregelt: ¥ur 
die erste Klasse per Tonne und Kilometer 18 Centimes (ß,^ Pf. per 
Centner und Meile), für die zweite 16 (5,7^ Pf. per Centner und 
Meile), für die dritte Ister Kategorie 14 und 2ter Kategorie 10 Centimes 
(resp. 5,04 und Pf. per Centner nnd Meile). Einige Gesellschaften 
hatten sogar «nen noch höheren gesetalichen Tarif. 
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1857 ward das Maximum erniedrigt und zwar auf 16 für die 
erste, 14 für die zweite und 10 für die dritte Klasse. Endlich ward 
1863 eine 4. Klasse gescha£feQ. (Dieselbe existirt auf der Nordbaiin, 
die nicht in die Konvention von 1863 gehört, noch nicht.) Zu den 
Gegenständen der 4. Kla^sse recliiiet man Mergel, Aschen, Mist, künst- 
lichen Dünger, Kalk und Gips. 

Der gesetdiclie Tarif far diese Gegenstände, der vor 1863 noch 
10 Owtimes betrag, wurde von da an nach den mit den Gesell- 
eohaften geschlossenen XJebereinkommen auf 8 Gentimes bis zu 100 Kilo- 
meter Fahrt, (2,88 Pf. per Centner und Meile bis 18Vs Heilen), auf 
5 Centimes bis za 300 (1,8 Pf. per Centner und Meile bei 40 Meilen), 
und auf 4 Gentimes (1,44 Pf. per Centner und Meile), wenn darüber, 
festgesetzt 

Indes.se u iil ertrifft der so reduzirte Tarif immer noch den wirk- 
lich angewendeteü. Wenn man von 1855 bis 1865 die mittleren, 
anf Kilometer berechneten Preise durchgeht, so findet man eine Ver- 
ringerung von 7,65 Cent auf 6,08 Cent , also um 1,57 Cent 

Von 1850 - 1857 gab es eine grosse Anzahl von Transporten nach 
Privattarifen, 1857 bis 1860 traten Abonnementstarife an ihre SteUe. 

Die Bedingungen waren hauptsächlich: Die Verladung eines be- 
stimmten Minimums an Gewicht und die N'erpflichtung des Absenders, 
alle seine Sendungen per Bahn zu befördern. — üa diese beiden Be- 
dingungen zu ausschliesslich erschienen, so hörten sowohl die Privat- 
wie die Abonnementstarife 1857 bez. 1860 auf. 

Heute giebt es nur allgemeine und besondere Tarife. Die ersteren 
erstrecken sich auf alle Waaien und alle Fahrstrecken ohne andere 
Bedingungen, als welche aus dem Transportverseicbniss hervorgehen, 
aber sie erreichen meist nickt das gesetdioke Maximum. 

Die kadwirthschaftlichen Produkte, welche die weitesten Trans- 
porte erfaliren, sind Cerealien, Wein und Vieh. Diese Waaren ge- 
hören in die 2. Klasse; da.s gcsrtzliche Maximum für sie würde 
14 rcTitimes per Tonne und Kilometer betragen; aber die Cerealien 
bezahlen je nach der Lange der Fahrstrecken: 
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Die Weine besaUei^ nach der Länge der Fahrstrecke: 

Nordbahn Von 11,8 bis 9 Cent 

Westbahn „ 10 ,,9 „ 

Orleansbahn ^ 13,8 11,5 „ 

Mittel meerbahn „ 10 8,2 „ 

Siidbahn 13,s „ 7 

Nur auf der Westbahn wird der volle Tarif angewendet; indessen 
kann der Absender, wenn er die Verantwortlichkeit der Gesellschaft 
nicht in Ansprach nimmt, zu 10 Centimes transportiren lassen. 

Die oben genannten Preise werden für Entfernungen in gerader 
Linie erhoben, bei Umwegen sind die Tarife niedriger. 

Neben den allgemeinen giebt es noch Spezialtarife für gewisse 
Waaren nnd für bestimmte Fahrstrecken. Bei ihnen tritt eine be- 
deutende Preisermässigung ein, doch unter folgenden Bedingungen: 
1) Verlängerung der Fahrzeit, im Allgemeinen bis zu 5 Tagen. 
2} Die Verantwortlichkeit der Gesellschaft erstreckt sich nur auf 
Beschädigung und Verlust während der Fahrt. 

3) Absender hat die Verpflichtung des Auf- und Abiadens. 

4) Es muss ein ganzer Wagen von 4—10,000 Kilo (80 bis 
200 Ctr.) genomnu ii werden. 

"Nicht alle diese Bedingungen werden zu gleicher Zeit ange- 
wendet; die Tarife sind in allen Fällen fakultativ, und der Absender 
hat das Recht, ihnen den vollen Tarif mit den höheren Verpflich- 
tungen der Gesellschaft vorzuziehen. Die Herabsetzung des Preises 
bei den Specialtarifen beruht eben auf der geringeren Verpflichtung 
der Gesellschaften. 

Auch werden die besonderen Tarife nicht ex officio angewendet, 
der Absender muss eigens darum einkommen. 

Wie stellen sich nun die besonderen Tarife zu den landwirth- 
schaftlichen Nahrungsmitteln? Während der gewöhnliche Tarif für 
Cerealien 14 Cm. beträgt, so werden auf dem Nordbahnnetz von 10 
bis 4 Centimes im Spezialtarif bezahlt, Ostbahn 8—5, Westbahn 
9-3,3, Orleansbahn 8—3,5, Mittelmeerbahn 7—3,5, Südbahn 8—3. 
Also schwanken für Körner die Ermässigungen von 28 — 25 % auf 
kleinen und von 64 — 78 auf grossen Strecken. 

Für Weine gelten folgende Spezialtarife : 
Nordbahn .... 10—4 Centimes (?>,(i —1,4 Pf. per Centner und Meile.) 

Ostbabu 8-5 „ (2,^H-i,8 „ „ „ „ „ ) 

lüttehneerbahn 7-3^ „ (2,52-1,26 „ „ „ „ „ ) 

Westbahn 9-4 „ (3^24-1,44 „ „ »» » ) 

Orleansbahn . . 8- 4 , (2,88-1,44 „ „ ^ j, „ ) 
3ftdbahn .... 8^3 „ (2»88 — l^OS „ „ j« *> » ) 
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Was das Vieh botrillt, so wirtl es üacli Spczialtarifen mit einer 
zwischen der grossen und kleinen liegenden Geschwinäigkeit befördert. 
J)er durch vollständige oder abgethcilt.e Waggons bcNvirkte Transport 
wird zu Preisen taxirt, welche nach Kopfzahl und Kilometer im Alitt« 1 
berechnet werden; für grosses Vieh 0,065, für mittleres 0,0227, für 
Ueinefi 0,0083 (resp. 46,8 Pf., 15 V3 Pf- und 6 Pf. per Meile). 

Vom Tarif für Düngemittel ist schon in einem der Yorigen Ka- 
pitel die Bede gewesen. 

Ad 3* Anwendung nnd Prinzip des Difierentialtarifes« ^ie 
man sieht, berohen alle besondem Tarife auf der Anwendung 
des differentiellen Prinzipes. Dieses war im Tarif - Yerzeichniss 
mit folgenden Worten ausgedruckt: „In den Fallen, wo die 
Gesellschaft es für annehmbar hUt, die Taxen, welche sie zu 
stellen das Recht hat, für die ganze Strecke oder einen Thetl 
derselben mit oder ohne Bedingungen unter die durch den Tarif ge- 
zogenen Grenzen zu erniedrigen, können die erniedrigten Taxen erst 
nach wenigstens 3 Monaten für Reisende, und für Waaien nach einem 
Jahre erhöht werden." — (Art. 14.) 

1852 bis 1857 wendeten die Tani - ^ erzeichnisse der Bahnen 
von Lyon zum Meer und von Paris nach Orleans da.^ Prinzip an, 
indem sie nach der Länge der Fahrstrecke die Preise ermässigten. 

1863 ward die ganze 4. Klasse, welche, wie man weiss, die 
. künstlichen Dünger umfasst, nach dem differentiellen System ein- 
geordnet. Diese Klasse zahlt per Tonne und Kilometer: . 

Von 0 bis 100 Em. . . .8 Gent (2»88 VSg, per Gentner u. Meile). 

Von 101 - 300 „ ... 5 „ (1*8 „ „ „ „ „ ). 

üeber 300 „ . . . 4 „ (iM n « « w « )• 
unter der Bedingung eines Maximums von 5 Fr, ffir die Fahr- 
strecken yon 0—100 und von 12 Fr. von 101—300 Kilometer. 

Bei der Enquete hat, wie gesagt, dieses System Boschwerden 
hervorgerufen und merkwürdiger Weise gerade in dm Departements, 
welche durch ihre Produktion und ihre Entfernung vom Mittelpunkte 
der Konsumtion am meisten durch diese Tarife gewinnen. Aber 
man muss erwägen, dass die dilYcrentiellen Tarife heute nicht mehr 
dieselbe Bedeutung haben, wie früher. Aniaugs nämlich war das 
System der kilometrischen Preisermässigung auf Gmnd der weiteren 
Fahrstrecke die einzige Grundlage dieser Tarife. Es kam dabei vor, 
dass die OesamTnttaxe zwischen zwei Endpunkten einer Linie billiger 
war, al« zwischen einem dieser Punkte und einer Zwischenstation; 
z. B. war es von Paris bis Nantes billiger, als von Paris nach Angers. 
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Obgleich analoge Erscheinungen bei Rollfracht und Schifffahrt 
gewöhnlich waren (z. B. die Rollfrachtfahrt von Paris naoh Angers 
war theurer als von Paris nach Nantes, die Schiff fahrt von Chalons 
BOT Saone nach Villefranche theurer als von Chalons nach Lyon), 
flo haben diese Anomalien doch Klagen hervorgerufen, und die Ver- 
waltung hat sie seit mehreren Jahren vom Tarife verschwinden 
lassen. 

Sie laset jetzt wohl differentioUe Tarife bis zur Gleichheit der 
Taxen für verschiedene Fahrstrecken su, aber sie duldet nicht ferner, 
dass auf ein und derselben Linie für eine geringere Entfernung eine 
höhere Taxe bezahlt wird als für eine weitere. 

Eine besondere Klausel zur Wahrung der Interessen von 
Zwischenstationen wurde zur Verhütung dieser Anomalien in alle 
Spezialtarife aufgenommen. 

Das differentielle System begünstigt die Konsumtion sehr, indem 
es den Umkreis der Verproviantirung auf Kntfernungen möglich macht, 
die sonst nicht zu erreichen wären. Hierdurch wird denn auch die 
Produktion in entfernteren Departements begünsti^]^. Durch die 
zu Gunsten der Zwischenstationen aufi^enommenen Beschränkungen 
werden dieselben nicht durch Bedingungen für den vortheiihafteren 
Transport auf weite Entfernungen bedrückt 

Es ist schwierig, in Bezug auf ausländische Eisenbahntarife 
absolut sichere Angaben zu machen.*) Die häufigen Aenderungen 
die man vornimmt, und die besonderen Kombinationen, welche sie 
begleiten, machen stets das Verhaltniss etwas unklar. Eine Ver- 
gleichung ist daher nicht gut möglich, und wir müssen uns darauf 
beschranken, die Nachrichten unserer diplomatischen Agenten und 
Konsuln fiber die allgemeine Lage der Verkehrsmittel in den einzelnen 
Gegenden hier wiederzugeben. 

In England sind die Entwickelung von Handel und Industrie 
und die stets wachsende Leichtigkeit der Verkehrsmittel Thatsachen, 



*) Nachfolgende Notizen über VerkehrsverhÄltnisse des Auslaods hätten ohne 
Schaden für die Lernbeg^er des deutschen Lesers wegbleiben können ; doch konnten wir 
nicht umhin, wieder einmal handgreiflich die Unwissenheit, Oberilächiicbkeit and 
hohle Arroganz unserer westlichen Nachbarn in Verhältnissen, die Frankreich nicht 
munittelbar berahrea» n zeigen. 

Die Notiun bedürfen keinee KommeatM«. fiin Lehrbuch der Geographie 
hätte dem Berichterstatter bessere Amknuft gegeben, als die diplomatiMdien 
Agenten, an die er sieh gesendet. R. 
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die sich auffallend neben einander entwickelt haben. Die Fahrbar^ 
keit bat seit 20 Jahren grosse Fortschritte gemacht; man rechnet 
auf das -vereinigte Königreich 125,104 Meilen (englische) Strassen« 

Seit dem Entstehen der Eisenbahnen hat sich der Handel sehr 
entwickelt und ist dem Fortschritt des Baues der Eisenbahnen 
gefolgt 1834 gab es nur 200 Meilen im Yereinigten Königreich, 
hente sind 13289 (2839 M. pr.) in Betrieb. 

Schottland hat seit 30 Jahren sehr vollkommene und gut 
unteiiialLeiie Strassen. Man baut dort noch immer neue, um den 
Verkehr zu erleichtern. — Alle schottischen Eisenbahnen sind inner- 
halb der letzten 30 Jahre gebaut. 1865 betrug die Länge der in 
Betrieb befindlichen Linien 3540 Kilometer (470 M. pr.) Neue 
Linien sind im Bau begriffen. — Es existiren 4 Hauptkanäle, welche 
indess nur Schiffe von geringem Tooneogehalt tragen können. Der 
Clyde ist der einzige Flass, der eine gewisse Strecke weit schiffbar 
ist, und die Arbeiten, welche unternommen worden, um auf ihm die 
Schifffahrt zu verbessern, haben ausgezeichnete Erfolge ergeben. 

Auch in Iiliiid hat sich die Fahrbarkeit seit 30 Jahren be- 
deutend gehoben. Die Strassen sind dort wohl unterhalten. Mehrere 
wichtige Eisenbahnlinien wurden gel>aui Arbeiten sur Hebung der 
Schifffahrt auf dem Shannon, welche noch viel xu wünschen fibrig 
lassty sind geschehen. Die Kanäle sind seit dem Entstehen der Eisen- 
bahnoi sehr' vemachlSssigt. 

Durch ganz Belgien ziehen sich zahlreiche Verkehrsmittel. Die 
Fahrbarkoit hat in diesem Lande bedeutende Fortschritte gemacht. 
Landstrassen giebt es zweierlei: vom grossen und kleinen Wegeamt; 
zu den ersteren gehören die Staats-, die Provinzial- und die grossen 
konzessionirten Strassen, zu den letzteren die Vicinalwege, welche 
Kantons und Gemeinden untereinander verbinden. — Diese zweifache 
Art von Verkehrsstrassen hat eine beträchtliche Ausdehnung erlangt, 
welche die £ntwickelung des Eisenbahnnetzes nur noch vervoll- 
kommnet hat. Die Länge der Staatsstrassen hat sich verdoppelt, die 
der Provinzialwege verdreifacht und die der konzessionirten Strnssen 
yerfünffacht Vom I.Januar 1831 bis I.Januar 1865 sind 77 MilL 
Pres, (über 20 Müh Thlr.) der Verbesserung tmd dem Bau von 
Strassen des grossen Wegeamts gewidmet worden, die gewohnlichen 
Cnterhaltungs- und Beparaturkosten nicht mit einbegriffen. 

Seit 1845 hat man sahireiche Eisenbahnen gebaut und neue sind 
noch zu erwarten. 

Unablübigig von 25, vom Staat verwalteten Schiffiahrtestrassen 
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giebt es nocli Wassoiwoge, wolrhe l^rivaten konzessionirt -^iiHl. Diese 
waren früher vernachlässigt , aber seit 4 oder 5 Jahren macht man 
sich erüstiich daran, sie zu vervollkommnen. 

In Holland ist das Netz der Landstrassen vollständig und in 
gutem Zustande, man hat dort nur fnr dessen InstandhaltuDg zn 
sorgen, und das geschieht mit Fleiss. 

Viele Kanäle giebt es daselbst, auf ihnen findet vorzüglich der 
Vertrieb landwirthschaftlicher Erzeugnisse statt Sie sind wohl unter- 
halten. Vier neue Kanäle hat man zu bauen unternommen, die 
schiffbaren Ströme sind verbessert worden. 

Eine gewisse Anzahl von Eisenbahnen ist schon fertig, andere 
sind im Bau und werden bald dem Verkehr übergeben werden. 

In Preussen hat, abgesehen von den grossen Kommunikations- 
wegen, welclic den kaiserlichen Strassen Iraiikreichs analog sind, 
die Herstellung von Chausseen in den letzten 30 Jaliron und zumal 
seit 1850 einen lebhaften Ansioss bekommen, doch bleibt noch viel 
zu thnn, um das Wegenetz zu vervollständigen. 

Auch die Zahl der Eisenhahnlinien ist seit der nämlichen Zeit 
besonders gewachsen. Man hat einige Kanäle in der Provinz Preussen 
gegraben, um die Seen jener Gegend unter einander zu verbinden, 
und um mit den Hauptilüssen einen Zusammenhang zu erhalten. 
Zwei solche sind nahe bei Berlin geschaffen worden. 

Man hat viel für die Verbesserung der Flüsse gethan und thut 
es noch, um so mehr, als Oder und Elbe eine Tendenz, sich zu ver- 
sanden, zeigen, welche man ohne Rast bekämpfen muss* Das gran- 
dioseste Werk dieser Art war die Regnlirung des Weichselbetts und 
der Bröckenbau über diesen FIuss im Jahre 1856. 

Die Kommunikationsmittel in Sehwedcm sind ziemlich zahlreich 
und breiten sich noch aus. Der Strassen werden mehr und bessere; 
während der letzten 5jährigen Periode betrug die Entwickelung 
21,878 Kilometer. 

Grosse Arbeiten wurden im Laufe dieses Jahrhunderts beliufs 
Yerbesserung der SdiillTahrt iiiid iierütellung neuer Kanäle, von denen 
schon eine gewisse Anzahl exhstirt, unternommen. 

In Norwegen hat das Wegewesen grosse Fortschritte gemacht. 
Die Strassen vervielföltigen sich und werden mit Sorgfalt unterhalten. 
Seit 1851 wurden 5 Eisenbahnliuien von einer Gesammtlänge von 
320 Kilometer erbaut. Die wichtigsten unter ihnen sind die von 
Christiania nach Eidervold und von der erstem Stadt nach der schwe- 
dischen Grenze. — Seit 10 Jahren hat man 2% Millionen Franken 
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ffir die Herstellung verscliMdener EanEle ansgefreben. Die wlitigsten 

Kanalbauten waren die von Skien, Oiern, und Frcderikshald. 

Der Wegebau in Deutschland macht von Tag zu Tag Fortschritte. 
Im Königreich Würtemherg besonders und im Grossherzogthum Hessen 
hört man nicht auf, neue Strassen zu bauen und die alten zu ver- 
bessern. 

Die Tieichtigl<eit und «iiösspre Schnelligkeit der Kommunikation 
seit Entstehung der Eisenbahnen haben die Versend barkeit der laod- 
wirthschaftlichen Produkte, vorzüglich des Getreides, des Leins, der 
Früchte und d^r Wolle sehr vermehrt. — Seit Anfang dieses Jahr- 
hunderts waren Rhein, Neckar und Main Gegenstand zahlreicher Ar« 
betten zur Hebung der SchiffTahrt auf diesen Flüssen. 

Die Länge der Eisenbahnlinien im Königreich Wnrtemberg und 
Grossherzogihum Hessen zusammen schätzt man auf 908 Kilometer. 

In der Schweil, und besonders im Waadtland, sind die Kanton- 
strassen seit lauge, alle ohne Ausnahme, YOrtrefflich, die Kommunal- 
wege meist gut' Die Seen you Neuchatel, Genf, Murteb und Biel 
dienen dem Transport gewisser landwirthschaftl icher Produkte. Es 
giebt weder Kanäle noch schiffbare Ströme ausser der Thiele, welche 
die Seen von Meucliatel und Biel verbindet, und dem kleinen Kanal 
zwischen dem Neuchateller und Gen 1er See. Mehrere wichtige Eisen- 
bahnlinien sind dem Verkehr «hergeben. 

Der Bericht des Grafen Zicliy konstatirt^ daf^s von l^'.isenbnhnlinien 
in Ungarn 300 geographische Meilen, also 2100 Kilometer fertig und 
in Betrieb seien, 141 Meilen oder 987 Kilometer sind konzessionirt 
und im Ran begriifen, einige andere Projekte liegen zur Prüfung vor. 

An der Küste von Fiame und Transsylvanien giebt es noch lieine 
Bahnen. Neue Strassen wurden gebaut, andere verbessert^ man hat 
dafür im letzten Jahr an 3 Millionen Franken ausgegeben. Ungarn be- 
sitzt 514 Meilen oder 3598 Kilometer Staatsstrassen, analog unsern 
kaiserlichen, und 1862 Meilen oder 13,034 Km. Kommunal wege. Be- 
trSchtliche Arbeiten hat man behufs Kanalisation der Theiss und 
mehrerer anderer Flusse und zur Schiffbarmachung der Drau und Sau 
unternommen. 

In Rnsdaild hat das Wegewesen keine besonderen Fortschritte 
aufzuweisen. Die Strassen sind in den baltischen Provinzen ein wenig 
besser als im Innern, ohne indessen sehr zufriedenstellend zu sein. 

Der Schnee, welcher 5 bis 6 Monate auf dem Boden lagert, bietet 

übrigeu.s tlurcli die Sclilittenfalirt das leichteste Verkehrsmittel, 

Aber im grössten Theil und be«ünders im Süden Kusslands ist 
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der schlechte Zustand der Wege das liaupthinderniss für die Beför- 
derung und Cirkulaiion der landwirthschaftlichen Produkte; es ^bt 
keine Chausseen, und die Poetetrasaen befinden sieh in einer ver- 
zweifelten Lage. 

Flfisae und Kanäle sind womöglich noch trauriger bestellt Die 
Schififahrt auf der Wolga, dem Dniestr, Dniepr und Bog wfirde zahl- 
reiche Yerbessernngen er&bren m&sen. Die Nothwendigkeit derselben 
hat man anerkannt, aber die Studien darüber scheinen noch nicht 
beendet. 

Es ezistiien in Eossland schon mehrere vichtige Schienenwege, 

vorzüglich der von St. Petersburg nach Warschau und an die preus- 
sische Grenze, welcher das russische lieich mit den Eisenbahnen 
Deutschlands verbindet; die Linie von St» Petersburg nach Moskau, 
welche sich einerseits gegen die Provinzen des Kaukahus von Hjasan 
bis Kosiow im Gouvernement Tambow fortsetzt, andererseits nach 
Westen bis Xiscbni- Nowgorod; die Linie von Riga nach J)iinaburg, 
welche die Düna entlang geht und schon bis Witebsk verlängert ist; 
sie soll sich an die Linie anschliessen, welche Odessa mit Moskatt 
und St. Petersburg verbindet, und wild den inneren Provinzen einen 
Absatzweg schaffen, der ihnen bisher noch felilte. Auch in den 
südlichen Provinzen arbeitet man an dem Bau von Eisenbahnen. 
190 Werst « 203 Kilometer sind schon zwischen Odessa nnd Balta, 
einer kleinen Stadt an den Grenzen PodoUens, dem Verkehr übergeben. 
Diese Linie durchschneidet die unbewohnten Steppen, sie soll einer- 
seits fiber Krementschuk Jekaterinoslaw (ca. 350 Kilometer) und ande- 
rerseits Kiew erreichen, mit einer Zweigbahn, die sich bei Czemo- 
witz an die österreichischen Linien anschliesst. 

In Portugal sind die grossen Strassen ziumlicli gut, aber die 
Vicinalwege lassen viel zu wünschen, Ibiü existirteu nur 42 Kilm. 
Strassen, heute 2195. 

1865 gab es 505 Kilometer Eisenbahnen, beut ist die Lage fast 
die nämliche. — Kur ein Kanal existirt auf dem linken Tajoufer, 
dessen Lauf 80 Kilometer lang ist. Die Betten des Tajo und Mon- 
dego wurden verbessert. Der Duero, welcher im Norden Portugal 
ganz durchschneidet, ist eine oft sehr gefahrvolle Wasserstrasse; er 
macht häufige UeberschwemmUDgen, die oft grossen Schaden ver- 
ursachen, und bei der geringsten Steigung ist die Schifi£ahrt stark 
gehemmt 

Das Wegewesen in Spmiei Ut eine von der Re^^erung eifing 
ventilirte Frage, aber die bedrängte Finanzlage erlaubt nicht, dem 
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Laude alle für diesen Zweck oothwendigen Stenern an&uerlcgen. 
1863 waren 14^643 Kilometer Strassen vollendet und dem Verkehr 
fibergeben: 10,621 erster, 2931 zweiter nnd 1091 dritter Klasse, 
Seit ca. 20 Jahren ist man 2nm Bau von Eisenbahnen geschritten. 
Am 31. Deoember 1867 waren 5110 Kilometer (700 Meilen prenss.) 
im Betriebe und 1834 (245 M. pr.) im Ban. Der Mangel an Strassen 
nnd Vicinal wegen ist ein Hinderangsgrund ffir die Entwickelung 
der Eisenbahnen. — Grosse Arbdten sind besonders seit einigen 
Jahren behufs der Kanalisation des Ebro, ferner für den Isabellen- 
kaiial in Castilien, für die Verbe^seruiig des ChristinenkaDalb in der 
Provinz Albaceta, für den Kaiserkanal in Arragonien und für den 
Bau des Kanals von Urgel unternommen, welcher letztere auch be- 
stimmt i.st, durch Berieselungen die Getreidekultur der grossen Ebene 
von Urgel zu heben^ deren Ernten jedes Jahr in olge von Trocken- 
heit ausfielen. 

Mit Ausnahme der neapolitanischen Provinzen, Siciliens und 
Sardiniens» wo man sich über Mangel an Departemental- und Viel- 
nals'rassen beklagt^ hat Italien im Allgemeinen guten Fahrbarkeits- 
zustand. Die Beförderung landwirthschafilicher Produkte stösst von 
Seiten der Kommunikationsmittel aul kein. Hindemiss. Die Regie- 
rung bat Bich in den letzten Jahren bemüht, den Eisenbahnen die 
möglichste Entwickelang zu geben; 1859 waren 1472 Kilometer 
(196 M. pr.) im Verkehr, heute 2995 (400 M. pr.); im Bau und 
Anschlag sind noch 4428 Kilometer (590 M. pr.). Für die Ver- 
besserung der Schiflfahrt auf den grösseren und kleineren Strömen 
braucht man Nichts zu 'thun, von Alters her ist der Verkehr auf 
den "Wasserstrassen regelmässig und leicht: einige wichtige Kanäle, 
die auch zu P>ei ieselungen dienen, erleichtern noch den \ eikeiii uud 
sind in gutem Zustande. 

Im Kirchenätaat sind die Strassen gut, auch hat man Eisen- 
bahnen gebaut. 

Die Türkei ist vielleirlit m hinsieht der Fahrbarlvcit das am 
wenigsten begünstigte Land. Die wenigen Strassen, welche existiren, 
sind seit lange schon schlecht unterhalten. Im Verkehr sind nur 
zwei Eisenbahnlinien von geringer Wichtigkeit, welche an zwei ver- 
schiedenen Punkten das schwarze Meer mit der Donau verbinden: 
Einerseits von Kustendsche am schwarzen Meer bis Tschornawoda 
an der Donau, andrerseits vom Hafen von Varna nach Rustschuk. 
Für Verbeaserung von Flössen und Schöpfung von KaniUen sind 
noch keine Arbeiten unternommen. 
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Aureliano, Direktor der At^rikulturschule in Ramänieil, konsta- 
tirt in aeinein Berichto an die OberkommissioD, dass Strassen dem 
Lande unglücklicherweise fehlen; die Regierung indessen habe alle 
nothwendigen Massnahmen getrolffen, sie zu schaffen. ^ Gegenwärtig 
giebt es ca. 1200 Kilometer dem Verkehr tibergebene und 1000 Eil. 
vorbereitete Chausseen. 

Gleichzeitig hat man firemden Gesellschaften den Bau von ca. 
600 Kilometer Eisenbahnen konzessionirt. Eine Linie, von Bucharest 
nach (liürirewo an der Donau, Rusiächuk gegenüber, wo die Linie 
von Varna nach dorn schwarzen Meere ausmündet, soll nächstens dem 
Betrieb übergeben werden. — Man befördert auch eine grosse Menge 
Jandwirth<;c]iaftlicher Produkte auf den wichtigen Wasserlaufen. Die 
Natur bat Rumänien in der Fiussvertheiliing sehr begünstigt. Die 
meisten Flüsse entspringen auf den Bergen und durchschneiden das 
Land bis zur Donau, welche die grosse Verkehrsstrasse darstellt» 
Sicher dürfte, wenn diese Wasseradern einst völlig schiffbar sein 
werden, das Land, welches sie durchschneiden, eine bedeutende 
kommerzielle und landwirthschaftliche Entwickelung erhalten. 

In A^gyptm sind die Transportmittel, was Binnensohifffahrt 
und Eisenbahnen betrifft, verbessert worden; nicht also die Land- 
strassen; es giebt kaum solche. Durch Lastthiere müssen die Lan- 
desprodukte an die Eisenbahnstationen und Einladestellen des Nil 
gebracht werden. 

lü den Vereinigten Staaten ist die Fahrbarkeit in ziemlich be- 
friedigendem Zustande; die Strassen sind durchgängig gut, einige be- 
dürfen noch der Verbesserung. Der \'erkehr auf den Flüssen macht 
sicli zieiidich leiciit. oinii^e Kanäle in Süd-Carolina sind veruach- 
liissigt. Die Eisenbaimen haben seit 1850 eine enorme Entwickelung 
erreicht und f^wcitern ihre Ausdehnung noch. 

In Chile hat die Schöpfung von Eisenbahnen dem Cerealieu- 
handei in den letzten Jahren einen bedeutenden Aufschwung gegeben. 
Bau und Verbesserung von Landstrassen ist kaum nennenswerth. 
Die Gesammtlänge der Strassen ist nicht zu ermitteln, da die offi- 
ciellen Dokumente Nichts darüber enthalten. Auch thut der Staat 
für die Flussschiilfahrt Nichts^ welche viel au wünschen Ifisst; er 
überlasst sie wie die Eanalbauten der Privatanternehmung. 

Nur zu. einem wichtigen (ca. 40 Kilometer langen) Eanalbau 
hat er beigetragen; durch denselben kann die grosse Ebene zwischen 
Santjago und dem Fusse der Anden bewässert werden. 
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Kapitel VU. 

ZoUgeselze iür die Produkte der Landwirthscliait. 

Man kann — gestatzt auf die durch die Departemental- 
Enqueten festgestellten Hesnltate ~- behaupten, dass eine grosse 
Majorität sich im Sinne der liberalen Ideen und okoüomischen Grund- 
sätze, welchen die Regierung seit mehreren Jahren Geltung zu ver- 
schaffen gesucht hat, ausgesprochen hat. 

Üie Thatsachen haben den lloUnungen der mehr oder weniger 
eifrigen Anh;in<ier des Schutzzollsystems nicht entsprochen, und die 
Ansichten der meisten departementalen Kommissionen, die Wünsche 
des grösöten Theiles derjenigen, die schriftlich und mündlich Gut- 
achten abgaben, \mhn^ laut bezeugt, dass die Ideen, welche die 
Regierung bei Lösung dieser wichtigsten Frage geleitet, von Tag zu 
Tag besser verstanden und richtiger gesehätzt worden sind. 

Weit entfernt, die in letzter Zeit in unserer Steuergesetzgebung 
geschaffenen Aenderungen zu missbilligen, hat die Landwirthschaft 
. durch die Stimme der Mehrzahl ihrer befähigtsten und berechtigtsten 
ReprSsentanten erklärt, dass sie die Aenderungen als unläugbare 
Fortschritte annähme, und dass mau auf einem Wege beharren 
müsse, der allein zu einer wirklichen Verbesserung der landwirth- 
schaftlichen und kommerziellen Lage ihs Landes und zur Entwiche- 
lung des öffentlichen Woiilergehens liilaen könne. 

Indessen haben einige gediegene Leute aus Ueberzcugung und oft 
mit Talent Meinungen ausgesprochen, die den heut zu Tage gültigen 
entgegengesetzt sind; aber es ist ausserordentlich selten, dass man 
vollständig die glüclvlichen Krlclgo des Aufschwunges, welchen durch 
d:ts gegenwartige Regime die Handelstransaktionen und der land- 
wirthschaltliche Fortschritt erhalten, gcläugnet und die einfache und 
reine Kückkehr zum Schutzzollsystem verlangt hätte. Nur hörte 
man manchmal (»edaueni, dass der Uebergang vom ehemaligen zum 

12 
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gegenwärtigen Systeme sich all su schnell vollzogen habe. Die Re- 
formen unserer Steuertarife wurden meist selbst von denen, welchen sie 
unausluhrbar und iinzeitgeraä.s8 erschienen, als eine vollendete That- 
sache betrachtet, die unserer laudwirthschaftlichen Industrie eine vor- 
übergehende Störung zufügen, aber welche nicht ermangeln würden, 
.sie in der i olge unaufhörlich auf der Bahn des Fortschritts vorwärts 
zu treiben. 

Im Ganzen war eine sehr grosse Majorität der in der Enquete 
aasgesprochenen Ansichten für Beibehaltung der liberalen Gesetzgebung 
in Handelsangelegenheiten, die sich im Abschluss von Ilandelsver- '' 
trägen mit denjenigen Ländern, welche mit Frankreich in den engsten 
Beziehungen stehen, bethätigt hat. 

Man verlangte sogar durch Absohlusa nener Verträge die Aus- 
dehnung des Freihandels-Prinzips, und weit entfernt, lur die Land- 
wirtbschaft die Umkehr zum Protektionssystem zu befürworten, wollte 
man im Qegentheil jode Steuer fnr die Ein- und Ausfuhr beseitigt 
wissen. Zu gleicher Zeit jedoch hörte man häufig den Wunsch, dass 
in Betreff der Industrie ebenso und von Grund aus vorgegangen 
würde, damit die Bedingungen für Alle gleich wären. 

Einige, die sich gleichwohl dem Protektionssystem in der Land- 
wirthschaft abgeneigt erklärten, schlugen die Aullage einer soge- 
nannten Ausgleichsteuer vor, welche von fremdeji Produkten als Aec^ui- 
valent für die im Auslande von denselben französischen Produkten 
erhobene Steuer entrichtet werden sollte. Dem aber ward entgegen- 
gehalten, dass das erst recht eine Protektionssteuer wäre und nur 
bewirken würde, dass die französischen Konsumenten die so besteuer- 
ten Produkte theurer bezahlen müssten, ferner dass man, wie man 
billiger Weise alsdann die Steuer auf alle laudwirthschaftlichen und 
industriellen Produkte ausdehnen müsstc, welche, von auswärts kom- 
mend, den Erzeugnissen einheimischer Arbeit Konkurrenz machten, 
oben nur dahin gelangen dürfte, die Preise im Allgemeinen in die 
Höhe 2U treiben, ohne der Landwirthschaft die beabsichtigte Be- 
•|tinstigung wirklich zu erweisen. 

Wir werden übrigens Gelegenheit haben, sogleich auf diesen 
Voisehlag, welcher in Bezug auf den Getreide-Import prfeiser gestellt 
worden ist, zurückzukommen. Zunächst wollten wir nur, wie eben 
geschehen, den allgemeinen Eindruck der innerhalb der Enquete aus- 
gesprochenen Meinungen ober unsere Steuergesetzgebung schildern, 
alsdann liir jeden einzelnen Hauptzwoig der laudwirthschaftlichen 
Produktion die Frage näher beleuchten. 
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§. 1. Cerealien. 

1. Geaetzgehuriij für die Ein- und Ausfuhr von Kömern. Das 
Oesetz vom 15. Juni 18GJ hat die verwickelte Gesetzgebung be- 
seitigt, welche unter (iem Namen der beweglichen Skala für die 
Einfuhr fremden und Ausfahr einheimischen Getreides ein System 
von veränderlichen Steuern darstellte, die nach der Preisbewegung 
des inländischen Marktes stiegen oder fielen. 

Statt dieses Systems hat das neue Gesets die YöUig freie Ausfuhr 
hergestellt und lasst nur die Erhebung einer Einfuhrsteuer zu, die 
massig genug ist, um die Handelsoperationen nicht zu beschranken* 

IHe Einfuhrsteuer betragt 50 Centimes für den metrischen Gent- 
ner oder 200 Pfd. (resp. 60 Centimes mit dem Zuschlag) Weizen- 
körner, die auf französischen Schiffen oder zu Lande eingeführt 
werdeil, und 1 Krcs. (rcsp. 1 Frcs. 20 Cent.) für den metr. Centner der 
auf fremden Schiffen importirten Körner. \ ebrigens soll diese 
Flaggenmehrstener bald verschwinden.*) bie wurde schon nicht 
niolir erhoben für den Import auf Schiffen, deren Flaggen durch 
►Speziaivcrträge der französischen gleichgestellt worden, wie die eng- 
lische, belgische, italienische, russische, portugiesische, amerikanische 
etc., nnd soll laut Gesetz vom 19. Mai 1866 gegen Ende Mai 1869 
vollständig aufhören. Wenn man sich Rechenschaft von dem Einfuhr- 
zoll auf frcTT^den Weizen in gewöhnlichen Zeiten ablegt, so sieht man, 
dass nach der im Laufe eines Jahres, ss. B. 1865^ eingeführten 
Centnerzahl von 4^145,217 und der eingenommenen SteuerbetrSge von 
3,462,086 Frcs. der mittlere Steuersatz 83 Cts. betragt, (oder pro 
preuss. Otr. SV, Sgr); es kommen auf Schiffe mit firanzdsisdier 
oder ihr gleichgestellter Flagge 2,556,217 metr. Ctr. und unter 
fremder Flagge 1,589,000. Für Mehl zahlt man eine Einfuhrsteuer 
von l Frcs. per metr. Centner (4 Sgr. pr. preuss. Ctr.) unter ein- 
heimischer und gleichgestellter Flagge, sowie zu Lande, wahrend man 
unter fremder Flagge 1 Frc. 50 Cls. (6 Sgr. per preuss. Ctr.) zahlt. 

Bei andern Getreidesorten als Weizen ist die Einfuhr unter 
französischer und gleichgestellter Flagge vollständig frei, unter frem- 
der Flagge zahlt man 50 Cts. 

Die Ausfuhr ist ganz und gar zollfrei, nnd die Landwirthsdiaft 
geniesst also den grossen Vortheil, dass ('as Gesetz der Zufuhr ihrer 
Produkte nach den Märkten, wo sie sich am besten verkaufen, keine 
hemmenden Schranken auferlegt 



*) Ist Mit dem 18. Notviaber 1867 bereits «nligehoben. 

12' 
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In (l(Mi sechs Jahren, seit, diese«? Gesetz in Kraft ist^ hat die 
Erfahrung evidejit erwiesen, das.s die Absicht, in welcher es er|a:5seü 
ward, erreicht ist. Es )iat di : Entwickeliing unseres Korn- und 
Mehlhandeis mit dem Auslande begünstigt, es hat denselben von jener 
Unsicherheit befreit} welche das System der ]>eweglichen Skala ihm 
aufdrücken musste, es erlaubte, in thenren Zeiten die zur Deckung 
des Ernteausfalles nöthigen Mengen auf den Markt zu schafifen und 
in billigen uosem Üeberschuss denjenigen bedurftigeren Nachbarn 
«uznwenden, die auf Verproviantining von unserer Seite angewiesen 
waren. 

Kaum war das Geseta vom 15. Juni 1861 erlassen, so hatte es 
eine scliwere Probe zu bestehen. Die schlechte Ernte von 1861 er- 
forderte die Herbeischaffung einer grossen Qetreidemenge, um der 

einheimischen Konsumtion zu genügen Befreit von Jeder Fessel und 

rnsicherlicit, die aus der friiliereii Gesetzgebung floss, konnte der 
Handel seinen Operationen die grösstmöglichste Ausdehnung geben, 
konnte die Bedürfnisse unmittelbiir befriedigen und die zu befürch- 
tende Krise in ihrem Beginne aufhalten. 

Später, als die Wiederkehr reicher Ernten die Preise sinken 
liess, verlangsamte sich die Einfuhr augenblicklich und sank auf 
wahrhaft unbedentende Ziffern herab, während die Ausfuhr eine 
bedeutende Entfaltung erfuhr. Diese Thatsachen Jassen sich deut- 
lich aus der Vergleichung der Bewegungen unseres Weizenhandels 
in Ein- und Ausfuhr einerseits und der iuländischen Marktpreise 
andrerseits ersehen, wie nachfolgende Tabelle zeigt*) 



Tabelle des mittleren Weizenpreises und der Bewegungen des ExpoiiiS 
und Imports von Weizen (Körueru und Mehl) seit 1861. 



Jahr 


Mittlerer jiihriicher 
Preis 
für den 
preussischen Scheffel. 


Einfuhr nach 
metrischen Ctr. 
ä 2 Ctr. preuss. 

- 


Ausfiahr 

nach metri^nhen 
Centneru. 

1 


IHHl 
18fö 
18tö 

1866 
1867 


:i Thlr '24 Sgr. 4 Pf. 

2 " 17 „ 4 

3 „ „ 6 „ 


!),;i57,8'24 
4,713,üü'2 
1,851,681 

26^%17 
^553 
5,90^141 


210,896 
430,762 
619,720 
1,565,258 
3,582,833 
5803,350 
408,774 



*) Im Oiigiaal iat die Tabelle für die einsetnen Honate gegeben ; doch ^aub- 
tea ivir uns mit den Jabretangaben begofigen zu aoUen. Auch habea wir dieselbe 
in preuss. Mass umgerechnet. Rawack. 
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Das Gesets ward also unter allen Umstanden den Bedürfnissen 
des Augenblicks genügend befunden. Sein Verdienst besteht vor 
AUem darin, dass es in keinem Sinne das Steigen oder Fallen der 
Kornpreise beeinflusst, dass es die breiteste Entfaltung des Handels 

zulässt und die Koursschwankuogen dem natüiiiclien l^aulc der 
Dinge überlääst. 

Rinige G^ner des gegenwärtigen gesetzlichen Zustandes haben, 
wie wir schon vorher mit einigen Worten andeuteten, zu beweisen % 
sich bemüht, dass das Resultat des Gesetzes sein wurde, die Getreide- 
preise auf einer die Landwirthschafb ruinirendeo niedrigen Stufe su 
erhalten, dass die Einfahr fremden Getreides stets einer Preiserhdhung 
entgegentreten müsse; und wenn man ihnen durch unwiderlegliche 
Zahlen bewies, das« diese Eiuluhren ganz unbedeutend seien, so be- 
haupteten sie, dass ihre Möglichkeit allein schon einen Druck auf 
die Preise ausübe. Nach ihrer Meinung sei die l>and\virthschaft 
verdammt, nie den zu ihrer Förderung oöthijj:en Gewinn abwerfen 
zu können, und sie waren nicht zu überzeu2;cn. d.iss der vor Kur- 
zem d.'^gewesene niedrige Preis, über welchen sie sich beklagten, die 
Folge von zwei guten Ernten war, wie ein solcher Preis ja auch 
unter früheren Zuständen, die ihren ökonomischen Ansichten mehr 
entspracheui schon öfter eingetreten ist 

Seitdem sind Ereignisse eingetreten, die ihre Ueberzeugung 
denn doch urschnttern mussten. In Folge der mittelmäüsigen Ernte 
von 1866 stieg der Preis, der bis auf 14 — 15 Fres. per Hektoliter 
gr lallen war, allmälig auf 23 - 24 Frcs., die schiechte Ernte von 
1867 trieb ihn noch viel merklicher in die Höhe, so dass er 28 bi* 
30 F>cs. stand (der proussische Scheffel stieg demnach von 2 ' Thlr. 
durch 3\/^ auf 4 Thlr.), Währonddess hat die Einfuhr sich verzehn- 
facht und mehr als je steht sie bevor. Die Argumente der Gegner 
haben also jegliche Beweiskraft eingebüsst. Die Thatsachen beweisen ■ 
augenscheinlich die Wahrheit, dass die Schwankungen der Getreide- 
preise auf dem Gesammtgebiete unseres inländischen Marktes aus- 
schliesslich von dem mehr oder weniger günstigen Ertrage unseres 
Rodens abhängen, dass in einem wesentlich Ackerbau treibenden 
Lande, wie Frankreich, die geringen, von ausserhalb nach einigen 
Plätzen importirten Mengen keinen merklichen Einfluss anf die enorme 
Masse von nahezu 180 Millionen Scheffel, die wir im Mittel jedes 
Jahr ernten, ausüben können, und dass endlich der Preis unseres 
Marktes der Regulator der Bewegungen unseres Im- und Exports 
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ist und mekt umgekehrt die /remde Einfuhr der Regulator für unsere 
Preise. 

Diese Betrachtungen und Thatsachen sind dem grössten Theile 
derjenigen nicht entgangen, welche sich in der Enquete fiber die 
Wirkungen des Gesetzes vom 15. Juni 1861 aussprachen; so hat 
auch eine überwiegende Majorität, wie schon oben gesagt, dne fat 
Beibehaltung dieses Gesetzes günstige Meinung geäussert, und zwai' 
stimmten 56 Departementskommissionen in diesem Sinue, in 7 De- 
partements waren die Ansichten gctheilt oder zweifelhaft bei der 
Kommission resp. bei den einzelnen Begutachtenden, so dass man 
ihren Charakter nicht mit Bestimmtheit bezeichnen kann; indessen 
l)emerkte man bei diesen eine Tendenz 7Air Erhöhung des Einfuhr- 
zolles. Zehn andere Departemenlskoinmissionen endlich haben aus- 
drücklich gewünscht, man möge einen höhern Zoll wiederherstellen, 
als ihn das Gesetz vom 15. Juni 1861 festsetzt. Von den übrigen 
11 Departements fehlen die Berichte. 

Eine nicht unbeträchtliche Minderheit also hat gewünscht, man 
möge den Eingangszoll auf fremdes Getreide höher fixiren, als er 
heute entrichtet wird. Die Anhänger dieser Ansicht gehen aber über 
die Grösse der Erhöhung stark auseinander. Man hat 1 Frc. 
bO Gent, .2 Frcs. 50 Cent., S Free, und 4 Frcs. per metr. Gentner 
vorgeschlagen, auch 5, 10 und- 16% ad valorem. Einige verlangten, 
man solle den Zoll nur erheben, wenn der Preis nicht fiber ca. 

Thir; per Scheffel stiege, was also auch eine Art beweglicher 
Skala darsteUt, und einige, aber sehr vereinzelte Stimmen sprachen 
sich zu Gunsten der Rückkehr zum früheren Systeme aus. 

Die Anhänger einer ü,ihöliuug des Einfuhrzolles üher das Mass, 
welches jetzt für fremde Cerealieu gilt, betrachten diesen Zoll, wie 
sie sagen, nicht als Begünstigung für die Laudwirthschaft, denn sie 
wehren von sich den Vorwurf ab, als wollten sie zu den heute ver- 
lassenen ökonomischen Ideen zurückkehren, sondern als Ausgleichung 
der Lasten, welche auf ihr — zumal als direkte Steuern — ruhen, 
Lasten, von welchen nach ihrer Meinung die fremden Produkte be- 
freit seien. Sie halten es für einen Akt der Gerechtigkeit, dass da« 
von auswärts kommende, dem unsern Konkurrenz machende Ge- 
treide, das auf unsem Märkten zirkulirt, die Sicherheit und die 
Vortheile unseres staatlichen Zustandes geniesst, einen Theil der 
Last trage, welche die von der französischen Laudwirthschaft für 
die Sicherung dieser Vortheile gebrachten Opfer unserem einheimischen 
Getreide aufbürden. 
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Entscheidende Argumente sind hanflg dieeer Anschaunng entgegen- 
gesetzt worden, und die in dem dem gesetsgebeuden Körper vor- 
gelegten Berichte vom 9. Marz 1866 enthaltenen Meinungen haben 
denselben volle Gerechtigkeit wider&hren lassen. 

Ein nur etwas erhöhter Zoll wörde alle Unzuträglichkeiten der 
beweglichen Skala wiederbringen. Es ist einlouchtend (und Niemand 
in der Equete — das ist ein Faktum — konnte sicli der Einsicht 
verschliessen), dass ein Einfuhrzoll von einiger Bedeutung aui fremdes 
Getreide in theuren Jahren nicht erhoben worden dürfe. Man 
inüsste der Regierung also uothwendigerweise die Refugniss ertheilen, 
ihn zu Zeiten einer Krise verschwinden zu lassen; ihr würde es 
/.ukommen, — und sie würde dafür die Verantwortung zu tragen 
haben, — den Zeitpunkt zu bestimmen, wann der Zoll aufzuheben 
und wann er wieder einzuführen sei. So würde sich der Handel 
wieder für seine Operationen in einen Zustand der Ungewissheit 
zurückversetzt sehen, der noch viel gefahrlicher ist, als der, welcher 
aus den Tarifschwankuagen der beweglichen Skala resultirte, weil 
diese letzteren, von der Höhe oder Niedrigkeit der Preise abhangend, 
doch gewissermassen vorhergesehen werden könnten. 

Ausserdem ist es nicht ganz richtig, zu behaupten, dass aus- 
ländisches Getrdde dem unsem unter Bedingungen der Ungleichheit 
zu Ungunsten der französischen Landwirthschaft Eonkurrenz machen 
wurde. Abgesehen von den Lasten, welche die Landwirthschaft in dem 
Lande ihres Ursprungs zu ertragen hat, und welche wahrlich meist 
nicht germger sind als die fnr unsere landwirthschaftlichen Produkte*), 
muss man doch noch in Betracht ziehn, dass die ausländische Waare 
nicht ohne grosse Kosten und Spesen aller Art zu uns kommen 
kann, wodurch das Gleichsewicht wieder hergestellt wird. Wenn 
wir für den Weizen vorn st hwarzen Meere die Kosten des Handels 
und der Einladung ins iSchiff, die 5?p.hHTsfrRcht, die Versicherungs- 
l)eträge, die Gewichts- und Qualitalsverschiedenhoiten, — welche 
von der Beschatienheit des Weizens und den Bedingungen seines 
IVansports herrühren — , den Einfuhrzoll, die Ausladekosten, die 
Lootsengebühren nach dem Hafen von Marseille, die Transportkosten 
ins Innere Frankreichs und den Gewinn des Importeurs in Betracht 
ziehen, so kommt mindestens zum ursprünglichen Preise der Waare 
oin Aufschlag von 22 bis 26 8gr. per ScheffeL Das Getreide von 



•) Das ist nun freilich z. H. für Preussen nicht richtig, wie sich aus dena 
a. Kapitel eigeben wird. FiHy. 
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Ungarn kann, wie es gegenwartig der Fall ist, nicht unter 2^/3 Tktr. 
per metrischen Gentner Aa&chlag su uns gelangen. Offenbar bleibt 
also ein Aufwand su bestreiten, der den Preisunterschied zwischen 
dem einheimischen und fremden Getrade ausgleicht, und es ist eine 
Bedräckung unserer Laudwirthschaft und eine Begünstigung der 
ausländischen gar nicht zu fürchten. 

Was speziell die Grundsteuer betrifft, so fragte man sich in 
der Enquete, ob der Einfuhrzoll, wie ihn das Gesetz vom 15 Juni 
18fil einführt, nicht schon hinreicht, um die Unterschiede auszu- 
gleiclien, wenn man schon — was doch uiclit einmal der Fall ist - 
zugeben wollte, dass das ausländische Getreide an den Produktions- 
statten einer ähnlichen Abgabe nicht unterworfen ist. Ohne 
Zweifel ist es sehr schwierig, genau die Abgaben Verhältnisse des in 
Frankreich gebauten Getreides in Anschlag zu bringen, indessen 
kann man bezüglich der Grundsteuer zu annähernden Resultaten ge- 
langen. Diese Abgabe beläuft sich auf ca. 300 Millionen Frcs. im 
Gänsen und zwar sind 169j300,000 feste Steuer und 130 Millionen 
Zuschlag. Es kommen davon auf die angebauten Grundflächen 
6$),800,000 Frcs. feste Steuer und 53^700,000 Fics. Zuschlag. Die 
Fläche dieses Areals ist etwa 26^600,000 Hektaren gross, dem«- 
nach kommt auf den Hektare 4 Frcs. 65 Cent. (9 Ys Sgr. auf den 
preussischen Morgen). Ein Hektare bringt nun im Mittel Wj^ Hek- 
toliter, die Grundsteuer für jedes Hektoliter also betrüge nur 32 Cent.^ 
(für den Scheffel also 1 Sgr. 5 Pf.), wenn jeder Hektare eben jedes 
Jahr Weizen trüge. Dem ist nun aber nicht so. Ohne Zweifel 
wechselt in Gegenden, wo der Landbau intensiv betrieben wird, die 
Weizenproduktion mit andern Kulturen ab, die ebenso viel und 
vielleicht auch noch mehr einbringen. Aber in andern Gegenden 
ist wieder Weizen die Hauptfrucht; in je drei Jahren kann man ihn 
wieder bauen, und dazwischen bringt der Boden nicht so vortheil- 
haft rentirende Früchte. Wenn man diese versciiiedenen Verhältnisse 
in Anschlag bringt, so kann man rechnen, dass in ganz Frankreich 
innerhalb dreier Jahre der Landwirth zwei Weizenernten, also etwa 
^9 Hektoliter auf 1 Hektare erntet. Ist die Auflage 4 Frcs. 65 Cent, 
per Jahr und Hektare, so heisst das 1 3 Frcs. 95 Cent, und auf das 
Hektoliter berechnet, kommen auf dasselbe 48 Cent., gleich 2 Sgr. 
1 Ff. per Scheffel. — Nun haben wir aber geseben, dass in gewöhn- 
lichen Zeiten jeder Centtier ausländischen Weisens bei der Einfuhr 
83 Cent. Zoll befahlt, das macht 62—63 Gent, auf das Hektoliter, 
oder 2 Sgr. 9 Pf. per preussischen Scheffel. Nach dem Minimum 
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des gegeDwartigen Tarifs (60 Gent, per Gentner för rremdee Getreide 
auf fraDsofliflchen Schiffen und su Lande) kommen immer noch 
45— 46 Cent aufe Hektoliter oder 1 Sgr. 11 Pf. auf den preussischeu 
^heffel. Man sieht also, die fransSsische Landwirthschaft hat sich 
nicht XU beklagen, dass ihre Produkte einer hdhern Steuer unter- 
liegen als die auslftndischen. 

Uebrigens, sagte man, was für Vortheil können unsere Land- 
wirthe von einer Erhöhung des Zolles für fremdes Getreide haben? 
Absolut unmöglich ist es zuzugeben, dass die Mehrauflage auf einige 
Tausend Hektoliter fremden Weizens, der in unsere Häfen einläulti 
in irgend bedeutendem Masse den Preis der 100 Millionen Hektoliter 
in die Höhe treil)en kann, welche unsere Land wirthsch alt m gewöhn- 
lichen Jahren auf den Markt /u bringen im Stande ist. Aber ge- 
setzten Kalles, dass gegen alle ökonomischen Gesetze solches sich er- 
eignen würde, wer musste alsdann den Narhtheil tragen? Nicht 
etwa der französische Koneumeitt, d. h. die Gesammtbcvölkernng? 
Es würde das heissen: man nimmt eine Last von der Landwirthschaft 
und bördet sie der ganzen Bevölkerung auf. Sieht man nicht ein, 
dass alsdann alle andern Industrien Grund haben wfirden, gleiche 
Begnnstigungen- zw verlangen, und da«8 man künstlicher Weise 
schliesslich zu einer allgemeinen Vei-theuerung unserer inliindiBchen 
Gneugnisse kommen wfirde^ welche ihnen jede Eonkurrenz mit 
fremden Produkten auf ausländischen Märkten unmöglich machen 
und uns selbst in einen Zustand völliger Isolirthett bringen würde? 
F6r die Cerealten besonders dürfte das der vollständige Ruin unserer 
Ausfuhr sein, die so nothwendig für Verwerthung des Ueberschusses 
unserer prodiizirendeu Departements und für das VV ohlergehn unserer 
Lanilwii thschaft ist. 

Im Ganzen also ist die Enquete zu einem der gegenwärtigen 
Gesetzgebung günstigen Hesiihate gelangt. Die Landwirthschaft vor- 
zugsweise kann mit der neuen Lage, in die sie getreten, zufrieden 
sein und verlaus;! nur von der Regierung, dass sie durch Massnatimeia 
und nützliche Arbeiten ihre Anstrengungen fordere und ihre Fort- 
schritte begünstige. 

2. Zeitweilige Einfyhr OMtändisclien Weizern für die Mühle, 
— Iraruntachein - Ordmmff. — Weniger gunstig als das Gesetz 
vom 15. Juni t861 wurden in den departementalen Enqueten 
die unter d^ Kaiserreich erlassenen Verordnungen über zeit- 
weilige Einfuhr fremden Weizens beurtheilt, der bestimmt ist, 
in Frankreich yermahlen und ab Mehl wieder exportirt zu weiden. 
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Die dem Handel bewilligte VergOnstigüiig, ausliiiidiicheii Wei- 
MD frei von allen Abgaben einznffihren, wenn er vermählen wieder 
ezportirt werden tollte, in der Absieht, der Mfihlenindnstrie Nahrang 
zvL geben und in Wechselverkehr mit dem Auslände bezüglich der 
Körner nnd des Mehles zu bleiben, ist schon alt ; sie datirt ffir den 
Hafen von Marseille seit 1819. 

Heute beruht sie auf einem allgenieiuen, dvncli das Gesetz vom 
5. Juli I83(j testgegtellten Prinzipe, nach welchem ein Erlass des 
Staatschefs (unter V' orbehalt des Widerrufs im Falle des Missbrauchs) 
die zeitweilige Einfuhr fremder Rohprodukte hehnfs ihrer Verarbei- 
tung oder als Fabrikationsmittel autorisiren ksmii, wobei der Im- 
porteur zur Wiederausfuhr |oder Aufbewahrung derselben in einer 
Miederiage bis zu 6 Monaten Frist und Beobachtung aller geseta- 
liehen Formalitäten verpflichtet ist. 

Eine etwas strenge Ordre vom 28. September 1828 wollte, dass 
die Identität des exportirten Mehles als aus importirtem Weizen her- 
stammend nachgewiesen werde; da dies zu vielen Klagen der Kauf- 
lente Veranlassung gab, so liess man von dieser harten Bedingung 
ab, und ein Dekret vom 14. Januar 1860 ordnete die Sache von 
Neuem: Es gestattete die Ausfuhr von so viel Mehl, als einer be* 
stimmten Menge eingeführten Weizens entsprach; Aus^ und Ein- 
fuhr durften in allen Niederlagshäfen und bei allen Zollstationen 
stattfinden, die dem Durch- und Eingang von 20 Frcs. per 100 Kilo- 
gramm (2^/3 Thlr. per preuss. Ctr.) taTirtcn \\'aaren offen standen. 
»So konnte man also Mehl von ausJändischem W eizen /u einem 
andern Hafen ausfüliren , als wo dieser eingeführt wurde. Aber 
nach dem Gesetze der beweglichen Skala, das damals noch in 
Kraft war, konnten die Steuern von einer Zone zur andern 
beträchtlich variiren, und man Iconnte dadurch das Gesetz um- 
gehen, indem man den Weizen an einem Punkt importirte, wo die 
hohen Zölle die Einfuhr zu bindern beabsichtigten, und das Mehl 
auf einer Grenze exportiren, wo durch den hohen Ausgangszoll die 
Ausfuhr unmöglich gemacht werden sollte. Da dieser Umstand den 
Stenergesetzen für Cerealien nicht entsprach, so wurde schon am 
1. Juni 1850 ein Dekret erlassen, nach welchem die Ausführ nur 
durch eine Zollstation derselben Zone und derselben Klasse wie die, 
wo die Einfahr gewesen, stattfinden durfte. 

So blieb die Sachlage, bis das Gesetz vom 15. Juni 1861 die 
Einfuhr ausländischen Weizens bis auf den miissigen nnd festen 
Einfuhrzoll völlig frei gab. Man glaubte mit Recht, da^ä eine Be- 



L/iyiiized t?y Qoogic 



- 187 - 



sdurankung, die bei den früheren veränderlichen Zöllen ihren guten 
Grund hatte, nunmehr ohne Sinn Mi, und m hob sie das Dekret 
vom 25. August 1861 auf. 

Nach dieeem Dekrete kann auslandischer Weisen ohne Unter- 
schied der Art und des Ursprungs zeitweilig för die Muhle abgaben- 
frei importirt werden, und muss man ffir 100 Kilogramm einge- 
föhrten Weizens 90, 80 oder 70 Kilogramm gutes Weizenmehl aus- 
führen, je nachdem von diesem nach der Deklaration vor der 
Zollbehörde 10, 20 oder 30 7o abgesiebt sind. Das meiste Mehl war 
aui oO Siebimg angegeben. 

Die Einfuhr des ffir die Mühle deklarirten Weizens kann an 
allen ffir fletreidecinfubr ofl'enen Zollämlern stattfinden. Die Mehl- 
aiisfulir aus allen wirklichen Niederlagshäfen gestattet und 

an den für Transit oder für Einfuhr von Waaren, die 20 Frcs. per 
lOO Kilogramm taxirt werden, offenen Stationen. Die Deklaranten 
verpflichten sich durch Hinterlegung einer Kaution (welche zur Enir 
nähme eines Transitscheines berechtigt), das Mehl wieder auszuführen 
oder es bis zur Frist von drei Monaten in eine Niederlage zu bringen. 
In den ZoUstationen abgegebene Proben bürgen für die Identität 
des betreffenden Mehles. 

Die vom Mahlen zurückbleibende Kleie soll die Einfuhrsabgaben 
zahlen und zwar auf 8, 18 oder 28 Kilogramm per Gtr. Weizen Je 
nach der Siebung, vde sie für das zum Export bestimmte Mehl 
deklarirt ist; da aber nach dem Gesetze vom 15. Juni 1861 die Kleie 
keinem Einfiihrzoll von 50 Cents, auf 100 Kilogramm unterliegt 
wenn sie nicht auf fremden Schiffen nach Frankreich eingeführt ist, 
80 findet auch keine Auflage auf die Kleie von ausländischem Weizen 
statt, wenn dieser niciit unter fremder, nicht gleichgestellter Flagge 
importirt worden. 

Dies ist der Mechanismus der gegenwärtigen Zollordnunff. Man 
sieht, dass Mehl an jeder beliebigen Grenze ausgetührt worden 
kann, wo auch immer der VVeizen eingeführt wurde. Es koramt 
auch wirklich häufig vor. da.ss der Import von Körnern, die frei für 
die Mühle durch das Mittolmeer z. B in Marseille eingeführt worden, 
durch den Export einer äquivalenten Menge Mehl an der Ost- und 
Nordkuste meist zu Nantes, Havre, Dünkirchen ausgeglichen wurde 
und in noch grüssem Mengen an unserer nördlichen Landgrenze^ 
zumal dem Zollamt von Armentieres. 

Diese Art Handel, die übrigens unter gegenwärtigen Verhält- 
nissen ganz legal ist» ermdglicht sich durch die Verbindung der 
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Korn-Importeure des Südens mit den Mehl-Exporteuren des Nordens. 
Im Augenblick der Einfuhr verpflichtet sich der Kaufmann durch 
einen Transitschein, eine entsprechende Menge Mehl innerhalb der 
durch 4a8 Oesetz vom 25. August 1861 festgestellten Frist und der 
übrigen Bedingungen wieder auszuführen. Diesen Transitschein 
schickt er seinem ezportirenden Geschaftslreund, der ihn durch die 
Ausfuhr Yon Mehl erledigt Der Importeur hat auf diese Weise 
keinen Einfuhrzoll bezahlt, und er giebt dem Exporteur für die ihm 
TOn diesem geleistete Gefälligkeit einen Thetl des Gewinnes ab. Es 
versteht sich, dass dergleichen Geschifte durch ZwischeobiUidler ab- 
gemacht werden, die denn auch an dem Gewinn theilnehmen« — 
•So machte sich das (Jcschäftvor dem Dekret vom 13. November 1867, 
welches die Erhebung der FlaggenmehraiiiJago auf Körner und Mehl, 
die nach dem Gesetze vom 15. Juni 18GL erhoben ward, wieder ab- 
schaffte. 

Gcwöluilich wurde ausländischer Weizen unter fremder Flagge 
eingeführt, und die Importeure konnten darin schon einen gewissen 
Vortheil liinsicbtlich der Fracht haben. Beim Eingange in Frankreich 
brauchten sie keinen Zoll zu zahlen und fanden sich in einer gün- 
stigeren Lage als andere Importeure, welche den Zoll von 1 Frc. 
20 Cts. per Ctr. auf fremden und von 60 Cts. auf französischen 
Schiffen zu entrichten hatten. Die Differenz indessen verringerte 
sich erstens durch die Verpflichtung des Importeurs, den Zoll auf 
unter fremder Flagge eingeföhrte Eleie zu zahlen; dieser betrug ca. 
14 Cts. per metr. Ctr. Weizen, zweitens durch Abgabe des Gewinn- 
antheils an den Exporteur, der den Transitschein erledigte, dss betrug 
ca. 12—15 Cts., drittens endlich durch die Mäklergelder an Zwischen- 
händler. 

Heute, wo die Erhebung der Flaggen mehrsteuer beseitigt ist, kann 
der Gewinn des Importeurs nicht mehr derselbe sein. Zwar hat er 
jetzt auch keine Abgabe für Kleie mehr zu zahlen, inuessen da er 
überhaupt nur 60 Cts. per Ctr. nicht zu zahlen hat und hiervon der 
Äntheil des l'^.xporteurs nnd des Zwischenhändlers noch abgeht, so 
bleiben ihm in Wirklichkeit etwa 40—45 Cts. per metr. Ctr. oder 
30 Cts. per Hektoliter Weizen. 

Die Untersuchung der Frage hat in der Enquete zu sehr ver- 
schiedenen Urtheilen geführt. In 48 Departements hat man sich 
über dieselbe ausgesprochen: der gegenwärtigen Ordnung günstig, 
waren etwa 26 Vota; 92 sprachen sich dsgegen aus; in 20 Oepai^ 
tements hat man keine bestimmte Antwort erhalten, sei es, dass die 
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Frage nicht ventilirt oder nicht erledigt worden, oder soi es, dass, 
da die Vermahlung ausländischen Getreides dort nicht vorkommt, 
die Landwirthe daselbst kein Interesse daran haben, ob die Sache 
so oder anders geregelt ist. Unter den 30 Departements indessen 
haben sich mehr als ^Z, im Allgemeinen gfinstig über die liberale 
Qesetsgebung für Ein- und Ansfubr ausgesprochen. Von 11 Depar- 
tements sind die Ansichten nicht belcannt geworden. — 

Unter den dem gegenwartigen Regime gfinstig gesinnten Depar- 
tements befinden sich fast alle aus dem Norden Frankreichs^ welche 
ein reges Interesse för freie Ausfuhr haben. Auch die Departements 
von Herault, Gard und der Rhonemüudungeii sind unter diesen, ob- 
t^leich gerade bei ihnen ausländisches Getreide eingeführt wird; aber 
da ist eben der (Jctreidehandel und die zahlreichen Ma.^arcduktionen 
ein Vortheil fiir sie. — Die Departeinonts, welche sicli ungünstig 
aussprachen, gehören meist dem Contrum und Südwesten Frank- 
reichs an. 

Zahlreiche Einwürfe haben sich denn ancli gegen die jetzige 
Ordnung erhoben. Allgemein scheint auf die Opponenten der Um- 
stand einen ungünstigen Eindruck gemacht /.u haben, dass bei der 
zeitweiligen Einfuhr fremden Getreides und dem dadurch entstandenen, 
oben geschilderten Handel das Hilligkeitsgefuhl verletzt werde, indem 
man das Gesetz umgehen und ausländisches Getreide ganzlich steuer- 
frei auf den Markt bringen könne. Man erblickt darin eine Defraude 
gegen den Staat, der von jeglichem ausländischen Getreide den Zoll 
einzuziehn berechtigt sei. Endlich haben einige Personen in den 
Transitscheinen eine Begünstigung des Mehtexporthandcis gesehen, 
indem für Mehl gleichsam eine Ausgangsprämie gezahlt werde, was 
doch gl rudo sehr gegen ilas rreihundelsprin/ip Verstösse. 

Die Veitheidigor des Systems der TransiLschcinc erwidern mit 
dem Eiiigestiindniss, da>s in der That ein Tludl des zum inländischen 
Konsum eingclührten' (ietreides steuerfrei lilrii)e: es rcsultire kein 
Schaden für unsere landw irthschaftliche Industrie daraus, im Gegen- 
theil gerathen wir in ausgedehntere Handelsbeziehungen mit den 
prodnzirendcn r>ändern, zu weichen wir in theuren Jahren doch 
unsere Zuflucht nehmen müssen; wir bieten ferner unserer Mühien- 
Industrie Arbeit und Verdienst und begünstigen so den Export von 
Mehl, welches für die Konsumtion des nördlichen Europa be* 
stimmt ist 

Man hat beobachtet — und das ist unbestreitbar — , dass diese 
Mehlhandelsoperationon keineswegs die Menge unserer inlandischen 
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Vorrätlie vermehren, weil jede Kmiulir von Weizen innerhalb dreier 
Monate die Ausfuhr einer äquivalenten Menge Mehl veranlasst. 

Allein da die Einfuhr hauptsächlich in den südlichen Depar- 
loments stattfindet, welche sich also theilweise mit ausländisciiem 
Weizen verproviantiren, tind die Ausfuhr in denen des Westens und 
Nordens, welche demgemäss ihre Nachbargegenden Terproviantiren, 
so ist die Frage, ob eine solche Sachlage den Intecessen des Landes 
dienlich ist oder nicht 

Folgende Tabelle giebt lar die sechs verflossenen Jahre von 
1861—66 und fax die 10 ersten Monate von 1867 die aeitweillgen 
Einfuhren fremden, för die Muhle bestimmten Weizens nnd die Aus- 
fuhr von Mehl an: es werden dabei Mittelmeer-, West- und Nord- 
i(üste und die audein Gieiizcn als besondere Kategorien angeführt. 



Im 

Jahre. 


Einfobr von Weizett. In Ceutnern 
Als zeitweilig zugelassen deklariit 


BUckansfuhrvon Mehl. InCentnecii 
lAatfintlediKUDg de.s Transitschetnes. 


Mitttl - 
meor- 
kfistc«. 


.(Ks!-u Nord- 
i kiistf. Nan 
] te.s u. Dün- 
j kirebeD. 


1 

Andere 
; Grenzen. 


Ge- 
sammt- 

Meugen. 


Mittel 
meer- 
küstc. 


Ost - u Nord- 
küstf, Nan- 
tes u. Diin- 
kirciien. 


Antli-tt' 
ürcnzeu. 


' Ge- 

. SAflIlll«- 

, Mengen 


1861 . . . 




149,042 


37,75« 


4ö7,;ai 


139,714 


73,86« 


31,445 


238,04& 


. . . 


1,143,291 


92,881 


14 011 


1,250,273 


131,414 


409,612 


114,723 


655,749 


18611 . . . 




59,826 


16,646 


1,796,666 


101,789 


788,161 


676,101 


1,966,971 


1964 ... : 


1,619,600 


88^17 


80,818 


M98,66S 


145.760 


769^190 


606,766 


1,916^796 


186S . . . ' 


1,9S8*484 


17,426 


44^61 


1,885,178 


684^ 


947,569 


666,477 


1,700,699 


1866 . . . 


1,992,949 


18.V12 


105,008 


3 883,3f)9 


431,563 


<;i 7,096 


137,648 


l,18«30r 


1667 . 


9^36,736 


178,658 


»MSft j 


3,046.716 


388,810 


769^20 


904,916 


9»0»S,918 



Man ersieht aus diesen Zahlen, dass am Mittelmeer die for die 
Mühle deklarirt eingeführten Weizenmengen gewöhnlich 1,800,000 

Centner betrugen, hiervon muss die durch dieselben Häfen wieder 
expuitiite Mehlmenge ca. 350,000 Ctr. Mehl, eutsprediend 500.0(.K) 
Ctr. Weizen abgezogon werden, bleiben also 1,300,000 Centnei aus- 
ländischen ^N'eizens für den Konsum der südlichen Departements 
übrig, welche an vielen Punkten weniger produciren, als sie brauchen. 
— Für die ersten 10 Monate 1867 waren die zeitweiligen Einfuhren 
ausländischen Weizens für die Mühle weit bedeutender als in fn'iheren 
Jahren, und war das vor Allem an der Mittelnieerküste der Kail 
Aber es erklärt sich das aus dem Ernteausfall desselben Jahres, da 
in den südlichen Departements das Defiait, statt wie sonst 4 Millionen, 
dieses Jahr ca. 5Vs betrug. 

Die stets unaureichende Ernte in einer gewissen Anzahl süd^ 
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Heller Departoincnts ist ein Punkt, der von den Anhängern des 
gegenwärt it<en Systems der zeitweiligen Einfuhren zur Stütze dieses 
System:, stets betont worden, und sie meinen, dass durch diese 
Handeiüuperationen eine BewegunginUiangecrhaiten wird, welche einer- 
seits zu Zeiten des Mangels das Getreide des produzirenden Auslandes 
leicht zuzuführen und uns zu Zeiten des UeberÜusaes den konsumirendeu 
Nachbarländern leioht %a liefern geBtattet« 

§, 2. V i e h. 

Ueber das Vieh ist in Hinsicht auf die Verzollang venig zu 
sagen. Nnr einige Wünsche betreifs Erhöhung des Einfuhrzolles för 
dasselbe aus dem Auslände sind im Interesse inlandischer Viehzüchter 
laut geworden. 

Diese Z^le sind nach dem Gesetze vom 16. Mai 1868, welches 
lediglich die Bekräftigung eines früheren Dekrets ist, auf 3 Pres. 
(24 Sgr.) per Stück Ochsen und Stier, auf 1 Frc. (8 Sgr.) für die 
Kuh, Färse und den jungen Ochsen, au. 25 Centimes (2 Sgr.) für 
jedes Kalb, Schaf und Schwei«, auf 10 Centimes endlich für jedes 
Lamm und Ferkel uormirt. 

Seit 1853, wo dieso jzt riiigen Einfuhrzölle statt der früher viel 
höheren bestehen, hat die Einfuhr ausländischen \ ielies bedeutend 
zugenommen, ausgenommen im letzten Jahre beim Uindvieh, dessen 
Einfuhr wegen der Rinderpest an unsernNord- und Ostgrenzen ver- 
boten war, überstieg die Einfuhr fremden bedeutend die Ausfuhr 
französischen Viehes, wie folgende Tabelle es far Ochsen und Hammel 
angiebt 



Im Jahre 



IHM 
1855 
1856 

1857 
1858 
1859 

\m 

1861 
1862 
1863 
1864 

1865 
1866 



Eiufulir. 



Ochsen. 



28,963 
4ü,3U 
:^,HiO 

:^y,96i 

2V2\?> 

2:2.1?;-; 

27,H8;^ 
40,398 
42,230 
41,769 
49,23-2 
;50.585 
53,534 



Hammel. 



Ausfuhr. 



272,595 
::i09,l43 
327,305 
390,:^ 

mii? 

47T.iÖ4 
5.55.507 
542,:*^9 
638,578 
775,582 
824,337 
774,269 



Ochsen. 



HammeL 



13,523 
10,949 
12,408 

12, '297 

rim 

16,159 
18,797 
15,967 

13. T24 
15,307 
13,716 
28,8ÜG 
60,037 



49,306 

.53;202 
50,577 

:4jm 

5:3,507 
62,125 
(^4,094 
51,077 



65,060 

85,858 
147.303 
189,239 
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Die franx^sisohe Landwirthsohaft hat aber unter dieser Tliat- 

sache nicht gelitten. Die Fleischkonsumtion ist seit einer Reihe von 
Jahren beträchtlich gewachsen, und die Preise sind stark in die Höhe 
g L,^angen. Die Produktion kuuule damit nicht Schritt halten, und 
ua8 magere Vieh, welches uns in grösserer Menge aus dem Auslande 
zugeführt wurde, hat in der nützlichsten Weise dazu beigetragen, 
unsere IlüHsquellen mit unsern Bedürfnissen auszugleichen. Die 
Master haben für ihr Gewerbe sich leicht ^passendes Material schaüen 
und die handwirthe, denen das Vieh zuwächst, haben es zu bessern 
Preisen verkaufen können. So lange die Schlachtviehpreise hoch 
sind, und unsere nächsten Nachbarn einen Theil unseres Mastviehes 
uns entnehmen und wahrscheinlich noch lange entnehmen werden, 
ist es nicht an der Zeit, die gegenwärtigen Zölle für ausländisches 
Vieh zu erhöhen. 

§. 3. V\^ein und Alkohol. 

Lebhalte Klagen wurden in der Enquete über die schlimme 
Lage laut, in der sich französische Weine den ansländiscbon gegen- 
über bezüglich der Zollgeset/gebung bcfioden sollten, nachdem mit 

verschiedenen benachbarten Staaten Handelsverträge abgeschlossen 
.sind uirI in Folge der in uübern Machbarländern eingeführten Zoll- 
tarife. 

Die Dekrete vom 30. August und ,'). Oktober 18.Ö4. welche durch 
das Zollgesetz vom IG. Mai 18fi3 bestätigt worden, haben deu Ein- 
fuhrzoll auf gewöhnliche Weine oder ]j't|ueure in Kässern, Schläuchen 
oder Flaschen auf 25 Centimes per Hi ktuliter i^etwa 2 Sgr. S Pf. das 
Ohm) in Frankreich festgestellt. Die deutscheu und spanischen 
Weine zumal können also besonders leicht unseren Weinen Kon- 
kurrenz machen. Ohne Zweifel ist diese Konkurrenz nicht im Stande, 
der einheimischen Weinindustrie auf unseren Märkten Sc haden zuzu- 
fügen; aber man will unseren Weinen im Auslande dieselben Ver^ 
gfinstigungen zugesichert wissen und beklagt sich, dass dem nicht 
so sei. 

Folgendes sind die Einfuhrzölle für. französische Weine in eini- 
gen fremden Ländern: In England zahlen Weiss- und Rothwetne, 
die nach dem Sykes'schen Hydrometer weniger als 26 % Alkohol 
zeigen, 27 Frct«. 51 Cts., die weniger als 42 ^j^ zeigen, zahlen 68 Fr. 
76 C. per Hektoliter (resp. 302,51 und 756,36 Sgr per Ohm). 

In Belgien zahlt der iicktolitor 23 Frcs. in Gebinden und 24 Frcs. 
in 1 'laschen. 
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Im Zollvereiii und Oesterreich 30 Fr. per 100 Kilogr. (4 Tlür. 
per Ctr.)*) 

In Russland wird moussirendcr Wein mit 3 Frcs. 60 Cts. per 
Flasche, Wein in Gebinden mit 50 Frcs. 80 Cts. per 100 Kilogramm 
nnd m Flaschen mit 1 Frcs 20 Cts« per Flasche versteuert 

Aus diesen hohen Tarifen Ist ersichtlich, dass die £infahrzÖlle 
bei ons und im Auslande sehr ungleich sind. Indessen ist zu be- 
merken, dass die nach Frankreich importirten ausländischen Weine 
alle Auflagen der Konsumtion und Cirkulation von Flüssigkeiten zu 
tragen haben. Ohne Zweifel haben wir in unseren Handelsverträ- 
gen mit fremden Ländern einen Ausgleich durch andere Objekte, 
aber die Steuer, welche auf unseren Weinen bei ihrer Einfulir in 
Nachbarländer ruht, wo wir doch schätzbare Absalzpunkte finden 
könnten, erklären und berechtigen die Wünsche, die gep:en wärtige 
Sachlage zu ändern. Es kann für Niemand zweifelhaft .sein, dass 
die Regierung -diesen Wünschen mügliclist ausgedehnte Genugthuung 
' gewähren wird, und sie hat öffentlich verkündet, dass sie besonders 
mit Deutschland ein für unsere Weinindustrie günstigeres Abkommen 
zu treffen beabsichtigt. 

Was den Alhohol betrifft, so hat man sich im Departement der 
Seine infSrieure beklagt, dass die Inkraftsetzung des Handelsvertrages 
mit Preussen, welcher den Einführzoll für Alkohol aus diesem Lande 
auf' die Hälfte erniedrigte, den Getreidebrennereien des Arrondisse- 
ments von Ronen grossen Schaden zugefügt habe Diese nämlich 
bereiteten ein äusserst geschätztes Fabrikat, das seines Gleichen eben 
nur noch in Freussen hat. Gegenwärtig bezahlt preussischer Alko- 
hol 15 Frcs. per Hektoliter (57a Tbl r. P^r Ohm) Einfuhrzoll, abge- 
sehen von der Konsumtionssteuer, welcher er wie der französische 
Alkohol unterworfen ist. Preussen gewährt indess den Spii iuisexpor- 
teuren eine Ausfuhrvergütigung von 7 Frcs. 50 Cts. per Hektoliter. 
(Der französische Konsul in Stettin hat diese Bonifikation auf lö Frcs. 
berechnet, was dem Einfuhrzoll bei uns gleich wäre.)"*)« 



*) Der Zoll ist iin Zollverein iozwischeo in Folg« des flandelsvertrages mit 
Oesterreich auf 2^ Thlr. herabgesetTt. F. 

**) im Zollverein werden für 50 Quartprozente 11 Pf. Ausfuhrvergütung gezablt, 
also für 100 Quartprozente 22 Pf. Rechnet man 62 Quart grleich 71 Liier, den 
Francs gleich 8 Sgr. , so beträgt die zollvereinslandiscbe Ausfuhrvergütung für 

1 Oß 22 62 

10,OCM) Literprozente Jl' ^ 20 free., wählend fär 10,000 Uterpmenie 

71* 1«* & 

15 Pres. EingaDgnoll nach Frukreich gezahlt frerden* Filly» 

13 
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Im Jahre 


Einfuhr 
fremden Alkohols. 


Ausfuhr 
französischen Alkohols. 


1862 

18f)3 

im ..... . 

1865 

1886 


Io4,o4o neKtoUt. 
65.983 „ 
64.665 „ 
69:468 Z 
45,670 „ 
6i^ld6 « 


I04,<aO iiektoiiL 
183,924 „ 

224,152 „ 
253,440 
227,136 „ 

862;658 

- 



§.4. Wolle. 

Für Wollen galten nach dem Steuergesetee vom 5. Mai 1860 fol- 
gende Einfulirverordnungen: Wenn sie von attaserenFOpaischen Lan« 
dem herkommt^ aber zu Wasser nnter französischer FJagge eingeführt 
wird, so ist sie yon jedem Einfuhrzolle frei; wenn sie anderswoher 

zu Wasser kommt, gleichviel ob nnter franzSslscher oder fremder Flagge, 
so zahlt sie 3 Frcs. per 100 Kilogr. Zu Lande eingeführt, bezahlt 
sie gleicherweise nur 3 Frcs., wenn sie von ausländisclien ISieder- 
Jagen herkommt. 

In einer gewissen Anzahl von Departements und besonders im 
östlichen Frankreich, wo die Wolienindustrie eine grosse Entwicke- 
lun«? zeigt, haben die Laiidwirthe als Lieferanten des Rohstoffes sich 
sehr über die geringe Steuer auf ausländische Wollen und über die 
Konkurrenz, welche diese - zumal die australischen — den inlän- 
dischen WoUen machen, beklagt.*) Ueber diesen Punkt lässt sich 
nichts Besseres sagen, als was der Staatsratli (lenteur im Marne- 
Departement darüber geäussert hat. Seit dem Gesetz vom 5. Mai 
1860 sollen die feinen Wollen eine betrachtliche Freiaerniedrigung 
erfahren haben, man Terlangte daher dringend einen Schutzzoll von 
10 ^'/o* Es hat sich nun zwischen den Fabrihanten von Wollstoffen 
nnd den rohstoffliefemden Landwirthen zu Keims eine lange und in- 
teressante Debatte erhoben. Aus derselben ging hervor, dass der Schutz- 
zoll keine ^ennenswerthe Veränderung im Preise der Wolle herbei- 
führen werde. Niemals waren z. B. die Preise niedriger als 1825 bis 
1834, wo der Zoll für ausländische Wollen noch 35 ^jo betrag. Der 
mittlere Preis während der 36 Jahre, wo der Schutzzoll existirte, 
war 5 Fr. 42 C, in den letzten 6 Jahren dagegen 5 Fr. 43 C« — 

*) Bekanotlieh war auch bei uns and mr durch den landvirtlisehafUichen 
Vereio zn Soodershausen eine Agitation zu Gunsten eines Schntzzolles auf Wolle 
angeregt; aber die nber\v;c;^'onde Hehnahl der JandwirthtehafUi^n Vereine er> 
klärte sich gegen einen solchen. F. 
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Wenn die feinen ollen im Preise gesunken, so sind dafür die ordi- 
näreren langen und starken Korten in die Höhe gegangen; man bat 
ausserdem in der Vermehrung des Schurgewichts und der Fleisch- 
produktion, welche von Tag zu Tag beträchtlicheren Nutzen abwirft, 
ein volles Aequivalent gefunden. Endiicli 1 ran Iit die französische 
Landwirthschaft eina Yerdrängnng ihrer Wollen durch die austra- 
lischen nicht zu furchten, weU sie beatimmte Qualitäten bat, welche 
der australischen abgehen, und wird deshalb also stets gefragt 
bleiben. Die Industrie kann schliesslich. Dank der Verbesserung 
ihrer Maschinen, die groben Wollen eben so gut verarbeiten, als ehe- 
dem die feinen. 

Trotzdem hat eine gewisse Anzahl Stimmen sich in der En- 
quete iür die Erhöhung des Zolles auf fremde Wollen ausgesprochen. 
Selböt unter denjenigen, welche den gegenwärtigen Zustand beizu- 
behalten gesinnt waren, liess sich die Ansicht hören, dass. wenn die 
Agrikultur nicht gegen die ausländische Konkurrenz geschützt werde, 
man die indiKtrie nicht mit anderem Masse messen solle. „Es ist 
nicht allzu verwegen, anzunehmen", sagt Genteur, „dass die Land- 
wirthschaft dem Widerwillen gegen den Freihandel, dessen Haupt- 
ursache Mangel an Aufklärung ist, zum Trotz, an dem Tage, wo zwischen 
ihr und der Industrie gleiches Kecht hergestellt ist, erklären wird, dass 
sie den Freihandel annimmt und seine Konsequenzen zu ertragen 
gesonnen ist^ Es scheint übrigens, als ob die Industriellen von 
Reims auf den Schutzsoll für die Gewebe zu verzichten gedenken. 



Einfuhr ausländischer und Ausfuhr französischer Wolieu seit 1661. 



Im Jahre 


wurden aaslSndische 
Wollen importirt 


inlSndische 
Wollen exportirt 


1861 

1862 

1863 ....... 

1864 

1865 

1868 


56,396,384 Kilogr. 
5a.(U4,99-2 „ 
HM 17,504 „ 
64,777,780 „ 
.74,48-2,531 „ 
85450,800 „ 


6.4 ia783 Kilogr. 
1'2,1TU.1)12 „ 
ll,(K)5.Hr)2 „ 
12,141,509 „ 

7,912,445 „ 
10,081,169 „ 



§. 5. Zucker. 

Für die Erhöhung des Einfuhrzolles auf fremden Zucker ist in 
der Enquete keine Reklamation erhoben worden. Die direkte 
Auflage, welche bei der Zuckerfsbrikation die Hauptrolle spielt, soll 
im Kap. IX, wo von der fiskalischen Gesetzgebung die Rede ist, des 
weiteren besprochen werden. 

18* 
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§. 6. Krapp. 

In der Enquete des Dopartoment Vaucluse haben die Begut- 
achtendeii verlangt, dass die Einfuhr ausländischen Krapps, "welche 
nach dem Dekret yom 15. Januar 1861 und dem Gesetze vom 16. Mai 
186B von allen Abgaben frei ist, neuerdings der Steuer unterworfen 
werde, welche nach dem Gesetze vom 28. April 1816 für trockene Erapp- 
wurzein auf französischen Schiffen eingeführt 12 Frcs. per 100 EUogr. 
betrug, und auf fremden Schiffen sowie zu Land 13 Frcs. 20 Cts. 

Ihre Forderung motivirten sie durch die Niedrigkeit der Preise 
in den letzten Jahren, und sie glaubteii dieser Baisse durch einen 
Einfuhrzoll abhelfen zu können. Combes, der Präsident der dor- 
tigen Enquete, bemerkte, dass diese Ansicht weder von der Raths- 
nocli von der Uandelslvainmer in Avignon getheilt werde, auch nicht 
vom (jeneralruth des Departements, welcher den Vorschlag eines 
seiner Mitglieder, dem ausländischen Krapp einen KiniuhrzoU von 
3 Frcs. per 100 Kilogr. au&uerlegen, verwarf.*) 

§. 7. K ä s e. 

Im Departement du Doubs, wo die Käseindustrie stark betrieben 
wird, zeigte man sich ziemlich eingenommen gegen den £influss, 
welchen der Handelsvertrag von 1864 mit der Schweiz auf diese 
Industrie ausgeübt haben soD. Nach selbigem bezahlt, man für 
100 Kilogr. harten Schweizerkase 4 Frcs. und für weichen 3 Frcs. 
Einführzoll, während der Generaltarif 16 Frs. dO Cts. ffir erstere 
und 6 Frcs. 60 Cts. far letztere feststellte. Der Präsident der dor- 
tigen Enquete, Cornudet, hat diese Frage einer ernsten Prüfung 
unterworfen, und die Mehrheit in der Departements-Kommission war 
der Ansicht, dass man die Krfolge eines noch so jungen Vertrages 
abwarten müsse, um ihn richtig zu beurtheilen. ^ 

§. 8. Verschiedene andere Gegenstände. 
Unter den Zollfragen, welche die Landwirthschaft interessiren, 
sind noch die den Dünger und die UmdwirtiiachaftUcken Metae/iinm 

') Mail vergisst ganz, dass die Eutdeckang der Anilinfarbeo', die so 
leuchtender s^ind, dem Verbrauch anderer Farbstoffe so bedeutenden Eintrag ge- 
tban bat. L>ie deutschen Chemikern f Grebe und Lieberma nn 1 zuerst gelungene 
synthetische l>arstellung des Alizarins, dej» Farbstoffes der Ki [^wnrzel (neben 
dem Furpurin), aus dem Authraccn dürfte vielleicht der gmzeii Jxrappkultur den 
Todesstoss Ter^otzen. Filly. 
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betreffenden zu erwähnen. Diese sind indess schon speziell in 
Kftp. III. und IV. behandelt worden. 

Es wurde auch der Wunsch laut, jeglichen Einfahrzoll auf fremde 

Kohlen aufzuheben. Diese Frage, welche für die Industrie so wich- 
tig ist, musä auch denjenigon Thcil unserer Landwirthe interoÄ.siren, 
welcher technische Nehengeworbe betreibt, wie Zuckerfabrikation, 
Branntweinbrennerei u. s. \v. Nach dem (lesetzo vom 1. Mai 1867 
und dem Geueraltarif wird für rohe Steinkohle und Coaks, zu Meer 
und auf französischen Schiffen eingeführt, 1-2 Cts. per 100 Kilogr. 
Zoll erhoben, auf fremden Schiffen importirt, 72 Cts. Die Einfuhr zu 
Lande ist für alle gleichraässig auf 12 Cts. per »netr. Ctr. festgesetzt. 

Die ZoUverhältniase fremder, mit Fruuknieh in HandeU" 
beziehuuf/en stehender Länder sind, was die landwirthschaftlichen 
Produkte betrifft, im Allgemeinen, wie folgt, normirt: 

In OroBSbritannien ezistirt Einfuhrzoll auf Gerealien, Weine, 
Spirituosen und Zucker, Vieh hat freie Einfuhr. Für Cerealien gilt 
schon lange der Satz von 1 Shilling per Qaarter (1 Sgr. 10 Pf. 
per preuss. Scheffel). Die allgemeine Gesetzgebung hierüber datirt 
Ton der Reform, die Sir Robert Peel 1846 angeregt hat; ihr Prin- 
zip ward am 22. Juli desselben Jahres festgestellt, und erhielt das 
Gesetz seine \ ollendiing am 1. Januar 1841'. Ks besteht also seit 
beinahe 20 Jahren, und Niemand denkt an eine Aemlerung, so sehr 
ist OS im Sinne der öffentlichen Meinung. In Kngland ist man der 
Ansicht, dass die Freiheit des Verkclas zu gleicher Zeit die \'or- 
proviantirnng des Landes sichert und den ]*reis repnlirt. J)er Ein- 
fuhrzoll für Körner ist gegenwärtig auf 3 Peuce für den enplischon 
Centner = 59 Cts. für den metrischen festgesetzt und für Mehl aul" 
4*/, Pence für den englischen «= 88 Cts. für den metrischen Ctr, 

Kür Weine sind die Steuerverhäitnisse schon besprochen wnrdnn; 
für Spirituosen giebt es je nach ihrem herkommen verschiedene 
Sätze, meist betragen sie 10 Sh. 5 d. (13 Frcs.) per Gallon (4 litres 54) 
oder ca. 154Vs "^^^^^ P^' Oxhoffc. 

Die raffinirten Zucker zahlen 12 Sh. 10 d. per englischen oder 
31 '/2 ^rcs. per metrischen Ctr. Rohzucker je nach dem Grade seiner 
Farbe von 20 bis 28V9 Fros. per metr. Ctr. 

Da die Erzeugung landwirthschafÜicher Nährstoffer und speziell 
der Cerealien für den Konsum Englands durchaus unzureichend ist, 
so ist CS gcnötliiizt. sich aus l'remden bändern zu vcrproviantircn, 
mit welchen sein grossartiger Handel .stets sehr enge Beziehungen 
aufrecht erhält; in gewöhnlichen oder mittleren Jahren führt es ca. 
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20 Millionen Hektolltres ffast 86V, MilL Schffl.) Weizen ein. Frank- 
reich kann ihm seiner nahen Lage wegen einen guten Theil dazu 
liefern. 

Folgende Tabelle bezeichnet die Handelabewegungen in beiden 
Ländern für die vorzüglichsten landwirthschaftlichen Produkte in den 

2 letzten Jahren (1858 und 59) vor dem Handelsverträge und be- 
ziehentlich 2 Jahren (1865 und 66) nach demselben« 



Gegenstände. 


Einheit 


Export 

1858 1 


von Frankrdcb nach England. 

1859 1 1865 1 1866 


Cerea- 1 Körn 
lien \Mehl, 

ViV!i 

Alkohol . . 
Wolle 

f raf 
Zucker { nir 
Irol 


er 

• 

■ • 

fi- 
t. 
l . 


metr. Ctr. 

do. 
Stück 
HektoL 

do. 
Kilogr. 

QOm 

do. 


3,278,044 
861,950 
:^,055 
43,998 
47,387 
106,771 

4,093,963 
16,048,991 


3,726,911 1 
1,44(),068 
42,3>5 
66,4a5 
133,470 
447,481 

1,440,029 
9,410,075 


2.249,397 
(si3.170*) 
146:409 
165,943 
102,?25 
928^927 

14,413,204 
27,154,241 


2,607,772 
1,473,1. '2') 
183146 
211,992 
180,147 
2,286^808 

9,621,007 
22;074;023 


Gegenstände. 


Einheit 


Import von England nach Frankreich. 

1858 1 1859 1 1865 I 1866 


Cerea-1 Köm 
lien iMehl 

Vieh 

Wein 

Alkohol . . 
Wolle. 

f raf 
Zucker { nir 
Irol 


er 
, . 

t. 
l . 


meti". Ctr. 

do. 
Stück. 
Hektol. 

do. 
Kilogr. 

do. 
do. 


159,669 

1,545 
11,25,549 


149,735 

6,251 
9,000,734 


10,253 
2^1 
2a.661^ 

1,547 
932,858 


170,100 
30 

8.027 
2,288 
25,70^200 

13,703 
15^409 



Frankreich hat anssordeni im Jahre 1865 an Bntter, Eiern und 
Geflügel für 81,206,000 Frcs., im Jahre 1866 ffir 89,814,996 Fres., 
an Fruchten für die Tafel im Jahre 1865 nahezu für -8 Millionen 
und 1866 für 7*/, Millionen auegeführt. 1858 und 59 betrugen die 
Summen für Butter, Eier und Geflügel nur 18,314,700 Pros, und 



*) Bei diesen Zahlen sind die Oesammtmengen des auf Transitschein expor- 
lirten Meli'es uicbf mit einhegriffen tbuii wir das, so kommen auf das Jahr 1665 
= I,5d5,5d0 und auf 1866 s 1,986,062 metr. Ctr. 
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14,712,800 Fnss.; iiir Fruchte zur Tafel jedes Jahr ca. ^y, Mil- 
lionen. — 

In Belgien ist die Gesetzgebung betreffs Ein- und Ausfuhr land- 
wirthschaftlicher Produkte sehr einfoch. Sie gestattet die freie Aus- 
fuhr und hat nur fSr Weizen, Spelz und Mischkorn einen Zoll von 
60 Cts. anf 100 Kilogr (2Vä Sgr. per Ctr. preuss.), den wir selber 
auch erheben. 

Vieh bezahlt 1 Pres, per 100 Kilogr. Bruttogewicht. Weine 
bezahlen 23 Frcs. per Hektoliter, 50 gradigo Spirituosen 42 Frcs. 
50 Cts. (resp. 253 und 467V2 Sgr. per Ohm). 

Ueber 50 Grad worden für jeden Grad iiiohr je 85 Cts. erhohen. 
J)ie Handelsverträge haben den Austausch Belgiens mit fremden 
Ländeni zum Vortheil des Konsumenten und ohne Nachtheil für 
den Produzenten Belgiens angeregt. 

Die Gesetzgebiino^ der Niederlande kennt keinen Ausfuhrzoll 
für landwirthschaftliche Produkte. Einfuhrzoll lastet auf allen Gereap 
lien im Betrage von 10 Frcs: per 100 Bektol. (44 Sgr für lOOSchffl.), 
Wäs cher eine Wiegesteuer ab ein Einfuhrzoll ist. Vieh kann frei 
aus- und eingehen. Franzosiache Weine bezahlten bis 1867 für das 
Hektoliter 26 Gulden 55 Frcs. Diesem Zoll steht eine Ernie- 
drigung auf 20 Gulden » 42 Frcs. 30 Cts. Ende 1869 bevor. 
FOnfeiggradige Spirituosen zahlen 7 Frcs. 50 Cts. per Hektoliter 
nebst einer Konsumtionssteuer von 1 Frcs. 6 Cts. per Liter (also im 
Ganzen pro Quart 10,4 Sgr.), 

Das Prinzip des Freiliaudels für agrikole Produkte hat zur Ver- 
besserung des Zustande.s iler Landwirthschaft beigetragen, vorzüglich 
durch Abschaffung des Ausfuhr7.o]le> für Vieh. 

Die Resultate der Handelsverträge Hollands mit andern Län- 
dern sind im Allgemeinen als günstig zu bezeichnen. Der Vertrag 
mit Frankreich ist ganz neu; man glaubt, dass durch ihn ein 
grosserer Verbrauch französischer Weine erzielt werden wird; bis 
jetet war der Zoll för dieses Getränk zu hoch, als dass es allgemeine 
Verbreitung hätte finden können. 

Im ZellveTdil ezistirt für die meisten landwirthschaftlichen 
Produkte wie Gerealien und Vieh freie Einfahr. Für Wein aber 
zahlt man 30 Frcs. per 100 Kilogr. und für Spirituosen 50 Frcs. 
per 100 Kilogr. 

AusAihrsölle gtebt es nicht. F8r Spiritnoeen gewährt PreiSSen 
eine Ansfohrvergütigung auf die erhobene Maisclisteuer. Diese Ver- 
gütung, welche eine Exportprämie darstellt, ist nach dem Gehalt 



üiyiiizea by GoOgle 



— 200 — 



an Alkohol verschieden. Für das Hektoliter wird im Mittel löFrcs. 
röckrergütet*) 



'GegenstüDde. 


Einheit. 


Export V. Frankreich 
nach den ZollyereiD. 


Import V. ZollTerein 
nach FranJcrei^. 








1866 


1865 


im 


Cereaüen {gö-er . 

Vieh ...... 

Weine ...... 

Spiiituosen .... 

Wolle ...... 


Centnerl 
do. / 
Stück 
Hektoliter 

do. 
Kilogramm 


189,030 

11,017 
75,5213 
1,128 
1,456^694 


252,428 
62,876 
611 
9.5,136 
1,660 
505783 


} 25,784 

528,746 

1,314 
5,297,060 


854,900 

564,590 
443 
34,194 
5,268,600 



Der Zoll, welchen bei der Einfuhr in Dänemark einige land- 
wirthschaftliche Produkte, wie Hopfen, Bier, Käse zahlen, ist im 
Allgemeinen niedrig, der Zoll für ausländischen Alkohol ist 

ziemlich hoch. Ausfuhrzölle giebt es im dänischen Tarife nicht. 

Die Handelsbeziehungen zwischen Frankreich und Dänemark 
sind nicht bedeutend: nur sei bemerkt, dass 1865 Frankreich 
15,057 Hektoliter Wein und 628 Hektoliter Branntwein und Liqueure 
dahin versandte. 

In Sehweden sind seit 18d5 Cerealien jeder Art, Fleisch nnd 
alle landwirthscbaMichen Produkte des Feldes und Gartens frei Ton 
Einfuhrzöllen. Alle Ausfdlirzölle sind aufgehoben. Nur ifir Spiri- 
tuosen existirt noch eine Eingaugssteuer. Branntwein in Gebinden 
bis 2P/^ zahlt ca. 23 Fr. per 100 Kilogr. (92 Sgr. per Zollcentner), 
fiber 21 ^/o Has Doppelte. Franzdsfscher Cognac in Gebinden zahlt 
4 Fr. per Liter, in Fluschen etwas über 4 Fr. 80 Cts. Man be- 
. zweifelt nicht, dass in Schweden, wie überall, die Freiheit des Han- 
dels und der iudustrie den Wohlstand heben wird. 

lü Norwegen zahlen Cerealien einen Einfuhrzoll, für Weizen 
beträgt er 2 Fr. 30 Cts. per Tonne = 1 Fr. 65 Cts. per Hektoli- 
ter. Au.s.^^pr Pferden nind alle lebenden Thiere .steuerfrei. Für ^Veine 
zahlt man 24 Cts. per Kilogr., und für das Kilogr, reinen Alkohol 
1 Fr. 43 Cts. Der Einfluss, den diese Zölle auf die Lage der ein- 
heimischen Landwirtbschaft haben, ist nicl^t abschätzbar, ebensowenig 
wie die der Handelsverträge. 1865 hat Frankreich nach Schweden 
und Korwege« 65,512 Gtr. Cerealien, 11,755 Hektoliter Wein und 
5158 Hektoliter Alkohol exportirt. 

*) Siebe obeo Anmerkung S. 193. 



Digitized by Gj^Qgk 



201 - 



In Rnssland ist der Ausfuhrzoll von 2^/^ für landwirthschait- 
liehe Produkte aufgehoben, nur für Holz besteht er noch. Bei der 
Einfuhr sind die Cerealien einer Steuer unterworfen, die für Weizen 
auf 90 Kop. per Tschetwert tt- t Fr. 72 Cts. per Hektoliter betraf 
wenn die Einfuhr vom Meere herkommt, und 30 Eop. (57 Cts.), 
wenn zu Land. Die Einfuhr lebenden Viehes ist frei. Der Zoll auf 
Wein ist schon oben besprochen. Zucker bezahlt 4 Rubel 50 Eop. 
per Pud I Fr. 16 Cts. per Kilogr. (4 Sgr. 8 Pfg. per Pfund). 
Das ist ein Prohibitivzoll, welcher die sich in Rnssland entwickelnde 
Zütkerindustrio sclmizen doli. — Rnssland liat keine Handelsverträge 
im eigentlichen Sinne; es hat Konsular- oder Scliifffahrts-Konven- 
tionen geschlossen, aber keinem Staate hat es Moditikationen seinea 
Tarife zugestandeu, welcher für alle Staaten, mit denen es Handels- 
beziehiniaet) unterhält, gleich gestellt ist. 

In Portugal hat Weizen 3 Fr. 33 Cts. EiDtuhrzoU zu zahlen, 
Weine 55 Fr. 50 Cts. per Hektoliter (610,5 Sgr. per Ohm), Brannt- 
weine bis 337y zahlen 61 Fr. 10 Cts. per Hektoliter und über 30 Grad 
83 Fr. 30 Cts. (resp. 672,1 und 916,3 Sgr. per Ohm). - Ochsen 
zahlen 1 Fr. 88 Cts. per Stuck, Schweine 61 Cts., Hammel und 
Ziegen Nichts. Ausfuhrzölle: Für Weine 40 Cts. per Hektoliter, 
Branntwein 80 Cts., Vieh %\ ad valorem. Cerealifn sind bei der 
Ausfuhr zollfrei. 

1865 hat Frankreich nach Portugal 99,430 Gtr. Getreide, 683 
Hektoliter Wein und 3102 Hektoliter Alkohol exportirt. Portugal 
schickte uns 495 Hektoliter Wein und 175,021 Kilogramm Wolle. 

In den Provinzen Spaniens ist die Ausfuhr l'rei, die Einfuhr von 
Cerealien aber völlig verboten, au.sgeuommen wenn besondere Verhält- 
nisse und ein ungewoliulich hoher Preis die Regierung veranlassen, sie 
zeitweilig frei zu ^jeben. Dann verkündet ein Spezialbefehl die Einfuhr 
fremden Getreides, manchmal nur für gewisse Thcile der Grenzen, 
und ein Zoll, der nach Umständen höher oder niedriger ist, wird 
erhoben. Laut königlicher Ordre vom 6. Oktober 1865 zahlt Vieh 
Einfuhrsteuer und z\var Rindvieh nach Grösse und Herkunft zwischen 
4 und 11 Fr. per Stück, für Schafe von 53 Cts. bis 1 Fr. 

Fremde Weine in Faasem zahlen je nach der Herkunft zwischen 
42 und 48 Fr., nnd Spirituosen im Allgemeinen 30 Fr. per Hekto- 
liter Einführzoll. 

Es existiTt Yom Juni 1865 eine Konvention mit Frankreich, die 
aber zu unwichtig ist, um auf' die Gesammtproduktion einen merk- 
lichen Einfluss aussatben. Man wünscht attg^nein AhsdUÜsse von 
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Handelsverträgen in liberalem Sinne mit fremden Nationen j um die 
Landeaprodakte leicht anszufühien and die fremder Länder einführen 
zu können. 

Das Prinsip der Handelsfreiheit wurde von der itditBlMliai 
Regierung, was Ein- und Ansfrihr landwirthschafUicher Produkte be- 
trifft, anerkannt und durch die gegenwartige Gesetzgebung in Kraft 

gesetzt 

Dennoch haben neoere Gesetze (1866) echte Ans- und Einfuhr- 
zölle geschaffen. Für Körner zahlt man 75 Cts., für Mehl 1 Franc 
25 Cts. per 100 Kgr. — Von lebenden Thieren zahlt man für Ochsen 
20 Fr. per Stück, für Kühe 8 Fr., für Kälber 2 Fr., für Schafe 
25 Cts. — Für Weine zahlt man in Fässern 5 Fr. per Hektoliter, 
in Flaschen 15 Cts. für jede an Einfuhrzöllen. Ausfuhrzölle zahlen 
Körner 50 Cts. per 100 Kgr., Mehl 75 Cts , Ochsen 5 Fr. per Stück, 
Schafe Nichts, Wein 1 Fr. per Hektoliter oder 5 Cts. per Flasche. . 

Mehrere Haudelsverträee sind mit fremden Ländern geschlossen , 
worden ; der zwischen Frankreich und Italien soll der liberalste sein; 
er hat den Beziehungen zwischen beiden Ländern mehr ifchwnng 
gegeben, indem er eine Menge ZöUe aufgehoben und den Austausch 
von Produkten erleichert hat, welche, da sie verschiedener Art sind, 
einander keine Konkurrenz machen. 

Nach dem zwischen Frankreich und der Ttrkd 1861 abge> 
schlossenen Handelsvertrage, der dann auch auf alle übrigen Miohte 
ausgedehnt wurde, dürfen die Ein- und AnsfuhrzöUe auf Waaren 
jeder Art nicht mehr als S^/^ ad valorem betragen. GegenwSrtig be- 
steht ein Kiiifuhrzull von 7^/3^/^. Nach dem Vertrage von 1861 soll 
der Ausfuhrzoll jedes Jahr um P/^ erniiMirigt werden, bis er nach 
Verlauf von 7 Jahren auf V'Iq stehen bleibt. In Jahren, wö die 
Ernte schlecht ausfallt, ist die Ausfuhr von Cerealien, wie Mais, 
Gerste etc. volNtändig verboten. — 

Die Einfuhr von Weinen, Branntweinen nnd Alkohol von 
weniger als 40 Grad ist in den Donanfürstenthiunein gegenwärtig 
gänzlich verboten; die Regierung hat aber einen Gesetzvorschlag vor- 
bereitet, welcher an Stelle des Verbotes einen Zoll von 25 ^/^ für 
selbe, incL Spiritus über 40 Grad, festsetzt. Die Ausfuhrzölle wer- 
den als für die Landwirthsdiaft nnvortheilhaft betrachtet, und die 
rumänische Regierung ist beschäftigt, einen neuen Tarif für Eb* 
und Ansfuhr voizuschlagen. 

In Tonis hat bis jetzt weder Weizen, noch andere Gerealien, 
noch Vieh einen Einfuhrzoll bezahlt, aber Ausfuhrzölle giebt es: 
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(8r Weisen 35 Cts. per Hektoliter, Gerste 18 Cte^ Maia und 
Bohnen 15 Cts., Ochsen 15 Frcs. 30 Cts., Schafe 3 Free. 25 Cts. — 
Wein nnd Spiiitaosen zahlen 10 ^/o ad valorem Einfuhrzoll. 

Die einzelnen Staaten von Nordamerika können auf kein 
Produkt weder Aus- noch Einfiilirzölle erheben; das ist der Lcntiul- 
gewalt vorbehalten. Die enormen Fiaf^ten, welche das Voli in 
Folge des Bürgerkriogos zu tragen hatte, zwangen die Regierung 
der Vereinigten Staaten, durch eine beträchtliche Erliohung der 
Zölle die ihr nöthigen Hiilfsmittel zu schaffen. So sind besonders 
die Zölle auf Wein und Spirituosen hoch. 

In Uruguay ist der Einfuhrzoll auf Weizen 6 Frrs, 4(5 <^'ts. 
per Hektoliter, auf Mais und Gerste 4 Eres. 4 Cta; dazu kommt 
noch ein allgemeiner funiprozentiger Zuschlag. 

Der EinfahnEoll för Mehl ist Teranderlich; er wird höher, wenn 
das Korn im Inland billig ist, und umgekehrt Vieh bezahlt keinen 
Einfuhrzoll. Wein und Spirituosen zahlen 22% ^ valorem und 

5 % Zuschlag. Die Ausiuhrzölle sind für Alles gleichmSssig auf 5 *7o 
festgesetzt 

In Chile gibt es far Produkte wie Wein, Spirituosen, gesahsencK 
Fleisch etc., recht beschwerliche Einfuhrzölle; sie schwanken von 

6 bis 25^/0 ad Valoren», aber die Ausfuhr laadwirthschaftlicher Pro- 
dukte ist voiiätändig frei. 



Kapitel VlII. 

Ausser den verschiedenen Punkten der Gesetzgebung, welche 
in den einzelnen Kapiteln dieses Berichtes schon bei spezieller Be^ 
haAcUang der von ihnen berührten Gegenstande besprodien worden, 
findet man in der Enquete noch eine Anzahl Wünsche^ welche die 
Abänderung mehrerer Givilgesetze bezwecken, und welche in einem 
eigenen Kapitel zu behandeln passend erscheint. 

Unter diesen Wünschen befinden sich solche, die Nichts speziell 
mit der Landwirthschaft zu thun habeo ; aber die Lösung der Fragen, 
welche sie bezwecken, wurden von ihren Erhebern als einflussreich 
für landwirthschaftliche Interessen gehalten und aus diesem Grunde 
der Oberkommission zur Beachtung empfohlen. 

Wir werden uns hier auf die Wiedergabe der betreffenden 
Wünsche beschränken und einen sehr siimrnarischoii Hi rlcht der ge- 
setzlichen Verhältnisfse, auf welche sie sich beziehen, beifügen, nicht 
aber in die juridischen i^iskussionen eingeheti, die zu unserer Kom- 
petenz nicht gehören. Es ist das Sache der Rechtsgelehrten und 
höheren Verwaltungsbeamten. 

Die Mityiftsordnung^ welche in einigen Theilen des südlichen 
und mittleren Frankreichs in Anwendung ist, wurde von Meh- 
reren als Fessel betrachtet, welche in gewissen Fällen einen schäd- 
lichen Einfluss auf die landwirthschafÜichen Verhältnisse ausüben 
kann. Von den Begutachtenden haben die Einen die ganzliche 
Aufhebung, die Andern nur eine Aenderung dieser Mil^ifts-Ord- 
nung in libmiem Sinne verlangt und zwar so, dass eine Frau, 
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die unter derselben sich Terheiraihet bat, berechtigt sei, durch 
Schenkung unter Lebenden die antazipirte Theilung ihrer Guter vor«* 
nehmen zu können, ohne Rücksicht auf das Prinzip der Tlnver- 
ftusserlichkeit, welches Artikel 1554 bezüglich der mitgiftlichen Im- 
mobilien feststellt. 

In der Enquete wuidea mehrfach Forderungen betrefts der 
legalen Hypothek von Frauen und Minorennen aufgestellt. Man 
wollte, dass das (Jesetz die Wirkun{,^en dieser Hypotheken beschränke, 
da.sN man die geheimen Hypotlieken gänzlich abschaffen, und dass 
man durch obligatorische Einschreibung diejenigen veröffentlichen 
solle, welche das Gesetz den Frauen auf die Güter ihrer Männer 
und den minorennen Kindern auf die ihrer Vormünder aufzunehmen 
gestattet. Uebrigens ist das eine von den Forderungen, welche in 
der Vorbereitung des Gesetzvorlage geprüft worden sind, die gegen- 
wärtig dem gesetzgebenden Körper vorliegt und die gerichtlichen 
Verkäufe von Iminobilien, die Theilung und Löschung der Hypo- 
tiieken betrifft Aber die Urheber dieser Vorlage glaubten dabei 
nicht einen Weg einschlagen zu dürfen, der nnser ganzes Hypo- 
thekenwesen einer Revision unterwerfen würde. Man hielt also 
nicht an dem Gedanken fest, den Art. 8 des Gesetzes vom 23. März 
1859 zu ändern, welcher die Eintragung der gesetzlichen Hypothek 
seitens der Frau, den majoren gewordenen Minorennen, des von der 
Kuralei licfreiteu, ihrer Erben oder Erbnehmer nur fordert, nachdem 
die Ehe gelöst oder die Vormundschaft aufgehoben ist, indem er für 
diesen Zweck ein Jahr Frist giebt. Das neue Gesetzprojekt beschränkt 
sich in I^ezug auf die Löschung der gesetzlichen Hypothek auf Ver- 
einfachung der Formen und Verminderung der Kosten. 

Allgemein wurde der Wunsch ausgesprochen, dass das dem 
Eigenthümer durch Art. 2102 des Code Napol^n zugestandene Pri- 
vilegium beschränkt werde. Schon in den vorgehenden Kapiteln wurden 
die Forderungen erwähnt, welche die Beealdung det natSirUcken %md 
iümiUchm Düngern nach der Ernte, wie dies für das Saatkorn der 
Fall ist, der Befriedigung des Eigenthümeis vorausgehen lassen 
wollen. Aber selbst mit dieser Beschränkung erschien Einigen das 
Privileg des Eigenthümers zu weit ausgedehnt, indem er einerseits 
ein Vorzugsrecht betreffs des Pachtgeldes für sein Grundstück auf 
die im laufenden Jahre eingeernteten Früchte und auf den Werth 
alles dessen hat, womit das verpachtete Gut versehen worden ist, 
sowie alles dessen, was zur Bewirthschaftuug desselben gehört; und 
andererseits, wenn die übrigen Gläubiger (sobald der Mieths- oder 
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Pachtkontrakt öffentlich beglaubigt oder mit Privatunterschrift unter 
bestimmtem Datum ausgestellt ist) das Gut für die noch übrige 
Pachtzeit verpachten, der Eigenthümer zuvörderst Alles erhält, was 
er noch 211 fordern hat. — Man hat daher die Beschränkung dieses 
Privilegs vorgeschlagen, sei es in Anbetracht der Pachtzeit, sei es 
in Betreff der haftenden Objekte. £s solle, wie von mehreren De- 
partemental-Kommissionen vorgeschlagen, die privilegirte Garantie 
fSr das yerMlene Pachtgeld auf 2 Jahre, fnr das laufende auf 1 Jahr 
festgesetzt und ausschliesslich von der Ernte bezahlt werden. 

Mehrere Begutachtende beantragten auch Aenderungen bezfiglicli 
der VieJ^p€wM, Die zu modifizirenden, hier einschlagenden Artikel 
des Code Napoleon sind ersüich Art. 1808, nach welchem bei 
Unglücksfällen der Pächter den Zufall und der Verpächter das Ver- 
sehen zu erweisen hat, welches er dem Pächter beimisst; 

zweitens Art. 1810, welcher lautet: Geht das gesammte Vieh 
ohne Verschulden des Pächters zu Grunde, so trägt der Verpächter 
den Verlusf ; geht nur ein Theil zu Grunde, so wird er gemein- 
schaftiich getragen; 

drittens Art 1811, welcher Kontrakte, die den PäcIUer für den 
Verlust des ganzen Vielies verantwortlich machen, die seinen Antheil 
am Verlust grösser als am Gewinn feststellen oder ihn zur Abliefe- 
rung eines grosseren Yiehstandes, als er empfangen, verpflichten, 
für unffükiff erklärt; 

viertens die Art 1819 und 1820, welche die fnr die gewöhn- 
liche Viehpacht gültigen Grundsätze auf die HMMeJieidrViel^^Ia 
übertragen. 

Mao beklagt sich über den Zwang, welcher durch diese Artikel 

den kontrahirenden Parteien auferlegt wird, und es liegt hierin der 
fiauptgrund, warum die Viehpacht nicht an Ausdclniuüg gewinnt. 
Lebrigens schlägt das gegenwärtig dem Staatsrathc vorliegende Pro- 
jekt über den landwirthschafilichen Kredit gewisse Modifikationen 
vor, welche im Öinue der in der Enquete ausgesprochenen Wünsche 
sind. 

Die Art 1716 und 1718 des Code Napoleon über den J£id des 
Eigenthümers und Heim wurden als für diese zu günstig und als 
nachtheilig für Pächter und ländliche Arbeiter betrachtet 
Artikel 1716 lautet nämlich: 

„Entsteht bei einem mündlich geschloss^en Itieths- oder 
Pachtkontrakte Streit über den Betrag des Miethsinses oder 
Pachtgeldes, und ist die Vollziehung des Kontrakies bereits 
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angefaugeu, jedoch keine Quittung vorbaudeD: so wird dem 
Eigenthütner »uf seinen Eid geglaubt, dafern der Abmiether 
oder Pächter nicht auf Taxation durch Sachverständige an- 
tragen will; doch fallen diesem, wenn der Anschlag den von 
ihm ajigegebenen Betrag des Zinses oder der Pacht über- 
steigt, die Taxationskosten aar Last** 
Artikel 1781 lautet: 

„Dem Dienstherm wird auf seine eidliche Yersioherang 
geglaubt: 1) in Ansehung des Betrages des ausgemachten 
Lohnes. 2) In Ansehung der Bezahlung des Lohnes auf 
das verßossene\ 3) in Ansehung desseM, A'/as iui titus Lau- 
fende Jahr in Abschlag bezahlt worden isL." 
Man hat — und zwar Wiederholtermassen die Abfchaffnng 
dea Artikels 742 des Code de proceduro civile verlangt. Nach die- 
sem Artikel, welcher von der l'Ii'Msion der auf die Haft von Immo- 
bilien bezüglichen Verordnung durch Gesetz vom 2. Juni 1841 her 
datirt, ist jede Uebereinhinft, nach welcher der Gläubiger das Recht 
haben soll, die Immobilien des Schuldners zu verkaufen, ohno die 
ftir die Immobilien-Beschlagnahme gesetzlich vorgeschriebenen For- 
malitaten erfüllt zu haben, nuU und meldig, — Illach Wegfall dieser 
Verordnung würde man die Klausel der Zwangse^ekution wieder ein- 
fahren, welche besonders in den nördlichen Departements lebhaft ge- 
wünscht wird; sie würde zur Folge haben, dass eine langathmige und 
kostspielige Procedur vermieden werden und die Geschäfte für alle 
diejenigen leichter abzuwickeln sind, welche — wie das so h&ufig 
in der Landwirthschaft vorkommt — auf nichts Anderes eine Sicher- 
heit bieten können als auf ihr unbewegliche» Ligt iithum. 

Der Wunscli, die Uesdilaguakme des unhpwf<iLiclien EigeniJiums 
ZU vereinfachen, ist häufig in der Enquete laut geworden und wird 
in einem Gesetz vorsehla£»e, der dem gesetz-gebeuden Körper vorliegt, 
seine Berücksielitigung finden. Dieses Projekt stellt nun zwar nicht 
die Zwanghaitklausel wieder her, welche man für unstatthaft hält 
bei den Anordnungen, welche die neue Reform für die kleinen Ver- 
käufe festsetzt; indessen werden zahlreiche Aenderungen der Forma- 
litaten und vorzüglich der Kosten bei gerichtlichen Verkäufen von 
Immobilien, bei Theilung und Löschung von Hypotheken getroffen 
werden. — Die Darstellung der Motive enthält Erklärungen und 
Details, auf die einzugehen hier nicht der Ort ist, weil diese Fragen 
binnen Kurzem gewiss Gegenstaad der öffentlichen Diskussion bilden 
werden. Es genügt darauf hinzuweisen, dass durch die Gesetzvorlage 



üigiiizea by GoOglc 



— 208 - 



zahlreiche, in der Enquete laut gewordene Wünsche auf Vereinfachung 
der Formalitäten und Vemngerang der Kodteu ihre Beräcksiohtigang 
finden werden. 

Die Revision der notarielUn 2aHfe ist femer als wünschens- 
weithe Massnahme bezeichnet worden; auch haben sich Klagen in 
Betreff des Honorars erhoben. Man findet sie nicht allein m 
hoch, man klagt auch, dass sie nicht dnmal in demselben 
Departement gleichmässig sind; es kommt in der That häufig vor, 
dass sie von einem Arrondissement zum andern im Betrage wech- 
seln, und es scheint sich hierdurch eine Art Ton Eonknrrenx ent- 
wickelt zu haben, welche dem Charakter des Notariats-Ämtes Ein- 
trag tliut, und selbst Träger desselben haben sich lur Feststellung 
gleichüi iiüiiorarsätze ausgesprochen. Aber die Mehrzahl betrachtet 
eine Taritirung für nnthunlich: nicht nur bedinge der Wohnsitz ver- 
schiedene Bedürfuibse, .^i)nd(M-n es sind auch durch spezielle Umstände 
Geschälte gleichen Namens so verschiedenartig, dass ein gleicher Satz 
Xür sie ungerecht wäre. 

Uebrigens sind die Notare weit entfernt, den Vorwurf der über- 
mässigen Tarife ihrerseits zu unterschreiben. Die Oberkommission 
hat die von den Delegirten der Notare angebrachten Entgegnungen 
berücksichtigt: Sie haben behauptet, dass auf dem Lande die Hono- 
rare einem Notare kaum eine billige Entschädigung ffir Zeit und 
Arbeit gewähren, auch scheinen ihnen alle Fälle weislich durch Art 
51 des Gesetzes vom 25. Ventose des Jahres XI yorgesehen und an- 
geordnet Die Honorare und Gerichtsgebnhren der Notare werden 
nach Belieben zwischen ihnen und den Parteien festgesetzt oder durch 
das Givilgericht am Wohnsitz des Notars und zwar kostenfrei ge- 
regelt. 

Ein fernerer Vorwurf wird den Notaren der Landgemeinden 
gemacht, dass sie nämlich durch Mittelspersonen Gelder verleihen 
und in Wahrlieit die Bau |uiers des Landes sind, was ^ogen die Vor- 
schrift der Verordnung vom 4. Januar 1843, Art. 12 vi r>t>jsst. — 
Die Thatsache ist sicher und kaum angefochten, aber last überall 
wurde anerkannt, dass sie weit entfernt, nachtheilig zn wirken, dem 
ländlichen Kredit wesentlich Vorschub leistet, da die Notare den be- 
drängten Landwirtben und Entleihern, die sie kennen, bessere Be- 
dingungen gewähren können und wirklich gewähren, als Gläubiger, 
welchen die Verhältnisse nicht so genau bekannt sind. 

£s sind Forderungen gestellt worden, die dahin gehen, die 
äaaddawaneen und die Juriadäction der HanddttnbmaU auf die 
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landwirtbschaftlicheii Angelegeaheiten ausradehnen; ja man wollte 
BOgar apecielle landwirthschafttiche Tribunale errichtet wissen. Doch 
hat sich auch gegen diese Wünsche Widersprach erhoben: man will 
nicht zugeben, dass genügende Gründe vorhanden seien, den Land- 
whrth ansserhalb des gemeinen Rechtes zu stellen; man meint, dass 
die bürgerlichen Obrigkeiten durch ihre jaridischen Kenntnisse in 
allen Sachen, welche die Eigenthumsfragen betreffen, bessere Gataii 
tien bieten, als man .sie bei irgend einer anderen Jurisdiktion fin- 
den könne, und dass die wiinschens Wertheste Reform die sein würde, 
weictie die Intervention des Friedensrirhtpvs in der Entscheidung 
streitiger, die Landwirtlischaft beröhrender Fragen in immer häuti ■ 
geren (Te[:)raucli brin£re]i würde. Indessen ward bei (ielegenheit, als 
diese Frage durch eine Speziaikommisäion lür den ländlichen Kredit 
in der Euqnete besprochen wurde, vorgeschlagen, dem Artikel 634 
des Handelskodex einen Passus beizufügen, nach welchem die Han- 
delstribunale in Prozessen gegen den Eigenthnmer eines Landgutes, 
Pächter oder Meier erkennen sollen, wenn dieser unter welchem Titel 
immer seine Unterschrift unter eine Anweisung auf Ordre oder unter 
einen Auftrag, eine Schuld für landwirthsohaftliche Zwecke zu kon- 
trahiren, gesetzt hat. Uebrigens ist nicht zu verkennen, dass jetet, 
nach Aufhebung der Schuldhaft (Gesetz vom 22. Juli 1867) die 
Gleichstellung von Landwirtheii und Kauüeuten an Interesse für die, 
die solches wünschten, verloren haben dürfte. — 

Ein anderer Punkt, welcher in der Enquete stark betont wurden, 
ist der Nutzen, welchen die KrweiUrnny der friedensrichterlichen 
Kompetenz haben würde. Man kann sich uberzeugen, dass in der 
That der Friedensrichter durch die Natnr «eines Amtes und dadurch, 
dass sein Wohnsitz am Hanptorte des Kreises ihn am häufigsten mit 
der ländlichen Bevölkerung in Verkehr bringt, für diese die Haupt- 
obrigkeit bildet, an welche sie sich auch am liebsten wendet. In 
den Departementalkommissioncn und von vielen Begutachtenden 
wurde denn auch eine bedeutende Vermehrung der friedensrichter- 
lichen Funktionen gewünscht Man wollte diese Beamten mit den 
kleinen Licitationen, mit Verkäufen von Immobilien bis zu einer 
gewissen Summe und vorzüglich mit den Verkäufen von Gütern 
Minorenner betraut wissen, ferner sollten sie die Jurisdiktion erster 
Instanz für Theilung und Ausgleich kleiner Erbschaften, auch das 
Recht der Expropriation haben, femer die Kompetenz, alle Pacht- 
verträge zwischen Eigenthömer und Pächter, alle Viehkäufe bezüglich 
des Preiätiä und dei üewkiirämängel, aile Prozesse über Servituten 
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und Vormundschaftssachen, wenn das Nachlassobjekt gcriDC^ iflt, zu 
reguliren ; sie sollten die Macht haben, in letzter Instanz bis zu 500 Frcs. 
entacheiden zu dürfen und in Eigenthumsklagen betrefis der Feld- 
markung und der Wasserläufe für Irrigationszwecke zu erkennen haben. 

Einige dieser Fragen wurden auch in der Vorbeieitimg des Gesetz* 
TOisehlages fiber geriohiliohe Verkäufe,. Theilungen etc. berathen, 
aber der Gedanke, die kleinen Verkaufe eto. vor dem Friedensrichter 
abzumachen f wurde durch Betrachtungen, die bereits in der Aus- 
einandersetzung der Hotiye veroffentUoht worden, verworfen. 

Um den Handelsoperationen mit landwirthsehafüiohen Produkten 
einen grosseren und freieren Spielraum zu gewähren, welcher ihre 
Eütwickelung mehr begünstigen dürfte, wollten Einige — meist waren 
sie der Kommission des Departement der Seine und Oise angehörig — , 
dass die Artikel 419 und 420 des Code p4nal beseitigt würden. 

Diese Artikel belegen bekanntlich diejenigen mit Strafe, welche 
durch in's Publikum gebrachte falsche Thatsachen oder V^er- 
läumdungen, durch Mchrbieten als die Verkäufer selbst verlangt, 
durch Vereinigung oder Verabredung zwischen den Inhabern von 
Waaren oder Lebensmitteln, welche darauf hinzielt, diese gar nicht 
oder nur zu einem bestimmten Preise zu verkaufen, oder diejenigen, 
welche durch betrügerische Mittel und Wege irgend welcher Art 
eine Hansse oder Baisse von Waaren oder Lebensmitteln veranlassen, 
welche die Preise höher, resp. tiefer stellen, als die natfirliohe Km^ 
kurrenz und der freie Handel es gethan hatte. Wenn diese Mar 
noenvres Getreide^ Fntterkom, Ifehl und dessen Derivate, Brot, Wein 
nnd andere Getränke betreffen, so beträgt die Strafe mei Monate 
bis zwei Jahre und eine Geldbusse von 1000 — 20,000 Frcs. 

Indessen, wenn die BesümmuDgcn der völligen und regel- 
mässigen Ausübung des freien Handels mitunter auch Schranken 
setzen, so ist doch nicht zu vergessen, dass sie in den allerhäufigsten 
Fällen doch nur die wirklich strafbaren Handlungen treffen, welche 
einer gesetzlichen Repression zu un torwerfen denn doch wichtig ist. 

Auch die Abscfiafung des Gesetzes vom 6. Messidor des 
Jahres HI., welches den Verkauf des Getreides auf dem Halme verbietet» 
wurde verlangt. Dieses Gesetz, welches man als hemmende Schranke 
des Eigenthumsrechts betrachtet, und welches ein Best der durch 
veraltete Ökonomische Anschauungsn bedingten Massregeln ist, wird 
überiiaupt nicht mehr angewendet Da es aber nicht förmlich ab- 
geschafft ist, so konnte doch einmal einem Tribunal einfoUen, es 
wieder aufleben txi lassen, nnd man will die Landwirthsduft von 
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dieser Befürchtung befreien. Es gehört diese frage zu dem Code 
ror&l, der im Staatsrath ausgearbeitet wird. 

Auf einigen Punkten und b^aonders in den südwestlichen De- 
partements Frankreichs hat man gewünscht, dass das Gesetz vom 
28. Mai 1858, welches die Gewährwnängel beim Verkauf und Tausch des 
Viehes betritfc, in der Weise abgeändert wfirde^ dasa die Verantwortlich- 
keit des Verkäufers verringert und die (lewShrsfrist verkfirst werde. 
Man hat hierbei gewisse Missbranche gerfigt, wekhe den landwirth- 
schaftüchen Interessen schEdlich sind, nnd es ist hier am Platse, 
eine interessante Stelle aus dem- Berichte des Httm LtAomire, 
Vorsitzenden der landwirthschaftlichen Enquete in den Departements 
der Basseb uüd llauies Alpes und des Landes, anzuführen: 

„Eine vielfach rein lokale 1 rage, welche aber unser ge- 
sammtes flaches Land beschäftigt hat und noch beschäftigt, 
ist der Missbrauch des Gesetzes über GewährsniJingel. 

„Unter diesen Mängeln befindet sich die Lunn;enscli wind- 
sucht, die hier gewöhnlich mit dem Namen „la pommeiiere'* 
bezeichnet wird. Unsere Viehwirthschaft liefert meist Rind- 
vieh. Grosse Verkäufe finden davon auf unsern Märkten 
statt; auf diesen bewegt sich ein Schwärm von Viehhändlern; 
sie kaufion auf einem Markte und verkaufen alsbald auf einem 
andern, manchmal im angrenzenden Departement Wenn nun 
eine Baisse eintritt, so suchen die Viehhändler, die ein schlech- 
tes GeschSft gemacht, dieses zu annulliren; sie laufen zu den 
Thieribrzten und lassen sich bescheinigen, dass das gekaufte 
Vieh die pommeiiere habe. Allzu hfiufig geben die Thier- 
Srzte, sei es aus Unwissenheit, sei es aus Gefiüligkeit*)^ ein 
Zcugniss zur Konstatirung dieses Gewährsmangels. Die Vieh- 
händler fordern nun mit diesem Zeugiiisse in der iialid die\ cr- 
käufer auf, ihr Vieh zurückzunehmen oder sich einem Preis- 
abzug zu unterziehen. Die Verkäufer, welche das Geld nöthig^ 
es mitunter auch schon ausgegeben haben, wissen sich nicht 
zu helfen; lieber ein Abzug, denken sie, als ein Prozess. — 
Dieser Fälle giebt es unzählbare ; sie sind eine Plage beim Vieh- 
handei. Was für Hülfe aber lässt sich g^n diesen Schwin- 

*) Es wird hiermit den französischen Thierärzten ein Vorwarf gemacht, 
dessen Aufnahme in den offiziellen Generalbericht nach jeder Seite hin bedenklich 
erscheint; ist der Vorwurf begründet, so hätte die Verwaitung Abhüiio tu treffen; 
ist er nnbegrÜDdet, so «ar et Pfficfat dti etÜsialleQ BerifibtentattoiSi dem «at- 
gegeozutietoit. FiUy. 
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del vorschlagen? Die Hegieruiig weiss, dass die Schwinditucht 
in ihren ersten Perioden Leim Vieh nicht genau zu kon- 
btatiren ist, das.s ihre Symptome nicht deutlich ausgespiui liefi 
oder mindestens zweifelhaft sind, und das ist so wahr, dass 
in der Tliat dieselben Thierärzte innerlialb *20 bis 24 Tagen 
(offenbar in gutem Glauben) bei ein und demselben Thiere 
die Schwindsucht bescheinigt uud bestritten haben; natürlich 
wnsBten sie nicht, dass es dasselbe Thier war. 

„Diese Symptome werden erst in den letssten Stadien 
deaUich, wo das Thier dem Tode nahe Ist. Diese Schwie- 
rigkeit der Diagnose wurde, nachdem das Gesetz einmal da 
war, von den tüchtigsten Thier£izten Älfort's und anderer 
Orte zugestanden, als man sie dieserhalb konsulürte. Ihr 
Votum bestimmte die Deputirtenkammer, zuerst die Schwind- 
sucht nicht als Gewährsmangel aufzunehmen, die Pairs- 
kammer aber nahm mit schwacher Majoritiit dieselbe als 
Gewährsmangel an, darauf nahm die Deputirtenkammer, da 
das keinen genügenden Grund für einen Konflikt abgnb, die 
Meinung der Pairckammer an. und das Gesetz ging durch. 
Da nun unser Departement den Missbraucli, der mit dem 
Gesetze getrieben wird, erkennt, uud die Schwierigkeit, ja 
die Unmöglichkeit der Diagnose in frühen Stadien der 
Lungenschwindsucht für erwiesen erachtet, und es keinen 
anderen Weg weiss, den Schwindel, dessen Opfer der Land- 
mann ist, zu beseitigen, so bittet es die Regierung, dahin 
zu wirken, dass in dem Gesetze über Gewährsmang^l die 
Lungenschwindsucht nicht als solche aufgeführt werde. Das 
ist der einzige Schutz für unsere Bauern.^^ 
Uebrigens hat die Verwaltung bei der Sooi^t^ imperiale et cen- 
trale der Thierarzeneikunde angefragt, ob die Erfahrung dafür spräche, 
in dem Gesetze vom 28. Mai 1838, die Gewahrsmängel der Haus- 
thiere betreffend, Aenderungen vorzunehmen und welche. — J)ic Lösung 
dieser Fragen über Gewährsmängel ist auch Gegenstand eines besonde- 
ren Kapitels des gegenwärtig in Vorbereitung befindlichen Code rural. 

Endlich hat man zur Verhütung zahlreicher Str^ itiukeiten uud 
Prozesse die Modifikation der friedensrichterlichen Gesetze und Ver- 
ordnungen, auch die der Lokalgebräuche in den Departements ver- 
langt. 
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Kapitel IX. 

Dto Steitr-a«Mt«|tliii|. 

Eine grosse Zabl der bei Gelegenheit der Enquete gestellten 
ForderuDgen betriffi eine UmgeBUtUnmg des SUuerweMns. Fast alle 
Stonem haben Widersacher gefunden, aber In sehr verschiedenem 

Verhältniss, 

$. 1. Die Grundsteuer. 

Obgleich die Grnnf Steuer an verschiedenen Orton als eine 
drückende angegriiku wurdon ist, so i.st sie doch ilif-jtnige Steuer, 
welche den geringsten l iulel orführt : man kann sogar sagen, dass 
sie nicht allein leicht gezahlt, sondern dass sie auch allgemein als 
nieht übermässig anerkannt wird. 

Dem entsprechen die Thatsachen. 

Die Grundsteuer wurde auferlegt durch das Gesetz vom 1. Dezem- 
ber 1790; in Wahrheit besteht sie nur in einer Umgestaltung der 
alten Abgaben, welche das Grundeigenthum unter dem Namen «Schoss^ 
(tttlies), «Zwanzigster*' etc. au tragen hatte. 

Der Ausschuss der National*Versammlung, welcher das Gesetz 
vorberieth, nahm an, dass die vom Grund und Boden aufeubringen- 
den Steuern, wenn sie auch auf die Güter des Adels und der Geist- 
lichkeit ausgedehnt würden, eine Einnahme von 314,058,724 Livres 
(a etwa l Franc) ergeben würden. Derselbe 

normirte sie auf 240,000,000 L. 

und ausserdem auf 5 Sous Zuschlag pro Livre 60,0 00,000 L. 

also im Ganzen auf . • . 300,000,000 L. 



Digiii^cü by Google 



— 2U — 

Die Schätzungen der Grundrente YmnVrQicYis variirten zwischen 
1,440 MilL (Ausflchttss der National-Yersanunliuig), 1,100 MüL 
(Deputirter Didelay), 1,281 Mül. (de Lavoisier) nnd 1,600^111. 
lAms (Depuiirter Anbry). 

Das Mittel dieBer Sohatznngen würde 1,335 Mül. betragen, 
aber nach der aUgemein herrschenden Meinung wurde sie nicht 
h5her ab 1,240 Mill. angenommen. Die reine Grandstener beltef sich, 
demnach auf 18°/,, der Grundrente, oder mit Einschluss der Zuschlag- 
centimes ;iui 22%, nickt eiübegriüen die Erhebungskosten und die 
KominuDal-Zusclihigo. 

Die Vertheilang der Grundsteuer unter die verschiedenen De- 
partements rief Reklamationen hervor; man behauptete besonders, 
dass ein bemcrkenswcrther Unterschied der Taxen zwischen den V er- 
fassungsprovinzen (pays d'Etat) und den Wahlprovinzen (pays 
d'dlection} bestehe. Dies dauerte jedoch nur bis zum Falle der 
Aesignaten ; als man die Steuern in baarem Oelde Zcahlen sollte, wür- 
den die Reklamationen mit mehr Nachdruck erhoben. 

Im Jahre 1797 wurde desshalb eine Ermässigung von 22 Mili^ 
bewilligt, die reine Grundsteuer fiel auf 218,058,000 Mill. Acht 
weitere Ermässigungen behu& Ausgleichung der Mangel der ersten 
Vertheilung fanden statt in den Jahren 1798^ 1799, 1801, 1802, 
1804, 1805, 1819 und 1821, so dass die reine Grundsteuer auf 
154,676,130 Fr. (41,247,501 Vs Thlr.) fiel, wu eine Ermissigung von 
86,321,870 Fr. (21,419,16578 Thlr.) gegen die erste Veranlagung 
beträgt. 

Das Gesetz vom 17. April 1835, welches eine Beßteucrung der 
neugebauten Häuser vorschrieb, Hess nach Abzug der Steuern für 
niedergerissene Gebäude den Staatsschatz einen kleinen Theil dessen 
wiedergewinnen, was derselbe durch ^die Herabsetzungen verloren 
hatte. 

Die Grundsteuer beträgt nachdem Budget von 1866 : 169,300,000 Fr., 
also 14,621,870 Fr. mehr als im Jahre 1821. Hiervon sind etwa 
13 Mill. Fr. eine Folge des Gesetzes von 1835. 

Wenn man die beiden Jahre 1851 und 1866 vergleicht, so er^ 
giebt sich f3r daa letztere eine Erhöhung von etwa 9 Mill. Francs. 
Diese Erhöhung fallt grossentheils auf die Gebaudesteuer und zwar 
zwei Dritthelle derselben auf die Städte. Etwa 3*/, Mill. Francs 
werden vom platteu Lande aufgebracht, wo neue Gebäude errichtet 
und die alten, sowohl för Menschen als Vieh bestimmten, verbessertilnd. 

Die Rente vom Grundeigenthum, welche 1790 höchstens sich auf 
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1,355 Mill. belief, hat sich 1817 auf 1,454 MUl., 1821 aof 1,580 MUL, 
1851 auf 2,644 MUL und 1862 auf 3,216 Mill. Fr. gehoben. Die 
Grundrente hat aich demnach fast verdieifteht, während die reine 
Grundsteuer, um mehr als 70 Hill. Fr. ermissigt, nur zwei Drittheile 
der Grundsteuer des Jahres 1790 ausmacht. Eine Zuschlagsstener 
▼cn 17 Centimes war bestimmt, dieser Werthsteigerung des Bodens 
zu folgen und wfirde sich ihr Ertrag auf 27 Mill. belaufen haben; 
doch ist sie seit 1851 aufgehoben. 

Man musti freilich zugestelieu, ila^s diu Auilagon, welche seitens 
der Departenienis und Gemeinden erhoben werdcD, iiüd dio anfangs 
sehr geringe waren, sich gegenwärtig auf 130 Mill. Fr. belaufen und 
jedes Jahr zunehmen. Dennoch beträgt dio wachsende Höhe der 
Lokalabgaben nur so viel, als dw Staat die Steuer ermässigt hat, 
und vergleicht muri die GeBammthöhe aller Grundabgaben und der 
Zuschlagssteuern von 1847 und 1866, so ergiebt sich in beiden Jahren 
dieselbe Zahl, nämlich 299 Mill. Fr. 

In Wirklichkeit ist also die Höhe der gesammten Abgaben vom 
Grund und Boden stehen geblieben gegenüber einer ansehnlichen Stei- 
gerung der Grundrente; es ist desshalb nicht richtig zu sagen, wie 
es so oft geschieht, dass das Grundeigenthum erdrückt werde durch 
die Auferlegung neuer und ungewöhnlicher Lasten.*) 

An 'vielen Orten hat man eine neue Chvndateuer-ReguUrung 
gefordert, indem man weniger eine Verminderung der Gesammthohe 
der Steuer erstrebt, als eine nene Yertheilangf wodurch die su zah- 
lende Steuer in Einklang gebracht würde mit dem geij;enwärtigen 
Ertrage des Bodens, der au einzelnen Orten sich erhöht, an andeien 
sich vermindert hat. Die Schwierigkeit liegt in der Ausführung; 
um einzelne Departements zu erleichtern, ohne die Gesammthohe der 
Steuer zu vormindern, würde nötlüg werden, den Botrag anderer 
Departements zu erhöhen. 

Mehrere Departements-Kommissionen haben sich diesem Wunsche 
angeschlossen, einige haben auch reklamirt gegen die Vertheilung in 
den Departements. 

Würde dies billig sein? dürfen diejenigen Eigen thümer, welche 
ihren Boden verbessert und seine ErtrSge erhdht haben, dafür durch 
eine Erhöhung der Steuer getroffen werden zu Gunsten deijenigen, 
weldie ihren Boden ausgeraubt und seine Produktion sich haben ver- 



*) Ganz Gleiches wird auch bei uns öfter behauptet» als bewiesen. F. 
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mindern lassen durch ihre Nachlässigkeit? Ist es möglich, neben der 
Arbeit, alljährlich die Steuerquote su ändern und neben der Gefahr, 
alljährlich eine der wichtigsten Einnahmequellen des Staates und der 
Gemeinden in Verwirrung su bringen, genau den Veränderungen jeder 
Parzelle zu folgen? Diese unaufhörliche Umgestaltung würde nur 
iür diejenigen, welche schlecht gewirthschaftet haben ^ eine Unter- 
stützung sein, dagegen eine Art Bestrafung deijenigen, die duroh 
Fleiss und Sorgfalt höhere Erträge erzielt haben. 

Wollte man andererseits heute die Grundlagen der Steuer ändern« * 
80 würde dies heissen, den Kaufwerth des Bodens , ffir den gegenwir' 
tigen Besitzer verändern, welcher ihn gekauft oder ererbt hat gemäss 
einer Schätzung, die nach den darauf ruhenden Lasten berechnet ist.*) 



') Wenn man ancb den Aasführungen, welche über die AusfTihrbarkeit einer 
neueu Regulirung der Grundsteuer hier "vorgetragen sind, nicht beistinomen kann, 
7,umal Preussen erst im vorigen Jahrzehnt eine solche neue ReguUruug mit grosser 
Präzision aasgeführt hat, eioe äolciie aber oiclit, wie der Berichterstatter meint, 
alljibrlidi wiedennkehran bmacht, so giebt dc»eb dieser Abeehoitt nwaohen Be- 
strebuDgeo, wie tie von EinMlnen üi neneiw Zeit Ud nod wieder gdtead geoDteht 
worden sind, auch nnserea Laodwirtlmi Manches ku denken. 

Die Grandsteoer in PMitsseri ist, wieUeitzen in seineaa Werke: „Der Boden 
und flie landwirthschaftlicheo Verhältnisse des preassischen Staates*, Berlin, bei 
Wiegandt & flempel, 8. 17 ff. ausführt, ein| Ersatz für verschiedene Leistungen 
des GruuileiLr [.tljums aus frühereo Jahrhunderten; sie wurde durch die Gesetz- 
gebung von lh2U eingeführt, hatte aber viele Ungleichheiten, ja man darf sagen, 
Ungerechtigkeiten im Gefolge, wie sich am besteu daraus ergiebt, dass die Diffe- 
realen twisehen den jetzigen und den frnheren Stemnannsn swis^ea eioaeben 
Landssdieilen bis so 450 betragen. Sine grandliebe Esfoim brachte erst dw 
AasfnhniDg desGesetaes tobi 31. Mai 1861, welehes den ganten Staat (altan Be- 
standes) umfasste und die Steuersumme anf 10 Mül. Thaler (9,57^ des Kata> 
stral-Reinertrages, der mit der Grandrente nicht zusammeu fällt) fixirt. Bei einer 
Grösse von rund 5O0O Quadrat meilen (genau 5100) beträgt die Grundsteuer pro 
Quadratmeile 2000 Tblr.; bei einer Grosse von 10,000 (genau 10,200) Quadratmeilen 
Frankreichs beträgt dieselbe aber auf die gleiche Fläche 12,162 Fr. oder 3243 Thle. 
Man könnte dagegen einwenden, dass Boden und Klima Frankrddis am so viel 
günstiger wären; indessen scheinen diesem Einwände die Thatsaehen sa wider* 
Bpredien, so weit sie die Bodenertrage betreffen; dieselben betragen z, B. beim 
Weizen, wie Kapitel V. angegeben, im Durcbsehnitt der Jahre 1897 bis 1866 mir 

14,6 HektoHtre» pro Hektare, also ^^'^ = 6,6 SehefTel, während derselbe 

3,yi6 

nach den Erdrnsch-Nachrichten für 1809 (Wochenbl. der Annalen, 1870) 9,53 Schffl. 
beträgt. Man könnte nun einwenden, dass der Durchschnittserfrag des Weizens 
bei untj um deswillen höher sei, weil hier nur die besten Böden mit Weizen be- 
bant würden, in Frankreich aber auch geringe, für den Weiaenban nicht geeignete 
Badmi dieser Kottar diootan. Dass disse Annahme oiebt richtig, beweifl die 
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§. 2. Die £inschreibe-Gebühren (droits d euregiätrement). 

Die H6I16 der Erb$ehaftMteu0r^ welche man im Falle direkter 
Erb£»lge als mnaig anerkennt, wird oft als eine tbermiBsige im Falle 
der Erbschaft doroh Seiten verwandte verurtheilt; indessen ist sie er- 
triglich in der Erwägung, dass eine Erbschaft von entfernten Ver- 
wandten immer eine Art unerwarteter Fnnd ist, wobei man nicht 
grosse Schwierigkeiten macht, dem Ffskns einen etwas grossen An- 
thcil zu gewähren. Aber was man allgemein als unliillig erachtet, 
ibt der Umstand, dass bei der Berechuuug der Erbschaitssteuer und 

Seite 124 gegebene Znaammenftteltiuig der Ernteertrag« Fraekrei^ nnd Prenssens, 
welche beweist, dase aneh bei den nbrigen Getreidearten die Ertrage dee enteren 
geringer sind. 

Wenn fflan daher bei ans sogar so weit geht, die Aufhebung tier GrundKtemr 
zu verlangen^ so ist eine solche Forderung schwer begreiflich. Mit dem französischen 
Berichterstatter kann hier mit weit grösserem Rechte bemerkt werden, dass die 
gegenwärtigen Besitzer deo Grund und Boden mit nUe» darauf ruhenden LaHen 
erworben haben. Jeder Käufer eines Grundstückes fragt in erster Stelle, welche 
Lasten auf demselben ruhen und bringt dieselben, kapitalisirt, vom Raaf» 
preise in Abzog. Mtchajjuug der Qrundtteuer teürde tuehtft Andere* Aeufea, 
•Ii, dm tmgenilUddidtß» BeiiUfem de» Ormtd und Boden» ÜHnderie tw» MUHO' 
nsn Thalern »eheitken. 

Die Natnr der Grundsteuer ist die einer Reallast, die niclit willkorJick ab- 
Hienommen, erhöht oder erniedrip^t werden kann und darf. 

h^rrf^if^ü ist es ein n->hf zu lf'f!'„"npru!rr ri-he!s!and. der nhrigcns auch in 
Frankreich bt:-steht, ohne lü vorIieper;(ierri Beneble pemi^end gewürdipft in s*»io, 
dass die Kommunaliasteu auch nach dem Mas^stabe der Gnmdstener erhoben werden, 
ein Uebelstand, der einer Abhälfe bedarf. 

Wir wollen nicht anterlassen, nacb der «Wiener Jagd'Zeitiiog'' einige Mit* 
tbeiinngen nber die Grandstenwr im eisleitbaniselien Oeelerreich m machen* tumal 
der GnqQ^teoBeridil über die StenerverbUtnkseOeBterreicbs darehaas Niehte dirnber 
enthält. 

An Gmndstener zahlte: 
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ohne Jvück.sicht auf den Verwandtschaftsgrad die Schulden nicht vom 
Vermögen abgezogen werden. Auf dem Lande, wo weniger als früher, 
aber noch oft genug die Schulden bei der Erbfolge eine wichtige 
Steile einnehmen, ist der Gegenstand beachtenswerth ; man bat Bei- 
spiele angeführt, in denen der Erbe einer verschuldeten Besitzong 
in den Staatsechats eben go viel oder mehr beasahlt hat, alB er nach 
Abzog der Sehnlden ererbte. 

Die Terschiedenen Departemente-KoramiBeionen sind darin einig, 
in dieeer Beziehung lebhaft eine Aenderung zu befürworten. Aber 
man hat auch die Sehwierlgkeiten begriffen, welche eine derartige 
Aenderung in der Ausführung mit sich bringt, insbesondere auch, 
dass falsche Angaben zu türchtcn sein würden, lau diesen Schwierig- 
keiten zu begegnen, hat man ziemlich allgemein vorgeschlagen, dase 
nur solche Schulden in Berechnung zu ziehen wären, deren Ursprung 
und Veranlassung durch authentiache Narhweise dargethan würden, 
und zwar wollen die Einen, dass die Schulden 6 Monate oder 1 Jahr, 
die Anderen, dass sie 2 Jahre vor dem Tode des Erblassers gemacht 
seien. Viele haben auch das Verlangen ausgesprochen, dass es ge- 
stattet sein möchte, die Erbschaftssteuer in 3 bis 4 Jahren nach 
und nach abzutragen, da die sofortige Zahlung sehr druckend sei 
und den Erben oft für lange Zeit in Schulden stfirze. 

Von einem ähnlichen Ideengange geleitet, haben liele Personen 
gewünscht, dem Pachteri welcher einen authentischen Pachtvertrag 
vorgelegt hat, su gestatten, die darauf bestehende Steuer in Jahres- 
raten zu bezahlen, statt, wie bisher, beim Antritt der Pach^ wodurch, 
wie man behauptet, die in der Regel schon zu geringen Mittel beim 
Beginn einer Wirthschaft vermindert werden. 

Diese Erleichterungen in der Steuerzaliluiig würden ausserdem 
den Erfolg haben, die Parteien zu veranlassen, schriftliche Pacht- 
verträge zn schltessen, deren Mangel vielfach zu Schwierigkeiten 
zwischen Eigentliümer und Pächter führt. 

In den östlichen Provinzen erfolgen die Verkäufe von Immobi- 
lien, selbst sehr kleiner ^ fast ohne Ausnahme durch Spekulanten, 
welche ^ie im Einzelnen wieder verkaufen (ausschlachten). Aber 
das geringe Vertrauen, welches diese Zwischenhändler verdienen^ 
mehr aber noch die Absicht, den Fiskus zu hintergehen, fährt 
dazu, diese Verkäufe unter der Form einer Vollmacht zu ver- 
steoken, welche der Verkäufer dem Käufer glebt; obgleich in Wirk- 
lichkeit zwei Verkäufe stattfinden, wird doch die Einaohieibegebuhr 
nur einmal bezahlt Um hierin Ordnung zu schaffen, hat man Tor- 



Digitized by Google 



- 219 



geseblagen, die Gebühren im Toraiis zweimal zahlen zu l«»eii mit 
der Maüsgabe^ dam eine Ermässigung eintritt, wenn der Wiederver- 
kauf in einer bestimmten kurzen Frist erfolgt. 

Bevor wir die Frage der Einschreibegebühren verlassen ^ soll 

daruii eriiincrt worden, dass der zweite Dezime, welcher durch Gesetz 
vom 14. Juli 1855 bis zum 1. Januar 1858 allen ursprünglichen 
Steuern hinzugefügt und dessen Erhebung seitdem von Jahr zu Jatir 
verlängert wurde, diu ( h iiesetz vom 8. Juni 1864 für die Einschreibe- 
gebühren auf die Hälfte ermässigt wordeii ist. Dieser halbe Dezime 
ist durch das Fiuanzgesetz vom 18. Juli 1866 autgehoben für Pacht- 
verträge und Kaufverträge über Immobilien, für Obligalioiieii und 
Hypotheken-Instrumente etc. 

Die Summe der Einschreibe-, Gerichts-, Hypotheken- und ver- 
schiedenen Gebühren beträgt im Budget für 1868 im Ganzen 
840,748,000 Frcs. (90^866,133 Vs Thlr). 

§. 3. Zuckersteuer. 

Die Departements, welche Zuckerrüben bauen, haben über die 
Hdhe der auf dem einheimischen Zucker lastenden Steuern ge- 
kl^ Es ist am Platze, hierbei zu berücksichtigen, die Steuern, 
deren Hohe seit 1855 mehremal geändert ist, und die Menge des 

fabrizirten und des veizclu teu Zuckers während der letzten 10 Jahre. 
Auch habe ich die Zuckerpreise zusammcn-stcllen lassen, doch haben 
die Pariser Handelsagenten dieselben nur für die Jahre von 1858/U 
an beschafifen können. Die naclh^tohende Tabelle ist von der General- 
Direktion der indirekten bteuern auigesteUt 
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83,126,618 
151,514,435 
132,a50,b71 
126,479,962 
100,876,286 
146,414.8S0 

173,677,253 
108,466,741 
149,014,316 
26^489^2 


79,686,,542 

78,071,137 
111,877,112 
1(:.5,273,522 
104,974,053 

94,196,332 
132,893,4::i9 

142,376,5^5 
77.528,884 
57,044,277 

132^255^78 


7Ü,()U Frcs. 
64,00 „ 
76,00 „ 
63,00 .„ 

54,7.5 ,« 
88,00 „ 
64,50 „ 
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0ie Zahl der Zncker-Fabriken wShrend derselben Jahre war 
folgende: 



T 



Fabriken. 



T 



iAmSl.Dezbr. 
I in Thätigkeii 



Am 31. Dezbr. 
ruhend 



Jahr. 



Fabriken. 



Am 31. Dezbr. 
in Thätigkeit 



Am31.Dezb^ 
ruhend. 



1855 
185B 

1858 
1859 
1860 
1861 



276 
282 
338 
348 
335 
328 
346 



11 
9 
5 
13 
85 
8 
7 



1862 
1863 
1864 
1865 
1866 
1867 



362 
366 
397 
419 
441 
438 




ImBudget iir 1868 beträgt dieRübenzuckerstetter 56,583,000 Frca. 
(15,088,800 Tlilr.*) 

§. 4. Steuern auf Spiritus und Wein. 

Die Besteuerung der Getränke ist in der Enquete der Gegen- 
stand vielfacber Angriffe gewesen. 

SphUus. Wenige haben über die Steuer von 90 Fr. (liber 
8 Sgr. für das Quart) geklagt, soweit der Spiritus unmittelbai m 
den Konsum übergeht. 

^ Es wäre jedeofalls interessant und beMirrad geuwra» weno man Tersucbt 
hätte, die höchst erbeblichea Scliw^nkungeo der Koosumtioo, die sich nicht allein 
durch die wechselnden Preise erkl&reo lassen, anf die veranlassenden Ursachen 
zurück/.ufübren. 

Wir dürfen bei dieser Gelegenheit unsere Leser daran erinnern, dass in 
Fraüitreich die Steuer für Rübenzucker nicht, wie im deutschen Zollverein, von 
den Rnbsn, also dsm Rolunateiial, «rhoben wird, sondern Ton dem Prodokt ttiid 
zwar in zweierlei versebieddiier Weiss. In den sofjenannten aboonirtsn Fabriken 
wird die Steuer von dem wirUich prodnsirten Zocker erhoben und «war 43 Fr. 
pro 100 Kilogramm (6 Tblr. für den pr. Ctr.) vom Zucker einer bestimmten 
Type. In den anderen Fabrilien wird mittelst eines Araeometers der Zuckergehalt 
Hofi gewonnenen KüboTssaftcs nrnh i jriem bestimmten Vorhältuiss berechnet, und 
hierauf^ in Verbindung mit der Menge des produzirtcn Rübensaftes die Zucker- 
produktion bestimmt, darn.-'ch aber die Steuer erhoben. Diese so besteuerten 
Fsbfiken arbeiten mit grösserer Sorgfalt, da es darauf ankommt, die so Ter- 
atenernde Uenge Zncker und wo Baöglich etwas mshr zu gswinnsn. In noch 
höhsrein Grade ist dies bsim zollTereinsIändisdlisn Znekerfabrikanten der Fall, da 
es bei ihm darsnf ankommt, aus einer möglichst geringen Menge Rüben einen 
Centner Zucker zu gewinnen. Rechnet man 13 Centner Rüben als zu einem 
Centner Zncker nothwendig, &o beträgt die Steuer für den Ceutner Zucker 3 Thlr. 
)4 Sgr», deren Betrag durch die grösseren Fabrikationskosten etwa« erhöht wird. 

F. 
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Wenn daher Destillateure und Rübenproduzenten eine Herab- 
setzung der Steuer verlangen, welche ihrer Meinung nach den Kon- 
sum vennehren würde, so hielt doch die grosse Mehrzahl der Ver- 
nommenen, wie Eigen thümer, Pächter etc. jede Herabsetzung für 
äusserst nachtheilig, weil dadurch der schon so verbreitete Brannt- 
weingennss noch veiatirkt vürde und xwar auch auf dem I^uide, 
was sowohl der Sittlichkeit als der Gesundheit der ländlichen 
Arbeiter Schaden bringen müsste. 

Aber Viele haben sich gegen diese Steuer erklart, sofern sie 
von Spiritus gezahlt werden soll, welcher zum Veracliinmden der 
Weine (vinage) dient; eine ziemlich grosse Zahl von Departement«- 
Konimissionen hat verlangt, dass für diesen Zweck die Steuer auf 
20 Fr. herabgesetzt werde. 

So zahlreich indessen diese Reklamationen sind, so finden sie 
doch ein bedeutendes Gegengewicht in den Anforderungen der eigent- 
lichen Weinbaugegenden, wo der Wein nicht verschnitten wird; es 
liegen gegenwärtig Petitionen mit zahlreichen Unterschriften in dieser 
Frage vor. In diesem Kampfe behaupten die Destillateure, die Ver- 
treter von 60,000 Landwirthen sn sein, diejenigen Petenten dagegen, 
welche sich einer Herabsetzung widersetzen, sagen, sie seien die 
Vertreter von 1^/^ Hill. Familienvätern, deren Interessen durch eine 
Herabsetsung der Spiritussieuer verletst werden würden. 

Die SjpintuafaJMkeadm behaupten, dass, seit durch Gesetz 
vom 8. Juni 1864 die steuerfreie vmage in den 7 Departements des 
Südens, wo dieselbe gestattet war, angehoben ist, der Spiritus we- 
niger Absats findet, und dass die Spirituslabrikanten sich gezwungen 
sehen wurden, den Betrieb einzustellen. Damit wurde aber der 
Rübenbau vernichtet uüd in Folge dcsseu die Mast mit den Hück- 
ständen vermindert werden, die Fleischpreise würden steigen und 
eine neue Veranlassung gegeben zum Verlassen des platten Landes 
und zur Einwanderung in die Städte. Dagt Li n würde eine Herab- 
setzung der Spiritussteuer dazu beitragen, dass sich auf dem Lande 
immer Arbeit fände; sie würde der Fleischerzeugung einen neuen 
Anstoss geben und den allgemeinen Wohlstand erhöhen, wie diese 
Industrie seit 30 Jahren im Dep. du Nord den Wohlstand Aller 
gefordert habe. 

Seitens der WekifrodiatwUn oder Derer, die sich das Ansehen 
geben, in ihrem Namen su sprechen, wird behauptet, dass durch den 
2asatK von geringer besteuertem Spiritus zum Weine sein Werth 
cum Nachtheil der Gesundheit und aum Schaden des guten Bnfes 
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alier französischen Weine Termindert werden würde; die wirklich 
guten Weine würden verringert, geringe Weine würden erzeugt und 
der Staatsschatz durch zahlreiche Defrauden beeinträchtigt werden. 
Sie bemerken aasserdem, dass die Zuckerrübe nicht aoIhSren würde, 
ihre Verwendung bei der Zuckerfabrikation und bei der Yiehfüttef ong 
zu finden* 

Der Gegenstand ist nicht neu und hat 1864 dra gesetzgebenden 
Körper beschSiUgt 

Die Vinage besteht bekanntlich darin, dass dem Weine eine 
bestimmte Menge Spiritus zugesetzt wird, und zwar geschieht dies 
bei Weinen, deren hoher Zuckergebalt eiue zu lange Gährung ver- 
anlasst, j^vodurch der Wein leicht leidet; der Zusatz von Spiritus 
soll die Gährung unterhrechon, den Wein konserviren und ihn auf 
weite Entfernungen trauaportabel machen. Die zuckerreichen Weine 
des Südens erhalten daher einen Zusatz von 3,5 bis 1,4 ^/^ Alkohol, 
sind sie aber zur Ausfuhr in ferne Länder bestimmt» einen grösseren,, 
der zuweilen bis auf 25 bis 26 ^(q steigt 

Der steuerfreie Zusatz von Alkohol war bald gestattet, bald 
verboten und wurde 1824 geordnet. Von da ab wurde die Konsum- 
steuer nach dem Yerhaltniss des im Weine über 21 % enthaltenen 
Alkohols bezahlt, und in Folge einer mangelhaften Bedaküan erst 
von dem über 25 

Dadurch wurden dem Staatsschätze und den Weinbauern nach- 
theilige Missbräuche herbeigeführt, und wurde die Frage durch eine 
zu diesem Zwecke ernannte Kommission im Jahre 1850 untersucht. 

Ein auf Grund des Finauzgesetzes eilabseues Dekret vum 17. März 
1852 löste die Frage wie folgt: 

„Art. 21. Der zum Verschneiden des Weines benutzte Brannt- 
wein soll ferner nur steuerfrei sein in den Departements: Ostpyrenäen, 
Aude, Tarne, lierault, Gard, Rhonemündung und Vars. 

„Die auf diese Weise steuerfrei verwendete Menge Spiritus soll 
5 Liter auf das Hektoliter Wein nicht übersteigen, und nach dem 
Verschneiden, das nur in Gegenwart des Vorstehers des Steueramtes 
geschehen soll, darf der Wein nicht mehr als 18 "^/^ Alkohol enthalten. 

„Wenn der Wein mehr als 18 und nicht über 21 ^j^ enthält, 
wird er wie Wein besteuert und zahlt ausserdem für den Alkohol 
über 18 % die doppelte Konsum- und Eingangssteuer und das 
doppelte Oktroi. Weine, die mehr als 21 ^/^ Alkohol enthalten, 
weiden nioht mehr wie Weine, sondern wie Branntwein beim Konsum, 
beim Eingange und beim Oktroi besteuert^ 
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Diese ßestimmüDgen galten für den im Inlande getrimkenen 
Wein; Ausfubrweinen durlte eine grosaerd Menge Spiiitas sugesect 
werden, jedoch nur in den EinechifftingshSfen. 

Diese Gesetzgebung, welche für 7 Depaitemente eine besondere 
Besteuerung anordnete, gab au vieUachem Tadel Veranlaflsiing seitens 
derjenigen Weinproduzenten, welche nicht daran theilnchmen konnten. 

Deshalb schlug die Regierung im Jahre 1864 auf Wunsch yieler 
Deputirten die Abschaffung dieser Ausnalimebestimmungcn vor, und 
trotz deij ^VldclstaIlde8 der Abgeordnctcu der bütheiligteu Depar- 
tements nahm der gesetzgebende Körper mit 212 gegen 33 Stimmen 
im Finanzgesetz folgenden Artikel an: 

^Die Bestimmungen des ersten Paragraphen von Artikel 21 
des Dekrets vom 17. März 1852, welche den in dem ge- 
nannten Artikel aufgeführten Departements' ausnahmsweise 
den Erlass der Spiritussteuer für zum Verschneiden des 
Weines benutzten Branntwein bewilligen, treten mit dem 
1. Januar 1805 ausser Gültigkeit'* 
Dabei wurde vom Bagierungskommissar erklärt, dass die Steuer* 
freiheit für zur Ausfuhr bestimmte Weine auch femer statthaben 
solle, wodurch die Provinzen des Sudens in hohem Masse BerQck- 
sichtigung fanden. 

Es wurden z. B. im Jahre 1862 in jenen Departements 3,700,000 
Hektoliter Wein mit Alkohol verscimitien, wozu 73,000 Hektoliter 
Spiritus verwendet wurden, davon allein 53,000 Hektoliter zu 
Weinen, die ausgeführt werden sollten (1,261,000 HektoL) und nur 
20,000 H. für Weine für den inländischen Verzehr. 

Die Regierung konnte mit Recht sagen: „Die Aufhebung wird 
auf keine Weise den Weinen des Südens Schaden bringen und wird 
nur den anderen Weinbau treibenden Departements eine Genugthuung 
gewähren, welche nicht ohne Grund sich Sorgen machen über die 
bedeutende Ausdehnung, welche seit der Einführung von Eisenbahnen 
der Konsum der Weine des Südens in allen Theilen Frankreichs 
gewonnen hat" 

Gegenwärtig verlangt man nicht die Rückkehr einer theilweisen 
Ausnahmemassregel, sondern man verlangt eine Massiegel allgemein 

für alle Departements zu Gunsten des zum Verschneiden benutzten 
Spiritus. Es handelt sich nicht mehr um die Erleichterung des 
Transportes und des Handels mit den Weinen des Südens, es lian- 
delt sich hauptsächlich darum, den Eübenbrennereien Absatz zu 
verschaffen. 
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Lässt man selbst die von den Wein Produzenten gegen die 
Herabsetzung der Spiritossteuer erhobenen Einwände bei Seite, so 
lässt sich doch annehmen, dass der Verbrauch von Spiritus sur 
Vmage nicht diejenige AnsdehnuDg gewinnen kann, welche die 
Branntweinbrenner wfinachen, dass also durch eine Herabsetzung 
der Steuer die Lage der Brennereien des Nordens nicht wesentlich 
verbessert werden würde. 

Bevor das Oi'dium auftrat, betrag die Weinernte im Mittel 
• 37 Mill. Hektoliter, wovon ungefähr 10 Mill. zur Branntweinbrennerei 
verwendet wurden (2—3 Mill. in der Charonte und 6—7 Mill. io 
lieraulr, Gard etc.j. Die Spiritusfabrikatioii aus Rüben, Melassen und 
mehligen Stoffen betrug damals nur höchstens ein Zehutheii der 
gesammten Spiritusproduktion. Als itiige Jahre später die Ver- 
wüstungen des Oidiuiiis die Weinproduktinn auf im Mittel 21 Mill.llekt. 
herabdrückte, die Departemeuts im Siideii demnach nur uoch die 
Treber und verdorbenen Weine zur Spiritusgewinnung verwendeten, 
der Konsum aber in Folge des Mangels an AVein stieg, wurden 
grosse Mengen Zuckerrüben, Melassen und Getreide in die Brannt- 
weinbrennerei eingeführt. So blieb es noch 1863. Zwar wurde 
wieder mehr Weinspiritus hergestellt, aber der Konsum hatte sich 
dermassen entwickelt, dass die Nachfrage noch die Produktton über- 
traf tthd Spiritus eingeführt werden musste. 

Im Jahre 1865 war aber die Weinernte eine so reiiehe (beinahe 
69 Mill.' Hektol.), dass trots der steigenden Ausfuhr (etwa 1 7& Mill. 
HektoL) und trots des erleiehterten Absatses im Inlande die 
Besitzer der Weinberge eine viel grössere Menge Wein als in den 
Jahren vorher zur Ihauiitweinbeieituu^^ verwenden mussten. Die so 
vermehrten Mengen von Weinsprit macliteii dem Spiritus aus Rübon 
und mehligen Stoffen, deren Pfoduktion fast dieselbe geblieben war, 
iiatürlich Konkurrenz, und musste diese Steigerung der Produktion, 
welche die Ansprüche des Konsums und der Ausiuhr übertral^ ein 
Fallen der Preise zur Folge haben. 

Die Ermaasijfung der Spiritus Steuer auf '20 Frcs. für den zur 
Vina€fe verwendeten Spiritus dürfte schwerlich einen ernstlichen 
Einfluss auf die bezügliche Industrie der Nordprovinsen ausüben. 
Es sind in den südlichen Provinzen au diesem Zwecke niemals über 
100,000 Hektol. Spiritus verwendet worden, und davon ist mindestens 
die Hälfte für Ausführweine benutzt; für diesen letzteren ist der 
Spiritus aber steuerfrei. Was den Spiritus betrifft, der dem Weine 
für den Konsum im Inlande hinzugesetzt wird, so werden die 
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Weinbergsbesitzer zunächst immer denjenigen Spiritua verwenden, 
den sie alljährlich selbst vai labriziren sich genöthigt sehen. Diese 
gezwungene Fabrikation erreicht pro Jahr ungefähr 130,000 Hektol. 
Ausserdem steht es fest, dass der Gebrauch, die Weine mit Spiritus 
ZU verschneiden, jedes Jahr mehr abnimmt. Die WeinbergsbesiUer 
verkaufen viel zeitiger, als eliemals, und ihre Weine, weniger reich 
an Zucker, erfordern auch weniger eioen Zusatz von Spiritus, so 
dass im Herault selbst die Stimmung gegen jede Ermässigung der 
Spiritusstener zu Gunsten der Viaaffe isi 

In den mittleren« westlichen und Sstlichen Departements ist die 
Vmage niemals im Gebrauch gewesen, selbst als der Spiritus hierzu 
steuerfrei war. Die Branntweinbrenner glauben indessen, dass der 
Spiritus während der Gährung in die Bottiche gethan werden müsste, 
und so hat man von verschiedenen Seiten verlangt, dass die Steuer- 
ermässigung sich nur auf die also verwendeten Mengen Spiritus zu 
erstrecken habe. 

J)ieser Wunsch würde bei der Erfüllung noch ernsteren Schwie- 
rigkeiten begegnen; denn man begreift, dass die Steuerbeamten zu 
derselben Tieit bei allen Weinproduzenten anwesend sein müssten, 
die dadurch uöthig werdende Vermehrung ihrer Zahl aber bedeutende 
Kosten verursachen würde.*) 

Neben einer Ermässigung der Steuer auf Spiritus, der zur 
Vinage benutzt wird, haben sich noch zwei andere Forderungen 
geltend zu machen versucht: 

1. Soll deijenige Spiritus, der nicht zum Konsum, son- 
dern zu industrieüen Zwecken dient, steuerfrei bleiben. 

2. Soll auch deijenige Spiritus, welcher zum Saus- 
gebnmch des Produzenten dient, aJso nicht in den Handel 
kommt, von der Steuer befreit werden. 

Diese Massregel wurde, so meint man, für den Landwirth, der 
eine Brennerei besitzt, sehr wichtig sein wegen der sich immer 
mehr befestigenden Gewohnheit, auf dem Lande den Arbeitern Mor- 
gens eine kleine Menge BraDiitwein zu verabreichen. 

Die Antwort auf den ei stören Wunsch enthalten die Gesetze 
vom 8. Dezember 1814, vom 24. Juli 1S43 und die königliche 
Verordnung vom 14. Juni 1844, welche demselben Genüge thun. 



*) Im Original folgt hier ein« Tabelle fiber die in den Jahren 18&4 bis 18€4 
prodwirten und verstenerten Mengen Spiritiu» die dafnr gexahlte Steuer nnd den 
prodnslrten Wein» die w glaubten abergehen zu tollen. F. 

15 
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Bas Gesetz vom 8. Dezembar 1814 nimmt in Art SO ausdifick- 
lich den von Fabrikanten verbrauchten Spiritus von der Steuer aus 
unter der Bedingung, dass derselbe in Gegenwart von Steuerbeamten 
derartig denaturirt werde, dass «r nicht mehr in den Konsum ge^ 
bracht werden kann. Desgleichen befreit das Gesetz vom 24. Juli 
1843 jede Art von Spiritus von allen Steuern (Einfuhr, Konsum. 
Detailveikaui), welcher auf solche Weirie denaturirt ist, dass er flieht 
meJiT ah Getränk verbraueht werden kann* 

Die königliche Verordnung vom 14. Juni 1814 setzt die zu 
erfällenden Ilediuguugen fest, sowie eine Dcaatuairuiigs- Abgabe, die 
je nach der Bevölkerung der Stadt und je nach der Menge des 
verwendeten Dcnaturirungsmittels sich ändert, aber niemals, sell)st 
in Paris nicht, 28,8 Frcs. für den Hektol. übersteigen darf. Die 
Denaturirungs-Abgabe hat folgende Höbe: 



Menge des in 
denaturirtcni 
Spiritus enthal- 
tenen Dcnatu- 
rations-Mittels. 


In den Gemeinden 


ohiM BiftsuiKiiteim; 


mit BivcBiifMteMr. 


Unter 
4000 
BinwoDMT. 


Von 4000 
bis lOUM» 
Einwohiiw. 


Von 10,000 

bis 30,000 
Bintrobner. 


Von 20,000 
bis MiOOO 
BinwoDnar. 


Uebor 
BlATToluter. 


In Paris 




Frcs. Cts. 


Frcs. Cts. 


Frcs. Cts. 


Frcs. Ct.s. 


Frcs. Ct<!. 


Frcs. 




2—3 Zehntel 


19 20 


21 CO 


24 00 


28 40 


28 80 


2s 


SO 


3—4 Zehntel 


16 80 


18 90 


21 00 


23 10 


2:") 20 


25 


20 


4-5 Zeliutel 


14 40 


16 20 


18 00 


19 80 


21 GÜ 


21 


GO 


üeber 5 Zehntel 


12 00 


13 50 


15 00 


16 50 


18 10 


18 


OU 



Das Princip ist also angenommen; die einzige Schwierigkeit liegt 
darin, eine Denaturirung auszuführen, welche genügend ist und den 
Spiritus doch nicht unbrauchbar für industrielle Zwecke macht 
Laut der Verordnung sollen zur Denatorimng verwendet werden 
können Oele ans Theer, Holz, Steinkohle, Terpentin, Schieferöl, 
Naphta etc. Auch hat man sich des Methylens bedient, aber die 
Ergebnisse waren nicht genügend. Bezügliche Untiersnchungen 
werden fortgesetzt, und sobald bessere Methoden gefunden sein 
werden, so ist nicht zu bezweifeln, dass die Verwaltung ihre An- 
wciuluiig begünstigen wird. Der Staatsschatz würde dabei wenig 
verlieren, indem gegenwärtig diese Abgabe nur 100,000 Frcs. ein- 
bringt. *) 



*) Diese geringe Suinme liefert den Beweis, in ivie geriugem Hasse man von 
der DeMtarirnng tiebranch macht, einerseits wegen der damit Terbnndenen 
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Was die zweite Forderung betrifft, so haben die Steuerbeamten 
den Auftrag, dass nicht zu untersuchen sei, was ein Landwirth für 
den Hausgebrauch an Spiritus brennt; wenn er dagegen für den 
Verkauf brennt, so muss er versteuern, was er fabrizirt, denn in 
diesem Falle ist die Schalung zu schwierig, wie viel von der 
deklarirten Menge abzuziehen ist für den Hausgebrauch, was über- 
dem sehr wenig ist 

Wein* Wenn man sich nur in einigen Departements mit der 
Frage einer Steuerermä,ssiguug für SpirUus beschäftigt hat, so haben 
im Gegcntheil alle weinhauenden Departement« über die Weinstmer 
und die damit verbujuk'iieii Belästii;ungcn geklagt, und sind in 
dieser liezitlning alle zu den vcrscluLdeiisten Zeiten gemachten 
Vorschläge auts Neue hervorgeholt worden, welche der Hauptsache 
nach darin bestellen, an die Stelle der verschiedenen Steuern 
entweder eine Erhöhung der Onmdsteuer für Wcinbern:e oder eine 
andere einzige Steuer zu setzen, die im Augenblick der Ernte oder 
des Verkaufs zu erheben sei. 

Aehnliche Ideen sind schon oft ausgesprochen worden, insbe- 
sondere bei Gelegenheit der 1850 veranstalteten Enquete, aber .sie 
sind schon damab unausführbar erschienen: die meisten Vorschlage 
sind sogar schon versucht worden; es sind in der That wenige 
Steuern so oft, wie die auf den Wein, geändert worden/) 

Ohne einen genauen historischen Abriss der Veränderungen zu 
geben, welche die bezügliche Gesetzgebung nach und nach durch- 
laufen hat, müssen doch einige Zahlen mitgetheilt und ein Wort 
gesagt werden Über die verschiedenen Systeme und deren Erfolge. 
Letzteres erscheint um so nothwendiger, als die versuchten und 
wieder aufgegebenen Systeme auf Grundlagen beruhten, welciic heute 
noch vorgeschlagen werden. 

Die iSteuer vom Inventariam^ welche durch Gesetz vom 5. Ventoso 
des Jahres XU und diejenige, welche auf den Verkauf und Wieder^ 

Scheerereien, andererseits weil die voigescliriebeueu Methoden den Spiritus 7ii 
vielen Zwecken nnbrauchbar machen. Dagegen werden in England euoruio 
Mengen Spiritus denaturirt. F. 

*) Obgleich diete Erörterungen für uns keinen positiven Werth baben» da bei 
uns auf dem Weine keine (»csonderc Steuer ruht, so dürften sie doch insofbrn 
einiges Interesse bieten, als sie den Beweis liefern, dass die Klage, die landw. 
Proiiuktion sei bei nn'? vnn viclet» und drüclicndeii Stonorn j»escli"uligt, im Ver- 
gleich mit (ioii Verhältiiissoii in l'^rarikreich als v(illstäiuli<f iiichtifi' erscheint; über- 
haupt giebt dies pranzp Kapitel <1< in unbefangenen Leser sehr viel Material zu be- 
lehrenden Vergleichen au die liaud. F. 
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verkauf im Grossen 1806 gelegt wurde, wurden ziisainmen 1808 
abgeschafft in Folge der unaufhörlichen Unzuträglichkeiten, welche 
dadurch zwischen den Produzenten, den Händlern und den Steuer- 
beamten hervorgerufen wurden. 

Eine Cwhäalionaahgabe^ verschieden nach den Departements, 
und eine Einffongmi^et fOx Gemeinden von mehr als 2,000 Seelen, 
vertheiit gemäss der Bevölkerung und der La^ des Departements, 
traten an ihre Stelle ; gleichzeitig wurde die Steuer auf den Deknl" 
verkauf von 10 7o des Verkaufspreises auf 16 Centimes für jeden 
Franc des Werthes festgesetzt. 

Xachdeni diese Steuern mit verschiedenen Modifikationeu lu 
Betreff iiirer Höhe bis 1848 bestanden, wollte die provisorische 
Regierung sie wieder aufheben und an ihre Stelle eine einzige 
Steuer setzen. Diesmal beabsichtigte man. das ganze bisherige 
System abzuschaffen, und die Motive der Verordnung vom 31. März 
1848 zeigen, welche Wichtigkeit die Kegierung darauf legte, ein ganz 
neues Steuersystem einzuführen. Dasselbe lässt sich darin zusammen- 
fassen: Abschaffung der Cirkulations- nnd Detailverkaufssteuer, Ab- 
schaffung der Ueberwachung, Auferlegung einer allgemMnw Kon- 
sumsteuer auf Wein und Branntwein, zahlbar beim Aufkauf oder 
bei ihrer Ankunft am Orte des Verbrauchs nnd veränderlich je nach 
den verschiedenen Departements^ nämlich für Departements 1. Klasse 
1 Fr. 25 Cts. pro Hektoliter, II. Klasse 2 Fr. 50 Cts., III. Klasse 
3 Fr. 50 Cts. und IV. Klssse 5 Fr. Für den Spiritus sollte die 
Steuer in allen Departements 34 Fr. betragen. Aber schon am 
22. Jimi hob eine Verordnung der National Versammlung die Ver- 
ordnung vom 31. März wieder auf und stellte die früheren Abgaben 
wieder her, da die Klagen allgemein gewesen waren. 

Ein Jahr spater wurde jedoch durch Gesetz vom 19. Mai 1849 
die Getränke - Steuer abgeschafft; ^ aber schon am 20, Dezember 
desselben Jahres wurde die Steuer wieder hergestellt und eine 
Kommission beauftragt, eine £nquete über den Gegenstand zu ver- 
anstalten. 

Seitdem hat das Prinzip der Steuer keinerlei Veränderung erfahren, 
nur die flöhe und die Art der Vertheilung ist geändert worden.*) 

*) Das Original bringt an dieser Stelle «osfohrliche Angaben in Ttbellenform 

über die Höhe etc. der Getränkesteaer in den verschiedenen Abstufungen, me sie 
1816, 1830 und 1852 festgesetzt worden; dieselben bieten für deutsche Leser 
kein anderes Interesse, als dass sie zeigen, wie verwickelt die ganze Stouererhebung 
ist. Wir iiabeu ait deülialb fortgelasseu. F. 
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Im Jabre 1852 hat eine der ersten Verordnungen der kaiser- 
lichen Regierung eine Verandttung getroffen, welche wesentlich för 

den KoDsutn im Schosse der Familie sorgte. Das Dekret vom 
17. März stellte die 1830 auf 10 ^/^ ermässigte Steuer von 15 "/o 
wieder her, setzte aber die Eingangsateiier (droit d'entree) auf die 
Hälfte herab und bestimmte die Grenze für den Detailverkauf auf 
25 Liter, während sie bisher 100 Litros war. 

Es ist noch an die neue Bestimmung des Finanzgesetzes vom 
25. Juni 1861 zu erinnern, welche von der Cirkuiationssteuer be- 
freit: 1. den Wein, den ein Weinproduzent von seiner oder einer 
öffentlich II Presse zu seinen Kellern schaffen laset) oder von einem 
seiner Keller sn einem anderen, in demselben Arrondissement oder 
in Greozkantons des Arrondissements, wo er geerntet ist, gelegenen. 

2. Die Getränke derselben Art, welche ein Halbscheidpächter 
oder ein Pächter dem Grnndeigenthnmer abliefert oder von ihm 
empfängt innerhalb derselben Grenzen, sei es als Theil des Pachte 
Schillings oder in Folge geltenden Gebrauches. 

Hierzu genügt ein Passirschoin. 

Trotz dieser Erleichterungen sind Klagen erhoben worden. Neu 
unt«r den gemachten Vorschlägen ist nur der der Departements-Kom- 
missiuu des Cöte d'Or, welcher der KeiiieniDg emplieiilt, ein System 
zu prüfen, welches alle Formalitäten bei der Cirkulation durch einen 
Stempel ersetzt, welcher am Absendungsorte dem Fasse angelegt 
werden solle und den Namen des Absenders, sowie den Namen 
und Adresse des Empfängers enthält. 

Es ist werthvoll darauf hinzuweisen, dass, wenn auch Wünsche 
laut geworden sind, diese doch einen viel ruhigeren Charakter haben 
als in frühereu Zeiten. 

Die Lage ist in der That in vieler Hinsicht auch nicht^ mehr 
dieselbe. Die Verwaltung der indirekten Steuern hat die Steuer- 
kassen bedeutend vervielfältigt, um überall, wo es nöthig ist» ihre 
Beamten den Produzenten liake zu bringen. Die Produzenten sind 
nicht mehr Reisen ausgesetzt, welche ihnen früher Kosten und 
Mühen verursachten. Ferner wird nicht bestritten, daas die Steuer- 
beamten in Folge der Anordnungen des Finanzministers ihr Amt 
mit mehr Schonung ausüben; es sind von keiner .Seite in dieser 
Beziehung Klagen eingelaufen, und niemaU sind die Steuererhebungen 
mit gleicher Leichtigkeit erfolgt. 

Bevor dieser Gegenstand beendet wird, ist es nützlich daran zu 
erinnern, dass trotz der Klagen, welche jederzeit gogen Steuern er- 
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heben werden, die Kultur des Weinstockee, weit davon entfernt, sich 
zu vermindern, in Ost- und Mittel-Frankreich sich mindestens ganz 
gleich geblieben ist, in Süd -Frankreich sich aber erheblich aus- 
gedehnt hat, wo im Departement H^ranlt allein 40,000 Hektaren, 

die frülier aiidors beuutzt wordcu, mit Weinstöcken bepflanzt wurden. 

§. 5. Die Oktrois. 

Die Frage der Oktrois (Konsumslcueiü), welchü wie hei uns die 
Mahl- und Schlaclitsteuor beim Eingange in die Städte von allen 
denkbaren Gegonstäuden, selbst von Holz, Kohlen etc. erhi>bon wor- 
den), schon so oft diskutirt, konnte nicht veriolilen, auch bei der 
Knquete angeregt zu werden. Dennoch spielt dieselbe bei der länd- 
lichen Bevölkerung nicht eine so wichtige Rolle, wie Viele glauben. 
Wenn von einigen Seiten versichert worden ist, dass die Oktroi- 
abgaben mit ihrer ganzen Last auf den Produzenten fallen, so ge- 
stehen doch viele Andere, dass die Stadtbewohner davon mindestens 
einen erheblichen Theil tragen, wenn nicht das Ganze; im Allge- 
meinen haben sich wenige Landwirthe gegen das Prinzip selbst aus- 
gesprochen, obgleich an einigen Orten das Beispiel Itolgiens von 
Leuten angerufen wurde, welche im Namen der Landwirthe sprachen. 

Dagegen haben sich viele Stimmen für eine Ermässigung der 
Tarife ausgesprochen, sei es in Betreff einiger Departements-Städte, 
sei es und besonders in Betreff der Stadt Paris, wohin aus so vielen 
Gebenden die landw. Erzeugnisse gesendet \verden. Die Oktrois 
sind sehr alten Ursprnn<]i:s. Reit Liidwij^ dem Kinde Jiaben viele 
(jemeinden Abgaben von den Lebensmitteln erhoben, welche das Ge- 
setz (resp. der Landesherr) ihnen zu erheben zugestanden (octroye) 
hatte; aber dpr Staat nahm davon einen grossen Theil vorweg. 1848 
Hess die Hälfte der Oktroi-Erträge in den Staatsschatz. 

Die National versamnünng hob sie am 19. Februar 1791 auf; 
aber bald reklamirten die ihrer Einnahmequellen beraubten Städte 
dagegen, und ein Gesetz vom 9. Germinal des Jahres V. vetfogte, 
dass durch die Gentraibehörde des Departements für eine Unter- 
stützung der Einkünfte mittelst indirekter Lokalabgaben gesorgt wer- 
den könne, nur sollte der gesetzgebende Körper die Auferlegung und 
Erhebung bestätigen. 

Zwei Jahre später, den 24. Vendemiairc des Jahres VII. führte 
ein am 27. dess. Monats vom ]\ath der Alten bestätigter Beschluss des 
Käthes der Füni hundert das Oktroi für Paris ein; eine neue gesetz- 
liche Massregei vom 5. Ventoso dos Jahres VIII. bevollmächtigte dio 
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Regierung, die Einführung von Oktrois und die dazu gehörigen Ta- 
rifo in ganz Frankreich zu bestätigen. 

Eine vom Staatsrath entworfene Verordnung^ von der Abtheilung 
für Finanzen nnd derjenigen des Innern vorher geprüft, ist 
nöthig, wenn eine Stadt an ihren Thoren Oktroi erheben will, dessen 
Taxe gleichfalls durch das Dekret festgestellt wird. 

Bis zu diesem Jahre konnte der Tarif nicht verändert werden, 
keine Abschaffung einer schon festgestdlten Taxe erreicht werden 
ohne dieselben Förmalitäten. 

Das Gesetz vom 24. Juli J><07 erweitert die Befugnisse der 
Gciiicinderäthc (hihin: 1. Die Taxen zu erniiissigon oder aufzuheben. 
2. Die Taxen auf iiöchstens 5 Jahie zu stunden. 3. Die Taxen auf 
höchstens 5 Jahre nm ein Dezime (Zehntel) zu erliülien. 

Die über diese Punkte gefas.sten Heschlüsse sind ohne Bestätigung 
seitens des Präfekteii verbindlich innerhalb der durch Artikel 18 des 
Gesetzes vom 18. Juli 1837 festgesetzen Bedingungen, wenn keine der 
Taxen das in einem allgemeinen Tarife festgesetze Maximum über- 
schreitet; der allgemeine Tarif wird nach Anhörung des General- 
rathes durch die öffentliche Verwaltung angeordnet Eine kaiserliche 
Verordnung ist nicht mehr nöthig, und eine Bestätigung des Präfekten 
genügt zur Verlängerung der Erhebung bestehender Zuschlage, sowie 
zur Erhöhung der Taxen um mehr als ein Zehntel, wenn sie sich 
innerhalb der durch den Generaltarif gesteckten Haximal-Grenzen hält 
An den Grundprinzipien, welche die Erhebung regeln, ist Nichts 
geändert Mehrere Gesetze haben die Höhe der Steuern begrenzt, 
welche von den Konsumenten bei den uuthwendigsten Lebemjraittelu 
erhüben werden können. 

Gegenstand des Oktrois sind die Gctriinke und flüssigen Lebens- 
mittel, die Esswaaren, die Brennstoüe, das Viehfuttcr und die Bau- 
materialien. Zu diesen kommen je nach der Üertlichkeit noch einige. 
Gegenstände, welche Nichts mit der Lundwirthschaft zu thun haben. 

Ausnahmsweise muss yai Marseille*), Aix und Martique vom 
Mehl Oktroi gezahlt werden, obgleich die Verordnung von 1814 be- 
stimmt hatte, dass von Getreide und Mehl kein Oktroi zu erheben 
sei, und obgleich diese Bestimmung niemals ausdrücklich aufgehoben 
ist Im Staatsrath hat das Komite für die Innern Angelegenheiten 

) Hier beträgt das Oktroi auf ICKX) Kilogr. ^icbentclten Molilcs II Frrs. fnro 
Ccntncr 4'^ Sgr.), auf 10()0 Kilotrr. nicht froboiiteltcii Moliles 8 Krcs. » pro t 'eniiier 
3-^ Sgr.) , ausserdem eine zeitweili{;e Zuschlagosteuer vou 2\) uutl resp. 24 Frcs. 
(pro Ceatuer 11| aod resp. i}| Sgr.). F. 
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Gelegenheit gehabt, in dieser Beziehung eine gut motivirte Ansicht 
ansznsprechen, wobei es erklärt, dass seiner Meinung nach das Ge- 
setz von 1816 die Bestimmungen der früheren Gesetze und Kog- 
lemen ts nicht aufgehoben habe, dass die in Artikel 16 des Gesetzes 
vom 9. Dezember 1814 gemachte Ausnahme von einer weisen poli- 
tischen Volks wirtbschaft eingegeben sei, nnd dass, wenn sie nicht 
vorhanden wäre, es selbst nothwendig erscheinen wurde, sie in 
unsere Gesetzgebung einzuführen. Wenn die Regierung dennoch den 
vorhin genannten Städten die bezugliche Erlaubniss gegeben hat, 
so hat sie sich dazu durch die dringendste Nothwendigkeit gezwungen 
gesehen, und sie achtet darauf, dass eine solche Nothwendigkeit an 
keinem anderen Orte eintrete. 

Die Steuern vom Vieh sind der Oegeüstand besonderer Auf- 
merksamkeit gewesen; diese Steuern sollen nicht allein nach dem 
Gewichte der Thiere verhoben werden (wenigstens wenn sie nicht 
über 8 Frcs. für ein Stück Rindvieh gelit), sundern das geschlachtete 
Fleisch, dessen Konkurrenz für die ärmeren Lentf» so wichtig ist, 
soll nicht mehr an Steuer bezahlen, als die Schiachtsteuer und das 
Oktroi beträgt 

Was den Wein, den Apfel-, Birnen- und Honigwein betrifft, 
so soll das Oktroi nicht über das Doppelte der Eingangssteuer (droit 
d'entree) gehen, welche der Staatsschatz in den dieser Steuer unter- 
worfenen Städten, d. h. in solchen, deren Einwohner mehr als 400O sind, 
erhebt Ausnahmen können nur durch ein Specialgesetz gestattet werden. 

Das vom Alkohol erhobene Oktroi darf die Eingangssteuer nicht 
übersteigen mit Ausnahme der wenigen Städte, welchen, um ausser» 
gewöhnlichen Bedürfnissen zu genügen, gestattet ist, ein höheres 
Oktroi zu erheben, wozu aber ein besonderes Gesetz erforderlich ist. 

Bis zum Jahre 1852 nalim der Staat vom Oktroi ein Zehntel 
vorweg, was durch die schon erwähnte Verordnung vom 17. März 
1852 beseitij^t wurde. 

Trotzdem behauptet man, das Oktroi beeinträchtige durch seine 
Höhe die Vermehrung des Konsums, zumal in den grossen Städten. 
Es ist mir daher nothwendig erschienen, der Conunission superieure 
die Tarife einiger der grossesten Städte vorzulegen.- Sie sind unter 
den höchsten ausgewählt und beginnen mit denjenigen von Paria, 
die am meisten angegriffen sind.*) 



*) Es siod nur solche Gegenstände aufgefährt» welche cur Landwirtluchaft in 
BeiiehuDg stehea. F 
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Paris. 

in Ffts8«ni, pro Hektoliter 10,00 Pres.*) 

dito in Flaschen, dito 17,00 

Heiner Alkohol in Branntwein, Liqnenren ete., do. . . . 23,5<) 

Apfel> Birnen« nnd Honi^ein. dito 3.80 

j mit 0;>-0,3 Zusatz, do 7,00 

Denaturirter Spiritus ^;^Zli ^ l ] ] [ ] [ 

V mit über 0,5 „ „ 4,30 

Eingeffthrtoft Bier, dito 3,80 

In der Brauerei, dito 2,fö 



■ 1 v»iu II. 1 r aus den Pariser Schlacbthfiusem, 

RiEd-, Kalb-, Hammel-, j |qq qqr 

Schweiue-, Ziegenfleisch 1 ^J^A u ' ' j j-* * * intc 

^ ^von auswärts kommend, dito . 10,55 

Butter jeder Art, dito 10,00 

Eier, dito 2,50 

_j , . I hartes, das Stere (etwas über 8*2 Ktibikfuss) 2,50 

Brennholz [ ^^j^j^^^ ^-^^ 

Reisig Ton hartem Holz, dito 1,50 

dito von Idchtem Holz, dHo 0,90 

Holzkohlen per Hektoliter 0,50 

StehikoUen jeder Art, per 100 Kilognunm 0,ßO 

i weiches, dito * . 7,,t0 

Banmaterialien in Eisen, per 100 Kilogramm 3,00 

dito in Guss, ^ dito 2,00 

Heu und andere trockene Futtennittel, pro lOOBund aoKilogr. 5,00 

Stroh, dito 2,00 

Hafer, per 100 Kilogramm 1,25 

Burdeftiix. 

Wein in Fässern und in Flaschen, pro Hektoliter .... 1,20 

Reiner Alkohol, dito 16,00 

Denatarirter Spiritus mit 0,2 - 0,3 Znsatz, dito 2,56 

„ 0,3-0,4 „ 2,24 

n 0,4 0,5 ,, ,, 1,92 

« nber 0,5 „ „ 1,60 

Apfel- und Bimenwein, pro Hektoliter 1,00 

Bier dito 5,00 



»1 



»1 

H 

» 

1» 
<♦ 
»♦ 
*» 

»» 
»» 



11 



*1 
11 
11 
11 



11 



*) Bei allen diesen Gegenständen kann ausierdem noch ein Dezime (Zehntel) 
erhoben werden, und noch ein zweiter Dezime, nur nicht vom Wein in Fässern, 
vom Apfel- und Bimenwein, von dem in Paris gebrauten Hier and vom Fleisch. 
Die Einnahmen fliessen allein in die Stadtkasse, während der Staat von den Ge- 
tränken noch eine besondere Steuer erhebt. 

**) Für das in Paris geschlachtete Fleisch ist ausserdem eine Schlachtgebühr 
Ton 2 Free, for 100 Kilogramm in Mitriditeii. 
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LebfMHlcs Violi: l) Kiutler, Hammel, Lämiuer, Zicgcu, pro 

ilM) Uilogiamiri 4,40 Fics. 

2) Kälber, Fei-scu, Schweine, dito G,2U „ 

Frisches, auswärts geschlachtetes Fleisch, wie I , dito » . 8,75 „ 

M fi n wie 2, dito . . 9,05 „ 

Butter, dito 10,00 „ 

Hartes Breunholz, per Stere 0,90 „ 

Woiches dito dito 0,04 „ 

Holzkohle, piT KHI Kilogramm 1,00 „ 

Heu uud andoie i''utteriirduter, trorken, dito 0,70 „ 

dito grüu, dito 0,30 „ 

Stroh, dito 0,20 „ 

Hafer, pro Hektoliter 0,50 „ 

miarsei 1 1 e. 

Wein in Fässern nnd Flaschen, pro Hektoliter 2,40 „ 

xVIkohol 16,00 „ 

Denütnrii tcr Spiritns, wie Bordeaux. 

Bier, pro Hektoliter I(i,(j0 „ 

Gebeuteltes Mehl, pro KKX) Kilogramm 11,00 „•) 

üngeheuieltes Mehl, . . . dito -. 8,(X) „") 

Rindvieh, Hammel, pro 100 Kilogramm 6,00 „ 

Kälber, Lämmer, Schweine, dito 8,00 „ 

Fleisch in Stücken, dito 12,00 „ 

Heu jeder Art, pro 1000 Kilogramm 12,00 „ 

Stroh, dito 10,00 , 

Hafer. |.!.. 2 Hektoliter 1,«) « 

Fraiiz<j>is, lie Holzkohlen, pro lOU Kilogramm . . . , . . 5,0U ,. 

Fremde Holzkohlen, .... dito I2,f)0 



Die mitgetheilten Tabellen zeigen, welche Erzeugnisse der Land- 
wirthschalt vom Oktroi gctronen werden, uiul in welchem Maasse. 
Ein vom iMnanzuiiniiiter aulgestclltcr und den («eneral-lliithen zur 
Begutachtung raitgcthcilterFiiitwurf eines (icneral- Tarifs, durchweichen 
das 31:i\iiiuiin dor Höhe des Oktroi's reKtü;e«tellt werden soll, hat 
kein weiteres landwirthschaftlichcs ErzüUguiäs aufgeuommcoj Mehl 
uud Getreide bieibeu ausgeschlossen. 



*) Zn dieser Prinzipalsteuer kommt noch eine Zuschlagstouer von 2D Frcs. 

") 7a\ der Priuzipalstcncr kommt noch eine ZuschlagSBteuer von 24 Frcs. 

"*) biis (>ri{?mal entliält ausserdem noch die Tarife von Rouen, Lille, Havro 
und Aix, doch glaubten wir, dass die oben mitjjethclHon nonü^cn wünlen, um dem 
Leser eine Vorstelluiii: von den liezü^rlirhetj , von don uu.srigeii so durchaus ver- 
schiedenen Verhüll iiisxMi zu geben l iii dies noch deutlicher zu machen, sollen 
hier die wichtigsten Tarifsätze in deutscheu Muassen und (Joldwerlhen wiederholt 
«erden. 
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Was die Höhe der Steuer betrifft, so sie nach dem E Utwarfe 
venchieden je nach der Grosso der Stidte, die in dieser Beziehung 
in 5 Klassen getheilt sind; sie ist nach der mittleren Höbe der 
gegenwartig gültigen Tarife berechnet, aber in der Weise, dass sie 



per Ohm. 

Wein in Fäasem in Paris 3 Thir. 20 Sgr. 

„ iu Flaschen in € „ 7 „ 

,1 in Burdeuiix — n l*^^ >» 

,, in Marseille — » »» 

Alkohol iu Paris 8 „ 12^ „ 

„ in Büideaux nmi Mnrstnllc 5 „ 16 „ 

, deualurirter mit mein als bO% Zusatz iu Paris . . l „ 173/ui„ 

„ in Bordeaux nod llarseille >. »> 17| » 

Bier, fremdes, in Paris 1 „ 11% i> 

„ in Paris gebrautes 1 — » 

„ iu Bordeaux 1 » 25 » 

ia Marseille 3 „ 20 

per Ccutner. 

Fleisch in den Pariser Schlachthäusern 1 Thlr. I3-5 Sgr. 

„ uucli Paris geschlachtet eiiigctohrt 1 l^V, „ 

„ vom Rind etc. iu Bordeaux l „ 5 » 

„ vom Kalb ete. „ 1 „ „ 

„ in Marseille . 1 „ 18 ,« 

Butler in Paris Qod Bordeaux 1 » 10 „ 

Bier io Paris — „ 10 „ 

per Klafter. 

i^reaoboJz, hartes,, in Paris 2 TUlr. (>j Sgr. 

n jt in Bordeaux . . . . , — v 24 „ 

„ weiches, in Paris 1 „ K'.« ,1 

„ „ in Bordeaux — „ I13 » 

Reisighols» hartes, in Paris 1 » 10 „ 

„ weiches, in Paris — n 24 „ 

!4utKholz, tartes, in Paris 8 „ I0| „ 

„ weiches, in Paris . . ^ 6 20 

per Centner. 

Qeu, Luzerne etc. iu Paris — Tblr. 4 Sgr. 

„ „ „ „ Bordeaux — „ 3 „ 

M „ „ „ Marseille - „ 5 

F uttorkränt er, frisch, io Bordeaux — « »1 

Stroh in Paris . , - „ 1% « 

„ in Bordeaux n % n 

„ in Marseille — „ 4 „ 

Hafer in Paris — ». & »1 

„ in 15ordeaux — „ 4 „ 

„ in Marseille — » 7% „ 
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eher etwas erhöht als erniedrigt ist, geeignet, die Einnahmen der- 
jenigen Städte, welche jetast die niedrigjBten Taxen haben, etwas zu. 
vermehren. Das Oktroi von Paria bleibt zur Zeit von dem General- 
Tarif auBgeachlosBen. 

Namens derLandwirthschaft hat man sich vorzüglich gegen die- 
jenigen Taxen gewendet, welche auf den Wein und das Vieh gelegt 
sind, Namens des Waldbaues ^eguii diejenigen auf Brennholz, Bau- 
hok und Holzkolile. In Betreil' der drei letzteren Artikel haben sich 
die Abgeordneten des Forstvereina lebhaft über die Erhöhung der 
Abgaben beklagt, indem .sie versicherten, das« die mässigeren Taxen 
auf Steinkohlen und auf Eisen, das 7A\ Bauten dient, letzteren eine 
begünstigte Konkurrenz gegenüber den Forstprodukten gewähren. 

Auch bei der Fleischsteuer hat man die Höhe derselben als eine 
übermässige angegriffen. Es mag hier daran erinnert werden, dass 
am Tage nach der Februar-Revolution (1848), die provi.sori.sche Re- 
gierung die Aufliebung der Abgaben auf frisches Fleisch und Wurst- 
fabrikate in Paris verfügte, sie sollten durch eine Luxnsstener und 
eine Miethssteuer von Wohnungen, die 800 Fr. (2137, ^Thlr.) und 
darüber Miethe zahlen, ersetzt werden. Schon am 23. August des- 
selben Jahres beantragte der Minister des Innern bei der konstituiren- 
den Versammlung die Wiedereinfnhrnng des Oktroi's, weil sich die 
Einnahmen der Stadt um 5 Mill. vermindert hatten. Diese erfolgte 
für den 1. September. In der Zeit zwischen beiden Verordnungen 
war aber sogar durch eine andere Verordnung ein Ergänzungstarif 
für eine Reihe von untergeordneten Gegenständen des Konsums er- 
lassen, welcher neben dem ersten Dezime noch einen zweiten zu er- 
heben gestattete von allen Gegenständen, ausgenommen den Wein und 
das Bier. 

Am meisten wird bei der Weinsteuer getadelt, dass dieselbe für 
alle Sorten gleich hoch sei und daher Getrfinke sehr verschiedenen 
Werthes ganz gleich belaste. Die Produzenten billiger, gewöhnlicher 
Weine haben in dieser Beziehung sehr lebhafite Klagen erhoben und 
haben eine Besteuerung nach dem Werthe gefordert; wie die Sachen 
jetzt lägen, verdoppele das Oktroi den Preis eines Weines z. B. aus 
dem Herault, w&hrend dasselbe nur einen äusserst geringen Bruch- 
theil vom Preise eines feinen Bordeaux- oder Burgunderweines betrage. 

Derselbe Vorwurf wird den vom Staate auf den Wein gelegten 
Steuern gemacht, und die Sache ist ja auch dieselbe, weil beide 
Steuern gleichzeitig und von denselben Personen erhoben werden, 
ohne Rücksicht auf den Werth des Weines* 
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Niemand wird weder die Richtigkeit der erwähnten Thatsachen, 
noch die Ungleichheit der Last, mit welcher dieselbe Steuer auf einen 
Wein zum Preise von 200 oder 30O Fr. und auf einen solchen zum 
Preise von 15- 20 Fr. drückt, bestreiten. Aber die trotz aller Be- 
mühungen bisher unüberwindlichen Hindemisse bestehen in der 
Schwierigkeit, den Werth des Weines festsustellen. Vor mehr als 
60 Jahren wurde bereits der Versuch gemacht bei der Staatssteuer; 
Im Jahre 1804 wurde bestimmt, da.^s die Höhe der Steuer nachdem 
Preise beim Verkauf im Grossen bestimmt werden sollte; aber man 
lüusste dies aufgeben. 

Im Jahre 1848 suclite die provisorische lleffierung auf den 
Wunsch der Produzenten und der Konsumenten dem Verlangen ge- 
recht zu werden. Eine Verordnung beauftragte den Finanzminister 
und den Maire (Bürgermeister) von Paris, ein auf dem Prinzipe des 
proportionalen Werthee beruhendes, die Besteuerung des Weines be- 
treffendes Reglement auszuarbeiten, um dem Arbeiterstande ein ge- 
sundes und stärkendes Getränk bieten ku können. Die Verfälschun- 
gen sollten mit den strengsten Strafen belegt werden. Diese Ver- 
ordnung war ohne Erfolg. Bei der «wei Jahre spater auf Verfügung 
der National- Versammlung veranstalteten Enquete über die Getränke 
äusserte sich der Wcinhändler Pellon zu Bercy über jene Verord- 
nung dahiu : „Ich nahm an der zu diesem Zwecke eingesetzten 
Kommission Theil. Gleich zu Anfang wurde dargethan, dass die 
Menge feinen Weines, die in Paris eingeführt wird, sehr j^ering ist, 
und dass die zum Kosten nöthige Zahl der Beamten die Kinnainnen 
verschlingen würden. Es wurde von allen Sachkundigen anerkannt, 
dass Nichts schwieriger sei, als die Qualität des Weines festzustoiion. 
Alle Welt sah ein, dass man einer solchen Chimäre entsagen Tnüsse.* 

Dies ist auch die Ansicht aller kundigen Männer, welche in der 
gegenwartigen Enquete gehört worden sind. Dennoch fährt man 
heute nooh fort, ein solches System zu empfehlen, obgleich die Hin- 
dernisse fortbestehen. 

Die Berechtigung des Verkaufes^ welche den Oktroibehörden 
beizulegen mehrere Personen vorgeschlagen haben, um Betrugereien 
und falschen Angaben zu begegnen, ist nicht anwendbar erschienen, 
denn man müsste immer verlangen, dass der den Verkauf veimil- 
telnde Beamte hinreichend sichere kaufmännische Erfahrungen be- 
sitze, um nicht in der Prutung einer Deklaration getäuscht zu wer- 
den. Bei den Zöllen besteht dieses Recht, wird aber sehr selten 
angewendet, obgleich es hier leichter auszuüben ist Wenn man 
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selbst die Ausluhil>;irkeit aiiüiujiiit, ao miisste man jedem Oktroi- 
bcamten erhebliche Summen in die Hand geben, um die oft bedeuten- 
den Ankäufe decken zu können; endlich müsste mau die Stadt zum 
Verkäufer der gekauften Waaren machen, also emen kostspieligen 
Dienst einrichten. 

Man hat demnach bis jetst noch nicht die Losung der Aufgabe 
gefunden: die Interessen der Kassen, welche aus dem Oktroi gefüllt 
werden sollen, zvl ^hutsen, indem man die Abgaben jedes Wein- 
konsumenten mit seinen Ausgaben in Einklang bringt. 

Bevor wir diesen Abschnitt beschliessen, soll noch eine bei der 
Enquete oft gemachte Einrede gegen die Herahnetzung des Oktrois 
orwahiit werden. Man meint, dass die Annahme einer soUlicn 
Massregel, indem sie das Leben in den Städten weniger kdsi spielig 
mache, den Zufluss der Landbcvölkening zu den Städten umh ver- 
raolirc und auf in<lirektem \\ cge den Arbeitermangel, über den man 
sich überall auf dem Lande beklage, erhöhe.*) 

§.6. S a 1 z. 

Seit dem Beginn des Jahres 1866 hat die Regierung über die 
SaJzfrage eine besondere Enquete angeordnet« Zwei Kommissionen 
haben die Salz produzirenden Departements bereist und Erkundi- 
gungen jeder Art eingezogen; der von ihnen za erstattende Bericht 
wird nächstens dem oberen Handelsamto vorgelegt werden. 

Welches Interesse übrigens auch das Salz für die Landwirth- 
Schaft hat, so bildet seine Produktion doch eine Industrie, die ganz 
ausserhalb der landw. Thätigkoit .steht. Aber einige Departcments- 
Kommi.säionen haben sich mit der bulzsteucr beschäftigt; nur eine 
sehr kleine Zahl hat den Wunsch ausgesprochen, dass die Steuer 
auf zum Konsum der Menschen bestimmtes Salz vermindert werde. 
Obi^leicli die Landbewohner in weit irrösserem Maassc :ils die Stadt- 
bowohnor gesalzenes Fleisch gebrauchen, so hat ihnen doch das in- 



*) Wurde dam in der That das Leben in der Stadt durch eine BrmftssigaDg 
des Oktrofs erheblich billiger Verden? Wurden die dadurch dem Steaersädcel ent- 
tog^MU Binnabmen nicht auf andere, aber vielleicfat gerechtere Weise aafgebracht 
werden mfissen? Es ist sehwer beprrciilich, dass man aus omem solchen GnmtK 
eiucn wachsenden Arbeiterraangel fürchtet, eben so schwer, (hiss man sich auf die 
Aufrechterbaltun«? von Abgaben steift, deren Ungcriclitipkoit so in die Angcn 
springt. Der Mann, der nur eine Flasche Wein zu 5 Sgr. trinken kann, inits« 
davon genau eben so viel Steuer zahlen, wie Derjenige, der ein© Flasche für einen 
Thalcr trinkt. F. 
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teresse, welches eine Vermindoruug für sie haben könnte, viel zu 
wenig wichtig geschienen^ um sich daiiei anfzulialten. Viele andere 
Verbesserungen liegen ihnen am Herzen. £s ist übrigens nur ge- 
recht, daran zu «erinnern, dass die bis 1848 erhobene Steuer von 
30 Frcs. (8 Thlr.) auf 10 Frcs. herabgesetzt ist. 

Die Frage der Anwendung des Salzes in der Landwirthschaft 
ist in der Enquete als nicht wesentlich betrachtet worden; wenn 
auch Alle darin einig sind, die Wichtigkeit dos Salzes in der Vieh- 
fütteruüg lujzüii kennen, so sind im Oogonihcil die Ansichten über 
seine düngenden Eigenschaften sehr weil von einander altweichend: 
die Mehrheit spricht sich in einem wenig güustliron v^inne ans, luul 
im (innzcn legt man wonig Werth auf eine Verminderung der Salz- 
Steuer. 

Indessen haben einige Personen und mit ihnen einige Depar- 
tements-Kommissionen verlangt, dass das für laudw. Zwecke be- 
stimmte Salz von jeder Steuer befreit oder letztere in bedeutendem 
Grade ormassigt werde. Man hat in dieser Beziehung angeführt, 
dass die gegenwärtig zu hohe Steuer dem Landwirthe jede An^ 
Wendung von Salz unmöglich mache. 

Die Regierung beschäftigt sich seit längerer Zeit mit der Frage. 
Seit 1846 ist durch königliche Verordnung vom 20. Februar dto 
Steuer auf Viehsalz auf 5 Frcs. (P/3 Thlr.) herabgesetzt, als die- 
selbe für Speisesalz :-}0 Frcs. (8 Thlr.) betrug; doch wurde diese 
Ermässigung von einer Denaturining abhängig gemacht, \vu(hu(h 
dasselbe für den Menschen unbrauchbar o;omacht werden sollte, um 
einer Beschädigung des Stantsschat/os /uvorznkommen. I)ie Rrfali- 
rung hat die Nothwendigkoit einer solchen Massrcgcl dargetlian. Das 
Coussin-Salz, d. h. das Salz, welches vom Stockfischfang kommt, 
war Zwecks landwirthschaltlicher Verwendung von jeder Abgabe 
frei, unter der Bedingung einer vorgängigen Denaturirung, die aber 
nicht in genügender Weise vorgeschrieben war; die Folge war^ dass 
während mehrerer Jahre bedeutende Mengen (jährlich etwa 2V2 Mitl. 
Kilogramm 750,000 Gtr.) gereinigt und als Speisosalz unver- 
steuert verbreitet wurden. Deshalb wurden durch die Verordnung 
von 1846 strengere Vorschriften erlassen. Man hat sich seitdem be- 
müht, einfachere und weniger lästige Denaturirungsmethoden auf- 
zuhndcn. 

So hat die Schule zu Orignon mehrere Mittel geprül't, wie 
Russ. Holzessig, Eisenoxyd, IJolztheer etc.. welche in verschiedenen 
Verhältnissen augewcndct wurden. Aehnlicho \ ersuche sind in an- 
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derea landwiithflchaftlicbeD Etabliasements angeBtellt vorden. Bia 
jetzt haben dieselben noch keine Erfolge gehabt, welche gleichseitig 
die Intereaaen der Laodwirihschaft nnd des Staatsschatsee wlthren. 
Aber die Stadien werden fortgesedzt.*) 



*) Es ist iazwischen eioe kaiserliche VerordoaDf^ erschieneo, die so recht den 
Beweis liefert» mit welcher äogstUcheo Fonerge für den kaiserlichen Staatsschatz 
und mit welchen lästigen Bedingungen man in dere^leichen Dingen in Ftankreich 

vorzugehen pfle}::;t; die unabhängige landwirthschaftliche Presse liai denn auch 
eiostimmig erklärt, Ua^s durch diese Verordnono^ es dem Landwirthe nicht mög- 
lich gemacht werde, daü 6äh lu dem Maasäe zu terweoden, wie es wünscbeoswerth 
und nützlich wäre. 

Die Verordnung ist foa 8. November 1869 datirt nod lautet unter Weg. 
lusuDg des Berichtes des Fintnxministers an den Kaiser und der' Einleitoogs- 
formel, wie fblgt (Joumil oübiel vom 10. NtfT. 1869): 

Art. I. Unter der Bedingung einer vorhergehenden Denaturirung, ents] l echeod 
den Vorschriften^ wie sie im Anbange gegeben sind, soll dasjenige Salz frei von 
Abgaben sein, welches zur Viehfütterang, zur Dunpferboreitunp' oHer unmiUelbar 
zum nüngen beiuitzt wird. Der Finanzminister soll unter Zuziehung des Comitö 
cüüsültatif des Arts et Manufactures versuchsweise die Anwendung neuer Methoüea 
der [>eQaturjruug, jedoch hüchsteuä für ein Jahr, gestatten können. 

Art. Die Denntarirung wird auf Kosten der Interessenten nnter Aufsicht 
der Behörden ffir Zelle und indirekte Steuern ausgeffibrt. Sie darf nur ttati- 
finäen m den Salinen, den StMStten, den Eii^idwsoUSmtem, in de» QtneraH' 
Enirepot für Zolle, in den unter Steueraufideht stellenden cbemiaeben Fabriken 
oder anderen Etablissements, welche unter vom Finansminister au beatimmenden 
Bedirpunpfen hierzu die Berechtis:ung erhalten. 

Das Salz steht untor Kontrolle des Entreputs. 

Art. 3. Spezialniederlagen von denaturirtem Salz können mit Bewilligung 
der Verwaltung der Zölle und der indirekten Steuern yoii denjenigen Orten er- 
richtet werdeu, wo sich eine Agentur der genannten Behörden behndet. 

Auch hier steht das Salz unter Kontrolle des Entrepots. 

Art. 4. Frei toq Ab^^aben bleiben ferner diejenigen Salssorten, velcbe 
gegenwirtig frei in den Handel kommen: unreine Saite, welche snm Dungen 
dienen. 

Art. 5. Die Bestimmungen der Verordnung vom 26. Februar 1846 sind 

* aufgehoben. 

Art. G. Der Fioaozimoister ist mit der Ausführung dieser Verordnung be- 
auftragt 

Anhang betr. die Methoden der Denaturirung. 

Ffir je 1000 Kilogr. Salz konuttn als Zusatz je nach Wahl der luteresseuteu 
beibufB dtt Denaturirung angewendet werden: 

1. 300 Kilogr. Oelkuchen (SOjK). 

2. 300 Kilogr. Presslinge von Znckerrnben oder Früchten (80 Jp. 

3. 5 Kilogr. rothea Eisenoxyd {\%) und 100 Kilogr. Oelkuchen (10%). 

4. h Kilogr. Eisenoxid und 200 Kilogr. Presslinge wie oben. 
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In eiaigen Departements haben die Käse- und B«tf«rproda- 
Kenten die Anihebung der Stener von für diese Industrie besthnnitem 
Salz gewünsdit; dies Verlangen ist in Form eines Amendements 

bei der ßerathung des Budgets für 1868 eingebracht, bei welcher 
Gelegenheit der Regierungs-Koramissar darauf hingewiesen hat, dass 
dasjenige Salz, welches zur Hereitung von im Inlande verzehrtem 
Käse verwendet würde, doch als Speisosalz in den Konsum über- 
ginge und daher nicht anders behandelt werden dürfte. Ii^ den Vo- 
gesen gebraucht man für 100 Kilogr. Käse, w^elcher 70 — 110 Frcs. 
kostet, 1^/2 Kilogr. Salz, welches nur 15 Centms. Steuer (a Pfund 
6 Pf.)*) zahlt, im Doubs-Departement gebraucht man dazu 3 Kilogr., 
zahlt also «SO Centms. 

Die Gesammteinnahroe fär die Salzsteuer, die übrigens in den 
Grenzbesirken geringer ist, beträgt nach dem Budget von 1868; 
125,237,000 F1C8. (32,063,200 Thlr.). 

§. 7. Die Stener von Mobilien. 

Eine grosse Zahl von Personen und Kommissionen haben als 

Htilmiitel für die gegeD^^^■irtige La^e und als Ersatz für die ge- 
wünschten Ermässigungen eine Vermclmmrf fJer (jegenwärtig von 
MobüiairwerUi,en zu tragenden Steuern vorgeschlagen» 



5. d Kilogr. Eisenoxyd, 10 Kilogr. Wormathpuher (1 jÜ) and 10 Kilogr. 
Helass« oder Holfttheer. 

6. 5 Kilogr EisoQoxyd, 10 Kilogr. Russ und 10 Kilogr. Holzlheer. 

7. 5 Kilop^r. Eisenoxyd und 20 Kiloj^r. Holztheer, 

8. 30 Kilogr. Eisenocker, fein gepulvert (^^%), ZK) Kilogr. Qastheer uüd 
30 Kilogr. Gnano, Poudrette, Exkromenie, verrotteter Diinsfer. 

U. Kilogr. EiseiiN itrioi und 12U Kilogr. Guano, Foiidrette etc. 

10. 60 Kilogr. (6 %) fein gepulverter, gebrannt«: oder ungebraoBter Gips 
und 100 Kilogr. Gäano ete. 

Das ZQ denatniirende Salz ist vorher f«n za pnlvora and mit den genannten 
Stoffen innig zu mengen. 

Vergleicben vir damit die im Zollverein gültigen Bestimmungen, so wissen 
die Leser, flass die Denafnriruiifir in den Salinen kostenfrei ausgeführt wird und das 
denaturirte Öalz ohne Weiteres in grösseren und klf'ineren Meno;en in den Handel 
kouunt. Zwar «?di\veben zur Zeit nrch die beztitjÜrhen Vorsuche; inzwisclien be- 
dient maii sich äuid Deualurireu nur zweier Stoflc, des Eisenoxyd und des reinen 
WermuthpnWera und twar von beiden Stoffen nur geringer Prozent^tte.. 

Nach neueren Beatimmiutgen ist auf Anregung des Ministers für die landw. 
Angelegenheiten der Preis des Viehsalzes auf 7 Sgr., for Grosshandler auf 6^ Sgr. 
ffir den Clr. herabgesetzt. F. 

*) Im Zollverein betragt die Salzstener pro Pfd. 7% Ff. F. 

16 
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Es kann obne Uebertreibung gesagt «erden, das« die Departe- 
mental-Kommisslonen iSasf überall der Ueberzeugoag begegnet sind, 
dass das Mobiliarvermogen keiner Steuer unterworfen sei.*} 

Deshalb ist es wichtig, die Thatsachen sprechen sa lassen. Das 
Gesetz vom 15./22. Mai 1850 hat einer Steuer die Erbsdiaft oder 
Schenkung unterworfen: den geschenkwoisen Besitzwechsel beim 
Tode oder unter Lebenden, die Eintragung von Kenten in das öüent- 
liche Schuldbucb, den in Folge 1 icsfalles erfolgenden Besitzwechsel 
von öffentlichen Fonds, von Aktien jeder Art, fremden Fonds, die 
unentgeltliche üebertragung derselben Werthe unter Lebenden zu 
Gunsten eines Franzosen, endlich die unentgeltliche Üebertragung 
von Immobilien unter Lebenden oder nach dem Tode. 

Kurz darauf hat das Gesetz vom 5. Juni 1850 jede Aktie oder 
jeden Antheilschein jeder Gesellschaft, beziehe sich das Papier auf 
eine bestimmte Summe oder einen Antheil, einem Stempel von 
50 Gentimes für je 100 Frcs. {% \) Nominalwerth unterworfen, 
wenn die Dauer der Gesellschaft nicht mehr als 10 Jahre beträgt, 
aber einem Stempel von 1 ^/g, wenn die Dauer eine grossere ist. Auf 
Grund desselben Gesetzes ist für Schuldverschreibungen der Departe- 
ments, der Gemeinden, der Öffentlichen Etablissements oder der Ge- 
sellschafton, welchen Namen sie auch fuhren, deren rechtsverbind- 
liche Cession nicht den Bestiniiauiigen des Art. 1690 des Code Na- 
poleon unterliegt, ein Stempel von 1 '^1^ zu zahlen. 

Unabhängig von diesen Abgaben ist bei jeder Cession von 
Werthpapieren aller Art eine Uebertragungsgebuhr von 20 Cts für 
Je 100 Frcs. ('/^ zu zahlen. Statt dieser von solchen Papieren, 
die auf Namen ausgestellt sind, zu erhebenden Gebühr, ist bei Pa- 
pieren au porteur eine jährliche obligatorische Gebühr von 12 Cts. 
lür je 100 Frcs. (^/gr, ^ o) zu zahlen; dabei wird die Höhe des zu 
versteuernden Kapitals nach dem mittleren Kurse des vorangehen- 
den Jahres berechnet Dasselbe gilt für Papiere ausländischer Ge- 
sellschaften. Die Reuten, Anleihen und öffentlichen Effekten iremder 
Staaten zahlten nach dem Gesetz vom 3. Mai 1863 eine Stempel- 
steuer von 50 Gentms., die durch Gesetz vom 8. Juni 1869 auf 1 Fr, 
erhöht ist. Der Staat erhebt ferner vorweg ein Dezime (Zehntel) 
von den Fahrgeldern der Eisenbahnreisenden und, von der Eilfracht 
auf Eisenbahnen, welche Einnahme auf dem Budget von 1868 in 



*) Es ih.t dies eine Anschauung, der raai) aucli bei ans gar häuiig, besonders 
in l&udlicheu Kreiseo begegnet, so unrichtig sie auch ist. F. 
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der Hohe von. 28 MiU. erscheint; dazu musa mim die Abgaben 
rechnen, welche die GeBdlLschaften für den Boden, fOr die Gebäude 
und für die Ausübung ihres Gewerbes zahlen; bei den Eisenbahnen 
die ihnen auferlegten lästigen BetriebsbediDgungen, den Transport 
der Post, des Militärs etc. 

Was endlich die Staatsrenten betnlft, so sind sie aus leicht be- 
greiflichen Gründen von aiicu diiekLun iSieuuiii beireit.*) 



In der Mehnsahl der aus dem Aaslande eingegangenen Be- 
richte findet man viele Kinzelheiten über die Abgaben jeder Art, 
welche auf dem Grundbesitso und den Produkten des Bodens ruhen. 
Obgleich diese Mittheilungen von den kompetentesten Personen der 
betreffenden Länder herrühren, oder von unseren Agenten auf Grund- 
lage von Dokumenten bearbeitet sind, so finden sich dennoch einige 
Lücken oder nicht vollkommen aufgeklärte Punkte. Trotzdem habe 
ich versacht, daraus einen möglichst kurzen Auszug zu geben. 

Das ländliche Eigenihum in Englttd hat gleichzeitig disreHe 
und mdirehu Abgaben zu tragen. Die dirtkUn Ab^ben werden 
durch den Staat oder durch Lokalbehörden erhoben. Vom Staate 
werden die Grundsteuer (Jcmd tax) und die Einkommensteuer (in" 
come tax) erhoben. 

Die land Iolx ist eine wirkliche (irnndstcuer; sie l)eträgt 4 Penco 
vom Pfund Sterling (1^/3 ^Iq) der Grimthcute in dem Augenblicke 
ihrer Auflage. Die Einkommensteuer Qproperty and income iaa)^ 
welche mau mit unserer Personal- und Mobiliarsteuer verglichen hat, 
trilit gleichfalls das ländliche Eigenthum; sie beträgt für den Grund- 
besitzer 4 Pence vom Pfund Sterling {Vj.^ für den englischen 
Pächter 2 Pence (^/g ^0)5 schottischen und irisrh ju Pächter 

l^/j Pence (^/g ''/y). Diese Steuer wird von allem Einkommen er- 
hoben, das mehr als 100 Pfd. St. (666^/, Thlr.) beträgt 

Die Grund- und Einkommensteuer wird verwaltet durch vom Par- 
lamente ernannte Oeneralkommissare^ durch Distriktskommissare und 
Assessoren, welche die Steuer vertheilen, und durch Steuereinnehmer, 
welche sie einziehen. Die LokahimeTn^ welche man auch als direkte 
Steuern betrachten kann, bestehen in der Armentaxe, der Kirchensteuer, 
der Wegebautaxe, der Taxe für öffentliche Anlagen und im Zehnten. 



*) Diese Grande beruhen io dem Wansefae, ihnen einen möglichst hohen Kurs 
zu geben F. 
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])ie Ärmentaxe (poor rotes) ist in den Tersohiedenen Parochien ver- 
schieden, im Mittel kann man sie auf 18 Pence vom Pfd. Si (T'/s ^/o) 
des reinen Einkommens annelimen. ' Die Kirchensteuer (chnreh raUs) 
betragt etwa 1 Penny fßr das Pfd St (Vi 2 "/o) Einkommens. 

Die Wegebautaxe ist je nach den Lokalitäten sehr verschieden und 
wird im Mittel auf 8 i'eiice vom l fd. St. "/„) des Linkommens 
geschätzt. Die Grafschaftstaxe {(ferural rates) ist bestimmt zur Un- 
terhaltung der Polizei, der Rechtspflege, der Irrenhäuser und zur 
liesolduug der verschiedenen Lokalbeamten: sie beträgt im Mittel 
5 Pence (2 'Yo)« Hechnot man die Lokal- und Staatsabgaben zu- 
^rimmen. so hat der ländliche Grundbesitzer etwa 3 Sh, 6 F. vom 
Pid. 8t. (17 Ys ^/o) des reinen Einkommens zu zahlen. 

Für 1 Acre, wenn er einen Reinertrag von 2 Pfd. St. liefert, 
betragen demnach die direkten Steuern 7 Sh. (iür den Morgen bei 
S% Thlr. Reinertrag P/9 Thln). 

Bemerkt muss werden, dass der Zehnten iu mehreren Theilen 
Englands bereits abgelöst ist. Derselbe wurde früher in ntstura er- 
hoben, ist aber in eine Geldrente umgewandelt, deren Höhe sich 
nach dem mittleren Ertrage an Getreide in den letzten 7 Jahren 
richtet; im Mittel schützt man ihn auf 8 Sh. per Acre (1 Thlr. 
23^/^5 Sgr. per Morgeu). Im AUgenioini 11 pllegt der Pächter die 
Zahlung der Steuern zu übernelimen, dass er nicht allein die 
Lokalsteuern, die ihm stets zu zahlen obliegen, sondern auch die 
Grund- und Einkommensteuer des Grundherrn zu bestreiten hat. 

Ausser den genannten giebt es noch eine andere Art von Ab- 
gaben, die indirekten Steuern, nämlich die Accise, die von der 
Cichorie als Kaffeesurrogat, vom Malz und vom Spiritus erhoben 
^vild. Bei der Cichorie beträgt dieselbe für den Centner 3 Sh. 
(1 Thlr.), für Gerstenmalz 2 Sh. 7 P. (26 Sgr.), für den Gallon 
Spiritus 10 Sh. (das Quart nahe 25 Sgr.). 

Die Einnahmen an Malz- und Spiritussteuer betrugen 1865: 

. Malz 159,863,825 Fres. = 42.630,a53^ Thlr. 

Spiritus 254,418,275 „ « 67,844,873^ „ 

Zucker und Tabak kommen nor vom Auslande und zahlen Zoll ; 
für raffinirten Zucker beträgt derselbe pro Ctr. 12 Sh. 10 P. (etwas 
über 4 ThJr.}, für Rohzucker je nach der W eisse etwa 10 bis 14 Frcs. 
■ (-2-7, bis 3 Thlr.), lür den Tabak pro Pfd. 3 Sh. 2 P. bis 5 Sh. 
(1 Thlr 2 Sgr. bis 1 Thlr. 20 Sgr.). 

In England zahlt man keine Einsclirelhei/ebüJtr für Pacht- und 
Kaufverträge, dagegen ist für diese sowohl wie für Cession von 
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Hypotbekeu eine Stempelgehühr zu zahlen, die ^/g des Pacht- 
zioBes oder des Verkaufspreises, Ys \ Cessionen beträgt. 

Der BegUsweehgel wird nur im Todesfalle besteuert; der £rbe, 
wenn er Sohn des Erblassers ist, zahlt 1 % aber bis 10 %, wenn 
er mit demselben nicht verwandt ist In einigen Städten, s. B. in 
London, ist von gewissen Gegenständen eine Oktroiabgabe m zahlen ; 
dahin gehört die Steinkohle, wogegen von landw. Erzeugnissen keine 
orliobcn wird. 

Frohndienstp .sind nur noch in einigen Tlicilen Kurlands in 
Uebung, wo jeder Pächter gokalten ist, alle Jahre eine gewisse An- 
zahl von Arboitötagen und von Fuhren für die Unterhaltung der 
Wege zu leisten. 

In Schottland haben die ländlichen Grundstücke dieselben Ab- 
gaben zu zahlen wie in England; ausserdem lasten theiLs auf dem 
Besitzer, theils auf dem Pächter noch andere Steuern. Die Abgaben 
der Besitzer kann man in 6 Arten theilen und ihren Betrag im 
Mittel wie folgt annehmen: 

des RtineiiikoiniD6iiB 

1. (kn» direkt vom Staate erhoben und ablösbar .... k% 

2. Stipends, eine an die Greistlichen zu zahlende und nach 

dem Zehnten bereclinete Taxe .......... 3 9» 

3. Besoldung den Lehrers, fest \% 

4. Paroc/tialstef/er, zur Untcrlialtiin j der Kirehen^^ebäude, des 

Presbyteriuiiis, der Schulgebäu^ie, veränderlich ... k% 

5. Armtntaxt 2^^ 

6. Gra/sdtaßstaxe, für Strassen, Brücken, Polizei etc. ... 2 % 

Im Nüttel beträgt die Gesammtsumme dieser Taxen Q'/^ ^jo vom 
Keineiukommeu des Grundbesitzers. 

Derjenige, der den Boden bewirthschaftet, zahlt '/2 ^lo seines 
Pachtzinses für die Schule, 27*% Armen taxe, **/o für die Unter- 
haltung der Wege und Strassen. Uebrigens werden in Schottland 
wie in England die Strassen meist durch die Einnahmen aus dem 
Wegegeld erhalten. Der Stengel auf Kauf- und Pachtverträge ist 
derselbe wie in England. Ferner wird eine ErbsefiofUsteuer ent- 
richtet, welche nach dem Werthe der Immobilien, unter Abzug von 
Lasten und Schulden, berechnet wird.; Kinder zahlen 1 "/„^ Ge- 
schwister 3 Vettern 5 bis 6 Fremde 10 %, Ehegatten bezahlen 
Nichts. Die Abgabe für den Besitzwechsel von Grund und Boden 
wird in acht Terminen bezahlt, und zwar lallt der erste 12 Mon;ite 
nach dem Besitzwechsel, die folgenden nach je 3 Monaten. Wird 
die ganze Summe sofort bezahlt, so tritt eine Ermässigung ein. 
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Die indirekten iSteuern, welche von landwirthschaltiichen Er- 
zeugnissen zu sablen sind, betreffen nnr das Mals und den Spiritus. 
F&r letEteren beträgt die Steuer 275 Fn». pro Hektoliter (101 Thlr. 
per Ohm), für das Mala: pro Hektoliter 24 Frcs^lB Cts. (6 Thlr. 
13 Sgr.) für Geiste und 13 Frcs. 79 Cts. (3 Thlr. 2OV2 Sgr.) ffir Früh- 
gerste nebst einer Patentgebübr. *) 

Oktroi und dergleichen giebt es in Schottland nicht. 

In Irland existirt keine Grundsteuer, der Staat besteuert den 
Buden in keiner Weise. Dagegen wird die Einkommensteuer nach 
dem Eigenthum bemessen. An Lokalabgaben hat man die Armeu- 
taxe, die Grafschaftstaxe und den Zehnten. Die Armentaxe zahlt 
der Pächter, die mittlere Höhe derselben beträft 1 Sh. pro Pfd. St 
Pachtzins (50/„): sie brachte 18^4 in Summa 596,465 Pfd. St. 
(3,976,433 Vs Thlr.). Auch die Grafschaftstaxe zahlt der PädUor; 
sie erpab in demselben Jahre eine Einnahme von 1,060,401 Pfd. St. 
(7,069,340 Thlr.). Den Zehnten bezahlt der Besitzer; derselbe bringt 
etwa 300,000 Pfd. St. (2 MUl. Thlr.) 

Midz und Spiritus zahlen eine Fabrikatsteuer. Sie beträgt pro 
Gallon Spiritus 10 Sh. (25 Sgr. pro Quart), för einen Bushel Mais 
2 Sh. 7 F. (for den Scheffel etwa 1 Thlr.). 

Die einzige direkte Steuer, welche in Bdgten vom Grnndeigen- 
thum entrichtet wird, ist die Grundsteuer, erhoben wie in Frank- 
reich nach dem Gesetze vom 3. Frimaire des Jahres VII; Dieselbe 
brachte im Jahre 1866: 24,152,540 Frcs. (6,440.677\'3 Thlr.), wovon 
5,296,248 i res. ucü J'rovinzeü und Genieiiulcii zufielen. **) 

Ferner cxistiren Abgaben, ähnlich den französischen Einschrdbe- 
ffebühren auf Kauf- und Pacht- Verträge etc. lioim Besitzwechsel 
gilt das Gesetz vom 17. Dezember 1851, das drei Arten unter- 
scheidet, 1. Droit de succession, 2, droit de mutation en ligne directe, 
3. droit de mutation par dSces, Die Erbschaftssteuer unter Nr. 1. 
hat Jeder zu zahlen, der nicht in gerader Linie in den Besitz eines 
Bewohners Belgiens tritt; aber die Erben können von dem Werthe 
die durch gesetzlich gültige Dokumente nachweisbaren Schulden ab- 
siehen, femer die GeschSftsschuld^ die Lohne für Dienstleute und 
die BegrSbnisskosten. Zwischen Gatten ohne Kinder beträgt die 
Steuer 5^5 ^/o^ ^nter Geschwistern 6V9 % för das, was sie ohne 

*) Da in England der Centoer Malz nur 26 8gr. kostet, so dnifte hier wohl 
Irrthum vorliegen. F. 
**) Beiden ist 536 Quadra tineilen j^tüss, i i.s aul die Qaadratmeile etwa 
12,012^ Thlr. entfallen, in Preussen nur 2000 Tlilr. F. 
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Testanwüt erhalten müssen, 13"/y für das ( eifrige, unter Neffen und 
Nichten, Onkeln und Tanten 7*/.-, und resp. 13 7o9 unter entfernteren 
Verwandten und Fremden l'^-'/o« Unter Nr. 2 fallen dio I'rbschaften 
in direkter Lioie oder zwischea Gatten, welche eheliche Kinder be- 
sitzen; die Steuer betragt l'/io Werthe der in Belgien 
belegenen Besitzungen und der Hypothekenforderungen, aber nach 
Abzug der Hypothekenschulden. Die unter Nr. 3 erwähnte Steuer 
ist zu zahleBf wenn die Besitzer von in Belgien gelegenen Besitzungen, 
die aber selbst im Auslande wohnen, sterben; sie beträgt 
bei der Krbscliaft iii direkter Linie, 67? "/o Seitenverwandten oder 
Fremden, und zwar ohne jeden Abzug vom Wertlie des Nachlasses. 

Vom Branntwein, Bier, Essig und Zucker wird eine Fabrikat- 
steuer erhoben: ferner Riebt es Steuern auf die Einfuhr von Snlzy 
Wein, Rohzucker und raffmirtem Zucker^ Branntwein, Liqueure, 
Diese Steuern betragen beim Spiritus 2 Frcs. -45 C. bis 3 !• res. 85 C, 
pro Hektoliter (27 bis 4273 Ohm) des Gährbottichs, bei 

Bier und Essig 4 Frcs. pro Hektoliter (44 Sgc pro Ohm), beim 
Zucker 45 Frc9. pro 100 Kilogr. (6 Thlr. pro Centner), beim Salz 
18 Fros. pro 100 Kilogr. (2>/$ '^'blr. pro Centner) bei der Einfuhr, 
beim Wein 22% Frcs. pro Hektoliter (87« Thlr. pro Ohm), beim 
Branntwein bei der Einfuhr in einen Kreis 42 7^ bis 47 7^ Frcs. 
pro Hektoliter (15 bis 17 Thlr. pro Ohm), beim Liqueur 60 Frcs. 
(22 Thlr. pro Ohm). 

In den Niederlanden wird wie in Krankreich auf Grundlage 
des Katasters eine Grundsteuer und zwar in der Regel vom CJuts- 
besitzer selbst erhoben. Sie bringt für bebaute und unbebaute Grund- 
stücke 22 Mill. Frcs. (fast 6 Mill Thlr.), im Mittel 15 bis lö Vo der 
Katastral -Reineinnahme. Dazu kommt eine vom Pächter zu zahlende 
Personalsteuer und zwar ö^/„ des Pachtzinses. Ausserdem hat man 
lliüren-t Fenster-, Schornstein-^ Dienstboten- und Pferdesteuer, 
Neben den Staatssteuern sind Provinzial- und Qemeindeabgabeu zu 
entrichten, die sich in einzelnen Provinzen bis auf 298"/o Staats- 
steuern belaufen. In Holland ist das ländliche Eigenthum femer 
noch einer Steuer unterworfen, welche durch die Lage des Landes 
bedingt wird. Die in den Potders gelegenen Besitzungen haben für 
die Unterhaltung der Deiche und für die Verwaltung der Polders 
einen Beitrag zu zahlen, der zwischen 6 und 20 Frcs. pra Hektare 
(12 Sgr. und 1 Thlr. 10 Sgr. pro Morgen) schwankt; droht ein 
Deichbruch, so haben die Bewohner auf Verlangen des Polder- Vor- 
standes Uaud- und Spanndienste zu leisten. 
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Für Kauf' und Fachtverträije^ für Besitzwechsel etc. giebt es 
den französischen Einachreibogebiihren ähnliche Abgaben, und zwar 
4"/q bei Kaufverträgen nebst 0,88^/^ Zuschlagsabgabo. Hei direkter 
Vererbang giebt es keine Erbacluiftasteuer , dagegen aind bei Erb- 
soliafteii unter Geschwistern 4 ^j^, unter Onkel und Tante 6 ^/o nebst 
0,38 7o Zuschlag 2U zahlen. 

Das Sahsy wenn es nicht zu landwirthschaftlichen Zwecken dient, 
zahlt Aocise, welche 60 Mill« Frcs (ISV^j Hill. Thaler) einbringt. 

Die Steuern und Lasten, welche in Binenark das Qrundeigen" 
Üium unmittelbar zu tragen hat, werden nach der Tonne Hartkorn 
erhoben. Nach der bestelieiideu Gesetzgebung besteht Ijotrells der 
Steuer kein Unterschied in den verschiedenen Arten des Ei^enilmms, 
sei es Herrenbu.sitz oder bäuerlicher. Nur für die i'or^lt•y besieht 
eine Ausnahme, welche die halbe Grundsteuer bezalden. Zur Be- 
messung der Steuer dienen zwei verschiedene Kataster, das eine vom 
Jahre 1682, das andere vom Jahre 1844. 

Die vom Staate erhobenen direkten Steuern sind: Die Land- 
steuer (landkot)^ welche 44 skilling per Tonne üartkorn nach dem 
neuen Kataster beträgt; die „alte Steuer** (ffornmelakat), eine un- 
veränderliche Steuer nach dem älteren Kataster von 6 Reichsthaler 
80 Ö. pro Tonne Hartkorn; die 1851 auferlegte Vertheilungssteuer 
von 1 Reichsthaler 24 S. für die Tonne Hartkorn; der Ertrag 
der drei Steuern wird auf 3,350,000 Beichsthaler (etwas über 
2,535,000 Thlr.) geschätzt. Ausserdem hat man Steuern auf die 
Fischerei, die Brücken u. Fähren, die Strassen, auf Gebäude, die 
nicht zur Wolinung der Landwirtlie dienen; ferner müssen Pferde 
für die Armee gestellt, der Zehnt(! gezahlt werden und endlich eine 
Dänemark ganz eiyenthümliche Steuer zu Gunsten der Reichsbank. 
Dazu kommt noch eine Amtssteiier von 4 lieichsthaler 12 S. für 
die Tonne Ilartkorn. Die Kommunalsteuern »ind 1865 auf 3 Keioi^- 
thaier 70 S. gestiegen. 

Die Naturalleistungen kann man auf 1,300,000 Reichsthaler 
(983,775 Thlr. pr.) schätzen. Man kann annehmen, dass für eine Tonne 
Hartkorn 42 Frcs. (117$ Thlr. pr.) an königlichen und Amtsabgaben, 
24 Frcs. Thlr. pr.) an Kommunal- und anderen Abgaben, 

83 Frcs (87^ Thlr. pr.) an Zehnten, also in Summa 99 Frcs. 
(24^5 Thlr. pr.) zu zahlen sind. 

Es ist nicht möglich, die Hohe der jährlich aufkommenden Em- 
sehreibe- und Erhschaftsgebühren vom Grundbesitz anzugeben. Die 
letztereu betragen l^/o hei Ehegatten und direkten Nachkemmen, 4^© 
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bei Seitcuverwaiidten uud 7*7o bei cntferuteu Verwandteu oder 
Fremden. 

Der ßranntwein zahlt eine Produktionssteuer von 10 — 11 Pf. für 
das preuBS. Quart; der Einfuhrzoll ist «ehr hoch.*) 

Die an den Staat in SekW^lM zu zahlenden direkten Steuern 
sind folgende: 

Die Jttmhiinfj^^ allgemeine Bonennung einer direkten Steuer 
auf Immobilien, Renten, Gebalter, Penonen etc, welche in jeder 
Reicbstagssession bewilligt wird, und deren Hohe nach den augen- 
blicklichen BedÖrfnissen eine wesentlich v^schiedene ist; sie betrügt 
gegenwärtig (1867) 3 Oere von 100 Reichsthalern des Werthes der 
Immobilien (10 '/^ Pf. pro lÜÜ Thlr. preuss.). 

Die gemeine Renie^ eine Art Grundi^ius, der seit alten Zeiten 
entrichtet wird uiul ursprünglich in einer Natnralal*gal)C besteht, 
die aber in Geld nach den herrschenden Preisen geiiahlt wird. 

Die „h'onotwnde", der Getreidozchnte, der aber in Geld wie 
die gemeine Rente berichtigt wird. 

Die Kopfsteuer, welche pro Mann 40 Oere (55 l*f.), pro Weib 
20 Oere (27 beträgt und zwar nach Vollendung des 18. Lebens^ 
jabies. 

Ausserdem lasten auf der Landwirihschaft noch Serväuten; dar 
hin gehdren die Verpflichtung, den Reisenden Pferde und Herberge 
zu liefern, desgleichen der Krone^ der Postverwaltung und zwar zu 



*) Der wiedsriidt gebrandtte Anadniek: ^eiM Tome llarticornl^ ist im 
fTMZMischen Berichte fälschlicher Weise gleicbgeaetot 2% Hekttr«n — 10 llorgen 
prenasisdi. Von sachTerstandiger Seite «ürd dds über den Ausdruck Folgendes 

mitgetheilt: ,En Töiide Ilartkorn'*, eine Tonne Ilartkorn, ist der Ausdruck für 
den Güte -Grad, Bonität des Ackerbodens in Dänemark, welcher bei Steuerberech- 
nungen 7.U (Tfunde c:e'efjt wird und durch Abschätzung und Berechnun<r mit V^r^mir 
auf die Bouität des l^jdens im Ein/einen und im Ganzen durch eine gegebeue 
Zahl (24) für lUu Hniiiuij h« raasgöfuaden wird. Die Angabe aber, dass 2^ Hek- 
taren eine Tonne llarikorn (Steucrtonne) sein sollen, ist duroLaus irrthümlich. 
Dänemark hat anf einen Flächenraum. von 683,1 Quadnit-lleilen 375,956 Tonnen 
üartkoro auf 6,849,812 Tonnen Land. Davon kommen auf^die Inseln 2,320^4ji7 T. 
Land, von welchen 1,810,739 T. Land matrikulirten Bodens ta 204,932 T. H«rt- 
korn angesetzt sind; JütlaiK 1 hat 4,529,385 T. Land, 2,630,058 t. Land matriku- 
lirten Boden zu 171,024 T. Hartkorn. Auf den Inseln kommen also 8,8 T, Land auf 1 T. 
Hartkorn und in Jütland 15,4 T. Land auf 1 T. Uartkorn. Die Mittehahl beträgt 
für (lax yanzt Königreich 11,8 T. (25ij Morg. prenss.) Lnod auf l T, Tlartkorn 
— also mehr als 24 Morgen pr. anf 1 T. Harlkoru (Steuettonne). Die grüssten 
Verschiedenheiten weisen das Amt Maribo, 7,8 T. Land auf 1 T. Hartkoi n, und das 
Amt Bjorriog in Juttaud, 20,1 T. Land auf 1 T. Harftorn. F. 
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einem festen Tarife, der lihrij^ens von Zeit zu Zeil etiioht wird; 
ferner die Verpflichtung, eile W ege und Strassen zu unterhalten mit 
Inbegriff der Brücken und Fähren, die Errichtung und Unterhaltung 
der Kirchen, der IVedigerhäuser etc.; aber als schwerste Last wird 
OB betrachtet, je oach der Grösse des Grundstackes einen Kavale- 
rieten, Fusssoldaten oder Matrosen unterhalten zu müssen. 

Auf die landw. Erzeugnisse giebt es keine besonderen Steuern 
miit Ausnahme einer solchen auf den ßratmtwein; letztere betragt 
60 Oere auf die Kanne (3 Sgr. pro Quart); die Bruttoeinnahme die- 
ser Steuer belauft «ich jahrlich auf 9 bis 10 MUl. Reichsthaler (etwa 
3Vj» bis 4 MUl. Tlialer prenss.). 

Die den EiMehr^lf00e^ahreH ähnlichen Abgaben bei Ver- 
kSufen sind: 

1. 60 Oere für 100 Reichsthaler (0,6 7o) Sterapelgebiihr. 

2. 15 Oere do. (0,15 "/J der erhobenen 
Stempel gebühr als Zuschlag. 

Die Erbschaftssteuern auf dem Lande sind: 

1. Eine Abgabe von 1 des Werthes, wenn die Erbschaft 
an entfernte Verwandte fallt; Erben in direkter aufsteigender und 
absteigender Linie, Geschwister und deren Nachkommen sind davon 
befreit 

2. Eine Stempelabgabe von ^l^. 

3. Eine fiinsohreibegebühr von V» ^/o ^ Summen von 1 5,000 
Reichsihaler, Vio Vo Summen von 15,000 bis 20,000 Reichs- 
thaler, Vio % Summen über 20,000 Reichsthaler. In keinem 
Falle sind mehr als 160 Reieksthaler (57 7^ Thlr. preuss.] und we- 
niger als 72 Hetcbsthaler (5,7 Sgr.) zu zahlen. 

In Norwegen belaufen sich die Staats- und Kommunalabgaben 
auf 6 bis 7 Mill. Speziesthaler (9 bis lO^'^ Mill. Thlr. preuss.). 

Die Gemeindebehörden erheben eine kleine Abgabe von Ver- 
kaufs-, Pacht- etc. Verträgen. Bei Verkäufen von Grundbesitz wer- 
den 2 7*2 pro Mille an die Armenkasse gezahlt; die Erbschaftesteuer 
beträgt 4 o/^^. 

Die BranntwdmiQiwv bringt 500.000 Spcz.-Thaler (750,000 Thlr. 
preuss.); sie beträgt pro preuss. Quart von 50 % Alkohol nicht ganz 
4 Sgr.; beim Detailverkauf werden ausserdem noch I72 ^g*". vom 
Quart erhohen. Die Steuer bringt in den Städten ]0_\500 Spez.- 
Thir. (155,000 Thlr. preuss) und auf dem Lande 9,775 Spez.-Thlr. 
(14,000 Thlr. preuss.). 

Die Strassen müssen meist von den Grundbesitsern unterhalten 
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werden; endlich gehen für die Kirche eto. dieflelben Verpflichtungen 
wie in Schweden. 

In Fmumi wird vom Grundbesitz eine Orunäatmter von 10 
Hill. Thalern für den gesamnHien Staat (alten Bestandea) erhoben; 
Aie beträgt im Mittel pro Morgen 3 Sgr.*), pro Haupt der Bevölkwung 
Thlr. Ausserdem hat der Grundbesita JTommiifMi&bgaben au 
leisten, welche theils in baarem Oelde, theils durch Arbeiten, be- 
sonders beim ]iau der liandgemeindewege, erfolgen. 

Als den frauzösisoliou direkten Abgaben entsprechend kann man 
in Preussen folgende betrachten: 

1. Die Grundsieuer in Preussen entsprocliond der Iranzösischen. 

'2. Die Gebäudesteuer von 3,365.82^ Thalern entsprecliend der 
französischen Thüren- und Fenstersteuer. 

3. Die preussische Klassensteuer**) von 9,755,000 Thaler ent- 
sprechend der französischen Kopf- und Mobiliarsteuer. 

4. Die Gewerbesteuer von 4,059,000 Tlialer entsprechend den 
Patentabgaben in Frankreich« 

Die preussische Sten^dsimer entspricht der franaSsischen Ein- 
schreibegebühr; sie bringt 5,530^000 Thaler, ist aber einfacher und 
lastet auf nicht so vielen Dingen wie. in Frankreich. Der Stempel 
von Verkaufeverträgen beträgt l\ des Verkau&preises. Der £!r6« 
9ehaft»»temp€l beträgt 1 bis 8 ^/^ der Erbschaft. Die Erben in di- 
rekt aufsteigender und ab^gender Linie, d. h. Eltern und Kinder, 
sind davon befreit, ebenso die Ehefrau, die ihren Gatten beerbt, 
jedoch nur, wenn Kinder vorhanden sind. Der seine Frau beerbende 
Ehemann zahlt 1 Die Seitenverwandten ersten Grades zahlen 

2 ^/o, bei entfernteren Verwandten und Fremden erreicht die Stempel- 
abgabc das Maximum von 8 Erbschaften unter ÖO Thlr. zahlen 
keine Stempelgebühr. 

Die preussische Branntmeintteuer entspricht der französischen 
Getränkesteuer; dasselbe gilt von der Malz- (Bier-) Steuer. Die 
Steuer wird in beiden Fällen vom Rohmaterial, nicht vom Fabrikat 
erhoben. 

Die franzosische Salzsteuer wird in Preussen durch das Sala- 
monopol ersetat, das übrigens abgeschafft und durch eine Salasteuer 
von 2 Thalm pro Centner ersetzt ist 

•) Genaner 3 Sgr. 2,93 Pf. F. 

**) Sie heisst bei einem Einknmmen von 1000 Thalern und darüber Einkommen- 
steuer und beträgt 3 %, während die Klassensteaer im Mittel 2 % des Einkommens 
beträgt. F. 
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Die UübetizuckcrsUuer wird von deu Rüben, nicht wie in 
Frankreich vom Zucker gezahlt.*) 

.Das französische OUroi wird durch die MtUdr und Schlacht'- 
stetier ersetet, welche in den grossen Städten an die Stelle der 
Klassenstener tritt.**) 

Sie trifft das in die Stadt eingeführte Fleisch, Mehl nnd Ge- 
treide.***) Die Mahlsteuer bringt jährlich 1,570,000 Thaler, die 
Schlachtsteuer K94G/;00 Thlr. Endlich giebt es eine Steuer anf 
den im Inlande gebauten Tabak, die etwa 100,000 einbringt. 

Ft okndiensie giebt es in Preussen nicht. 

Seitdem in Ras^slaiid die Leibeigeuschaft auigcliubeu ist, giebt 
es daselbst drei Arten direkter Steuern. 

1. Die allgemeinen oder -S^aa^^abgabcn. 

2. Die ProvinziahxhgdLhQll. 

3. Die /^o/ra/abgaben. 

Die Staatssteuer besteht zunächst in einer KopßteueTf deren 
Höhe in den verschiedenen Provinzen eine verschiedene ist, wie auch 
bei den Proviozial- und Lolcalabgaben. 

In den baltischen Provinzen betragt die Kopfsteuer 1 Rubel 
25 Kop. (etwa 1 Thlr. 10 Sgr.) für jede männliche Person; in dem 
Gouvernement Moskau und den angrenzenden Gouvernements zahlt 
der Grundbesitzer an Grundsteuer 3 Kop. für die Dess&tine (etwa 
B Ff. für den Morgen); in den südlichen Provinzen betrSgt die 
Kopfsteuer, von der das weibliche Geschlecht und der Adel frei ist, 

2 Rubel pro Haupt (etwa 2 Thlr.). 

Die Lokaiabgaben belaufen sich in den baltischen Provinzen auf 

3 Rubel Kopfsteuer; in den mittleren Provinzen betragen sie 5 bis 



•) Die angegebenen Zahlen für die Rüben - Zuckersteuer sind viel zu niedrig 
(5,350,000 Tlialer); dieselbe betrug 18Gl/n5 wenig nnter, lS(;5/66 wenig über 9 
Min. Thaler; im uorddeutschen Bunde betrug sie 1869 über 11 Mill. Thuler, die 
Tabakssteiier fnst 200,000 Thaler, die Salzsteuer über 7 Mill. Thaler, die Brannt- 
\teiusteuer über 7^ Mill. Tbaler, die Braumalzsteuer über 3 Mill. Thaler. F. 

**) Eb ist dies keine korrekte Auffassung ; ein Oktroi und dem Aehnlicbes giebt 
es m Preuscen gar nicht; die tfahl- und SchUchtatener tritt in den Pflichtigen 
Städten an die Stdile der yom Staate eihobenen Klassensteaer mit der einzigen 
Modifikation, dass die Gemeindekasse einm Thefl der Mahl* nnd SehlachMeaer 
erhält, was bei der Kiassensteaer nicht der Fall ist. 

***] Vom (retreide wird keine Steuer erhoben, sondern nur von dem vermah- 
lenen, daher der Name Mahlsteuer". 

Die Angaben über die Höhe der Schlacht^teuer sind nicht korrekt, da letztere 
meiit vom liaupt Vieh, seltener nach dem üewicht erhoben wird. F. 
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16 Kop. pro DcsBäÜDe (5 bis IG Pf. pro Morgen), in den BÜdlichen 
Provinzen 25 Kop. (25 Pf. pro Morgen). 

Die anderen fiskalisehen Abgaben, welche die Landwirthschaft 
2U tragen hat, sind: die EÜnaehteibegehvJ^en von Kaaf- und Pacht- 
verträgen mit 4 \\ die ErbacJiaftasUuer mit 4 ausgenommen 
die Vererbung in direkter Linie; die Stempelsteuer^ welche bei allen 
schriftlichen Vertragen und Eingaben an Behörden su entrichten 
ist, in verschiedener Höhe. Die Branniwem', Bier- und Zucker^ 
Steuer lat sehr hoch. Oktrois giebt ea nicht. 

Die Bauern haben Frohndienste zu leisten, so olt clor Staat die- 
selben fordert, und zwar zur Unterhaltung der Wege und Brücken und 
für den Transport vun Truppen und Kriegsmaterial. Man ist gegen- 
wärtig mit einem Gesetzen t würfe beschäftigt, diese Dienste in eine 
Geldabgabe umzuwandeln, welche von allen Grundbesitzern ohne 
Unterschied des Standes zu zahlen ist Endlich ?iebt es noch eine 
" Anzahl von Bauern, welche ihren alten Herren Frohndienste zu lei- 
sten haben, die die Ablösung noch nicht zur Ausführung gebracht 
haben; doch wird die Zahl derselben von Tag su Tag geringer/) 

In der 8(ikweix. giebt es eine auf dem Kataster beruhende Qrund" 
Heuer in den Kantonen Genf, Waadt, Fretburg und Solothurn; in 
anderen Kantonen fehlt das Kataster, und tritt an seine Stelle eine 
Einschätzung, aber in den meisten kennt man eine eigentliche Grund- 
steuer nicht, an deren Stelle eine Vermögen»- und Einkommensteuer 
gezahlt wird. Diese ist theils eine feste, tlieils eine l'rogreüsivsteuer ; 
sie beträgt 1 Ins 3-'.^ vom Vermögen und 1 bis 47o vom Einkom- 
men. Die Kantone von Unterwaiden, üri, St^iiwytz und Wallis er- 
heben vom Vermögen nur sehr geringe Abgaben, die liauptt innah- 
men erhält die Staatskasse aus dem Salzverkaul. In dem Kanton 
Basel-Land werden die Grundsteuern zur Unterhaltung der Kirchen, 
Schulen und Armenanstalten verwendet; da sie nicht genügen, so 
ist seit 1856 eine Schulabgabe auf das Mobiliarvermögen gelegt. 

Nur in den Kantonen Genf und Waadt hat man eine der 
französischen Etneehreibegebühr ahnliche Abgabe. Etwa 10 Kantone 
erheben eine Erbschaftssteuer, die in den französischen Kantonen 
am höchsten ist und bb 47o beträgt; bei Erbschaften in direkter 
Linie ist eine solche Steuer nur an wenigen Orten zu zahlen. 

Die indirekten Steuoru entsprechen den französischen Getränke- 



*) ia dea baltiscbeo Proviozeo giebt es keine Frobobaoern mehr. 

F. 
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steuern und sind bekannt unter dem Nameu ^OhmgM^. Oktroi 
kennt man nur in Genf und Tessin. 

Die Grundsteuer^ welche nuin in Portugal zahlt, stammt erßt 
aus dem Jahre 1852 oad ist an die Stelle einer ganzen Reihe von 
Abgaben getreten, Abgaben, deren Ursprung, wie z. B. der Zehnten 
auf Grundbesitz (deemoa de predwa) und der Zehnten auf die Grund- 
rente (dee, de foros)^ sehr alt ist 

Die Gmndabgaben werden von liegenden Gründen erhoben in 
einer Höhe, wie sie alljährlich von der Landesvertretang festgesetzt 
wird. Ein Kataster giebt es nicht, ein bedeutendes Hindemiss einer 
richtigen Vertheiluug der Steuer. Uebrigens trägt nach dem eigenen 
üestäiiduiss der Besitzer in Portugal der Grundbesitz bei weitem 
nicht so viel Steuern, als ihm ohne I5elastigiing auferlegt werden 
könnten. Die Vertheilung erfolgt auf Grundlage einer Geüerallij>te, 
welche der Kontrolleur für jeden Bezirk aufstellt; in dieser Liste 
findet sich aller Immobilien besitz mit seinem Werthe eingetragen; 
für das Finanzjahr 1868/67 ist die Einnahme auf l,872,469,ä04 Reis 
(etwa 2,800,000 Thlr.) berechnet 

Die Gewerbesteuer liat den alten Zehnten anf die Erzeugnisse 
der Industrie und den y^maneio^ oder die Fabrikensteuer ersetzt, so 
wie alle Zuschlagsabgaben. Jeder, der eine Industrie, ein Handwerk 
oder eine Kunst ausübt, bat Gewerbesteuer zu zahlen im Verhaltniss 
zu seinen Einnahmen aus dem Gewerbe, das er betreibt Landwirthe 
haben dann diese Abgabe zn zahlen, wenn sie sich bei ihrem Wirth- 
schal tsbctriebe der Mascliiacn bedienen. 

Eine Einschreibegebühr wird beim Kauf und bei der N'örerbung 
ejhoben; ausgenommen davon sind Uebertragungeu unter Verwandten 
in auf- und absteigender Linie, unter Ehegatten, Schpnkunrren an 
Hospitäler und fromme Stiftungen und üebertraguugon von literari- 
schem oder artistischem Eigenthum. Die Erbschaftssteuer beträgt 
nach dem Verwandtschaftsgrade 3 bis 10 %. 

Der Grundbesitz trägt ferner eine Wegesteuer (via^'ao) zwecks 
der Herstellung und Erhaltung von Wegen» Sie beträgt nach dem 
Budget $97,989,237 Reis (1,088,984 Thlr.); femer die ^eema de 
juTotf*, eine Abgabe von 10 ^/^ auf ausgelidiene Eapitalion; ihr Er- 
trag belauft sich auf 187,407 Thlr. 

Die Tabakssteusr ergiebt eine Reineinnahme von 2,897,000 Thlr. 
Der Tabaksbau ist nur auf dem Festlande von Portugal und an 
wenigen Punkten auf ^Madeira und den Azoren gestattet. Endlich 
giebt es noch eine Abgabe unter dem Namen y^real d'agua^^ deren 
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Ursprung weit znrdck datirt und nrsprftnglich in einem Real auf 
jedes Pfond Fleisch und 2 Reis auf jede in Lissabon verzehrte Finte 
Wein betrug. Die Einnahme aus Uieser Abgabe hatte verschiedene 
Verwendungen ; unter anderen soll sie die Kosten der Wasserleitung 
zur Hauptstadt (daher der Name) decken. Sie wurde bald auf fast 
alle Städte ausgedehnt und ihr Ertrag sn Befestigungsbauten oder 
andern öflentlichen Unternehrauugen verwendet. Sie bringt gegen- 
wärtig 216,920 Thlr. 

Nach der gegenwärtigen*) Steuergesetzgebung in Bp&nien liegen 
auf dem Gruudbesitz folgende Lasten: 

1. Die Grundsteuer. 

Sie ist durch Gesetz vom 23. Mai 1845 eingefüiirt. Ihre olti- 
zielle Benennung ist: Immobilien-, Kultur- und Viehzuchtsteuer. 
Die Summe wird alljährlich durch das Finanzgesetz festgestellt und 
betrug pro 1866/67 : 430 Mill. Realen (etwa 30 '/^ MüL Thaler}. 
Mittelst einer einfachen Ministerialverfngnng wird die Summe unter 
die Provinzen vertheÜt und muss in vier Terminen — 5. August, 
6. November, 5. Februar und 5. Mai bezahlt werden. Die Immo- 
biliensteuer, die 20 bis 2b ^j^ des Einkommens beträgt, zahlt der 
Grundeigeuthümer, die Kultnrsteuer, die 1866 sieh auf 25^/,^ des Er- 
trages belief, der Pächter; die Viehsteuer, die vielfach umgangen 
wird, beträgt 25"/,, eines unveränderlich festgestellten Viehwcrthes. 
Am meisten belastet sind die Provinzen Madrid, Valencia, Sevilla, 
Barcelona und Malaga; am wenigsten zahlen Öantander, Soria, Avila, 
Huclva und Segovia. 

2. Eine Konsumsteuer, die theils iu die Staatskasse, theils in 
die Gemeindekassen flieset und von allen Gegenständen des Verbrauchs 
erhoben wird. 

Verschiedene mal sollte sie aufgehoben werden, doch gestattete 
dies die Finansbge nicht; der Staat kann eine Steuer nicht aufgeben, 
deren Krtrag pro 1867 auf 197 Mill. Realen (etwa ISV^Mill Thlr.) 
geschätzt wurde,, soweit sie in die Staatskasse fliesst, und welche 
nahe eben so viel den Gemeinden einbringt. Man kann annehmen, 
dass Spanien kein Produkt besitzt, wovon nicht eine Verbrauchs- 
steuer zu entrichten ist; ihre Höhe übersteigt zuweilen 247o des 
wirkliclicn Werthes der Waare. So zaliU. der Wein 8 Kealen für ^ 
16 Litres (16 Ögr. für 14 Quart), das Uel 20 7^ des Werthes. 



•) In Folge der Vertreibung der Königin Lsabella ist in den Stener\ erhält 
nissen Spaniens seit AbfaMung des Berichtes Maa«herlei geändert worden. F. 
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Ausserdem giebt es nur eine indirekte Steuer, nämlich eine 
EmschreibegehüJa' von 2 ^/^ bei Käufen, Besitzwechsel und von Hypo- 
theken, aber keine auf Pachtvertrage. 

Per90naUtmem kennt man nicht, ausser Spann- und andere 
Dienste im Kriege. Bei Erb$€haften in direkter Linie wird gleich- 
falls keine Steuer bezahlt, bei solcher von Seitenverwandten 1 bis 
10 "/o bei Immobilien, bis 10 bei Mobilien, je nach dem Grade 
der Verwandtschaft 

In Italien besteht die Grundsteuer aus 3 Theilen, nämlich einem 
für i\en .Siaat, einem für die Provinz und einem für tlic Gemein io, 
welcher letztere aber niemals grösser sein darf als die Rtaatscjuote 
Als (IruiuUage der Vertheilung dient der Katastralwertli. 8ie bringt 
170,710,678 Lire (40,364,500 Thlr.), wovon in die Staatskasse 
116,633,684 Lire (31,102,316 Thlr.) fliessen. im Mittel wird pro 
Hektare 5,4Frcs. (pro Morgen 11 Sgr.) an den Staat und 2,5 Fros. 
fpro Morgen 5 Sgr ) an die Gemeinde gezahlt; aber die Vertheilung 
ist nicht in allen Provinzen gleich; so beträgt die Grundsteuer in 
Umbrien 2ß Frcs. und in der Lombardei 14^47 Frcs., Ittr die Ge- 
meinde resp. 0,f)6 und 7,14 Frcs* 

Die Landwirthe, weiche nicht zugleich Eigenthumer des von 
ihnen bebauten Bodens sind, sind einer Steuer auf den Reichthum 
ihrer Mobilien (richesza mobile) unterworfen, einer Art ßinkammen" 
Steuer, welche auf den Reinertrag ihrer Arbeit gelegt wird; sie 
wurde durch Gesetz vom 14. Juli 1864 auferlegt. 

Die einzigen Abgaben, welche die Ackerbauerzeugnissc ausser der 
Grundsteuer zu tragen haben, sind die Oktroiaö<jaöen bei der Ein- 
führung in die Städte.*) 

Seit 1862 besteht ein neues Gesetz betreffs der Einschreibe' 
gebühren^ welches durch Gesetz vom 14. Juli 1^66 modifizirt und 
das dem bezüglichen französischen Gesetze ziemlich gleich ist. 

Die Erbschaftssteuer beim Grundbesitz beträgt je nach dem 
Grade der Verwandtschaft bis 10 die Gebühren beim Verkauf 
von Mobilien, Fruchten etc. betragen 1 von Immobilien 3 
Peuiftiverirägß zahlen 7« ^lo- 
hn KireheilglMte wird eine auf Grund des Katasters veran- 
lagte Crnmdsteuer erhoben, die der Orundeigenthumer zu tragen hat; 
die Pächter zahlen eine Vieftsieuer» Die Einsehreibegebühr bei Yer- 



ia diesem Jahre ist eine ziemlich höbe Spiritucsteuer eingeführt worden. 

F. 
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kaufen und auf Märkten betragt 2 ^Iq. Die Erbschaftssteuer beträgt 
je Dach dem Grade der Verwandtschaft 2 bis 6 ^/g, Fremde zafaien 
8 7o* -^uf Weine liegt ausser dem Oktroi eine FaaagebüJiT, 

In Avatolien oder der asiatischen Tarkei sind die Abgaben 
zahlreich. Unter denen, die von der Landwirthscbaft erhoben wer- 
den, sind die wichtigsten: 

der Zelmten; prinzipiell hat der Grundbesitser nur den sehnten 
Theil der Ernte in natura abzuliefern; aber der Steuerpächter scliätzt 
die Ernte auf dem liahne und verlangt den Zehnten in Geld, ohne 
den Zufällen Kechnung zu tragen, welche die Ernte veruicliteu kön- 
nen, so dass sich die Ackerbauer genÖthigt selicn, ihre sauren Er- 
sparnisse dem Zöllner zu geben, wenn sie nicht gar borgen müssen; 

die Gewerbesteuer oder t^emettuat'* ist eine Patentsteuer, Sie 
mnss von allen Handwerkern und Detail händlern erlegt werden; sie 
ist nach der Art des Geschäftes verschieden hoch. Obgleich sie nicht 
direkt auf der Landwirthschaft lastet, so hat sie doch einen wesent- 
lichen Einflnss auf den Preis ihrer Erzeugnisse; 

die KrUgatUuer haben nur Christen und Juden, welche dafür 
vom Kriegsdienste frei sind, zu zahlen. Jeder Christ hat sie von 
seinem 15. Lebensjahre bis zu seinem Tode zu erlegen. Da die 
Erhebung ihre Schwierigkeiten hat, so ist sie von den christlichen 
und jüdischen Gemeinden aufzubringen, welchen die \ ertheilung und 
Eintreibung unter iliren Glaubensgenossen überlassen bleibt. Jeder 
Christ hat im Mittel 2 bis 2^/, Thlr. zu zahlen; 

die Grundsteuer liesteht erst etwa seit 10 Jahren und wurde 
zuerst in Smyrna erhoben; sie ist auf einige, besonders Küstenstiidte 
beschränkt, wo Europäer Grundbesitzer sind. Ursprünglich betrug 
sie nur vier vom Tausend, jetzt beträgt sie fünf vom Tausend, und 
man geht damit um, sie weiter zu erhöhen. Ausserdem giebt es 
eine fest^ Abgabe von 3 bis 37$ Thlr. auf die Bauerlaubniss; 

die Vte/i8teuer, ^eaoumaP*, ist vielleicht eine der lästigsten Ab- 
gaben; für einen Hammel oder eine Ziege sind 4 Piaster (7 Sgr.) 
jährlich zu zahlen; aber ein guter Hammel kostet nur 30 Pisster 
(1^/^ Thlr.) und eine gute Ziege noch weniger; 

die Salgtieuer wird von der Verwaltung der Zölle erhoben; die 
Oka (2^/. Pfd.) Salz kostet im Innern des Landes etwa 3^5 Sgr. 
Die Zollbeliörde zieht auch die 'Tabahsateuer ein und zwar etwa 
5 Sgr. pro Pfd. (12 Piaster pro Oka); die Steuer auf geistige Ge- 
tränke ist ausserordentlich drückend. 

Endlich i^t der Laudmaun noch einer jährlichen Kopfsteuer von 

17 
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beinahe 100 Piaster (6 Thlr.) unterworfen. Üie Höhe dieser Abgabe 
ist für jedes Dorf uövmuderlich festgesetzt, ohne der Vermehruog 
oder der Vermindening der Einwohnerzahl Rechnung zu tragen. 

Man kann annehmen;, dass die Summe der von dem Landwirihe 
zu zahlenden Steuern 50 bis 60 7o semea Einkommens beträgt Die 
Steuern sind fibermassig hoch, ungleich vert^eilt und werden auf 
ungeschickte Weise erhoben, worunter Handel und Landwirtibschaft 
seuJEeen. 

Die Steuergesetzgebung Aegyptens ist noch dieselbe, wie sie 
Mehemet Ali geschaffen hat; sie ist durch seine Nachfolger nur 

wenig vei ändert worden. 

Es giebt nur eine direkte »Steuer, die Grundsteuer, Die Abgabe, 
welche von den Lebensmitteln bei ihrer Einfuhr in die Städte er- 
hoben wurde, ist durch Said Pascha abgeschalft worden, die Per- 
aonalsteuer^ welche die ganze Bevölkerung traf, hatlsmaci Pascha 
aufgehoben. 

Die Grundsteuer wird vom „Feddca^* (etwa 2 Morgen) je nach 
Art der Kultur erhoben. Sie beträgt gegenwärtig 5 bis 10 Piaster 
pro Feddaa (^Yj bis 9 Sgr. pro Morgen) und bringt jährlich etwa 
23 Millionen Thaier ein. Der Pächter zahlt keinerlei Abgabe. 

Beim BentBwwJael durch Verkauf werden 5^/^ und zwar zur 
Hälfte vom Käufer gezahlt, bei Erbsehaften beträgt die Abgabe 
nur l^/o, wobei der Grundbesitz stets zu 66^/3 Thlr, der Morgen 
angenommen wird; diese Abgabe besteht erst seit 1866. 

Zur Instandhaltung der Kanäle sind FrolmdiensUt zu leisten, 
wie auch zu andern Sffentlichen Arbeiten, bei Eisenbahnen, ja zu- 
weilen selbst zu i'i ivatarbeiten des Vicekönigs. 

Ausser den Zöllen ß:iebt es keine indirekte Steuer. 

in der RegentKchait lunis giebt es eigentlich kein Finanzo^esetz ; 
es herrsclit nur die WiHkür. Nach den ursprünglichen (Jesetzeu 
sollten die Abgaben vom Gcireide nur 10 vom Roherträge aus- 
in aciien: aber so, wie sie jetzt erhaben werden, kann man sie aui' 
i>0*'/^, schätzen. 

Es giebt den unseren ähnliche EinscJireihegebüftrm auf Kauf-, 
Pacht- etc. Verträge, auch werden Krbschaftssieuem etc. erhoben. 
Indirekte Steuern liegen nur auf dem Tabak und dem Salz, Der 
selbst gebaute Tabak zahlt keine SteioLer, die unserem Oktroi ent- 
spricht, eben so wenig das Salz; aber die anderen Produkte zahlen 
Oktroi. 

In Marokko zahlt der Araber nach dem Koran nur den ^jfkka^^ 
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und „ocAiir^^ Der jeklca ist eine PflngBtener, welche in den ver- 
flchiedenen Provinzen und naeh den verschiedenen Kulturarten von 
IVi bis 13^3 Thlr. für jeden Pflug schwankt Acbur ist der Zehnte 
von den Bodenprodukten. Aber diese Abgaben werden nach der 
Willkör der Kaids, Schelks etc. erhoben, welche olt weit mehr er- 
heben, als die Leute geerntet haben. 

Der Grund und Boden erlegt keine Steuer; der Boden gehört 
gesetzlich dem Sultan; der Zehnte wird in natura oder in Geld 
bezahlt. 

W as die anderen Abgaben, Naturalleistungen, Krohndiensto ete. 
betrifft, so sind sie zahllos , da sie von der üabgier des Kaid oder 
des Gouverneurs diktirt werden. 

Mit Ausnahme Tangers werden in den Städten für Rechnung 
des Sultans je nach der Grosse der Stadt von jeder Kameellast 
Waaren, worin diese auch bestehen, 16 bis 24 Sgr. Abgabe erhoben ; 
eine Kameellast wird auf 500 Pfd. geschatet 

Die Person des Arabers und seine Güter sollen dem Sultan oder 
seinem Vertreter stets «ur Verfügung stehen. 

Die allgemeinen Steuern der Vereinigten Staaten von Xurd- 
amerikii können in zwei n;Mi| t klassen getheilt werden; die direkten 
und die indirchtn. Für gewöhnlich erhob die Central -Ke«,nornng 
keine direkten Steuern, d;i die Einnahmen au8 den Zöllen und den 
Land verkäuten zi^r Be.streitung der VerwaltunL'skusteu genügten. Vor 
dem Bürgerkriege liat es von dieser Kegel nur drei Ausnahmen ge- 
geben; aber die bedeutenden Kriegskosten haben zu einer stärkeren 
BeF?teuerung gezwungen, weshalb eine direkte Steuer von 20 Mill. 
Dollars (ikst 29 Mill. Thaler), theiis dem Einkommen*), theils 
dem Grundhtmtz auferlegt worden ist. Gegenwärtig ist ein für 
die Vereinigten Staaten gans neuea SUuersyttem in Kraft, das bis- 
her allen Bedürfnissen genügt hat. Dasselbe besteht in der jedem 
Kaufmann, Glaubiger, Verkäufer etc. aufer]e<rten \ erpllichtung, bei 
{edem Pacht-, Verkauf-, Hypothekenvertrag, bei den Fakturen etc. 
einen Stempel zu verwenden, dessen Höhe von 'Z* bis zu 1 Dollar 
(11 bis 44 Sgr.) schwnn kt. 

Die Einnahmen der einzelnen Staaten bestehen im Allgemeinen in 
Abgaben vom inoliilen und immoljiien Eigenthum, es giebt solche von 
den Üankkapitalieu, den Versicherungsgesellschaften, den Eisenbahnen 



*) Dareh Bescblass des Kongresses ist 1870 die Einkorometisteat^r abgeschafft: 
Vörden. F. 
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etc. Aiis5;er den Abgaben zur Bestreitung der Staatsausgaben giebt 
es noch Schul-, Strassen- und «'indcre Steuern, und zwar sind die 
Sohulsteuern in der Regel sehr hoch. Es ist schwierig, die Höhe 
der auf den Immobilien lastenden Steuern anxngeben, da ne nach 
den Oertlichkeiten sehr verschieden ist In der Umgegend von New» 
York beträgt sie mindestens IVs'^/o Taxwerthes, Naturalleistun- 
gen, Frohnden und Oktrois sind in den Vereinigten Staaten so gut 
wie unbekannt. 

Dagegen giebt es Abgaben auf Verkäufe, Erbschaften und Ver- 
pachtunaen, die den Kinachreibegebülireii ähnlich sind. Man bezahlt 
an den betreffenden Anitsstellen eine mässige Abgabe zur Deckung 
der Kosten für die Beamten. Seit 1S(;4 hat der Kongress durch die 
Internal Revenue Act neue, viel drückendere Abgaben auf dergleichen 
Dokumente gelegt. So beträgt die Erbschal Lssteuer bei Immobilien 
je nach dem Grade der Verwandtschaft 1 bis P^f des Taxwerthes. 
Dasselbe Gesetz belegt auch verschiedene landwirthschaftliche Er- 
zeugnisse mit Steuern, namentlich den Zucker, den Spiritus, die ge- 
gohrenen Getränke, Uäut% den Tabak etc. 



üigitized by Google 



• 



KapiieJ X. 

VmtlMva» fngii. 

§. 1. Landwirthachaftiiches (lesetzbuch. 
Fast einstimmig ist der Wansch ausgesprochen worden^ dass 
• das Gesetzbuch, welches die landw. Interessen zum Gegenstande hat 

(Code rural), baldmöglichst beendet werde. 

Der Staatsmth hat seit mehreren Jahren sich uiumterhrochen 
mit diesem wichtigen Gegenstände i)eschä.ftigt und bereits einen an- 
sehnlichen Tlieil der s;hwierigen und langwierigen Aufgabe vollendet. 
Der Gesetzentwurf umfasst drei Bücher. 

Das I. Bucli behandelt die den Boden betreffenden Kmrichtungen 
und umfasst vier Titel: 

1. Die mit dem Boden zusammenhängenden Servituten (Mark- 
steinsetzung, Einzäunung, Grenzgemeinschaft, Pflanzungen, Wege- 
gerechtigkeit, Trift- und Stoppelweide); 

2. die öffentlichen und die Feld-Wege; 

3. die Pachtverträge, die Theilpacht, die Erbpacht und die aaf 
ländlichen Grundstöcken haftenden ewigen Renten; 

4. die Benutzung und Erhaltung des ländlichen Bigenthums 
(allgemeine Bestimmungen, Dienstboten um^ ländliche Arbeiter, Haus- 
thiere etc.). 

Dies Buch ist von den Sektionen für Gesetzgebung, für Rechts- 
pflt'u'e und für auswärtige Angelegenheiten vollständig durchberathen 
und bildet gegenwärtig den Gegenstand der Berathung der vereinigten 
Ausschüsse. 
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Das IL Buch beschäftigt sich mit den die Gewässer botreffen- 
den Einrichtungen und enthält sechs Titel: 

1. das Regen* und Quellwasser; 

2. die nicht schiffbaren und nichtflössbaren Wasserlänfe (Rechte 
der Anwoliner, Polizei, Erhaltung der WasserlSufe, Auskrauten, Ein- 
deichen, Geradelegen); 

^ die mit einseinen Holzscheiten fldssbaren Bäche; 

4. die schiffbaren und it6ssbaren Flösse (Rechte der Domänen 
und der Anwohner, Servituten, Freiheiten, Eindeichungen); 

5. die stehenden Gewässer (^Moore, Trockenlegung von Sümpfen, 
Melioration nasser Ländereien, Drainage); 

6. die Bewässerungen. 

Das ganze Hnch ist dnrchberathen von dem Ausschusse far 
Gesetzgebung, zum Theil auch von den vereinigten Ausschüssen für 
Gesetzgebung, für Prozesswesen, für öffentliche Arbeiten, Landwirth- 
schaft und Handel. 

Das III. Buch wird sich mil^ der ländUelten PöUzei beschäftigen, 
ist aber noch nicht in Angriff genommen. 

Die in nicht ferner Zeit zu erwartende Vollendung des Code 
mral wird ein fast allgemeines Verlangen befriedigen und in einer 
der Landwirtbschaft vortheühafken Weise die Schwierigkeiten und Un- 
sicherheiten beseitigen, welche beim gegenwärtigen Stande der Ge- 
setzgebung in Terschiedenen Punirten obwalten. 

Ausser den schon in den früheren Kapiteln hervorgehobenen 
Wünschen hat man auch die Aufheöunf/ der IHfi- und Sloppein 
weide verlaugt in Betreff der Stoppelweide insbesondere haben 
einige derjenigen Personen, welche nicht gerade die vollständige 
Unterdrückung derselben verlangt haben, den Wunsch ausgesprochen^ 
dass sie auf den natürlichen Wiesen gesetzlich bis nach Entnahme 
des zweiten Schnittes verboten werde, und Andere, indem sie die- 
selbe auf abgeernteten Feldern gestatten wollen, verlangen ein Ver- 
bot derselben auf den Wiesen wegen de« dadurch verursachten 
Schadens*), 

Ferner hat man von einigen Seiten die Aufhebung der An- 
kündigung der Weinlese^, der Heu- und Getreideernte, wo diese noch 

') In dem Tbeile der preussiscben Rheinprovinz, wo der Code Napoleon gilt, 
bestehen über die Weidegerecht Ip^kciten auf Wieseii, besonders auf künstlichen 
Wiesen ganz ähnliche Klitfren, die das Landeü-Üekonoiuie-Kollegium iu seiner 
hiiibu äitzuDgsperiode bcäcnäftigt. haben. (Vergl. Monats bl. der Ann. derLandw., 
Mai-Juni 1870.) Pill 7. 
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besteht, sowie das vollständige Verbot dei* Naofdeae, mindestens für 
gesunde Arbeiter, gefordert 

Auch hat man gesetzgeberische Massregeln verlangt, welche 
eine strengere Unterdrückung des Fdddiäbsticüda gestatten, und welche 
eine Verfolgung des öffentliohen Anklägers bei dieser Art Frevel 
einfahren; auch das Hemmtreiben und das Betteln auf dem Lande sei 
strenger zu verfolgen; es seien femer Massr^eln zu ergreifen zur 
Vertilgung der Maikäfer und aller andern sehädUehen Inteiktenj 
sowie zur Vermeidung der besonders in der Nachbarochafb der Wälder 
von dem Wilde angerichteten Beschädigungen, zu welchem Zwecke 
namentlich das Tödten der Kaninchen in allen Jahreszeiten zu ge- 
statten sei. 

Die Vogelschulzfrage ist an verschiedenen Orten, aber in ganz 
entgegensetztem Sinne angeregt worden. Neben dem Wunsche, das.s 
wirksame Massregeln zum Schutze der Insekten fressenden Vögel 
ergriffen werden mögen, begegnet man in dem Berichte des Baron 
de Bcnoist lebhaften Klagen der Departements Lothringens wegen 
des Verbotes der Jagd auf die kleinen Vögel: wird im Namen 
von vier Departements gebeten, den Generalräthen das Recht zu ver- 
leihen, alljährlich die auf die Jagd der kleinen Vögel n(}thigen Be- 
stimmungen zu erlassen. 

ITm die ländUehe PoUsei wirksamer zu machen, haben einige 
Peisonen den Wunsch ausgesprochen, die Feldhüter mochten in be- 
stimmte Kotten eingetheilt, besser und fest besoldet und vorzugs- 
weise dazu ausgediente Soldaten gewählt werden; man hat sf)gar 
den Vorschlag gemacht, das Amt des Feldhüters nur Leuten zu über- 
tragen, die in der bctrelTendcn Gemeinde nicht einheimisch sind, um 
ihnen dadurch mehr Ansehen imd Unabhängigkeit zu geben. 

Das von einer Seite ausgesprochene Verlangen, dass der Ge- 
meindebesitz getheilt werde, hat von anderer Seite Widerspruch er- 
fahren; doch hat man sich auch von Aieser Seite dafür ausgesprochen, 
dass der Gemeindebesitz in Kultur genommen und verkauft oder 
verpachtet werde. 

Bis zu einem gewissen Grade hat das Gesetz vom 28. Juli 1860 
bereits den Anstoss zu Arbeiten gegeben, welche den Zweck haben, 
den Gemeindebesitz in Kultur zu nehmen^ und trotz des Wider- 
standes, welcher nur aus schlecht verstandenem Privatinteresse ge- 
leistet werden konnte, haben sich, wie es die Regierung wünschte, 
Gemeinden zu diesem Zwecke vereinigt. Im Anfange des Jahres 
1868 waren bereits 18,630 Hektaren (54,520 Morgen) in Kultur 
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gebracht mit einem Aufwände von weniger als 900,000 Krcs. 
(240,000 Tblr.), während die Grundstücke dadurch einoD Mehrwerth 
von beinahe ^ MUL Frcs. (Vj^ Mill. Thaler) gewonnen haben. Andere 
Arbeiten werden vorbereitet, und eine Ausgabe von 1^2 ^iU* Pres, 
durfte einen Hehrwerth von 7 Mill. Free, enseugen. 

§. 2. Landwirthschaftliche Verwaltung, Vertretung 

und Unterrichtflwesen. 

In betreff der üffenliichen Verwaltung hat man mehrere Wünsche 
au;>gcsproi5heu, die hier ohne weitere Besprechung angeführt werden 
sollen. 

Man verlangt die Unindung eines eigenen Ministeriums für 
LandwirUischaft , mit welchem die Forstverwaitung zu vereinigen 
wäre, da letztere weit m^hr eine landwirthschaftliche als eine 
finansielle Verwaltung sei. Andere, indem sie die bestehende Ver- 
einigung der öfTentlichen Arbeiten, der Landwirthschaft und des 
Handels in einem Ministerium zwar als gut auerkennen, halten es 
doch für sehr wnnschenswerth, daas die Forstverwaltung hinan* 
gefdgt werde. 

Man verlangt ausserdem die Erhöhmg dea Budg€t8 für die 
Landwirikäehafty die Wiederherstellung des Gesetases vom 20. März 
1851, betreffend die Verireiunff der lÄndwirthschaft und die all- 
jahrliche Vereinigung des Generalrathes für Landwirthschaft, endlich 

die vollständige Ausführung der Verordnung vom 21. März 1852. 

Das Gesetz vom 20. März 1851 hatte bestimmt, dass in jedem 
Arrondissement eine oder mehrere landwirtfischaftltche Vereinifjunffm 
(comices agricoles) eingerichtet werden sollten, deren l nilang aul" 
Vorschlag des Prätekten durch den Generalrath festzusetzen wäre; 
zum Beitritt sollten berechtigt sein alle Kigenthümer, Pächter, 
Kolonisten und deren Kinder, welche 21 Jahre alt wären, welche 
im Bezirke der Vereinigung wolmton oder daselbst Grundbesitz hätten. 
In der Hauptstadt jedes Departements sollte eine Landwirthachafu- 
Kammer ihren Sitz haben, bestehend aus so viel Mitgliedern, als 
das Departement Kantone besasse, gewählt durch die landwirth- 
schaftlichen Komitien. Diese Kammern sollten alljfthrlich eine acht 
Tage dauernde Sitzung halten, deren Zeitpunkt sie selbst bestimmten, 
und in welcher sie ihren Prisidenten, ihren Vice -Präsidenten und 
ihren Schriftführer wählten. Endlich wurde durch dies Gesetz ein 
landwirthschaftliclier General- RaUt (Couseil gencral d'agriculture) 
eingesetüt, bestehend aus einer der Anzahl der Landwirthschafts- 
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Kammern gleichen Anzahl von Mitgliedern) die von den Kammern 
aus ihrem Schosse oder aus dem Departement au wählen waren. 
Der Generalrath sollte seinen Vorstand gleichfalls selbst ernennen 
und alljährlich eine Sitzuog halten, welche nicht langer als einen 
Monat dauern sollte. 

Die Verordnung vom 21. März 1852 änderte das Gesetz, 
indem sie in jedem AiTondussemont ciue berathende landwirth- 
schaftliche Kammer schuf, bestehend aus soviel Mitgliedern, als 
das Arrondisscment Kantone zählt; dieselben sollen vom Präfekten 
aus der Zahl der im Kanton Einheimischen oder daselbst Grund- 
besitz Habenden ernannt werden.. Am Hauptorte führt der Präfekt, 
in den Arrondissements der Unterpräfekt den Vorsitz; ein von der 
Kammer erwählter Vicepräfii lent vertritt den Präfekten resp. Unter- 
präfekten im Falle der Verhinderung. Der Präfekt ordnet die Zeit 
und die Dauer der Sitzungen an, desgleichen setzt derselbe die Tages- 
ordnung fest Die berathenden Kammern haben die Aufgabe, der 
Regierung ihre Wünsche vorzutragen. Sie können um ihr Gutachten 
befragt werden bei neuen Gesetzen, soweit sie die Landwirthschaft 
angehen, namentlich bei der Auflage Indireicter Steuern, bei Fragen, 
welche die Polizei und den Gebrauch der Gewässer betreffen. Sie 
können ferner befragt werden bei der Einrichtung von Messen und 
Märkten, bei der VertheilunjT (^er Staats- uud Departementü- Sub- 
ventionen, endlich bei der Errichtung von Regional- und Ackerbau- 
schulen. Die Ackerbau- Kammern sind als eine öffentliche Institution 
zu betrachten und können in dieser Eigenschaft nach eingeholter 
Erlanbniss Rechtsgeschäfte eingehen. 

Auf Grund desselben Dekrets giebt es einen Generalrath für die 
Landwirihschaft, bestehend aus 100 Mitgliedern, darunter eines iör 
jedes Departement, ausgewählt aus der Zahl der Mitglieder der Land- 
wiitiischafts- Kammern; die fibrigen werden von ausserhalb derselben 
ernannt Der Ackerbauminister ernennt jedes Jahr die Mitglieder 
des Generalrathes, fuhrt den Vorsitz desselben und ernennt den 
Vicepräsidenten. *) 



*) Dieser Mechanismus der GHederung der landwirthschafllichen Inten ssen- 
Vertretung ist für uns nicht recht verständlich, da er ciue BevormuDdutifj bis in 
die untersten Stnfaii ioTolvirt. Selbst das für die spätere kaiserÜelie Regierung 
zq freisinnige Gesetz toq 30« Harz 1651 erscheint nna viel xu centrelistiseh und 
benunend fiir eine geengde Bntvickeinng des Vereinsweseas. Aber der «ich 
«demokratisch" nennenden kaieerlichen Regierang wer dies Q^tz, wie schon ge« 
sagt viel so freisinnig, dnrch Verordnung, nicht Qesets» hob sie jedes Wahlrecht 
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Einzelne Depariemnnts-Komraissioneu und einige Personen, welche 
mündlich vernommeD sind, haben den Wunsch geäussert, dass die 
berathenden Kammern auf einer andern Grundlage orgaaiäirt werden 
möchten; ihrer Ansicht nach seien die Mitglieder von den Land- 
wirthen zu wählen; sie seien den Handelskammern gleichzustellen 
in Betreff des Wahlverfahrens, ihres Verkehrs untereinander und 
mit dem laudwirthschaftlichen Mtnisterinm; es solle nur Landwirth* 
scbafts-Kammem für die Ilepartements, nicht fSr die Äirondissements 
geben; endlich wurde man durch eine häufigere Zusammenberufung 
derselben eine Art beständiger Enquete schaffen. Was den Wahl- 
moduj« betrifft, so machte man bemerklich, dass die Mitglieder der 
Handel- kammern von den Notablen unter den KauÜouten erwählt 
werden, deren Liste auf Uruiid dos Artikels 619 des flandcls- 
gesetzbiK'hes vom Präfekten aufgestellt wird unter üutheisjvung des 
Ministers für öflFentliche Arbeiten, Landwirthschaft und Handel Nach 
Artikel G18 desselben nesetzbuches sind unter den Notabein vor- 
nämlich zu verstehen die Chefs der ältesten und wegen ihrer Recht- 
lichkeit und Ordnungsliebe geachteten Häuser; in allen Fällen müssen 
sie ein Patent als Kaufleute besitzen. Für die Landwirthschaft würde 



auf und setzte an dessen Stelle die absolute Bevormnn(liin<]f, die Allmacht des 
Präfekten. Nicht die betbeili(ften Landwirlbe, nein der Präfekt kennt darnach 
allein die Bedürfnisse der Landwirthschaft, oder sa^^on wir lieber, die Leute, welche 
der kuiserticheo Regierung genei]iii sind, und von denen sie sicher ist, dass si*» 
koire vnbeqvernfn Wünsche werden laut werden lassen. Da die ganze Ein- 
richtung nicht lebeiiüfäbig war, so ist sie niemals zu rechter Wirksamkeit gelangt, 
sie fahrt nur ein Scbeiadasein. 

Wenn, vn» ans dem weiter Folgeoden sich ergieht, in der Enquete von 
Biozelnea der Vernosumenen gewfiosebt wordeo i^t, dass die Landwirtbschsfls- 
Kammern ähnlich organisirt würden, wie die □andclskammerD, BO iovolvirt dies 
für die französischen Verbältnisse allerdings eine Verbesserung gegenüber dem 
bisherigen Znstande, aber es beweist auch, dass die Franzosen in allen Dingden 
des centrnlistischen (jängelbandes bedürfen. Wie ganz anders hat sich bei uns das 
landwirlhschaftliche Vereinswesen entwickelt, und unsere Regieruno^ hat nicht umhin 
gekonnt, diesem frei entwickelten Vereinsweson ßeachtung zu schenken, dasselbe 
SO anterstnizea nnd zu fdrdero. Auch bei uns hat akh das Vereinawesea, ans* 
gehend von dem Orandsatze: „Einheit macht stark'*, wenigstens in den Provinzeu 
centraliairt, der Staat bat im LandesökoDomle'Kolleginm einen Centraipnokt für 
das ganze Land geschaffen, aber diese ganze Centralisation ist eine freie, nicht von 
den Präfekten abhängige. 

Zwar haben "auch bei uij> einzelne Stimmen Landsvirtlischaftskammeni in 
dem Sinn»» der Handelskammern ßcwiinsrfit , nber die Diskussion dieser Frage hat 
bald gezeigt, dass hierdurch eher ein Rück^^chritt als ein Fortschritt gegeben sein 
würde. * F, 
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diese Grundlage fehlen; thatsächlich würde die Bezeichnung: „Land- 
wirth^ bald den Grundbesitzern, welche nicht selbst wirthschaften, 
bald den wahren Ackerwirthen beigelegt Diese Schwierigkeit würde 
nur durch eine besondere Kombination geltet werden können, worüber 
aber die Enquete schweigt 

Gleicherweise hat man die Errichtung hmdvfitUiBdiaf^eher Ge^ 
riehishöfe yorgeschlagen , deren Aufgabe es wäre, speciell die land- 
wirthschaftlichen Geschäfte zu kennen; ferner die Schöpfung von 
ländlichen Schiedsgerichten, welche die Streitigkeiten auf dem Lande 
zu schlichten hatten. 

In Betroff des landwirthsehaftlichen Urderrichtswesens sind zahl- 
reiche W'ünsciie lant geworden. Das durch Gesetz vom 3. Oktober 
184S gesohafi'ene Unterrichtswesen begriff in sich: auf der ersten 
Stufe die niederen Ackerbauschulen (fermes ecoles), *) wo ein 
elementarer Unterricht im praktischen Ackerbau ertheilt wurde; auf 
der zweiten Stufe die Regional -Schulen mit theoretischem und 
praktischem Unterricht, und auf der dritten Stufe ein agronomisches 
National -Institut) welchea den höheren IJnterridit in der Landwirth- 
fichait übernehmen sollte. 

' Nachdem das su Versailles errichtete agronomische Institut auf- 
gehoben ist, wird gegenwärtig in 3 Regionalschulen und in 48 
niederen Ackcrbauschulen oder Scliuiwirthschaften landwirthschaft- 
lieber Unterricht ertheilt Aiisserdem giebt es 10 Lehrstühle für 
Landwirthschaft und 3 für AgrikuJlur-Cheraie. 

Man wünschte, dass eine höhere, der von Versailles ähnliche 
landwirthschaftiiche lychranstalt errichtet werden dass weitere Regio- 
nal-Schalen, wenigstens eine vierte für die südlichen Departements, 
gegründet würden. Auch die Zahl der niederen Ackerbauschulen 
wünschte man vermehrt au sehen und damit die Zahl der Schüler. 
Von einigen Seiten wurde gewünscht, dass jedes Arrondissement eine 
solche Schule besitze, au der alle jungen Leute zuzulassen seien, 
die sich in der Elementarschule bemerklich gemacht hätten durch 
ihre Befähigung für landwirthschaftiiche Arbeiten; alljährlich sei den 
beiden besten Schülern jeder dieser Schulen die Befreiung vom 
Militairdienste zu bewilligen. Andere haben sich darauf beschränkt 

*) Wir haben f«met Ecoles mit: „niedeie AekerbanschnW fibersetzt, heben 
aber aoidrncUieh hervor, dass sie mcht identisch mit dem sind, was man in 

Preossen darunter versteht; hier wird theoretischer und praktischer Unterricht 
ertheilt, in Frankreich nur praktischer; ähnlicher den niederen oder theoretisch* 
praktischen Acfcerbanschnlen sind die Begionalschulen. F. 
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vorzuschlagen, Frankreich iu Bezirke za theilea und m jedem Be- 
airke eine Miisterschuic zu errichten. Gleicherweise wurde verlangt, 
das8 in jedem ])epartcment ein Lehrer der Landwirthschaft angestellt 
würde mit der Verpflichtung, viermal im Jahre in jedem Kanton 
Konferenzen abzuhalten.*) 

Das hauptsächlichste Hindemiss einer Vermehrung der Acker- 
bauschulen und der landwirthschaftUchen Lehrstähle liegt in dem 
Mangel disponibler Mittel; fibrigens geht man augenblicklich damit 
um, drei neue Ackerbauschulen zu gründen. 

Kill besonderer, bcaclitenswcrth crschciiiendor Vorschlag beruht 
auf nachstehenden Grundlagen: Die erste Stufe bildet eine höhere 
laiidwirthschaftliche Lehranstalt, welche zu Paris oder in deren I m- 
gegend ihren Sitz und Lehrer der Landwirthschaft auszubildrn hat. 
Die zweite Stufe besteht aus mindestens zwanzig landwirthschafdiciien 
Fakultäten in den verschiedenen Gegenden des Reiches, deren jede 
fünf Lehrstühle besitzt, nämlich ; für Landwirthschaft, für Viehzucht, 
für Botanik und Pflanzenphysiologie, für Agrikultur -Physik und 
Chemie und för landwirthschafltliche Geologie und Mineralogie. Die 
Vorlesungen sind öffentlich und unenl^Mich , auf Grund eines 
Examens werden denen Abgangszeugnisse ertheilt, welche drei Jahre 
hindurch einen regelmSssigen Kursus absolvirt haben. 

Endlich hat man den Wunsch geäussert, dass die Zahl der 
77türarznm8ehvien, deren es drei giebt, vermehrt werde. 

Als Mittel zur Beförderung der Landwirthschaft und des Fort- 
schrittes hielt man es für wünschenswerth, dass die landvdrtlischaft- 
lichen Vereine (coraices, Dorfvereine) sich mehr entwickelten und 
reichlicher unterstützt würden, dass endlich neue Lokal- und De- 
parteraentai-A"o7?^j/r.yß ins Leben gerufen würden. 

Die in allen Theilen des Reiches bestehenden landwirthschaft-- 
Helten Vereine sind freie Vereinigungen. In erster Reihe iiat man 
die Ackerbau- Gesellschaften (societes d'agriculture), welche oft ein 
ganzes Departement umfassen und in der Hauptstadt desselben ihren 
Sitz haben. Ausserdem bestehen die Vereine (comices agricoLes), 
welche in den verschiedenen Departements in grösserer oder gerin-> 
gerer Zahl bestehen, und deren Sitz im Hauptorte des Arrondisse- 
ments oder des Kantons sich befindet Uebrigens sind die Verhält- 
nisse in den verschiedenen Gegenden so verschieden, dass die Zahl, 



•) Es scheint dies eine uoserem Wanderlehrer -Institute ähnliche Einrichtung 
zu bezwecken. 
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die Einrichtang und der Umfang ddr landwiitfaschaftlichen Vereine 
sehr verschieden sein müssen. 

In einigen Departements giebt es sehr wenige, in anderen sehr 

viele solcher Vereine; sie entstehen nach dem lokalen Bedürfnisse. 

Die Kegieruiig greift nicht uin in die Tiialigkeit derselben, ausser, dass 
die Statuten von den Präfekten bestätigt werden müssen, und dass 
ein Bericht zu erstatten ist über die gewährten Subventionen. Gegen- 
wärtig bestehen 874 solcher Vereine, von denen 775 im Jahre 1866 
Subventionen erhielten. Es wurden etwa 400,000 Frcs. (gegen 
107,000 Thlr.) und Medaillen im W erthe von 40,000 Frcs. bewilligt. 
Ihre Gesammt - Einnahme belief sich auf 2,021,000 Frcs. (fast 
539,000 Thlr.), worunter die von den Generairäthen bewiUigten 
Subventionen 593,897 Frcs. betragen; der Rest wurde Ton mehr 
als 100,000 Mitgliedern aufgebracht 

Die Einnahmen werden in der Regel für AtueteUunffm vor« 
wendet^ sowie zur Vertheilung von Prämien. 

Ausser diesen von den Vereinen veranstalteten Ausstellungen 
finden alljährlich zwölf Regional-Ausstellungen (concours regionaux) 
statt. Zu diesem Ende sind die Departements Fiaukreichs in zwölf 
Kreise getheilt, und die Konkurse werden abwechselnd in jedem der 
Departements, die zu einem Kreise gehören, abgehalten. Aus Staats- 
mitteln wurden 1867 allein 825,000 Frcs. (220,000 Thlr.) auf diese 
Konkurse verwendet, während die Aufwendungen der betretenden 
Departements und Städte für 1866 auf mehr als 450,000 F'rcs. 
(120,000 Thlr.) geschätzt werden können. Ausser einigen Schlacht- 
vieh-Außstelkmgen, veranstaltet von Privaten und vom Staate sub- 
ventionirt, werden acht Regional -Schauen von .Sohlachtvieh abge- 
halten, unter denen die von Poisty die vriohtigste ist. Bei diesen 
Schauen kommen Kunsteachen, Medaillen und Staatepreise zur Ver- 
theilung, deren Werth sich 1867 auf 231,000 Frcs. (61,600 Thk.) 
belief *) 

§. Der Tabakshau. 

Gegen die strengen Bestimmungen und ^ orschriften, welche in 
Frankreich in betreff des Tabaksbaues bestehen, sind vielseitige 
Klagen laut geworden. 

*) Es ist chArakteristiscb, dass man in Frankreich immer noeh mehr Sab- 
ventionen za Ansstelbageo etc. ertheilt, wihrend bei uns die Stinnoen immer xahl* 
r^her werden, urelcbe sich gegen jede Snbvenlion aus Staafsmittelo erklirea. 

F. 
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Man verlangt, das» der Tabaksbau freigegeben verde, oder, 
Venn dies nicht geachehen könne, dass in denjenigen Departements, 
wo diese Kultur gestattet ist, die Bestimmungen gemildert wfirden 
zu Gunsten des Tabaksbanes. Vor Allem wfinseht man die Zu- 
sammensetsung der Absohatzungs- Kommissionen geändert und zwar 
dabin, dass die SachverstSndigen zum Theil von den Kulthatenren, 
zum Theil von der Verwaltung ernannt würdeu. das» die Klassiüzi- 
ruiig eine billigere sei, und dass die Typen nach Mittelernten, nicht 
nach den besten Produkten festgestellt würden. Man verlangt, dass 
der Staat einen lohnenderen Preis bewillige, und beklagt sich na- 
mentlich über die neuerdings erfolgte Preisherabsetzung bei den 
gewöhnlicheren Tabakssorten, eine Herabsetzung, die keineswegs durah 
die den besseren Sorten bewilligte Erhöhung ausgeglichen werde. 
Endlich bat man den Wunsch, dass die Ausfuhr des Tabaks allge- 
mein gestattet werde, oder dass sie mindestens weniger Scherereien 
yemrsaohe. - * 

Einige Zahlen und Mittheilungen der Generaldirektion der Staats- 
fabriken werden den Werth dieser Wünsche in das rechte Licht 
seteen. 

Es darf gegenwartig in 19 Departements Tabak gebaut werden, 

in 6 in Folge des Gesetzes vom 28. April 1816; diese letzteren 
sind: nie et VTlaine, Lot, Lot et fJaronne, Nord, Pas de Calais und 
Niederrhein. Diese Departementes besitzen auch das Recht, Tabak 
auszufiiliren, aber die vier ersten haben demselben entsagt. Das 
Pas de Calais führt nicht mehr als 00,000 Kilogramm (1200 Ctr.) 
im Mittel aus, wogegen der Niederrhein in erheblicherem Umfange 
ausführt; indessen erreicht die Ausfuhr der Jahre von 1860 — 1866 
im Mittel noch nicht diejenige von 1829, nämlich 1 MilL Kilogramm 
(20,000 Ctr.). Die ungeheure Prodiilction Ungarns, Belgiens uud 
Deutschlands, geschützt durch Zölle, welche bis 30 Frcs. für 100 Ki- 
logramm (4k Thlr. für den Centner) betragen, gestattet unserm £r- 
zengniss auf den auswärtigen Märkten keine Konkurrenz. Der Ver- 
kau&preis des vom Niederrhein ausgeführten Tabaks ist niedriger, 
als der vom Staate bewilligte Preis für Tabak desselben Ur- 
sprungs (?). 

In 13 anderen Departements ist der Anbau des Tabaks seit 

1853 gestattet, doch darf von dort nicht ansgeföhrt werden; es sind 
dies: Seealpen, Rhonemündung, Dordogne, Gironde, Landes, Mcurthe, 
Mosel, Obere Pyrenäen, Überrhein, Ober -Saune, Savoyen, Ober- 
Savoyen und Var. 
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För den Tabaksbau günstige Bodenverhältnisse allein genügen 
der Verwaltung nicht, weitere Erlanbniss für den Anbau von Tabak 
zu geben. Im Gegentheü liegen zwei gewichtige Gründe vor gegen die 
Ausdehnung dieser Kultur. Einerseits würden das Aufsichtspeisonal 

und die Eiriclituug von jNiederlagen etc. die Verwaltungskosten ver- 
ineliieD, während es im Interesse der Verwaltung liegt, die Tabaks- Pro- 
duktion zu konzontriren. Andererseits würden die Defrauden trotz der 
;<lrengsten Vorsiciitsmassregelü sich vermehren, wie denn mit der Aus- 
(Itlinung des Tabaksbaues seit 30 Jahren der Tabaksverbrauch sich ver- 
mindert hat, was der Staatskasse zum schweren Naciitheil gereicht. Der 
Staat verdient am Pfund verkauften Tabaks netto 28 Sgr., j^as für 
die (iesammtkonsumtion 185 Mill. Frcs. (4973 M'^^- 'I hlr.) I r tragt, 
während der Rohertrag sich auf 242 MiU. Frcs. (ß^U '^^Ir.) 
belauft Femer sind nachfolgende Punkte in Betracht zn ziehen: 

1. Der einheimische Tabahsbau hat in den letzten 6 Jahren der 
Verwaltung im Mittel 22,700,000 Kilogramm (454,000 Ctr.) Tabak 
geliefert, davon Frankreich 19,851,840 Kilogr. und Algier den Best« 

2. Der Verbrauch des einheimischen Tabaks hat sich gegen- 
über dem des fremden in den letzten 20 Jahren von 45 auf 67 
gehoben (1845 bis ISGü); 1806 wurden im Ganzen 29,32;-.«89 Ki- 
logramm Tabak verarbeitet, worunter sich 19,608,188 Kilogramm 
einheinii.M her Ijefanden. 

3. Nuch dem Gesetze vom 12. Februar 183Ö (hirf der einheimische 
Tabak nicht mehr als ^5 des Gesammtvcrbrauchs ausmachen, ein 
Verhältniss, das bald erreicht ist. 

Was die Klagen der Tabak bauenden Departements betrifft, so 
antwortet die Verwaltung darauf: 

Die Kommimonen, welche die Tabaksblätter abnehmen, bestehen 
aus fünf Mitgliedern, wovon zwei höhere Beamte der Verwaltung, 
drei vom Prafekten ernannte Sachverstandige, die nicht Tabaksbauer 
sein dürfen. Die Kommission bildet aus dem Produkte Musterproben, 
welche die verschiedenen Klassen der Gfite darstellen, entsprechend 
den alle drei Jahre von der Verwaltung orneueten Mustern. 

Wie mau siebt, besteht in diesen Kommissionen die Majorität 
nicht aus Beamten der Tabaksverwaltung*); aber die direkte Wahl 
seitens der Tabaksbaucr der bisher vom Prafekten ernannten Sach- 
verständigen würi e viele Unzuträglichkeiten haben. Es wäre zu 



*) Aber ans Leuten, von denen der Prifekt weiss, dass sie oiebt opponiren. 
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furchteD, dass der Wunsch, sich den Dank der Produzenten zu er- 
werben, die Sachverständigen zu einer der Güte des Erzeugnisses 
und damit dem Verbrauch schädlichen Nachsicht veranlassen würde. 

Was die beklagte Herabsetsung der IMae betrifft, so antwortet 
die Verwaltung, dass dieselben seit 1858 in zehn Departements er- 
höht worden sind, besonders für die dritte Qualitatsklasse von 70 
und 75 anf 80 und 90 Cts., und für die nicht kaufrechten Qualit&- 
ten (qualit^ non marchande) von 40, 50 und 65 auf 60 und 70 Cts. 

In fünf anderen Departements sei der Preis der ersten Klasse 
seit 1864 vun 1 Fr. und 1 Fr. 10 Cts., jlliI 1 Fr. 30 Cts., der 
zweiten von 80 uud 90 Cts. auf 1 Fr. erhöht worden, während die 
dritte einen Preib von 70 Cts. beibehalten habe. Nur in den nicht 
kaufrechten Klassen sei er in der ersten von ÜO auf 50 Cts. herab- 
gesetzt. 

Diese Veränderungen haben den Zweck, durch eine grössere 
Produktion der besseren Sorten den Verbrauch des einheimischen 
Tabaks zu erhöhen, was aber nur möglich ist, wenn in dem fran- 
zösischen Produkte sich Deckblätter für Gigarren finden. 

Diese Absicht ist am Niederrhein schon in merklicher Weise 
erreicht, dessen Produktion doppelt so gross ist als in den sechs 
anderen Departements. Während von 1860 bis 1863 im Mittel die 
Menge der nicht kaufrechten Waare 54 7o betrug, ist sie seit der 
Einführung des neuen Tarifs auf 42,5 ^j^^ gefallen. 

§.4 Seidenbau. 

In den Departements, "wo die Seidenzucht einen der wichtigsten 
Produktionszweige bildet, hat die Krankheit des Seidenwurmes seit 
einigen Jahren ungeheure Verluste verursacht. Dieser Erscheinung 
gegenüber hat sich die Regierung nicht unthätig verhalten. 

In Folge einer an den Senat gerichteten Petition hat Dumas 
1865 einen Bericht erstattet, und im Juli desselben Jahres ordnete 
der Kaiser eine Kommission an, mit dem Auftrage, die Ursachen 
der Krankheit zu erforschen und Abhülfsmittel gegen dieselbe auf- 
zusuohen. Den Torsitz der Kommission übernahm der Minister für 
Ackerbau etc., während Dumas zum Vizepräsidenten ernannt wurde. 
Zuerst beschäftigte sie sich damit, zu bestimmen, wie die von der 
japanischen Regierung angebotenen Graincä zu vertheilen seien, und 
alödann ordnete sie eine allgejneine Untersiicluinf» an über die 
Seidenraupenkrankheit, über deren Ursprung, Kennzeichen, Ursachen 
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und die nöthigen Bckämpfungsmittel, zu welchem Ende ein ausführ- 
licher I i agebogen cntwoi len wurde. 

Die aus Japan eingelülirleu Graincs sind der Gegenstand zahl- 
reicher Versuche gewesen, und um den Betrügereien im Graines- 
handel zu begegnen, beschlosa die Konimission, dass der fran/.ösisclie 
Generalkonsul in Jypan alle aus Japan uacli Frankreich ausgefülirten 
Kartons mit einem Stempel versehen sollte, welcher die Jahreszahl 
der Sendung zu entlialten hätte. Ucbrigens stellten sich der Ausfüh- 
rung dieser Massregcl sehr ^ernstliche Schwierigkeiten entgegen. 

Das Mitglied des Instituts, Paateur, wurde . beauftragt, 1866 
nnd 1867 die Sp^zlalstudion ^fortsusetzen, welche er über die Seiden < 
raupcnkrankheit ein Jahr vorher begonnen hatte. Die Ergebnisse 
dieser sehr interessanten Untersuchungen sind veröffentlicht worden.*) 
Kach dem letzten Berichto des genannten Gelehrten wird die Krank- 
heit zum Theil durch „Körperclien" verursacht, welche man in den 
kiiuikeu Kaupen findet; diese Kninklieit ist aiistot kond , aber man 
kann hoffen, ihr durch Auswähl und guti Graiiiirung zu begegnen. 

Man ist zu der Erkenntniss gekouioien, dass man in der Praxis 
der Seidenzucht des Mikroskop's bedarf, um den Gesundhi^itszustaud 
der Raupen zu untersuchen. Auf den Vorschlag der Kommission hat 
die Regierung 50 ^likroskope gekauft und in den Süd- und Oat- 
departemcnts vertheilt, wo sie den Lokalkommissionen zur Verfügung 
stehen. Pasten r hat während seines Aufenthaltes zu Alais die 
Seidenziichter Init seinen Rathschlagen unterstützt und sie bei ihren 
mikroskopischen Beobachtungen geleitet 

Die Kommission war der Ansicht, dass eine Subskription zu 
dem Zwecke, zu eroffnen sei, die kUmen Zuchten zu unterstützen» und 
die Regierung hat 26,000 Francs zu Prämien für die Seidenbau trei- 
benden Departements bestimmt. Den Präfekten sind zur Regelung 
der Vertheilinig von Prämien Instrukti(>ncu eingehändigt, welche von 
der Kommi.^sion entworfen waren. 

Endlich ist den Herren v. Chavannes und Guerin-Mcne- 
ville der Auftrag ertheilt, den Zustand der Seidenproduktion zu 
Studiren und der Regierung Bericht zu erstatten. 

Die in der Enquete ausgesprochenen Wünsche haben daher in 
den angeführten Massregeln die möglichste Berücksichtigung erfahren. 

*J Diese Arbeiten sind mehr oder weniger ausführlich auch durch die Annalen 
der Landwirtbschart (Verlag von Wief^andt & Hempel) TerofTentlicht worden, 
und zwar im Monatoblatto Bd. 46, 48, 53 uimI im Woehenblatte,' Jabrgang 1867 
und 1868. F. 

18 
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Was die Frage des Sieuere/^Mea von den mit Manlbeerbanmen 

bepflanzten Ländereien betriflFt, so ist der Finanzminister geneigt, 
einen Aufschub zu ginvahren, wenn das Einkommen aus diesen 
Pflanzungen bedroht ist und die Seiden liiupoukrankheit dem Be- 
sitzer Verluste gebracht hat: ai)er man hat es nicht für nothwendig 
erachtet, die Steuern aligemein erlassen zu sollen. 

§. 5. Forstwirthschaft. 

Die Abgeordneten des ForstYereins haben folgende Hauptpunkte 
hervorgehoben : 

1. Die Erhöhung des Preises der Waldprodukte seit 20 Jahren 
um 657o. 

2. Den schlechten Znstand der Landwege. 

3. Die übertriebene H6he der Einschreibegehnhren und die 
Kombination der Tarife, welche ihrer Heinnng nach zur Yernichtang 

des Hochwaldes führt. 

4. Die llölie der Oktroiabgaben, besonders in Paris, auf Brenn- 
holz und Holzkohle. 

Der Forstverein verlan(j:t eine Herabsetzung der Eisenbahn- 
Tarife für Holz und Holzkohlen, da Steinkohlen und Eisen in 
dieser Beziehung begünstigt seien, und eine SteuerermäsHigung für 
Waldgrundstücke gegenüber der Grundsteuer auf Ackerland, dessen 
Erträge sich in viel höherem Grade gesteigert hätten. Der Verein 
erklärt sich auch gegen die seiner Meinung missbräuchliche Anwen- 
dung des Art. 14 des Gesetzes vom 21. Mai 1836, vie sie in ein- 
zelnen Departements vorkommt, indem den Waldbesitzem Sv^vmUo^ 
nm ausser im Falle aussergewöhnlicher Beschädigungen auferlegt 
werden. Ja der Verein geht noch weiter: Er meint, dass der Wald- 
boden, da er durch die Stener zur Herstellung und Unterhaltung der 
Vicinalwege beiträgt, in Zukunft von jeder ausserordenüichen Last 
befreit werden müsse. 

Ferner hat man die Unterdrückung der Waldfrevel zur Sprache 
gebracht; man erkennt zwar die im Jahre 1853 erlassenen Verbesse- 
rungen des Code an. aber mau will mehr und verlangt, dass die- 
jeni^fon Waldfrevel, welche eine wirkliche r5oschädigung des Eigen- 
thums zur Folge haben, auf Grund des Strafgesetzbuches wie gewöhn- 
liche Verbrechen verfolgt und bestraft werden. 

In Betreff der ZöUt verlangt man, dass allen vom Auslande 
eingehenden Forsterzengnissen ein Werthsoll von d 7o Aiif<ßfl^gt 
werde. 
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Endlich spricht der Forstvercin den Wunsch ans, dass das auf 
den landwirtbscbaftlichen Kredit bezügliche Gesetz die Waldbesitzer 
ermächtige, ohne Schädigung des Rechtes Dritter als Garantie bei einer 
Anleihe den ganzen Waldbesitz zu verpfänden, d. h. das wachsende 
Holz ohne Rücksicht auf die Art, das Alter und die Behandlung des- 
selben. Es "wArde dies mit anderen Worten eine Verpfändung ohne 
Uebergabe sein au Stelle eines hypotiiekaiisclien Daiiciiens. 

§. 6. Veterinärweson. 

Es ist der Wunsch laut geworden , dass für jeden Kanton ein 
TJdt'rarzt ernannt, und dass die Tliierärzto durch ein besondere» 
besetz gegen die Konkurrenz der Pfuscher geschützt werden. 

Die Ernennung von Thierärzten für jeden Kanton könnte ohne 
Zweifei sehr nützlich sein; aber es ist allein Sache der Generalräthe, 
das Bedürfniss zu prüfen und demgemäss vorzugehen, da mit einer 
solchen Massregel die Frage der Besoldung verbunden ist, die Be- 
söldung der Thieräizte für den öffentlichen Dienst aber auf dem 
Budget der Departements lastet 

XJebrigens sind in allen Departements Thierärzte zur IJeber- 
wachung der Epizootien angestellt. Die einen haben bestandige De- 
partements-^, Arrondissements- und Kantons - Thierärzte, welche 
Besoldungen empfanpteu; in anderen gicbt es nur einen Departe- 
ments - Thicrarzt oder Arrondissements- oder Ivautons - Tnicrärzte. 
Einif!;e Departements besitzen keinen Thicrarzt, der dauernd mit einer 
Funktion betraut wäre, und der Fräfekt bezeichnet eintretenden Falles 
den nächstwohnenden Thierar/>t, welcher die Ijcberwachung etc zu 
übernehmen und das Honorar dafür zu empfangen hat. In einigen 
endlich gewährt man dem Tliierarzte eine Unterstützung, der sich an 
einem Orte niederlässt, wo die Praxis ihm nicht die nöthigen Mittel 
zum Unterhalte gewähren würde. 

Die Mittel sind demnach nach den verschiedenen lokalen Ver- 
hältnissen verschieden, und die Generalräl^e sind am geeignetsten, 
in dieser Angelegenheit das zu thun, was nötiiig ist. 

Zu wiederholten Malen, namentlich 1854, 1857, 1861 und 1862, 
sind Petitionen an den Senat gerichtet, welche einen gesetzlichen 
SchaX» efer JMerärgie verlangten. Indem der Ackerbauminister 
wünschte, dass diese Angelegenheit einer ernstlichen und vollstäu- 
, digen Prüfung unterworfen würde, hat er 18ü3 den Staatsrath darüber 
um ein Gutachten ersucht, ob die Ausübung der Tliierheilkundc einer 
gesetzlichen Ueberwachung zu unterwerfen sei, wobei demselben 

18* 
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die Verhandlungen des Senats über die erwähnten Petitionen vor* 
gelegt wurden. Nach einer gründlichen , in zwei Sitzungen vorge- 
nommenen Prüfung der Frage hat der Staaterath eich dahin ent- 
schieden, dass die betreffende Gesetzgebung nicht zn andern sei. 

§.7. Yersichernngswesen. 

Ueber die Junrichtung und Thätigkeit der landwirtbschaitlichen 
VersichorungsanHtulteii sind einige Klagen laut geworden. 

Kiner der Wünsche geht daliiu, du.ss die Regierung das System 
einer alffjemt'incn Versicherung ^ welche alle Zweige der landwirth- 
schaltlichen Versiclierunt,' umfasse, einer Prüfung unterweilen lassen 
sollte; ein allgemeines iSyätem würde den Jandwirthöchaltiichon Kredit 
wesentlich stärken. 

Auch hat man vorgeschlagen, dass die Versicherungsanstalten 
TOm Staate in die Hand genommen, und da.ss die Versicherungen bei 
geringer Prämie zwanffsweiae angeordnet werden sollten; der Staat 
sollte ein System von Versicherungen gründen gegen Hagel, Brand- 
schäden, Yiehsterben nnd ITeberschwemmungen. 

Endlich hat man im Besonderen gewünscht, dass die Bildung 
von geffenseiUgen Yiehversicherungs-Gesellschaften gefordert werde. 

Es giebt eine sehr grosse Zahl von Versicherungs-Anstalten gegen 
alle Arten von Verlusten, und Nichts steht im Wege, dass sie sich 
noch weiter eiitwickeln, besonders die auf dem l'uncip der Gegen- 
seitigkeit beruhenden, weil ihr».- Hildung nur von dem Willen der- 
jenigen abljüngt, die ein Interesse daran haben, davon Gebrauch zu 
machen. Die Frage der Versicherung durch den Staat ist eine 
schwierige, über die hier eine Aeusscrnng nicht am Platze ist; aber 
ich glaube, dass sie zahlreiche Einwürfe hervorruft. 

§. 8. Masse und Gewichte. 

Als Ursache vielfacher Schwierigkeiten beim Handel mit land- 
wirthschaftlichen Erzeugnissen, besonders mit Getreide und Wein, wird 
die grosse Verschiedenheit der lokalen Masse bezeichnet. Das Getreide 
wird verkauft bald nach Hektolitern, bald nach metrischen Gentnem 
(200 Pfd.), oder vielmehr nach dem Doppeldekaliter (20 Liter) nach 
IVs Hektoliter etc., alles nnr Darstellungen alter LokaJmasse, die man 
mit diesem Namen belegt, um dem Gesetze m genügen. In Betreff 
des Weines hat man mit dem verschiedenen Rauminhalt der Stück- 
fasser zu kanipleii. 

Um diesen Uebclstiinden zu begegnen, wird vorgeschlagen, die 
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Anwendung der gesetzUelien Mcuse aufs strengste sa fordern; man 
verlangt, dass beim Getreidehandel statt des Masses allgemein das 
Gewicht von 200 Pfd. vorgeschrieben werde; desgleichen soll für die 
Weinfässer die Grösse von 2 Hektoliter streng angeordnet worden. 

Es wäre ohne Zweifel sehr wünschenswerth, dass auf den 
öffentlichen Märkten Einheit des Masses und Gewichtes hergestellt 
werden könnte; die Regierung thut alles Mögliche, um dieses 
Ziel zu erreichen; aber wenn man durch Zwani^smassregeln dahin 
gelangen will, so begegnet man sehr gewichtigen Einwürfen. 

Nach dem gegenwärtigen Stande der Gesetzgebung hat Joder- 
mann das Recht, unter den geset/.lichen Massen und Gewichten die- 
jenigen Einheiten anzuwenden, die ihm am besten passen. Das Gesetz 
vom 4. Juli 1837 , indem es als Einheit des Hohlmasses das Liter 
und als Einheit des Gewichtes das Gramm erklarte und gleichzeitig 
den Gebrauch des Mehrfachen und Unterabtheilungen dieser Einheiten 
gestattete, hat der Freiheit des Handels einen bedeutenden Spielraum 
gelassen, und es entsteht die Frage, ob man es mit den gegenwärtigen 
Interessen des Handels für vereinbar halt, gesetzliche Vorschriften 
zu erlassen, .welche diese Freiheit beschränken. 

Was insbesondere den Handel mit Getreide betrifft, so hat die 
Verwaltung stets dahin gestrebt, den metrischen Centner als Gewichts- 
einheit in Gebrauch zu bringen*), aber weiter zu gehen, scheint ihr 
nicht möglich. Eine andere Schwieriu^keit besi - lit darin, festzustellen, 
welches diejenige Einheit des Masses oder des Gewichtes sei. welcher 
unter allen Umständen der Vorzug zu geben ist. 1853 wurde den be- 
ratlienden Landwirthschaftskammern die Frage vorgelegt, ob es nicht 
rathsam sei, beim Getreidehandel auf den Märkten die Anwendung einer 
und derselben Mass- oder Gewichtseinheit zwangsweise einzuführen. Die 
grosse Mehrheit der Kammern , welche sich über die Frage geäussert 
haben, erkannte die Nützlichkeit einer solchen Massregel an und er- ' 
klärte sich in Betreff der Gewichtseinheit für den metrischen Centner, 
in Betreff der Masseinheit für das Hektoliter. Indessen befand sich 
unter ihnen doch noch eine ziemlich ansehnliche Zahl, welche andere 
Einheiten befürworteten, als da sind 80, 75, 50, 1 Kilogramm; 20, 



*) Aach das prensaische Landes-OekODOmie-Kollej^iiim hat sieh mit der Frage 
dar Regelung des Getreidehandels beseitigt (vergt. Hooatsbt der Ann. d. Laodw., 
. 186.3, Aprilbeft); obgleich die Mehrheit sich für den Handel nach Mass erklärte, 
gewinnt bekanntlich der Handel nach Gewicht auf den errossen Plätjsen immer mehr 
Ausdehnung und durfte scbliesslich die Alleinherrschaft erringen. F. 



5 und 1 Liter. Es folgt daraus, dass, wenn man auch ziemlich ein- 
stimmfg sich für die Einheit der beim Getreidehandol anzuwendenden 
Masse und Gewichte erkl&rte, so war man über die Grosse dieser Ein- 
heit doch sehr versclüedener Meinung, die von den lokalen Gebräuchen 
beeiüllusst wurde. 

Grössere Schwierigkeiten würden sich noch darbieten, wenn 
man für den Weinhandrl ein einheitliches Mass für die Fässer vor- 
schreiben wollte. rel)ri^fens kann ein Fass nicht als eine nnver- 
äuderliche Grösse betrachtet werden, eine Einheit der Eichung würde 
schwerlich zu erreichen sein, lieber diese Frage hat erst jüngst im 
Senate eine Debatte stattgefunden bei Gelegenheit einer Petition, über 
die man schliesslich zur Tagesordnung überging. 

Der Vorschlag, auf gesetzlichem Wege den Getreidehandel auf den 
Märkten nach dem Gewichte statt nach dem Masse ffir verbindlich 
zu erklären, ist ein solcher, bei dem man fragen darf, ob er wohl 
vom volkswii*thschafl;lichen Standpunkte aus zu billigen wäre in einer 
Zeit, welche mehr und mehr die griSsstmöglichste Frdheit in den 
Bewegungen des Handels erstrebt. Ausserdem stehen derselben die 
Artikel 1585 und 158(3 des Code Napoleon gegenübei , iaut welcher 
die Verkäufe im Ganzen, nach der Zahl, nach Gewicht oder Mass 
stattfinden sollen, 

Ts^ichtsdestoweniger ist beim Getreidehandol das Wägen dein 
Messen vorzuziehen, denn beim Wägen ist der Käuler stets sicher, 
eine genau bestimmte Menge Getreide zu erhalten, und er hat sich 
nur noch mit der Qualität zu beschäftigen, während das Messen je 
nach Art der Ausführung oft sehr erhebliche Differenzen ergiebt; 
und aus diesem Grunde sucht die Verwaltang, soweit die ^bestehende 
Gesetzgebung dies gestattet» die Anwendung des Wagens zu fördern« 
So werden in die allgemeinen Preislisten der Getreidepreise, weldie 
die Präfekten alle 14 Tage einzureichen haben, alle Angaben, sowohl 
diejenigen, welche die Menge des zu Markt gekommenen Getreides 
betreffen, als diejenigen, welche sich auf die gezahlten Preise be- 
ziehen, gleichzeitig nach 'Hektolitern und nacli metrischen Centueru 
eingetragen. Die Kommunen, wo die Getreidemiirkte abgehalten 
werden, sind aufgefordert worden, Wagen zum öireutlichen Gebrauche 
aufzustellen, und andererseits wird nach dem Gesetze vom 15. Juni 
1861 der Ein- und AusgangszoU für Getreide ausschliesslich 
nach dem metrischen Centner erhoben. Weiter zu gehen schien 
nicht möglich, das üebrige ist dem allmäligen Fortschreiten des 
modernen Handels gegenüber den alteo Handelsgewohnheiten vx 
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überlassen. TJobii«j;eiis wird thatsärlilich im Getrcidchandel das Mass 
mehr und mehr durch das Gewicht verdrängt 

§, 9. Märkte und Messen. 

Die Einrichtung und das Gedeihen der Märkte, wo sich die Tiand- 
leute mit ihren Erzeagnisfien einfinden, um sie abzusetzen und anderer- 
seits diejenigen Gegenstände einzukaufen, deren sie bedürfen, haben 
für die Londwirthscbaft eine sehr grosse Wichtigkeit Man sieht 
daher auch im Allgemeinen die Kommunen sich bemuhen, diesen 
Kinrichtungen eine immer grössere Wichtigkeit zu geben, und sie 
bestreben sich, die Erlaubniss zur Herstellung neuer zu erhalten. 

Man kann drei Arten yon Märkten unterscheiden : 1 . die Jalvr- 
markte (foires), welche je nach der Wichtigkeit der Lokalität in 
grösseren oder geringeren Zwischenräumen periodisch wiederkehrejj, 
sei es alle Jahr einmal, sei es selbst zwölf mal im Jahre. Es worden 
auf ihnen alle Arten von Gegenständen ausgeboten, und einige 
dieser Jahrmärkte haben eine grosso Bedeutung. 

2. Die Handels-Märkte i marches commercianx). diejenigen Märkte, 
wo Güter verkauft werden, welche für den Produzenten und den 
Kaufmann eine gewisse Wichtigkeit haben, wie Vieh, Getreide, Wein, 
Wolle, Leder etc. Sie werden gewöhnlich wöchentlich einmal ab- 
gehalten, einige nur alle 14 Tage. 

3. Die einfachen Woehm^MärkU zur Versorgung des lokalen 
Konsums. Sie werden in der Regel gleichfalls einmal in der Woche 
abgehalten, in grossen Städten taglich. 

Wegen der Wichtigkeit, besonders der beiden ersten Arten von 
Märkten, und um den Ansprüchen der yerachiedenen Gemeinden 
möglichst gerecht zu werden, sind seit langer Zeit die bezüglichen Fest- 
setzungen in Bezug auf die abzuhaltenden Jaiiiiuiirkte den höchsten, 
in Bezug auf die gewöhnlichen Märkte den höhereu Behörden vor- 
behalten. 

Bis in die jüngste Zeit war eine auf Grund eines Berichtes des 
Staatsrathes zu erlassende kaiserliche Verordnung zur Errichtung 
eines Jahrmarktes oder eines Viehmarktes nöthig; für alle übrigen 
Märkte bedurfte es eines Ministerialbesclilusses. Wurde die Er- 
richtung eines Marktes gewünscht, so wurden alle Gemeinden ver- 
nommen, welche in ein^ gewissen Umkreise diejenige Gemeinde um- 
gaben, wo der Markt errichtet werden sollte, femer die Ansicht des 
Arrondissements- und des Generalrathes gehört und nach Bedürfniss 
die Fräfekten der angrenzenden Departements. 
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Durch die Verordnung vom 25. Mai 1852 ist die Nothwendis- 
keit eines Ministerialbeschlnsscs für andere als Viehmärkte bes iiiLt 
und dem PrSfekten die l'uüktion übertragen worden, nnter iieob- 
achtung der oben mitgetheilten Formalitäten die Krlaubniss zur Ab- 
haltung von Märkten zu ertheilen. Seitdem ist die Angeiegeuheit 
durch die Verordnung vom 1 3. August 1864 noch weiter vereinfacht 
worden, indem die Befugoiase des Prafekten erweitert und auf 
Jahrmärkte und Viehmärkte ausgedehnt worden sind. Der Präfekt 
mufis sich aber mit den Prafekten derjenigen Departements ins Ein- 
Yemehmen setzen, die dem Orte^ wo ein Markt eingerichtet werden 
soll, am nächsten Hegen; erfolgt keine Einigung, so entscheidet ein 
Ministorialbeschlass. 

Die zn beobachtenden Formalitaten sind dieselben geblieben, 
ansgenommen bei Wochenmärkten, die auf Vorschlag des Munizipal- 
rathes vom Prafekten gestattet werden können. 

Bei der Knquete hat man sich von verschiedenen Seiten über 
den EiUiluss geäussert, welchen die Märkte für die landwirthschaft- 
lichen Interessen besitzen. Ein Wunsch, der auch häufig bei den 
Berathungen der Goneralriitlie wiederkehrt, ist ziemlich allgeineiii 
laut geworden, dass nämlich die Zahl dtr Märkte nicht zu sehr ver- 
mehrt werden möge; man hat selbst verlangt, dass man Massregeio 
zur Verminderung ihrer Zahl ergreife, da diese schon über das Mass 
des Bedürfnisses hinausgehe. 

Auch hat man vorgeschlagen zu bestimmen, dass in solchen 
Orten, wo es Wochenmärkte giebt, die Jahrmärkte stets an einem 
Wochenmarktetege stetlfinden mfissten; man sähe darin ein Mittel, 
die Zahl der Markttage zu vermindern und ihnen mehr Wichtigkeit 
zu geben, gleichzeitig auch ein Mittel, die landliche Bevölkerung vor 
zu häufiger Störung und vor- Zeitverlusten zu bewahren. Einige 
Personen sähen auch gern , dass statt der beweglichen Jahrmärkte 
unveränderliche Kalendertage festgesetzt würden, an denen sie ab- 
gehalten werden müssten, um mehr Hegelmässigkeit einzuführen und 
zu verhüten, dass, wie es oft geschieht, die Miirkte in benachbarten 
Gemeinden zusammenfallen. J)a aber die Jahrmärkte häufig mit 
religiösen Festen zusammenhängen, so dürfte es schwierig erscheinen, 
diesem Wunsche zu entsprechen. 

Die Reglements, welche auf den Märkten gelten, sowie die da- 
selbst erhobenen Abgaben sind bei der Enquete vielfach angegriffen 
worden. Man verlangte, dass die Vereinigungen zu Handelszwecken 
befreit würden von allen Reglementirungen und Abgaben, welche 
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den Verkehr beschränkten; das Stiittcgeld, die Abgabe auf Zufuhr 
von Vieh uod auf die Masse sollten abgeschafft oder mindestens 
herabgesetzt werden; ferner seien die Bestimmungen abzuschaffen, 
welche einer bestimmten Klasse von Käufern den Zutritt zu den 
Märkten zu bestimmten Stunden verbieten. 

Von einer vollständigen Beseitigang der Abgaben wörde keine 
Rede sein können. Die Kommunen) welche den Verkäafern die 
nöthigen Einrichtungen zur Abhaltung des Marktes zur Verfügung 
stellen, wie Hallen, Wagen, Masse etc., sind darauf angewiesen, 
gewisse Abgaben zu erheben, durch welche sie für die aufgewendeten 
Kosten entschädigt werden. 

Die Präfekten, welche die aufgestellten Tarife zu bestätigen 
haben, sollen allein darüber wachen, dass dieselben nicht so hoch 
sind, den Handel zu belästigen oder auf den Preis der Produkte 
einen den Produzenten oder Konsumenten nachtheiligen Einfluss 
auszuüben. Uebnj^ens liei^t es auch im Interesse der Gemeinden 
selbst, den Erfolg der Märkte nicht zu schädigen; indessen ist nicht 
zu läugnen, dass einzelne, die wegen ihrer Lage eine Art Monopol 
für den Markt besitzen, die Tarife höher zu stellen sich bemühen. 
Aber es giebt auch eine Anzahl von Märkten, wo keinerlei Abgabe 
erhoben wird. 

Die höheren Verwaltungsbehörden haben sich wiederholt gegen 
solche Bestimmungen der Reglements erklärt, welche bestimmten 
Personen, wie Bäckern, MOllern, Wiederverkänfern, Hökern, Getreide- 
händlem etc. zu bestimmten Stunden den Zutritt znm Markte ver- 
bieten, üeberall, wo das Bestehen derartiger Bestimmungen zur 
Sprache gebracht worden ist, wird ihre Aufhebung erstrebt, nicht 
allein, weil sie dem Prinzipo der Freiheit des Handels ganz entgegen- 
gesetzt sind, soiidern auch, weil sie das Gegentheil von dem zur 
Folge haben, was man bei ihrer Aufstellung im Auge hatte: sie 
sollten den Einwohnern Gelegenheit geben, die zu ihrem Verbrauche 
nothwendigen [Lebensmittel leicht und zu massigem Preise anzukaufen 
ohne Konkurrenz der ausgeschlossenen Händler; aber die Folge ist, 
dass die Verkäufer die Preise höher halten und sciiwieriger nach- 
geben, so lange nicht alle Käufer am Markte sind, indem sie hoffen, 
von den später kommenden bessere Bedingungen zu erlangen. 

Seitens der Kommission des Departements der Seine ist ge- 
wünscht worden, dass das Verhältniss der Faktoren der Hallen und 
Märkte (eine Art konzessionirte Makler) im Sinne des freien Ver- 
kehrs verändert werde, dass an Stelle des heutigen Monopols ein 
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Reglement erlassen werde, ähnlich demjenigen, das neuerdings für 
die Eaufmannsmäkler ei lassen sei. Die Frage ist schon seit mehreren 
Jahren Gegenstand eines gründlichen Stadiums und wird ohne Zweifel 
in nicht ferner Zeit eine endgültige Lösung erhalten, 

* 

§. 10. Bäckerei und Schlächterei. 

In Betr^ der Freiheit der Bäeker^ vind Sehläehterei sind in 

den Departements ganz widersprechende Ansichten laut geworden. 

Die lunen wünschten, dass diese Freiheit aufrecht erhalten 
würde, und dass, um gewissen Bestrebungen, welche sich in einzeluen 
Gemeinde- Verwaltungen noch zeigten zu dunsten einer Rcglemen- 
tirung, zu entgehen, man das den Bürgermeistern verbliebene iiecht, 
eine Brod- und Fleischtaxe festzustellen, aufheben solle. Die An- 
deren möchten im Gegentheil, dass die Taxen ganz allgemein wieder 
hergestellt würden, insbesondere die Brodtaxe. 

Die freisinnigen Ansichten, welche die Regierung bei Erlass der 
Verordnung vom 22. Juni 1863 geleitet haben, indem der Handel 
mit Brod wie jeder andere Handel unter das gemeine Recht gestellt 
wurde, lassen keinen Zweifel darüber , wie diese Frage zu be- 
handeln ist 

In den Augen der E^gierung ist die freie Konhurreni bei der 
Bäckerei jeder Bevormundung vorzuziehen. Wenn der Uebergang 

von der Bevormundung zur Freiheit eine nicht zu vermeidende Ver- 
wirrung erzeugt hat, so ist dies nur eine Folge der Schwierigkoit, 
alte Gewohnheiten und Vorurtheile zu beseitigen. Die Langsamkeit, 
mit welcher die Konkurrenz sich geltend macht, kommt zum grossen 
Theil daher, dass das Gesetz vom 19/22. Juli 1791 noch nicht ab- 
geschaift ist, das den Bürgermeistern erlaubt, die Taxe wieder her- 
zustellen, wodurch das Bäckergewerbe, über die Zukunft im Un- 
sichem, verhindert wird, neue und grosse Backereien ins Leben zu 
rufen. Das Steigen der Brodpreise, welche das Publikum nur zu ge- 
neigt ist, dem übermassigen Gewinn der Bäcker zususohreiben, ist 
eine Folge geringer Ernteerträge, woran die Gemeindebehörden Nichts 
andern können. Uebrigens bezeugt die geringe £ntwickelung der 
Konkurrenz, über die man sich beklagt, zur Genüge, dass der Ge- 
winn der Backer im Allgemeinen durchaus nicht übermSssig hoch 
ist; es würde sonst nicht an Leuten fehlen, die an diesem Gewinno 
theilnehmeu möchten. Es ist allerdings häufig ein Unterschied vor- 
handen zwischen dem Verkaufspreise der Bäcker und demjenigen, 
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welcher als KoDtroUmassregel seitens der Lokalbehörden bereclinet 
wird; aber man findet dafSr eine ErklSning in der geringen Genanig- 
keit jener Berechnungen, in der Unsicherheit der Grundlagen, worauf 
sie beruhen, und seihst in dem Älter der Tarile, welche oft aus sehr 
alter Zeit stammen und mit den {resenwärticren Verhältnissen nicht 
im Einklanir stehen. Die Aufstellung öfl'entlicher Taxen kann den 
Gemeimiebehürden kein -Mittel hieton, den natürlichen Verlauf der 
Dinge zu ändern, giebt ihnen vielmehr eine grosse Verantwortlichkeit 
und bereitet ihnen Unannehmlichkeiten, verhindert aber die Ent- 
wickclung der Konkurrenz und hat als Folge, dass das gefährliche 
Vorurtheii an Boden gewinnt, das leider noch zu verbreitet ist, dass 
es nämlich in der Hand der Regierung liege, ftuf den Preis der JNah- 
rungsmittel einzuwirken. 

In Betreff der Schläehterei gelten dieselben BrwSgungen, wotu 
noch kommt, dass die Au&tellang einer Taxe des Fleisches eine un- 
lösbare Aufgabe ist wegen des Unterschiedes, der in Betreff des 
Werthes der Schlachtthiere an erster Stelle und der einzelnen Theile 
der Thiere an «weiter Stelle obwaltet. 

Ohne gerade die AhscliafTung der Freiheit des BSckergeweibes 
zu verlangen, hat man doch von einigen Seiten gewünscht, dass das 
letztere au den Orten ii herwacht werde, wo es keine Konkurrenz giebt, 
und dass mau diejenigen Bäcker streng bestrafe, welche unrichtiges 
Gewicht liefern. Diese, den Gemoludeverwaltungen anvertraute 
Ueberwachung wird streng gehandhabt, und Vereinbarungen unter 
den Bäckern zum Nachtheil der Konsumenten werden auf Grund- 
lage des Strafgesetzbuches streng verfolgt. In Betreff des Brodgewich- 
tes haben die Gerichte Grundsätze angenommen, welche geeignet 
sind, die Konsumenten hinreichend zu schützen. 

In Betreff des Schlächtergewerbes ist noch eine Reihe Yon Wön« 
sehen laut geworden, welche hauptsachlich den Vieh- und Fleisch** 
handel zur Versorgung von Paris im Auge haben. 

So fordert man die Freigabe dea Smmrhandele (colportage) mit 
Fleisch, eine Frage, die schon wiederholt angeregt worden ist Die 
kaiserliche Central- Ackerbau-Gesellschaft hat darüber eilie sehr gründ- 
liche Berathung gepflogen, wobei die Ansicht überwog, dass es in 
der Tliat nützlich sein würde, in Paris den llauhiihaiidel mit Fleisch 
zu gestatten. Sollten dadurch auch einige Unzuträglichkeiten ent- 
stehen, so meinte man doch allgemein, dass es leicht sein würde. 
Abhülfe zu schafi'en ; die Massregel würde den weniger begünstigten 
Ständen die Beschallung billigen i?leisches erleichtern. 
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Es besteht in Paris eine Auktion Jrir Fleisch jeder Art, wohin 
gewöhDÜch das ausserhalb Paris geschlachtete Fleisch gebracht wird; 
es würde dies eine Gelegeiibeit für die Produzenten sein, die ICon- 
sumenten direlct za versorgen, ohne des Zwischenhändlers au bedor^ 
fen, um sich so den Gewinn zu sichern ^ der in die Taschen der 
letzteren fliesst Aber man beklagt sich, dass diene Fleischaaktionen 
den Produzenten nicht in dem Masse mit den Konsumenten in un- 
mittelbaren Vwlcehr bringen, wie man es wünsche; dieser Verkehr 
würde erleiclitcrt werden, wenn das zu versteigernde Fleisch in klei- 
nen Theilen zum Verkauf gelange. AVie die Sachen jetzt liegen, 
liönnon nur zieinlidi <_rrosse Mengen auf einmal iosü-eschlageu werden, 
so dass die Auktionen nur von den kleinen Metzgern besucht wer- 
den, welche hier ihren Fleischladen versorgen, oder von Gastwirthen etc., 
die unbemittelte Bevölkerung kann von dieser Einrichtung aber keinen 
Nutzen ziehen. Es ist vielleicht sehr schwierig, es anders einzu- 
richten; man hat es früher versucht, solche Aukti(»nen in verschie- 
denen Lokalitäten einzurichten, aber die Versuche sind nicht gelungen. 
Die Auktionen fanden keine Bieter, die Käufer verloren dabei zu 
viel Zeit und waren überdem nicht sicher, solche Stficke zu bekom- 
men, wie sie wfinschten. Ausserdem verursachten sie der Stadtkasse 
Kosten, die in keinem Verhaltnisse standen zu den gebotenen Vor- 
theilen. Vereuchsweise 1853 eiugcrichtet, mussten diese Auktionen 
im Laufe des Jahres 1858 aufgehoben werden, kurze Zeit, nachdem 
der Fleischhandel frei gegeben worden war. 

Man beklagt sich auch über gewisse Misshrauche bei der Fleisch- 
auktion, über zu hohe Abgaben und verlangt eine Aenderung des 
bezüglichen Reglements. 

Die Kommission des Departements der Seine hat die Erhaltung 
eines Vichmarktes für den südlichen Tlieil von Paris gewünscht. Die 
Aufhebung des Viehmarktes zu Sceaux ist gegenwärtig eine voUendcto 
Thatsache; es giebt in dem Departement der Seine nur einen Vieh- 
markt, welcher am nördlichen Ende der Stadt Paris in der alten Ge- 
meinde la Villette abgehalten wird. 

Was endlich den Viehhandel von Paris betrifft, so ist noch der 
Wunsch zu erwähnen, dass die auf den Markten Sceaux und Poissy 
geltende Bestimmung au&uheben sei, wonach die Besitzer der auf 
diesen Märkten verkaufton Ochsen den Käufern verantwortlich sind, 
wenn die Thiere ohne Verschulden der Käufer innerhalb neun Tagen 
eines natürlichen Todes sterben. Diese ausserordentliche Bestimmung, 
die viülleiclit nothwendig war, als das Vieh noch nicht mit den 
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Eisenbahnen transportirt werden konnte nnd weite jBdärsche Kuruck- 
zulegen hatte, hat gegenwärtig gar keinen Nutzen. Die Züchter, 
deren Interesse durch Vorkommnisse, für die eie nicht verantwortlich 
sind, geschädigt werden kann, verlangen schon lange die Aufhebung 
der geforderten Garantie von neun Tagen. Da es jedoch den An- 
sehein hat, dass die bezügliche Bestimmung nur durch ein Oesetz 
beseitigt werden kann, so ist die Frage durch die Verordnung vom 
24. Februar 1858, welche die Freiheit des tSchlüchtergewerbes her- 
stellte, noch nicht gelöst. 

§. 11. Jagd, Fischerei etc. 

Von verschiedeiion Seiten ist der Wunsch ausgesprochen, dass 
im lateresse der Land wir thscliaft die Jagd weniger leicht gemacht 
werde, und dass das Jagdgesetz in dem Sinne grösserer Berücksich- 
tigung des Eigenthums geändert werde. Zu diesem Ende verlangt 
man, dass nur solchen Personen die Jagderkubniss ertbeilt werde, 
welche einen Grundbesita von ttestimmter Ausdehnung nachweisen 
konnten oder eine bestimmte Steuer bezahlten. Die Gebühren für 
die Jagdscheine sollen zu Gunsten der Gemeinden erhöht werden 
und zwar auf 50 Fr. (13 Vs Thli ). Die Jagd solle ferner nur alle 
zwei Jahre erlaubt sein und endlich solle, um eine Umgehung der 
Jagdgebühren zu vermeiden, dieselbe in Form einer Steuer vom 
Schiesspulver erhoben werden. Indessen scheinen diese Fragen vom 
landwirthschaftlichen Standpunkte aus nur ein unt'jrgeorduetes Inter- 
esse zu bieten. 

In Bezug auf den mehrfach ausgesproclienen Wunsch, dass die 
auf die Flussfischerei bezüglichen Bestimmungen strenger gehand- 
habt und die Fischzucht crmuthigt werden mögen, ist zu bemerken, 
dass dem letzteren Wunsche bereits in grossem Umfange genügt wor- 
den ist. 

Was den lautgewordeneu Wunsch betrifft, dass alljährlich land' 
wirüisekaftliche statistische Erhebungen veranstaltet werden möchten, 
so werden solche schon lange gemacht und zwar auf regelmässige 
und möglichst vollständige Weise. 

Um keinen der geäusserten Wünsche, die ein besonderes Inter- 
esse bieten, zu übergelien, erwähne ich zuletzt noch denjenigen, der 
sich auf die Errichtung von Feuerweltren für jede Gemeinde bezieht, 
und auf die Herabsetzung des Briefpmio^s auf 10 Cts. (10 Pfg.) für 
Briefe, die von einem Orte eines DepartemeuU au einen andern des- 
selben Departements gesendet werden. 
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findiich sind noch eine Menge aoderer Wünsche laut geworden, 
die ein ausschliesslich lokales Interesse bieten ; sie beziehen sich auf 
den Bau von Eisenbahnen, Laudstrassen , Kanälen, auf die Oktroi- 
abgaben einzelner Städte, auf die Emchtong von Ackerbauschnlen, 
yon Jahnnfirkten und Märkten etc etc. Diese Wunsche werden 
den zuständigen Behörden überwiesen und können hier übergangen 
werden.*) 

*) De& SehlnnaatB, welcher sich direkt tn den Minister wendet^ fihergehea 

wir, da er ohne allgemeioes Interesse ist. Wir erwähnen nWi dass ausser dem 
inzwischen verstorbenen Direktor der Landwirtbschaft und General -Kommissar der 
Enquete, J. de Monny de Mornay, an der Ausarbeifnnp des Oenwal-Bericbtes 
mitgewirkt haben J^'aabert, Baron de la Coste uod Miret. F. 
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Anhang« 

Bericht des linisters für Ackerbaa and Handel, Lonvet, an den Kaiser 
über die Arbeiten der Geauniision tipdrienre der Ackerbau-Entilte. 

Färü, den 19. Hii 1870. 

8ire! 

Die Gommiflsion sup^rienre der Ackerbau -EnquSte, eingesetzt 
darch Verordnung vom 10. Mär« 1866, hat jüngst ihre Arbeiten 

beendet, und erstatte ich Ew. Majestät hiermit Bericht über die 
Ansichten, welche die Kommission über die hauptsächlichsten Fragen, 
mit denen sie sich beschäftigt, ausgesprochen hat. 

Mein Vorgänger, Herr de Forcade la Roquette, hat Ew. Ma- 
jestät in einem Berichte vom 15. Dezember 186B bereits gemeldet, 
dass die Commission superieure nicht geglaubt hat, alle fragen prüfen 
za sollen, welche in der Enquete zur Sprache gekommen eind. 

Mehrere dieser Fragen sind ausgeschieden worden, einestheiis, 
veii sie nach Ansicht der Kommission einen nutsUchen Erfolg nicht 
haben konnten, andemtheils, weil sie gesetzgeberische oder regle- 
mentarische Massregeln betrafen, die seit Beginn der Enquete ent- 
weder bereits zur Ausführung gelangt sind oder sich doch in der 
Vorbereitung befinden; einige endlich deshalb, weil sie über die Grenzen 
ihrer Zustindigl^eit (comp^nce) hinauszugehen schienen. 

Nachdem diese Ausscheidung erfolgt war, blieb der Kommission 
doch noch ein weites Feld der Arbeit. 8ie iiatto sich über rnelir 
als hundert Fragen auszuspreciieii, welche Bezug haben auf die 
bürgerliche und allgemeine Gesetzgebung, auf das Zollwesen, auf unser 
Steuersystem und auf die äo verschiedeneu Intercääen de» landwirth- 
schaftlichen Gewerbes. 
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Diese Fragen, welche ihrer Natu^ nach vielfach in einander greifen, 
so dass sie in eine kleine Zahl von Hauptfragen zusammenzufassen 
waren, haben zu vierzig Berichton Veranlassung gegeben, deren 
Schlussfolgcrungen den Gegenstand ebenso vieler Bpezialdiskussionen 
bildeten. 

Die von der Commission supericure ausgesprochenen Gutachten, 
obgleich sie sich auf sehr verschiedene Gegcnstiindc bczieiien, lassen 
sich iu folgende beiden grossen üiuppen von Fragen zusammenfassen: 
die einen, die nicht rein landwirthscliaftliehe zu nennen sind, während 
die anderen, betreffend die ländliche Cieset/^'cbnng, die Diingerlrage, 
die Bewässerungen, die Drainagen und ähnliche Gegenstände, rein 
landwirthschaftlicher Natur sind. Auf diese £intlieilung ist der nach- 
stehende Bericht basirt. 

Ich werde mich ülirigens darauf beschränken, die Thatsaclien 7a\ 
geben, ohne sie zu beurtheilen, nm der Regierung die nöthige Frei- 
heit zur Prüfung und zu weiterem Vorgehen zu bewahren, so' weit 
es angezeigt erscheint, auf die von der Commission superieure ausge- 
sprochenen Wunsche einzugehen. 

L 

Die Stejiern. — Modifikathmcn für ihre allyeineine Veranlagung, 
— Wie es leicht vorauszusehen war, sind im Verlaufe der Enquete 
in llezug auf diesen schwierigen und delikaten Gegenstand zahlreiche 
Anforderungen gemnebt worden: Um<^estaltung unseres Steuersystems 
in dem Sinne, dass ein Theil der auf dem Grundbesitze ruhenden 
Lasten auf das mobile Vermögen abgewälzt werde; Abzug der Schul- 
den von dem Aktivvermögen der Erbschaft bei Berechnung der Erb- 
schaftssteuer und Verringerung der letzteren; Herabsetzung der Ein- 
schreibegebühien und des Stempels beim Besitzwoohsel von Grund- 
eigenthnm nnter Lebenden; Yermindening der Abgabe auf Pacht- 
verträge und die Berechtigung, dieselben in Jahresraten zahlen zu 
dnrfen, gleichwie auch die Erbschaftssteuer; Umgestaltung der Ge- 
trankesteuer; Unterdrückung oder Reduktion der Oktroiabgaben. Dies 
sind dieWünsche^ welche an die Commission superieure herantraten, 
und über welche sie ihr Gutachten abzugeben hatte. Eine aus meh- 
reren Mitgliedern bestehende Unterkommission war beaufiragt wor- 
den, unter Zuziehung von höheren Finanz- Vcrwaltungs- Heamten 
über diese nehwierigen und delikaten l'ragen in ßeralliung zu treten. 

Der Gedanke, einen iheil der auf dem (Jrund besitze ruhenden 
Lasten auf das bewegliche Vermögen abzuwälzen, hat seit einiger 
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Zeit viele vernünftige Köpfe gefangen genommen (seduit); sie be- 
trachtön dies als eine natürliche Folge der wirthschaftüchen Ver- 
änderaogy welche sich seit dreissig Jahren in der GeseUschaft voll- 
zogen hat; aber in iliren Berechnungen haben sie vielleicht die 
Lasten nicht in Betracht gezogen, welche die iDdustrielleo Unter- 
nehmungen SU tragen haben, welche auf dem mobilen Vermögen in 
Form von Aktien und Obligationen beruhen; ausserdem hat man, 
wenn man verlangte, dass das bewegliche Vermögen entweder von 
einer uiiukteu Steuer oder von einer höheren Stcmpelabgabe getroffen 
werde, und dabei die liolliiung hegte, dem Grundbesitz eine Er- 
leichterung 7A1 schallen und gleichzeitii( den Rückstrom der Kapitalien 
zur Landwirthschaft zu bewirken, die delahr nicht genügend in Be- 
tracht gezogen, welche darin liegt, das Kapital zu schädigen und es 
zu verhindern, sich der so wünsciienswerthen VoUenduDg unseres 
Eisenbalmnetzes nnd der Ausführung aller unserer, grossen Untere 
nebmungen darzubieten. 

Wenn man übrigens untersucht, wie weit es möglich sein würde, 
das bewegliche Vermögen direkter zu besteuern, als .es durch unser 
bestehendes Steuersystem geschieht, so wurde man bald erkennen, 
dass eine Steuer auf die Industrie-Werthe das vorgesetzte Ziel nur 
unvollkommen erreichen wurde; durch eine logische Verknüpfung der 
Gedanken wird man auf die Einkommmstmer geführt. Diese Steuer- 
fuiiii ist in mehreren Staaten Europa*« angenommen; aber haben 
diese Staaten nicht das Bestreben, sie jetzt nacli einer mehr oder 
wenicror langen Erfahrunpj abzuschaffen?*) \Viinle sie übrigeiis in 
unserem Lande leicht und vortheilliaft durchzui'ührcn sein? Würde 
die grosse Vertbeilung des Vermögens und die allgemein anerkannte 
Kothweudigkeit, das kleine Einkommen von dici'er Art Steuer aus- 
zunehmen, nicht den £rtrag derselben bedeutend schmälern? Würde 
es sich andererseits vom politischen Standpunkte aus mit dem Oha» 
rakter einer demokratischen Gesellschaft, wie die unsrige, wo das 
-Gefühl ' er Gleichheit (egalite) ein so entwickeltes ist, vertragen, die 
kleinen Leute von der Besteuerung auszunehmen und somit auf 
Grund des Vermögens die Bürger in zvbH Kimm zu theilen? Würde 



*) Es ist an« nicht bekannt, dass man in iigend ein^in enropiischen Lande 
mit dem Gedanken nmginge, die Einkommensteuer absnscbaflfon; imOegentheü ist 
das Bestreben in allen in freiheitlichem Sinne geleiteten Staaten, insbesoccicrc ancb 
in Preoaaen, dabin gerichtet, die Einkomroenstener an verallgeraeinern. Es ist dies 

eine Annahme des Ministers Louvet oder vielmehr der Commission sap^rienre, 
gemacht, um leichten Kaufs über eine Schwierigkeit fortzukommeu. F. 
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man ferner, was die Einhebung und Veranlagung der Steuer betrifft, 
wollte man wie in England die Selbsteinschätsung zu Grande legen, 
auf die nöthige Aufrichtigkeit rechnen können, wenn mau weiss, wie 
viele und tiefe Spuren die fiskalischen l^issbräuche einer früheren 
Zeit noch bei den neuen Generationen zaräckgelaesen haben? 

Und wenn man, wie in anderen Landern, den Beamten des 
Staatsflcbatses ^er den Gemeinden die Sorge anvertraute, das Ver- 
mögen jedes Einzelnen zu schätzen, würden nicht Missbrauche an- 
derer Art und die Anwendung von ini][ti!sitori8chen Massregeln, die 
unserem Nationalcharakter so sehr widersprechen, zu fürchten sein? 
Wird endlich nicht das Einkommen jedes Bürgers bereits schon durch 
Abgaben jeder Art belastet, welche auf demselben iu verschiedenen 
Gestalten ruhen, seieu sie direkt oder indirekt? Müsste deshalb eine 
Abgabe von dem Einkommen nicht aU eine mit unserem gegenwär- 
tigen Steuersysteme schwer zu vereinbarende Ueberbürdung betrach- 
tet werden? 

Der Art sind die Betrachtungen, welche im Schoose der Com- 
mission superieure vorgewaltet haben bei der Prüfung dieser wichtigen 
und schwierigen frage; auch hat sie sich daraul beschrankt, die Re- 
gierung zu bitten, zu untersuchen, ob es nicht mö^ich sei, in der 
Yertheilung der Steuern auf bewegliches und unbewegliches Vermögen 
eine grössere Gleichheit (egalite) zu erreichen. 

EinsehreibeffebiUiren und Siempdabgabm, — Für eine Verminde- 
rung der Abgaben dieser Art hat sich im Schoosse der Commlssion 
sup4rieure dieMajoritat erklärt. Indessen hat die Kottimission anerkannt, 
dass diese Herabsetzung nicht unmittelbar Platz greileu könnte wegen 
der bedeutenden Opfer, welche sie dem Staatsschätze auferlegen würde. 
In Folge dessen hat sie eine Reihenfolge der Herabsetzungen aufge- 
stellt, und zwar wären an erster Stelle und in gewissem Masse ohne 
Kücksicht auf das Budget bei der Erbschaftssteuer die Schulden vom 
Aktivvermögen in Abzug zu bringen; die Konunission hat diese Re- 
form nicht blos als eine Erleichterung för den Grundbesitz, sondern 
besonders als einen Akt der Gerechtigkeit betrachtet. Die übrigen 
Wünsche hat sie foJgendermassen geordnet: I. Verminderung der 
Abgaben bei der üebertragung von Grundbesitz ex titulo oneroso unter 
Lebenden; 2. Verminderang der Steuer bei Erbschaften und laei 
Schenkungen unter Lebenden ; 3. besondere Ermässigung der Steuer 
bei Vererbung in direkter Linie, wenn der Uesitzwechsel sich auf 
Grundbesitz erstreckt, für den innerhalb von mindestens drei Jahren 
schon einmal die Steuer hat gezahlt werden müssen; 4. Stundung 
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der Erbschaftssteuer, welche jetzt innerhalb sechs Mooaten nach dem 
Ableben des Erblassers zu erlegen ist, auf ein Jahr; 5. Ersetzung 
des fixirten Stempels durch den proportionalen bei Akten, betreffend 
die Uebertragung von «unbeweglichem Vermögen. 

Indem sie eine Herabsetzung der Einschreibegebüliren im Allge- 
meinen befürwortete, ist die Coinmission suj:erieure übrigcDs nicht 
der Ansicht gewesen, eine auünaiiuLsvveise Verminderung dieser Ab- 
gaben liei der Theilung vor dem Tode befürworten zu sollen, wie 
man es in der Knqnete gewünscht. Wenn man aucli anerivannte, 
dass derartige Theilungen den Vortheil haben, die Erbschaft in 
jüngere und thätigere Hände zu bringen, so hat die Commission 
superieure doch nicht geglaubt, dass es gut sei, durch geringere 
Abgaben eine Gewohnheit zu begünstigen, die in. gewissen Fällen 
die Quelle bedauerlicher Missbrauche wird. 

Dagegen hat sie sich lebhaft für den Austausch des ländlichen 
Grundbesitzes interessirt. Sie hat gemeint, dass es wichtig sei, 
durch fiskalische Bestimmungen nicht die Wiederherstellung von 
zusammenhüngcndem Grundbesitz unmöglich zu machen, die an 
sich schon schwierig genug sei, während die Zerstückelung un- 
unterbrochen fortschreitet; zur Erleichterung des Austausches von 
Bodenparzellen, die aneinander gren/-on, hat sie den Vorschlag ge- 
macht, dass für Einsclircibiing und Uebertragung keine höhere Ab- 
gabe als Y4 7ü erhoben wertlcn möge. Das Budget von 1871 trägt 
diesem Wunsche bereite Kcchnung, indem es die Gebühr auf '/^ % 
fixirt. 

Getränkesteuer. — Die Reklamationen, welche im Verlaufe der 
Enquete gegen die Getränkesteuer oder gegen die Art ihrer Er- 
hebung geltend gemacht sind, sind seitens der Commission superieure 
einer eingehenden Prüfung unterworfen ^vorden. Nach einer auf- 
merksamen Untersuchung der Thatsachen hat die Kommission er- 
kannt, dass sie weder der Forderung, die Abgaben ganz au&uheben« 
beistimmen könne, noch den Vorschlagen , nach denen dieselben mehr 
oder weniger in direkte, den Grundbesitzer oder den Produzenten 
treffende Steuern zu verwandeln seien. 

In Betreff der Einhebung dieser Abgaben hat die Kommission nicht 
zu erkennen vermocht, dass durch die Art dieser Einhebung irgend 
eines der Leiden der A\ ein Produzenten veranlasst sei; andererseits 
sind die verschiedenen Vorschlüge ihr nicht als solche erschienen, 
dass sie das gegenwärtige Einheb ungssystem mit Erfolg ersetzen 
könnten. 
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Aus diesen verschiedenen Granden hat sie sich darauf beschrankt, 
die Kegierung bitten, fort und fort diejenigen Mittel zu pr&fen, 
mit deren Hülfe die mit der Einhebung yerbundenen Belästigungen 
vermindert werden können, 

Oktroi' Abgaben. — Die Frage der Oktrois ist im Schosse der 
Commission sup^rteure mit derjenigen Aufmerksamkeit behandelt 
worden, welche dieser wichtige Gegenstand verdient. Ueber den ciiicü 
Punkt war man von Anfang an allgemein einverstanden, dass die 
Oktrois nicht abgeschafft werden können, ohne dass man den Gemeinden 
durch andere Abgaben Einnahmequellen schaffe, um diejenigen zu er- 
setzen, die man ihnen nehmen wolle; aber auch nach Anerkennung 
dieser Sachlage wurde die Frage höchst lebhaft besprochen. Indessen 
muss ich .hinzufügen, dass die sehr grosse Majorität der Commission 
superieure nicht einen Augenblick gezaudert hat, sich für die Auf- 
rechthaltung der Oktrois ku erklären. Sie hat in der Einrichtung 
dieser Abgaben, welche dazu bestimmt sind, su den Lokalausgaben 
einen Beitrag zu liefern, eine sehr rationelle Anwendung unseres all- 
gemeinen Steuersystems erkannt, welches letztere die Staatsausgaben 
theils durch direkte, theils durch indirekte Steuern bestreitet Das 
belgische System, nach welchem die Gemeinden einen Theil der 
Zollerträge erhalten, besitzt nach der Ansicht der Kommission zwei 
bedenkliche Nachtheile: den einen, dass die Gemeinden dadurch in 
Jkirefl' ihres finanziellen (lebahrcns von der Regierung abhängig 
sind, also gewissermassen in ihrer Autonomie geschädigt werden*), 
den anderen, dass die 15e\voliner des platten Landes einen Theil der 
Ausgaben der Städte aufbringen müssen. Sie hat übrigens auch . 
unter den in Vorschlag gebrachten Systemen, welche die Oktroi- Abgaben 
ersetzen sollen, keines gefunden, das eine gleiche Dehnbarkeit be- 
sitzt, und dessen Erträge in gleichem Masse, entsprechend dem zu- 
nehmenden Reichthume und den immer wachsenden Bedürfnissen, sich 
entwickeln konnten. Aber in demselben Masse, als sich die Kom- 
mission der Aufrechterhaltung der Oktrois günstig gezeigt hat, war sie 
einstimmig in dem Verlangen, dass die Taxen nur einen sehr kleinen 
Theil des Werthes der denselben unterworfenen Gegenstände betragen 
dürften; es sollen nach und nach die Zuschlagstaxen und die Ueber- 



•) Eine röhrende Sorge für die Autonomie der Gemeinden, die in Frankreich 
bekanntlich so put wie keine Selbstverwaltung besitzen; der Präfekt befiehlt nnd 
die vou der Regierung eruaanton Bärgermeister führen aus. P. 
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taxen (taxes additionelles et surtaxes) abgeschafft werden; die Oktroi- 
Abgaben .sollen nicbt auf die die Städte umgebenden ländlichen 
Distrikte ausgedehnt werden dürfen; endlich sollen die mit der Er- 
hebung verbundenen Scheerereien so viel als möglich vermindert 
werden. 

Uebrigens hat der Finanzminister neuerdings eine Special-En- 
quete über das Oktroi beschlossen, und die Arbeiten der Commission 
superieure werden sicherlich eines der wichtigsten Elemente der neuen 

Untersuchung bilden. 

Zölle. — Die Zölle haben in der Enquete nicht eine gleich wichtige 
Rolle gespielt, wie die Innern Steuern; dennoch hat die Commission 
supöiit iire diesem weiten Gebiete lange Sitzungen gewidmet. VCui 
allgemeinen Standpunkte aus hat sie konstatirt, dass das Prinzip 
einer weise angewendeten JJandelsfreifuä der Entwickelung des länd- 
lichen Reichthums günstig gewesen ist, dass die Landwirthschaft, 
dieses grosse Gewerbe, die Mutter aller übrigen, verlangen kann, 
auf dem Fasse vollkommener Gleichheit mit allen übrigen Zweigen 
der nationalen Produktion behandelt zu werden, und dass bei dem 
Abschlnse von Handdsverträgen seitens des Gesetzgebers den Er- 
sengnissen des Bodens die gleiche Aufmerksamkeit zu schenken sei 
als denjenigen der Fabriken; dass endlich die mit dem allgemeinen 
Zolltarif vorzunehmenden Modifikationen weit mehr den Zweck haben 
müssten, die Einnahmen des Staatsschatzes zu vermehren, als die 
Pestrebungen der Schutzzollner zu begünstigen. 

In Betreff der Detailfragen hat die Commission superieure an 
erster Stelle in Betrctl der Wollfrage keinen Augenblick gezaudert, 
sich gegen die Wiederherütellung eines Eingangszolles auf Wolle zu 
erklären. Ihrer Ansicht nach steht die zollfreie Einfuhr dieses Roh- 
stottes im Einklänge mit dem allgemeineu Systeme, das iieutc in 
unserer Zollgesetzgebung überwiegt. In demselben Sinne hat die 
Kommission die Aufhebung der Uebertaxe (surtaxe) vom Guano in 
Niederlagen verlangt, desgleichen die Herabsetzung des Zolles von 
ausländischen Pferden und Füllen auf die Hälfte. Die anderen Zoll- 
fragen, mit denen sich die Commission superieure zu beschäftigen 
hatte, betrafen die landw. Maschinen, den Wein und die zeitweise 
Einfuhr von Getreide. 

Die Kommission hat sich gegen die in der Enquete verlangte 
zollfreie Kinfahr landw. Maaelwn&n erklärt Eine solche Massregel 
würde sich ihrer Meinung nach nioht mit einem Tarifsysteme ver- 
einigen lassen, das zwar ein liberales, aber auch ein fiskalisches 
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spin solle, wonach jerlo Waarc bei ihrem Eintritt in Frankreich 
einen iunifan^szoll an den Staatsschatz zu zahlen habo. 

Was die fremden Weine betrifft, so erstreckte sich die Berathun^ 
auf das Maximum des Alkoholgehaltes, mit dem ein Wein eingeführt 
werden dürfe, ohne die Spiritussteuer zu zahlen. Die Gommiäsioo 
superieure hat geglaubt, dasa die Bestimmungen des Finanzgesetzes 
vom 8. Mai 1869 diese Frage in befriedigender Weise gelöst haben. 
Im Interesse unserer Weinproduzenten hat sie öbrigens den Wunsch 
ausgesprochen, dass die Regierung fortfahre, für unsere Weine auf 
den ausländischen Märicten möglichst gliubtigc Bedingungen zu er« 
langen ♦ 

Wie Herr v. Forcade la Roq nette in seinem Berichte vom 
In. Dezember 186!^ kon.statiit hat, liat die Comniissiun superieure 
gleich beim Beginn ihrer Arbeiten die Fra<:e der EinfuJir voji Getreide 
von der Berathung ausgeschJossen, da dieselbe durch die Erfahrunj^ 
im Sinne des freien Verkehrs nach dem (Jesetze von 1861 gelöst sei ; 
aber sie hatte sich gleichzeitig vorbehalten, die Reklamationen zu 
prüfen, zu welchen die zeitweise zollfreie Zulassung von Getreide, 
wenn eine entsprechende Menge von Mehl dagegen ausgeführt wird, 
Veranlassung gegeben hat. Die Klagen erstrecicen sich besonders 
darauf, dass nach dem bestehenden Qeschfiftsgange auf Grund von 
aquita ä eauUon (Passirschein) das Mehl an einem Punkte der Grenze 
ausgeführt werden könne, der sehr entfernt von demjenigen sich l>e- 
finde, wo das Getreide eingeführt sei. Abgesehen von den Ver- 
lusten, welche hieraus für den Staatsschatz erwachsen, habe die dem 
Müllergewerbe bewilligte Erleichterung ihre Wichtigkeit verloren, 
seitdem die AbschaHung der Surtaxe auf die Flagge gestatte, auf 
fremden Schiffen überseeisches Getreide gegen einen Zoll von 50 Ctms. 
für den metrischen ("entner (2 Sgr. für den preuss. Centuer) ein- 
zuführen. Nach einer langen und lebhalten I^erathun^ hat die 
Commission su[)erienre den Wunsch ausgesprochen, die Regierung 
möge untersuchen, ob hierin nicht eine Aenderung am Platze sei. 

Bürgerliche imd aügememe Gesetzgebung, — Zu der Zeit» als 
die Commission .superieure sich mit der Priifiinfr der in der Enquete 
CDthaltenen Reklamationen und Wünsche beschäftigen konnte, war 
dem gesetzgebenden Körper bereits seitens der Regierung ein Gesetz- 
entwurf vorgelegt worden, welcher den Zweck hat, die Formalitäten 
bei der Beschlagnahme von Mobilien, beim Verkauf oder der Thei- 
lung der Güter Minorenner, bei gerichtlichen Theilungen, beim Ver^ 
kauf von Grundbesitz und bei der Expropriation zu vereinfachen 
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uBd die Rosten zu vermioderD. Auch sind die auf eine Modifikation 
unserer Civilgesetzgebung bezüglichen Fragen auf eine kleine Zahl 
zarnokgeffihrt worden. 

Die Bestimmungen des Code Napoleon, welche die ErbtheUungnn 
(Art 826 und 8-^6) betreffen, haben die besondere Aufmerksamkeit 
der Kommission In Anspruch genommen. 8ie ist der Meinung, dass 
man, ohne in Etwas das Prinzip der Theilungs-Gosetzgebung zu ver- 
letzen, bis zu einem gcwi«5Heu Masse die durch die Erbtheilungcn 
zu weit getriebene Zerstückelung aufhalten könnte, wenn man die 
Verpflichtung abschaffte, der zu Fol^'e jedes Erbtheil in demselben 
Verhaltniss aus Mobilion und Immobilien iiestehen süll. Desgleichen 
hat sie den Wunsch belürwortet, der dahin geht, bei Klagen gegen 
Theilungen unter Verwandten in aufsteigender Linie die Besitzungen 
nicht nach dem Werthe, den sie am Todestage haben, sondern nach 
dem Werthe am Tage der Theilung zu schätzen, was in der That 
billiger erseheint; auch hat sie vorgeschlagen, wie es in der Enquete 
verlangt worden ist, die Klagefrist wegen Annullirung bei Theilun- 
gen unter Lebenden auf zwei Jahre, bei testamentarischen Theilungen 
auf {i&nf Jahre festzusetzen; aber sie hat sich gegen den Vorschlag 
erklärt, die unter dem Dotalsysteme (mit einem Brautschatz) ver- 
heiratheten Frauen zu bevollmächtigen, über ihre Guter durch Sclien- 
kuugen unter Lebenden zu Gunsten der Theilung der Erben zu ver- 
fügen. Die Nachtheilo, welche dieses Recht vom Standpunkte der 
Familie mit sich bringen könnte, würden durch die der Landwirth- 
schaft daraus etwa erwachsenden Vortheiie nicht genügend auigewogcn 
werden. 

Die KommiFsion hat ferner nicht geglaubt, die Gestattung Inn- 
PacJäverträffe für Minorenne und Geistesschwache befürworten 
zu sollen. £& handelte sich darum, die Dauer derselben von 9 auf 
18 Jabre auszudehnen. Obwohl sie anerkannte, dass die Pachtver- 
träge von langer Dauer dem Fortschritte der Landwirthschaft günstig 
seien, so hat sie doch gefürchtet, es konnte durch diese Massregel 
schweren Mtssbräuchen Thür und Thor geöffnet werden, besonders 
könnten junge Leute, welche die Verwaltung ihrer Güter nicht zu 
passender Zeit übernehmen konnten, von dem landwirthschaftlichen 
Gewerbe entfernt und in der freien Verfügung über ihre Güter be- 
schränkt werden. 

Die übrigen hiorlier gehörifron Fragen, womit sich die Commis- 
sion superieure beschäftigt hat, bezogen sich auf die Artikel 419 und 
420 des ^Strafgesetzbuches: „betrügerische Vornalimen zur Fälschung 
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des Getreidepreises,^ auf die Freiheit des ZinsfoweB und auf die 
Modifikation lokaler Gebrauche. 

Die verlaogte Veränderung des Art 419 im Strafgesetzbaeh^ 
lietrifft die Uebergebote der K&ufer, welche unter gewiesen Verhält- 
nissen durch die Bedürfnisse des Getreidebandeis erklärt werden 
können; aber die Gommission sup^rieure hat gemeint, dass es nicht 
am Platze sei, aus dem Art. 419 die auf Ueberbieten bezfigliohen 
Bestimmungen zu entlcni ii, weil dieselben ausschliesslich auf be- 
trügerische Handlungen Anwendung finden und die Freiheit der Ge- 
schälte nicht ijerühren. Was den Art. 420 betrifft, welcher betrü- 
gerische Handlungen, die den Zweck haben, den Preis der Waaren 
zu beeinflussen, wenn sie sicii aul Nahrungsmittel beziehen, stren- 
ger bestraft, so hat die Kommission anerkannt, dass derselbe mit 
den Prinzipien der von der Regierung in Betreff der Nahrungsmittel 
vertretenen Freiheit nicht unvereinbar sei. 

In Betieff der lokalen Gebräuehe (Usancen) hat die Kommission 
es lebhaft gebilligt, dass die Begierung jedes JDepsrtement au^for^ 
dert hat, dieselben zasammenzusteUen, und sie war der Ansicht, dasd 
diejenigen Departements, welche diese Arbeit noch nicht beendet 
hätten, dazu aufgefordert werden sollten; aber sie macht mit Recht 
bemerklicli, dass es wegen der VerschiedenhMt diesw Gebnuche 
schwierig sein dürfte, dieselben zu kodifiziren. 

KommunikaLions- Mittel. — Das Gesetz vom 15. Juli 1868 über 
die VHcinalwege , die ins Budget aufj^enommene Bewilligung zur 
Unterstützung der Ausführung von i^chandären EisuJiahnen unter 
den durch das Gesetz von 1865 festgestellten Bedingungen, die mit 
den grossen Eiseubahngesellschaften abgeschlossenen neuen Ueber- 
einkommen über die Vollendung neuer fiisenbahnstrassen, die in 
den Entwurf des Code rural aufgenommenen Bestimmungen über 
Land- und Feldwege hatten die Aufgabe der Commission superieure, 
soweit sie die auf die Kommunikations -Mittel bezüglichen Wünsche 
berührt, bedeutend vereinfacht Sie hatte als Gegenstand der 
Prüfung nor die auf die Brnnenaeld^tütrU- Abgaben und auf die 
EisenbaJm-'Tarifs sich beziehenden Reklamationen zurück behalten. 

Mit Bezug auf den ersten Funkt hat sie geglaubt, dass das 
Interesse der Landwirthschaft weit mehr berfihrt w^rde von der 
N'oUendung und Vervollkommnung der schiffbaren Wege, als von der 
Auihebung der sehr geringen Abgaben. 

Was die Eisenbahn - Tarife betrifft, so hat sie nachstehende 
Wünsche ausgesprochen: ^ 
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1. Beförderung einer Modifikation der Tarife beim Viehtrans- 
port zu Gunsten kleiner Thiere, was den Züchtern, die Hammel 
kleiner llace aufziehen, ermöglichen würde, tiie nach den grossen 
Bevf>lkei Uligsmittelpunkten unter billigen, mit ihrem wahren Werthe 
im Verhaltniss stehenden Bedingungen zu bringen: 

2. Rrlass der nöthigen Ikfehle auf den Rahnhoten, die Expe- 
dienten in die Lage zu setzen, den aligomeinen oder den Spezial- 
Tarif zu wählen; 

3. Beförderung des Druckes der Tarife in Forto kleiner Hefte, 
welche für ein bestimmtes Netz die gebräuchlichsten Tarife enthalten ; 

4. Möglichste Vergrosserong der Fristen für die Abholung der 
haaren von den Bahnhöfen, die oft von dem Wohnsitae des £m- 
pfiuigers entfernt liegen; 

5. Aa&tellung eines steigenden Tarifs für die Uebersendung 
kiemer Zahlungen unter; Feststellung eines Minimums, da der gegen- 
wartige Tarif als zu hoch betrachtet w'n-d. 

Die Commission superieure war geneigt, andere Herabsetzungen 
und namentlich die Annahme einheitlicher Tarile auf allen grossen 
Linien zu verlangen; aber nachdem sie die Mittheiluugen des Ge- 
neral-Direktors der Eisenbahnen vernommen hatte, welche sich über 
die beständigen Bemühungen der Regierung, alle diejenigen Er- 
mässigungen zu erreichen, die mit den bestehenden Kontrakten ver- 
träglich sind, und über die Unmöglichkeit, zu einer Einheit der 
Tarife wegen der verschiedenen Natznngsverhältnisse der einzelnen 
Linien zu gelangen, verbreiteten, hat sie geglaubt» nicht darauf be- 
stehen au sollen* 

Verschiedene Fragen. 

Unter dieser Ueberschrift sind mehrere Fragen zusammenge- 

fasst, welche sich über das Stättegeld, über Verraes.sung und dergl. 
aui den Märkten, über die obligatorische Intervention der in den 
Markthallen angestellten Makler (fucteurs) fiir den Verkauf gewisser 
Gegenstände, über die Bäckerei, die Schliichterei , über Masse und 
Gewichte, endlich über Jagd- und Fischereiabgaben verbreiten. 

Stättegeld, — Die Commission superieure hat lebhaft darauf 
bestanden, dass die Gemeinde-Verwaltungen aufgefordert würden, 
diejenigen Mittel und Wege einer Prüfung zu unterziehen, welche 
geeignet sind, die Abschaffung oder wenigstens die Herabsetzung 
derjenigen Abgaben zu ermöglichen, welche gegenwartig aof den 
Harkten und in den Markthallen erhoben werden, und zwar in einer 
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Weise, dass Vorknnfer und Käufer nnr die wirklich sjcleisteten Dienste 
zu bezahlen hätten und die Waaren mit den möglichat geriogsteu 
Kosten belastet wurden. 

Die Makler. — Die Kommission ist auch der Ansicht gewesen, 
dass CS an der Zeit sei, den Handel auf den Markten und in den 
Hallen dem gemeinen Rechte zu uoteistellen, also in den Städten, 
wo dies nicht der Fall ist, namentlich In Paris, das Privilegium der 
Makler abzuschaffen, indem der obligatorische Verkauf nach 'Meist- 
gebot und jede ahnliche Bestimmung den Erfolg habe, die Kaufleute 
oder Produzenten abzuhalten» welche die Märkte versorgen, sei es, 
das« sie einen Vermittler nach ihrer Wahl benutzen, sei es, dass 
sie in einer Weise verkaufen wollen, wie sie ihnen zusagt. 

Bärkerei. - Indem sich die Kommission für die Aufrecbt- 
erlialiuiig der Freiheit dos Häimlt 1^ mit Backwaaren erklärt, hat sie 
die Ansicht ausgesprochen, dass diese Freiheit die Aufhebung der 
Brodtaxen in sich schliesse, dass aber die Regierung den günstigen 
Moment zu wählen habe, wann die Abschaffung des Gesetzes vom 
19—22. Juli 1791 vorzuschlagen sei, welches letztere den Gemeinde- 
behörden das Recht verleiht, Brodtaxen zu erlassen* 

ScMächterei. — Eben so hat sich die Kommission der Freiheit 
des Schlächtergewerbes und der Al}schaffung der Fleiachtazen geneigt 
gezeigt, und sie hat gemeint, dass es nützlich sein würde^ den 
Hausirbandel mit Fleisch und das Aufsuchen der Kaufer in den 
Stidten, namentlich in Paris, zu gestatten und alle entgegenstehenden 
Bestimmungen abzuschaffen. 

Moese ttnd Oewißhte, — Die Commission su|>4rienre hat aner- 
kannt, dass es ein grosser Vortheil sein würde, wenn auf allen 
Märkten dieselbe Mass- und Gewichtseinheit angewendet würde; 
aber sie glaubt nicht, da.s8 es passend wäre, zur Erreichung dieses 
Zweckels Zwangsmittel anznwendon; es würde richtiger sein, sich 
nnerhalb der Grenzen des Gesetzes vom 4. Juli 1837 zu halten 
welche Jedem die Freiheit gewährt, seine Vereinbarungen so zu 
treffen, wie es ihm gut scheint, unter der IJcdingung, dass er sich 
allein der metrischen Masse und Gewichte bedient. 

Jfi</d- und Fächeret' Polizei. — Man hatte im Interesse der 
Landwirthschaft verlangt, dass die Jagd weniger leicht gemacht und 
das Gesets vom 3. Mai 1844 zu Gunsten des Grundbesitzes geändert 
werde. Die Commission sup^rieure hat nicht geglaubt, dass es am 
Platxe sein würde, die vorgeschlagenen Einschränkungen zuzulassen, 
welcho namentlich darin bestanden, für die Aushändigung eines 
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Jagdflcheines den Beweis zu veriangen, dass der Jagdliebhaber einen 
gewissen GrundbesitB inne habe oder eine bestimmte Steuer bezahle. 
Diese Einsohrinknng hat ihr der Art geschienen, dass sie in einem 

demokratischen Lande, wie das unsrigo, die erastlicbsten Ein- 
würfe hervorrufen würde. Audererseits hat die Kommissiün den 
Wunsch geäussert, dass die Generalriithe stets um ihre Ansicht be- 
fragt würden, ob die Jagd auf kleine Vögel zu verbieten oder zu 
gestatten sei, in woichor Beziehung in der Enquete veröchiedene 
Ansichten laut geworden sind. 

Was endlich die Fischerei betrifft, so hat die Kommission, 
ohne sich über die Kritiken zu äussern, deren Gegenstand das noch 
neue Gesetz vom 30. Mai 1865 gewesen ist, den Wunsch ausge- 
sprochen, dass die Arrondissements- und General-Bathe um ihr 
Gutachten gefragt wurden über diejenigen Massregeln, welche hier 
Platz greifen konnten. 

n. 

Bevor ich den zweiten Theil dieses Berichtes beginne^ scheint 
es mir unabweislich, in der Kürze die allgemeinen Ergebnisse der 
Enquete zusammen zu lassen, um diejenigen Arbeiten der Gom- 
mission superieure, worüber ich Ew. Majestät noch Rechnung zu 
legen habe, in das richtige Licht zu stellen. 

Wenn man die Dinge in ihrer Gosammtheit betrachtet, so 
glaube ich ohne TTebcrtreibung sagen zu können, dass unsere Land- 
wirthscliaft Fortschritte macht, dass aber die gemachten Fortschritte 
in einigen Gegenden sehr erhebliche, in anderen weit weniger schnelle 
gewesen sind. Im Allgemeinen verwendet man mehr Sorgfalt, und 
die Erträge sind gestiegen. 

iJio Aufzucht von Vieh ^ird mit mehr Sachkenntniss betrieben, 
und die dauernde Vorbesserung unserer Hausthierracen macht sich 
alljährlich auf den Regional- Ausstellungen bemerklich. Der Weinbau 
ist trotz der Schlägei die ihm mehrere Jahre die Verwüstungen des 
Oidium und neuerdings die neue Weinkrankheit zugefügt haben, 
voll Kraft und Lebensfähigkeit. Die Lage vnterer ündUchea Be^ 
völkerung hat sich verbessert Es ist in allen Thailen der 
Enquete und durch die Aussagen von Männern, die über andere 
Punkte sehr verschiedener Meinung waren, festgestellt, dass unsere 
IdndHehen Arbeüer besser genährt, besser gekleidet sind und besser 
wohnen als früher, und dass die Pächter in gewissen Gegraden Ge- 
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wohnheiten des Wohlstandes und selbst des Luxus angenommeD 
haben, die ihren Vätern vollständig unbekannt waren. 

Die Erbauung von Eisenbahnen, ^ die Entwicklung und Vervoll- 
kommnuDg der andern Kommunikatiönsmittelj die durah Handels- 
verträge unseren Produkten eröffneten neuen Absatzgebiete, die 
StaatsunterstutzuDgen, die Initiative einiger grossen Grundbesitzer, 
die von Ew. Majestät selbst gegebenen Beispiele in einigen unserer 
traurigfsten Gegenden, die, wenn auch noch beschränkte Einführung 
von Maschinen in den landwiriiischaftlichen Betrieb, endlich die 
ausdauernde Kraft unserer ländlichen Ikvölkerung sind die haupt- 
sächlichsten Elemente dieser befriedigenden Lage. 

Unglücklicherweise zeigt dies Bild melir als einen Schatten; 
die Krankheit dfr Seidenrcatpe ist für unsere Seidenbau treibenden 
Departements vernichtend gewesen. Der niedrige Preis der Wolle 
ist für weite Strecken, wo die Schafzucht eine der wesentlichen 
Bedingungen der Kultor bildet, eine Ursache von Leiden geworden, 
welche durch die hohen Fleischpreise nicht ausgeglichen werden. 
Fast überall beklagt man sich über den Mangel an Kapiitdi aber 
der Mangel an ländUelun Arbeitern und die daraus folgende Höh« 
der Löhne sind ganz besonders für die grossen und mittleren Wirth<- 
echaften die Quelle grosser Schwierigkeiten. Dieser Mangel an Armen 
auf dem Lande bildet unbestreitbar eine offene Wunde unserer Land- 
wirthschaft, und man muss anerkennen, dass die Enquete kein wirk- 
sames Heilmittel entdeckt hat. Diese noch immer zunehmende Noth 
hängt fast gänzlich von Ursachen ab, welche mit der allgemeinen 
Entwicklung der Gesellschaft im Zusammenhange stehen, und welche 
zu bewältigen nur in geringem Grade in der Macht des» Menschen 
steht. 

Die erste dieser Ursachen ist ohne Widerrede die mächtige An- 
ziehungskraft, welche die grossen Städte auf die ländliche Bevölkerung 
ausüben, besonders seit die EisenbahDOo den Zug dahin so leicht 
gemacht haben. Diese Bewegung vom Lande nach den Städten 
findet übrigens nicht allein in Frankreich statt; dieselbe Erscheinung 
bietet fast ganz Europa. Doch wird diese Bewegang ihr Heilmittel 
in sich selbst finden, d. h. in ihrer TJebertreibung oder, noch besser 
gesagt, in dem Zusammentreffen von Verhältnissen, welche nur im 
Verlaufe der Zeit erfolgen kann; man kann hierher neue und be- 
deutende Fortschritte in der Landwirthschaft rechnen, welche eine 
reichlichere Löhnung für die Arbeit gestatten. 

Die zweite, unserem Lande mehr eigenthiimliche Ursache liegt 
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in der leichten Zugängliciikeit des Grundbesitzes für die läudlicliu Bevöi- 
keruDg. Diese Thatsaciie, su der man sich nur Ulück wünschen kann, 
wenn man sie von einem anderen Gesichtspunkte aus betrachtet, hat zur 
Folge gehabt, eine zahlreiche Klasse kleiner £igenthümer zu schaffen, 
welche nar far sich aelbst arbeiten, und von grandbesltsenden Ar- 
beitern, welche jetzt einen Theil ihrer Zeit ihrem eigenen Boden 
anwenden, welche sie früher dem Dienste der grossen und mittleren 
Wirthschaften widmeten. Die Anwendung von Maschinen seheint 
das beste Mittel zu sein, die fehlenden Arme zu ersetzen, indem sie 
den Vortheil bieten, mit ihnen die. Arbeit leichter und schneller 
ausführen zu können. 

TjandwirUtschafilicliev Kredit, — Wcuige Fragen sind in dor 
Enquete häufiger behandelt als der landwirthschaidiche Kredit. Dies 
und die Wichtigkeit de» Gegenstandes au sich haben die besondere 
Beachtung der Cominission siipörieure erregt. 

Die Kommission hat die in den Departements-l^^nqueten ge- 
sammelten wichtigsten Aussagen geprüft, desgleichen die verschie- 
denen, in den letzten Jahren veröffentlichten Projekte; sie hat die 
in der Sache erfahrensten Männer gehört; diese haben über die 
wichtigsten, in Frankreich und im Auslande gemachten Versuche 
berichtet und haben zugleich die Ursachen angegeben, welche dazu 
beigetragen haben, die Thätigkeit der Gesellschaften für Grund- und 
landwirthschaftlichen Kredit zu beschranken; sie hat ausserdem theils 
aas den durch unsere Konsuln gesammelten Mittheilungen, theils aus 
dem Berichte des General-Kommissars der Enqu^ achätzenswerthe 
Belehrung geschöpft. 

Zwei wichtige yViatsachen haben sich aus der Gesamnitheit die- 
ser Untersuchungen und aus der Debatte darüber ergeben: 

1. Die Meinungsverschiedenheit, welche zwischen den Landwir- 
then und den Männern, die sich mit agronomischen Studien be- 
schäftigen, besteht über den Kredit und über die Vortheile, welche 
eine grössere Zugänglich keit des Kredits gebracht haben würden; 

2. der gemeinsame Charakter der verschiedenen vorgelegten Pro- 
jekte, welche entweder die Hülfe des Staates oder der Bank oder eine 
bedeutende Veränderung in der Gesetzgebung voraussetzen* 

Während man aut der einen Seite versichert, dass sich die 
Landwirthschaft nur mit Mfihe und zu übertrieben hohen Zinsen 
das nöthige Geld verschaffen kann, behauptet man von der andern 
Seite nicht minder entschieden, dass diejenigen Eigenthümer und 
Pächter, welche OrdnungtUebe, lliaiigkeU tmd aUgemem an^^<mfite 



Digitized by Google 



— 302 

Redlichkeit besitzen^ sich in Betreff des Kredits in derselben T^age 
befinden^ wie die anderen Stände. Einige behaupten sogar, dass das 
Borgen der Verderb der Landwirthc sei. weil einerseits die Erträge 
des ISoilens gc^völiiilich gorin<^er sind, als der normale Zinsfuss, und 
weit der Landwirth seine Auslagen erst spater wieder erhält und 
fast immer unsicher. 

Die Commission sup^rieure hat zwischen diesen abweichenden 
Ansichten, welche übrigens alle, je nach Zeit und Umstanden, Wahres 
enthalten, keine Entscheidung getroffen; aber sie hat sich entschieden 
yeiien die Etrtmisehvng des Staates in Einrichtungen erhoben, welche 
ihrer Aühicui nach wesentlich einen privatuii Charakter belKilteu 
müssen. Die Einmengung der Regierung in ähnliche Geschalte wurde 
von jedem Gesichtspunkte aus traurige Folgen habeo. Scll)st eine 
Einwirkung des Staaten, welche sich auf die Bestätigung von lianto- 
nalen und priviiegirten Hanken beschränkt, hat sie geglaubt zurück- 
weisen zu müssen. Es ist die persönliche und freie, unter den Be- 
dingungen des gemeinen Rechtes geübte Initiative, von welcher die 
Landwirthschaft, wo es am Platze ist, die lür ihre besonderen Be- 
dürfnisse geeigneten Einrichtungen zu fordern, hat. Indem sich die 
Kommission auf diese Prinzipien beruft, hat sie «geglaubt, der Re- 
gierung keinerlei Prüfung der vorgeschlagenen, den Kredit betref- 
fenden Veränderungen der bestehenden Gesetzgebung empfehlen zu 
sollen, und welche besonders in der Restellung des Pfandes auf die 
Wohnung des Schuldners (Constitution du gage au domicile du debitcur) 
und in dem Vorbehalt des Vorreclites des Eigenthüniers des verpach- 
teten Grundstückes (restriution du privilege du proprietaire du fonds 
ailerme) bestehen. Die Bestellung des Pfandes auf die Wohnung hat 
ilir geeignet goscliieiieij. die scliweristen Einwürfe hervorzurulen, theiis 
wegen der beständigen Veränderungen, welchen die in Pland gegebenen 
Gegenstände unterliegen, theiis wegen der Missbräuche, wozu die 
dem Schuldner überlassene freie Verfügung über die Pfandstücke 
Veranlassung geben könnte, theiis endlich wegen der Benachtheiligung, 
welche ein Pfand häufig Dritten verursachen würde, welches geheim 
(oGculte) sein wfirde, indem Oeffentlichkeit (publicitä) in dieser An- 
gelegenheit nur mittelst kostspieliger und für den Schuldner schäd- 
licher Formalitäten za erreichen wäre. Was endlich die vorgeschlagene 
Abschaffung des Vorbehalts zu Gunsten des Grundbesitzers betrifft, 
so hat die Kommission dieselbe eher für schädlich für den Pächter 
als für nützlich gehalten, indem letzterer alsdann den Eigenthümer 
weniger geneigt linden werde wie heute, ümi dieselben Erleichter uii- 
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gen für die Erhaltung der Pacht und dieselbe Nachsicht bei der 
Zahlung des PachtKiDseB zu gewähren, 

Dünger. — Nachdem ara 27. Juli 1867 ein Gesetz verkündet 
worden*), welches eine wirksamere Unterdrückung der beim Dünyer- 
liandel vurkommpnden Betrügereien sichert, hat sich die Kommission 
nicht mit den Klagen zu beschäftigen gehabt, welche in der Enquete 
in dieser Heziehunfr erhoben waren; aber ihre Aiilmerlcsamkeit hat 
sich auf die Frage der städtischen* Dünger richten müssen, welche 
einen so hohen Werth für den Landwirth haben. 

Die jährliche vollständige Wiedererstattung der dem Boden durch 
die Ernte entnommenen Elemente der Fruchtbarkeit ist gegenwärtig 
' als die Grundlage jeder fortschreitenden Landwirthschafb anerkannt; 
die Konsequenz dieses Prinzips ist die Nothwendigkeit, dem Lande 
alle diejenigen befruchtenden Stoffe wieder zu erstatten, welche alle 
menschlichen Abfalle enthalten. Wenn es demnach vom Standpunkte 
der Gesundheit und Reinlichkeit der Städte genügt, dass sie sich 
der Exkremente und aller anderen Abfälle entledigen, so ist es vom 
Standpunkte der Landeskultur von der höchsten Wichtigkeit, diese 
Stoffe zu benutzen. Auch hat die rommission superieure erklärt, dass 
sie den Verlust dieser Stoffe, namentlich wenn sie in die Flüsse ge- 
schwemmt würden, als eine Schädigung der Landwirtlischaft und der 
allgemeinen ^V ohlfahrt betrachte. 

Man hält gegenwärtig vom volkswirthschaftlichen und sanitären 
Standpunkte aus dasjenige Ver&hren als das vortheilhafteste, welches 
darin besteht, alle Abfalle der Häuser und Strassen ohne jede vor- 
herige Verarbeitung sofort in flussiger Form weit wegzuführen. Es 
ist dies das von London angenommene System, und koonte man die 
beste Verwendung des flfissigen Düngers in der Bewässerung von 
Wiesen und Futterfeldern erkennen. 

Die Kommission hat nicht geglaubt, sich über die Vorzüge der 
verschiedenen Systeme der Entfernung der Abfallstoffe aussprechen 
zu bolien. Es hat ihr scheinen wollen, dass es bedenklich sei, die 
Annahme des einen oder des andern Systemes zu empfehlen, das 
den verschiedenen lokalen ^"erhältnissen nicht angepasst werden könnte 
und in gewissen Fällen Schwierigkeiten in der Anwendung begegnen 
würde. Aber sie hat gewünscht, dass die Aufmerksamkeit der Ge- 
meindebehörden auf die Wichtigkeit der Ansammlung aller Düng- 



*) Das Oesetz ist im Wocbeoblatte der „AnnileD der Lsndivirthichsft^S 
Verlag von Wiegan dt & Hempel, 1867| S. 409 mitgetheilt. F. 
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Stoffe ohnö Ausnahme und der leichten Erlangung deraelbon durch 
die Landwirthe gerichtet werde; .es seien für jede Lokalität hierzu 
diejenigen Hülfsmittel au benutzen, welche am besten gleichzeitig die 
Forderungen der Reinlichkeit und des landwirthschaftiichen Bedürf- 
nifises befriedigen könnten. Sie hat dusaerdem verlangt, dass die Re- 
gierung die Mittel einer Prüfung unterziehe, welche erlaubten, in 
Zukunft die Einleitung der Exkremente und aller übrigen Abfalle 
in die Wasserläufe, welche nicht jsur Wiesenbewasserung dienen, zu 
verbieten, um zu bewirken, daaa diese Stoffe gesammelt und der 
Bodenkultur zugänglich gemacht wfirden. 

Bewässerungen und Drainage. — Erleiciiterung der Ableitung 
des Wassers im Interesse derjenigen, die mit ihren Grundstucken 
nicht an den Fluss stossen, aber nlleiü zu. landvvirthschaftlichen Unter- 
nehmungen von ötteutlicliem oder genossenschaftlichem Interesse unter 
Ergreifung der zum Schutze des Eigenthums der Uleranwohner nöthi- 
gen Yorsichtsmassregeln ; 

Erlaubnis», dass sich Bewässerungs- und Drainage-Genossenschaften 
in der Art wie Entwä'sserungs-, Räivmungs- und Deich-Qenossenschaften 
bilden dürfen auf Beschluss der Majorität der Interessenten, gemäss 
den Bestimmungen des Titels III. des Gesetzes vom 22. Mai 1825; 

derart sind die Punkte, deren Aufnahme in das zweite Buch 
des Rural-Gesetzbuches (code rurai) die Kommission glaubt fordern 
zu müssen, da dasselbe alle auf das Wasser bezüglichen Bestim- 
mungen behandelt. Die Kommission hat geglaubt, dass die Ausfüh- 
rung von Bewässerungen und Drainagen, im gemeinsamen Interesse 
durchgeführt, von so allgemeinem Nutzen seien, dass es gerechtfer- 
tigt erschiene, sie den Arbeiten von öffentlichem Interesse, wie Mass- 
räumnngen und Trockenlegungen, gleich zu stellen, für welche letzteren 
das Gesetz von 1865 der Majorität der Interessenten da« Keclit gegeben 
habe, auch die Minorität bindende Genossenschaften zu bilden. Dennoch 
st sie der Ansicht gewesen, dass diese Genossenschaften nur konstituirt 
werden könnten auf Grund einer [>eklaration , dass sie von öffent- 
lichem Nutzen seien, welcher Deklaration eine Prüfung voranzugehen 
oder zu folgen habe, bei welcher eine aus Mitgliedern des General- 
rathes, Ingenienren und unbetheiiigten Grundbesitaem bestehende 
Lokal-Kommission diejenigen Grundstöcke zu bezeichnen habe, welche 
wegen ihrer Beschaffenheit oder wegen der Lage ihrer Besitzer von 
der Theilnahme an den auszuführenden Arbeiten auszuschliessen 
seien. 

Endlich ist die Kom mission der Ansidit gewesen, dass die end- 
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gültig UDter die Zaiii der Interesseuten aufgenommenen Besitzer sich 
aller Beitrage 7Ai den Küsten der Arbeiten entledigen können, in- 
derj! der (Genossenschaft den durch ihr Gut gewonnenen Mehr- 
werth in Anrechnung bringen. 

Um andererseits den in der Enquete erhobenen Klagen in Be- 
treff der RäumUDg der Flüsse und Gräben Genüge zu leisten , hat 
die Kommisson es für billig erklärt, dass die Kosten der Räumung 
der nicht echiffbaren und nicht flöesbaren Bäche zum Theil und 
zwar entsprechend ihrem Interesse auch denjenigen auferlegt werden, 
welche nicht an den Bach mit ihren Gmndstncken grenzen, wenn 
sie von der Instanderhaltung der Wasserläufe Nutzen ziehen; des» 
gleichen seien die Gemeinden zu den Kosten für diejenigen Wasser- 
läufe heranzuziehen, welche ihr Territorium durclifliessen, wenn die 
Arbeiten für die öffentliche Ueiuliclikeit von Werth sind. 

Im ersteren Falle wäre die Beitragslisto der Grundbesitzer vom 
PräiektPTi aufzustellen, aber nach Eiubulung des Gutachtens einer 
Lokal-Kommission, bestehend aus Mitgliedern des Generalratlies, aus 
Ingenieuren und nicht bei der Sache betlieiiigten -Grundbesitzern. 
Im zweiten Falle hätte der Präfekt unter Zuziehung des General* 
rathes vorher die Öffentliche Nützlichkeit zu erklären. 

Endlich hat die Kommission verlangt, dass auf die Wasserläufe, 
um die es sich hier handelt, die Bestimmungen des Gesetzes yom 
21. Mai 1836 Anwendung finden, betreffend die Verbreiterung und 
Geradelegung der Vicinalwege, jedoch nur unter Zuziehung des 6e- 
neralraihes. 

Die Kommission hat sich übrigens nicht blos vom Gesichts- 
punkte der Genossenschaften mit der Drainage beschiiiLigt. Sie hat 
auch untersuchen wollen, woher es kommen möf^c, dass der Grund- 
besitz und die Landwirthschaft so wenig den londs von 100 Mill. 
Frcs. benutzt, welcher durch die Gesetze vom 17. Juli 1856 und 
28 Mai 1858 für Drainage-Arbeiten zur \ erlügung gestellt worden 
ist» und sie hat geglaubt, die Ursache dieser Erscheinung zum Theil 
in der Umständlichkeit der zu erfüllenden Formalitäten und in 
einigen der eluzugeheoden ßedingungen zu finden. 

Sie hat deshalb die Vereinfachung der fraglichen Formalitäten 
verlangt, besonders dahin, dass die Präfekten bevollmächtigt würden, 
an Stelle der höchsten Behörde die nöthige Bestätigung zu ertheilen, 
dass der Credit foncier der Anleihe zustimmen könne. Gleichzeitig 
hat sie vorgeschlagen, die Dauer ffir die Anleihe, welche jetzt nur 
25 Jahre beträgt, auf 50 Jahre auszudehnen und demgemäss den 

20 
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Amortisationssinsfafls auf 4,65 % zu ermiaaigeii. Sie setzt Yoraus, 
dass die Möglichkeit, zu weniger ab 5 % einschliesslieh der Amor- 
tiBationsqaote zu leihen» auf Eigenthnmer nnd Pächter anziehend 
wirken werde. Sie verlangt endlich, Yon demselben Gedankengange 
geleitet, die Veränderung des Artikels 7 des Reglements vom 23. 
September 1858, welches nur in Form von Abschlagszahlungennach 
Maasgabe des Fortschrittes der Arbeiten die Auszahlung des Dar- 
lehens gestattet, ao dass der Schuldner die erste Abschlagszahlung 
nur erhält, wenn er bereit« einen Tlieil der Arbeiten ausgeführt hat. 
Die Kommission macht bemerklich, dass diese Bestimmung sich be- 
greifen Hesse, wenn der Staat direkt den Vorschuss gewähre und sich 
mit seinen Ansprüchen an den Mehrwerth des drainirten Grund- 
stückes begnügte ; indem aber der Credit foncier eine Hypothek auf den 
ganzen Grundbesitz beanspruche^ wäre eine solche Vorsichtsmassr^I 
nicht zu rechtfertigen, die nur geeignet wäre, alle diejenigen fern zu hal- 
ten, welche nicht in der Lage iroren, ohne Vorschüsse die ersten 
Arbeiten zu beginnen. Sie schlagt vor, als erste Abschlagszahlung 
vor dem Beginne jeder Arbeit % oder % der Anleihe zu bewilligen. 
Ausser diesen Veränderungen empfiehlt die Kommission eine Er- 
weiterung des Ereises, innerhalb dessen Vorschüsse in der Art der- 
jenigen für Drainage gewährt werden konnten. Es würde sich darum 
iiaridcln, die Darlehen wie in Euglaiid auszudehneD auf Berieselungen, 
auf Deicharbeiten, auf Urbarmachung des vom Meere angeschwemmten 
Landes, auf die Erbauung von Kanälen, auf ländliche Wege aller 
Art etc. Durch das Finanzgesetz vom B. Mai 1869 ist bereits einer 
der Wünsche der ( ommission superieure erfüllt, welches Be- und 
Entwässerungsarboiten zur Theilnahrae an den Wohithaten der Ge- 
setze zulässt, welche sich auf die Darlehen zu Drainagen bezieben. 
Unglücklicher Weise werden wegen der ausserordentlichen Zerstücke- 
lung des Bodens die Darlehen für landwirthschaftliche Verbesserun- 
gen keine sehr grosse Ausdehnung gewinnen, selbst mit den neuen 
Erleichterungen, um deren Bewilligmig es sich handelt 

Verschiedene Fragen. 

Die anderen Fragen der landwirthschaftlichen Gesetzgebung, über 
welche die Gommission supdrieure sich auszusprechen hatte, betreffen 
das Triftrecht, die Stoppelwcide, das Recht der Nachlese, das An- 
fangen der Weinlese, des Heuschnittes und dergl., die Disciplinirung 
der Feldhüter, die Waldweide, die Nutzung der Kuinmunalländereien, 
^ie Seidenzucht, die öffentliche Unterstützung auf dem Lande, die 
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Reforderungsmittel der Landwirthschaft, den landwirthschafUicheu 
Unterricht, die Vertretung der Landwiftbscbaft etc. 

I'nftr und Stcppelweide, Das gegenwärtig dem p^esetzgebcndea 
Körper vorliegende erste Buch deg Code rural schafft das Trifte 
recht ab und modifizirt das bestehende Weiderecht. Die Commis- 
sion sttp^rieure hat gegen die Abschaffung des Triftrechtes keine Ein« 
Wendung erhoben, aber sie hat eine Veränderung der die Stoppel- 
weide betreffenden BestimmuDgen gewünscht. Sie glaubt, dass die 
unmittelbare und vollständige Aufhebung des Weiderecbtes auf natür- 
lichen Wiesen, wie es der Corf« rwrai vorschlägt, in gewissen (legen- 
den Frankreichs, wo dies Recht ein kostbares Hiilfsmittel der Klein- 
kultur iöt, ernstliche Uebelständo bringen könnte. Sie aähe auch 
lieber, dass man den Gemeinderäthen, nicht den Genertalräthen, das 
Recht gebe, die Zeit und die Art der Ausübung der Stoppelweide 
zu regeln, sie an einzelnen Punkten und unter bestimmten Verhält- 
nissen zu suspendiren und selbst, wenn es angezeigt erschiene, die 
vollständige Aufhebung zu beschliessen, wogegen jedoch ein Rekurs 
an den Generalraih zu gestatten sei. Endlich hat sie den Wunsch 
ge&QSseit) dass der Begriff der „Einzäunung (clSittre)*) eines Grund- 
stückes*^ weniger streng gefasst werde, als dies Art. 648 des Code 
Napol^n thue. 

NaMe»€, ^ Die Commisssion sup^ieure hat sich nicht dafür 
erklärt, dass die alte Sitte der Nachlese verboten werde, eine Sitte, 
die auf dem Üefnhle der Menschlichkeit beruhe,' gegen welches die 
Rücksicht auf die Achtung vor dem Eigenthum zurück zu treten 
'habe; um aber den damit verbundenen Missbräuchen zu begegncu, 
würde es sich empfehlen, dem Bürgermeister fmaire) das Recht zu 
verleihen, unter Zuziehung von zwei Mitgliedern des Gemeiiuloraihes 
die Liste derjenigen Personen aufzustellen, welche zur Nachlese zu- 
zulassen sind. Sie glaubt auch, dass es zu empfehlen sei, das 
Recht des Grundbesitzers anzuerkennen, dass er seine Heerdeu oder 
seine Pferde sofort nach abgebrachter Ernte auf sein Feld schicken 
kann, was er jetzt erst zwei Tage nach der Ernte darf, wie in dem 
Alt. 22 des Gesetzes tom 28. September und 6. Oktober 1791 ver* 
lugt wild* 

Autnifm des Segumet der Heu^ und Oeireidemite und der 
WMeee, — Das Ausrufen des Beginnes der Heu- und Getreide^ 



•) Narli f)an75«ischein Gesetz darf ein eingeaÄuntes Grundstück von fremdem 
Vieh Dicht betreteu werden. F. 

20* 
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ernte ist vou der Commissi ri superieure mit Recht als unzeitgemass 
erachtet worden; dap^coen hat sie für einzelne Lokalitäten es für 
einigermassen wichtig erkannt, dass der Beginn der Weinlese an 
einem bestimmten und im Vorans festgesetzten Tage stattfinde, dass 
es daher nicht thunlich sei, den Bürgermeistern die Berechtigung zu 
entziehen, diesen Tag festzusetzen und damit die gebrfiacliliclie An- 
kündigung yoUstandig abzaschaffen. 

Fcrmmmff der FdShMer m Brigaden» — 0ie Kommission hat 
sich dieser Idee nicht gfinstig gezeigt Es ist ihrer Meinung nach 
geboten, dass der Feldhüter unter dem unmittelbaren Befehle des 
Ortsvorstandes bleibe. 

Waldweidß, — Man hat bei der Enquete verlangt, dass in den 
Staats- und Gemeindewaldungen die Weide nach dem sechsten 
Laubfälle gestattet worden möge. Die Kommission hat sich nicht 
dafür erklärt, aber sie ist der Ansicht gewesen, dass es passend 
sein würde, den (iemeinden gegen die Entscheidung der Forstbeamten 
in Bezug auf die Waldweide einen Rekurs an die obere Behörde zu 
gestatten. Der Präfekt müsste im Auftrage des i^lnanzministers über 
solche Klagen zu entscheiden haben. 

Nutzbarmachung der Gemeindeländereien. — Die Gommission 
superieure hat als das beste Mittel, aus den Gemeindegründen Nutzen 
ZU sieben, die Verpachtung anerkannt In diesem Sinne hat sie die 
Aufmerksamkeit der Regierung auf den Nutzen eines Gesetzentwurfes 
gelenkt, welcher im Jahre 1848 von der konstituirenden Versamm- 
lung über die Verpachtung aller wüsten Gemeindegrnnde ausge- 
arbeitet worden ist. 

Hierher gehören auch die Klagen in Betreff des Tabakbaues, 
der landwirthschaftlichen Patente und der Bestimmungen, welche 
das Einsammeln von Seegras ordnen. 

Die Kommission hat die Forderungen nicht befürwortet, welche 
darauf hinausgingen, Erleichterungen für den Anbau des labaks in 
Frankreich zu erlangen. Die bestehenden Bestimmungen erschienen 
ihr genügend gerechtfertigt im Interesse des Monopols, das in ihren 
Augen eine vortreffliche Steuerquelle bildet. 

Was die Ertheilung von PaterUen auf die kmdw, Nebengewerbe 
betrifft, so hat die Kommission ein Rückgreifen auf das Patent- 
(Gewerbe-) Gesetz' von 1844 empfohlen, damit die Aufhebung des 
Art 18 des Gesetzes Yom 15. Mai 1850, welches die bisher von der 
Patentabgabe bestandene Befreiung für solche laodlichen Gewerbe 
aufhob, die sich mit der Verarbeitung der Ackerbau-Erzeugnisse 
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mittelst chemischer Mittel, Maschinen und Utensilien, welche nicht 
für gewöhnlich in der Landwirthschaft gebraucht werden, beschäf- 
tigen. Der Budgeteatwurf lür 1871 soll eine Merauf bezügliche 
Bestimmung enthalten. . 

Dnroh ein Dekret vom 8. Februar 1868 ist den meisten Wnn- 
sehen entsprochen worden, welche die Knstenbeyölkemng der Bre- 
tagne in Betreff zu gewährender Erleichterungen bei dem Sammeln 
des Seegraeea erhoben hat. Aber die Kommission wfbrde es för 
nützlich halten, wenn der Marineminister die Frage prüfen liesse, 
ob es nicht möglich wKre, entweder wie bei dem Fisch&nge be- 
stimmte Zonen festzusetzen, oder den Landwirthen zu erlauben, das 
Seegras in einer bestimmten Ausdehnung zu bammeln, ohne nüLhig 
zu haben, sich einschreiben zu müssen.*) 

Seidenzucht. — Die Krankheit der Seidenraupe, welche eine 
der glücklichsten unserer Industrien vollständig zu vernichten druhte, 
erregte die Aufmerksamkeit der Regierung, welche die Ursachen der- 
selben erforschen Hess und diejenigen Massregeln, welche zu ergrei- 
fen wären, sie zu bekämpfen oder ihre Folgen mindestens abzu- 
schwächen. In dieser Absicht wurden Gelehrten und Praktikern 
Aufträge ertheilt. Eine aus den berühmtesten Gelehrten, Geschäfts- 
leuten und den erfahrensten Seidenafichtem bestehende Gentral-Kom- 
mission wurde von £w. Majestät in das Ackerbau-Ministerium be- 
rufen« Nach dem Vorschlage dieser Kommission hat die Regierung 
in den Seidenbau treibenden Departements Prämien ausgesetzt, um 
zu bewirken, dass die Zahl der kleinen Znchten für gesunde Grai- 
nes yermehrt werde. 

Ein im Jahre 1865 Herrn Pasteur ertheilter und seitdem ver- 
längerter Auftrag hat wichtige wissenschafLliche Erfolge gehabt. Der 
hervorragende Akadnitiker hat die Mittel kennen gelehrt, auf prak- 
tischem Wege die Anwesenheit jener Körperchen zu entdecken, 
welche die Krankheit verursachen, und der Krankheit vollständig zu 
begegnen dadurch, dass man alle von „Körperchen" entlialtenden 
Schmetterlingen stammenden tiraines von der Zucht ausschliesst* 

Damit die Züchter von den Entdeckungen und Belehrungen 
Pasteur's Nutzen ziehen könnten, hat der landwirthschaftliche Mi- 
nister auf Vorschlag der erwähnten Centrai-Kommission eine grosse 



*) Wer den Seofischfant^ betreiben oder Seep^ras sammeln will, rnnss sich in 
die Listeu der Kriegsmarine eintragen lassen, wird also vorkotuinenUeii Falles 
snm Dienste in der Mtrine herangezogen. F. 
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Zahl von Mikroskopen in den Seidenbau treibenden Departements 
verbreiten, auch die Berichte Pasteur's drucken und vertheiion 
lassen. 

Andrerseits haben Ew. Majestät den Znchtem die CMnes zur 
Verfügung gestellt, welche der Herrscher von Japan geschickt hatte, 
und die Verwaltung hat alle Massrogeln ergriffen, welche in ihrer 
Macht standen, um den Ursprung der aus Japan kommenden Grai- 
oes als Originalsendung aicher £u stellen. 

Die Enquete-Kommission hat gewünscht» dass die Rogierang den 
eingeschlagenen Weg weiter verfolge und insbesondere fortfahre, die 
Anwendung der von Fasteur vorgeschlagenen Methode zu unter« 
stützcu. 

Oeff entliehe Unterstützungen (Armenpflege) auf dem Lande. — 
Trotz der Opfer, welche sich die Departements alljährlich behufs 
der Unterstützung armer Gemeinden auferlegen, ist doch alle Welt 
darin einig, zu gestehen, dass die Armenpflege, besonders in den 
grossen Städten reichlicher und vollständiger ist als auf dem platten 
Lande. Dieses Zurückstehen des platten Landes dürfte, so meint 
nlan, dazu beitragen, das Zuströmen der ländlichen Bevölkerung zu . 
den Städten au vermehren. Die Enquete^Kommission hat sich daher 
aus zwei&cher Ursache, nämlich wegen des landw. Intwessea und 
aus Menschenliebe, mit dieser Frage eingehend befiust Sie hat vor 
Allem nach Mitteln gesucht, mit deien Hülfe man den bestehenden 
Zustand verbessern konnte, hat aber von vorn herein jeden Gedan- 
ken an staatliche Organisation abgewiesen. 

Sie ist der Meinung gewesen, dti^s die Armenpflüge wesentlich 
lokaler ^'atur sei, daher die Frage nach Massgabe der Verhältni.<se 
verschiedene Lösungen zulavsse. Sie hat auch dem Gedanken an 
obligatorische Taxen nicht Raum gegeben, welche zu sehr den Ar- 
mentaaen gleichen würden, gegen welche das Beispiel Englands spreche. 
In Betreff der Kantons- Hospitäler (Kreis-Armenhäuser) bat sie, abgesehen 
von den enonnen Kosten, welche die unmittelbare Errichtung der- 
selben im ganzen Reiche verursachen würden, geglaubt, dass man in 
derartigen Einrichtungen nicht in gleichem Grade wie in den Städten 
die noihwendigen ärsstlichen Hul&ndttel zur Hand haben werde, wenn 
sdiwer Kranke oder Terwundete au Hause behandelt werden müsa- 
ten. Sie hat geglaubt, dass eine Lösung wesenüich in einer aus* 
gedehnteren Anwendung der weisen Bestimmungen des Gesetaea vom 
7. August 1851 zu suchen sei, welches den Krankenhäusern und 
Hospitälern der Städte die Verpfliühtuuj^ aufeiiegl, die Krauken vom 
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Lande gegen eine festgesetzte, nach Tagen 211 berechnende Gebnlir 
anferlegt Es sei die Üeberweisnng Kranker nnd Unixeilbarer armer 

Gemeinden an das ennScbst gelegene Hospital dnrch Unterstfitzung 

der Departements oder des Staates zu fördern. In Betreff der armen, 
aber gesunden Personen, der Greise, Weiber und Kinder hat die 
Kommission gewünscht, da>(S die Regierung; aufgefordert werde, die 
häusliche Unterstützung mit allen nützlicheu Mitteln zu organisiren, 
besonders durch Errichtung von Armenkassen, ohne dieselben in- 
dessen für die Gemeinden obligatorisch zu machen. 

Unterstützungen der T.andwirthschaft, — Die Commission supe- 
rieure hat dem Yon der Regierung befolgten Systeme der der Land* 
wirthschaft an gewahrenden Unterstützungen lebhaft zugestimmt, 
welche ünterstfitzungen' hauptsächlich in zahlreichen, den Vereinen 
bewilligten Subventionen, in der Einrichtung der Regional-Konkurse, 
in Ehrenpreisen, Ausstellungen, Schlachtviehkonkursen etc. bestehen. 
Sie hat nur die Regierang ermuthigen wollen, auf diesem frucht- 
bringenden Wege zu verharren. 

LandwirihschaftUcher Unterricht. — Zur Zeit, als die Commission 
superieure sich mit der Frage des landwirthschaftlichen Unterrichts be- 
schäftigte, hatte der Minister für den üffentiichen Unterricht soeben am 
Museum d'histoire naturelle (zu Paris) den berühmtesten Lehrern 
der Naturwissenschaften einen landwirthschaftlichen Unterricht über- 
tragen, welcher den Zweck hat, junge Lehrer auszubilden, die dazu 
bestimmt sind, unter den Elementariehrern die wesentlichsten land- 
wirthschaftlichen Kenntnisse zu verbreiten. Die Kommission hat 
geglaubt, dass es passend sein würde, neben dieser nützlichen Ein- 
richtung eine solche zu schaffen, wo die Söhne der grösseren Grund- 
besitzer und der reichen Pächter für ihren künftigen Lebrasberuf 
nützliche Kenntnisse und Fertigkeiten im Experimentiren erwerben 
könnten. 

Die Regierung wird zu untersuchen haben, ob es nicht möglich 
sein wird, den Wünschen der Kommission zu entsprechen, ohne 

neue lustitutc zu errichten, niuulich durch Hebung des Unterrichts 
in den bestehenden drei Regional-Anstahen. Die vor Jahresfrist 
reorganisirte Anstalt zu Grignon hat diesen Weg bereits eingeschlagen, 
die von Saulsaie nach Muntpcllicr übergesiedelte Schule wird unter 
ähnlichen Verhältnissen und mit einem ähnlichen Programme einge- 
richtet Wenn der eingeschlagene Weg Erfolg hat, so haben wir 
nicht nur eine, sondern drei Anstalten für den höheren landw. Unter- 
richt, welche durch ihr Programm den Bedürfhissen der verschiedenen 
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Gegenden entsprechen, wo sie sich befinden. Selbst wenn sich spä- 
ter, wie die Kommission meinti das Bedürfnise einer neuen Begional- 
Sohnle dringend fühlbar machen sollte^ eo würde man nach Masagabe 
der vorhandenen Geldmittel und der Möglichkeit, die hieran nothigen 
Lehrer zu gewinnen, die Errichtung einer solchen ins Auge fassen« 
Entsprechend den Wünschen der Kommission wird meine Vei^ 
waltung darüber wachen, dass die Sehulwirthschaften oder niederen 
Ackerbauaehulen (fermes ecoles) ihre Aufgabe nicht aus dem Auge 
verlieren. Ihr Zweck ist, für die fraiizüsische LauciwirtlKscIiait Leute 
auszubilden, die geeignet sind, Unteraufseher und geschickte Ar- 
beiter abzugeben. Der \^ irkri]iL;>l.reis dieser Anstalten ist dahin er- 
weitert worden, dass sie ferner nicht allein aus ihrer Gegend^ son- 
dern aus allen Departements Zöglinge aufnehmen dürfen. Auch ist 
der Ansicht der KonuuissioD, die Art der Prämiirung zu modiüziren 
und die Zahl der Prämien ansehnlich zu vermehren, entsprochen. 
Gleichzeitig ist die Pensionssumme erhöht worden, da sie zur Unter- 
haltung der Zöglinge nicht mehr genügte und den Vorstehern 
schwere Opfer verursachte. Die Verwaltung hat demnach AUes ge- 
than, was au thun möglich war, und sie hat Grund zu hoffen, dass 
immer bessere Erfolge die eingeführten Reformen rechtfertigen 
werden. 

Was die von der Commission superieure gewünschten Unter- 
stützungen betrifft, welche den ländlichen Waisenanstalteu und für 
die Entwickeluug der von den Departements und den landwirth- 
schaftlichen Vereinen zu gründenden Versuchs-Stationen zu gewähren 
sind, so theilt meine Verwaltung die Absichten der Kommission voll- 
ständig. Sie ist nur durch ihr Budget beschränkt. 

Vertretung der 1 jandwirthachaft, — Die letzten Sitzungen der 
Kommission sind der Untersuchung gewidmet worden, auf welchen 
Grundlagen eine offizielle Vertretung der landwirthschaftlichen Inter- 
essen organisirt werden könnte, indem sie als Prinzip annahm, dass 
durch die Wahl Personen au berufen wären, welche bei der Regierung 
die Bedürfnisse und Wünsche der Landwirthschaft m vertreten 
hatten. 

Die Frage, welche augenblicklioh im gesetzgebenden Körper den 
G^nstand sweier, von Mitgliedern desselben eingebrachter Gesetz- 
entwürfe bildet*), bietet bedeutende, in der Natur der Sache liegende 



*) Einer dieser Eotwürfe ist it:i Wocheablatte der „A&Daleo der Landwirth- 
schaft", 8. 128 mitgeüieilt worden. ^ F. 
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Schwierigkeiten; nach reiflichor Erwägung derselben hatdieCominission 
superieure folgende Beschlüsse gefasst: 

1. Sie glaube nicht, dass Landwirthschafts-Kammem, sei es 
für die Departenient?', sei es (dt die Arroiidissements, zu errichten seien. 
Das zerstreute Wolnien der iiandwirthe, welche die landwirthschafllichen 
JnteresseTi am besten vertreten, die geringe Neigung derselben, kostspie- 
lige Reisen zu unternehmen, die Schwierigkeit für dieselben, sich in der 
Stadt aufzuhalten, wenn die Feldarbeit dringend ihre Gegenwart verlangt, 
erscheinen ihr als zu viele Hindernisse, als dasB EinrichtuDgen dieser 
Art jemals eine solche Lebensfähigkeit erhalten wärden, um Dienste 
von einiger Wichtigkeit zu leisten. Würden übrigens die landwirth- 
schafÜichen Vereine, überhaupt alle freien Einrichtungen dieser 
Art, die sich täglich in den verschiedenen Gegenden Frankreichs 
vervielfältigen, nicht offiziellen Einrichtungen vorzuziehen sein? 

2. Die Kommisston ist der Ansicht, dass ein höherer Land- 
wirthscha/tsrath (conseil suj)eiieur de rugricultiire) zu schaffen sei, 
gewählt von den Generalräthen und zwar für jedes Departement 
ein Mitglied, zu wclcliem die Regierung berechtigt sein müsste, 
eine bestimmte Anzahl Mitgli^MleT- zu ernennen, um diejenigen wistsen- 
pchaftlichen und landwirtlisrlialtiiclien Kapazitäten hineinzubringen, 
welche bei der Wahl übergangen sind. 

Die Mitglieder würden auf 3 Jahre zu ernennen und immer 
wieder wählbar sein. Jedes Jahr hätte eine nicht länger als einen 
Monat dauernde Sitzung in Paris stattzufinden. 

Wie Ew. Majestät aus dem Vorgetragenen ersehen haben werden, 
sind einige der von der Commission superieure ausgesprochenen 
Wünsche bereits erfüUt oder befinden sich auf dem Punkte, erfüllt 
zu werden. Eine andere Reihe von Wünschen, welche sich auf die 
Zollgesetzgebung beziehen nnd augenblicklich den Gegenstand be- 
sonderer Enqueten bilden, kann nicht sofort in Angriff genommen 
werden; andere endlich werden ihre Lösung durch den in der Be- 
rathung befindlichen Code rural erhalten. Diese Punkte bei Seite 
gelassen, habe ich die besondere Aufmerksamkeit der andern Minister 
auf diejenigen Beschlüsse der Commission superieure gelenkt, welche 
in das Ressort derselben gehören. Meinerseits werde ich mich ohne 
Säumen mit der Prüfung derjenigen i*ragen beschäftigen, welche 
meiner besonderen Verwaltung angehören. 

Ich kann diesen Bericht nicht beenden, ohne Ew. Majestät 
und dem Lande die hervorragenden Männer zu empfehlen, welche 
das schwere Werk übernommen haben, die landwirthschaltliche 
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Enquete zu eioem gedeihlicheu Ende zu führea, uad welche ihre 
Aufgabe auf so würdige Weise erfüllt haben. In der kurzen 
Zeit, in welcher mir vergönnt war, bei den Berathungen der Gom- 
miflsion sup^rieure den Vorsitz tu Übernehmen, habe ich den er- 
leuchteten Eifer und dio uniioterbrocbenc Ergebenheit ihrer Mitglieder 
zu crkeiiiieii vernnKlit. und ich freue mich, hier Gelegenheit zu 
haben, diese gereclite Aneikennuntr offontJich auszusprechen. 

Die llerutliun^en dtT Cuiiiini.ssiun superieure und die denselljeii 
vorausgegangenen gewissen halten Berichte bilden die kostbarsten Do- 
kumente der landwirthschaftlichen Enquete. Die Enquete selbst 
wird lange Zeit eine fruchtbringende Fundgrube sein, aus der die 
Männer, welche sich mit dem Studium der landwirthschaftlichen, 
mit dem Gedeihen des Landes so innig verbundenen Fragen le 
schäftigen, scüopfen werden. 



Ich habe die Ehre zu sein 

mit der tiefsten Ergebenheit 
Ew. Majestät 

sehr unterthäniger, sehr gehorsamer und sehr getreuer 

Untertban, 

Der Minister für Eandwirthschalt und Handel, 

Eouvet. 



Druck vou Kduard Krause in Berlin. 
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